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Beginn: 10:05 Uhr 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren, ich heiße Sie herzlich willkommen zu 
unserer 67. Sitzung des Landtags Nordrhein-
Westfalen in dieser Wahlperiode. Mein Gruß gilt 
auch unseren Besucherinnen und Besuchern auf 
der Zuschauertribüne sowie den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich fünf Abge-
ordnete entschuldigt; ihre Namen werden in das 
Protokoll aufgenommen. 

Meine Damen und Herren, wir treten in die Bera-
tung der heutigen Tagesordnung ein.  

Ich rufe auf: 

1 Aktuelle Stunde 
SPD plant Abschaffung der Gymnasien – 
Unser Land braucht keine rückwärtsge-
wandte Schulstrukturdebatte 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/4895 

Die Fraktion der CDU und die Fraktion der FDP 
haben mit Schreiben vom 20. August 2007 gemäß 
§ 90 Abs. 2 der Geschäftsordnung zu der genann-
ten aktuellen Frage der Landespolitik eine Aus-
sprache beantragt. 

Ich eröffne die Aussprache und gebe für die CDU-
Fraktion Herrn Wüst das Wort.  

Hendrik Wüst (CDU): Hochverehrte Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Über zwei Jahre nach ihrer Abwahl macht die 
nordrhein-westfälische SPD den Versuch, am 
Samstag in Bochum ein erstes eigenständiges po-
litisches Konzept zu beraten. Es ist positiv festzu-
halten, dass von Ihnen überhaupt einmal etwas 
kommt. Denn bisher ist außer dem auch jetzt wie-
der zu hörenden Getöse nicht viel von ihr ge-
kommen. Das ist keine ausreichende Basis für ei-
ne ernsthafte politische Auseinandersetzung. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Die Wählerinnen und Wähler erwarten von Ihnen – 
dieser Aufgabe kommen Sie viel zu spät nach –, 
dass Sie politische Alternativen anbieten. Ich bin 
froh, dass die Bürgerinnen und Bürger jetzt lang-
sam, aber sicher Butter an die Fische bekommen, 
wenn es darum geht, was Ihre Alternative ist und 

wo die viel zitierte klare Kante Ihrer neuen Vorsit-
zenden zu finden ist. 

Die klare Kante sieht am kommenden Samstag 
zugegebenermaßen nur so aus wie ein entschlos-
sener Griff in die politische Mottenkiste der einst-
mals großen nordrhein-westfälischen Sozialde-
mokratie. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Als am 1. März 1978 die Einschreibungslokale für 
das Volksbegehren gegen die Koop-Schule 
schlossen, hatten Sie sich einen kräftigen Schlag 
auf die Nase abgeholt. 3,6 Millionen Bürgerinnen 
und Bürger des Landes hatten dem SPD-Modell 
eine Absage erteilt. Es ist schon tragisch, dass 
Sie nach Ihrer historischen Wahlniederlage fast 
30 Jahre später immer noch auf diesem alten La-
denhüter sitzen. Mit Frau Kraft marschiert die 
SPD mit Volldampf zurück in die 70er-Jahre. 

(Beifall von der CDU) 

Die SPD kümmert sich wieder nur um Systeme, 
statt um Schülerinnen und Schüler und um Lehre-
rinnen und Lehrer. Sie wollen das bewährte 
Schulsystem zerstören und ein anderes System 
an die Stelle setzen. Das wird klar. 

(Frank Sichau [SPD]: Wo ist das bewährt?) 

Wenn Frau Kraft hier wäre – ich habe gestern 
schon einmal den Versuch gemacht –, aber wahr-
scheinlich ist sie noch nicht im Hause –, dann 
könnte ich ihr noch einmal … 

(Zurufe von der SPD) 

– Wo ist sie denn? – Ja, da ist sie. Schön, Frau 
Kraft. Ich habe Ihnen etwas mitgebracht. Haben 
Sie schon einmal in Ihrer Heimatstadt Mülheim mit 
den Lehrerinnen und Lehrern, den Schülerinnen 
und Schülern von der Karl-Ziegler-Schule, der 
Luisenschule, der Otto-Pankok-Schule, des Städ-
tischen Gymnasiums in Broich oder Heißen ge-
sprochen, um zu erfahren, was die davon halten, 
dass Sie ihnen das Gymnasium zerschlagen wol-
len? 

(Frank Sichau [SPD]: Wer will das denn?) 

Ich glaube, das haben Sie bisher nicht gemacht. 
Aber wenn Sie schon konkret werden wollen, 
dann müssen Sie sich auch mit den Folgen Ihrer 
Politik auseinandersetzen. Bei Ihnen gibt es nur 
noch Schulen mit 1.000 Schülern. Alle anderen 
kleinen Schulen können nicht existieren und wer-
den plattgemacht.  
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Gerade in den ländlichen Gebieten bedeutet das 
längere Schulwege und viele kleine Städte und 
Gemeinden wären ohne weiterführende Schulen – 

(Zuruf von der SPD: Herr Wüst, wer im 
Glashaus sitzt …!) 

von den Investitionen in Milliardenhöhe, die Sie 
den Schulträgern, den Städten und Gemeinden, 
aufbürden, ganz zu schweigen. 

Es gibt keine einzige wissenschaftliche Expertise, 
dass Ihr Modell der Einheitsschule besser als das 
Schulsystem ist, das wir heute haben. Das be-
weist nur, dass die Sozialdemokraten von Schul-
politik keine Ahnung haben.  

Denn wie war die Situation im Jahr 2005, als Sie 
abgewählt worden sind? 

(Zuruf von Frank Sichau [SPD]) 

Nirgendwo waren die Bildungschancen so stark 
vom Geldbeutel abhängig wie in Nordrhein-
Westfalen, liebe Sozialdemokraten. 

(Beifall von CDU und FDP) 

25 % der unter fünfzehnjährigen Schülerinnen und 
Schüler konnten nicht ordentlich Lesen, Schreiben 
und Rechnen. Mehr als jeder zehnte Hauptschüler 
hat die Hauptschule ohne Abschluss verlassen. 
Das sind über 5.000 Schüler jedes Jahr oder 240 
ganze Schulklassen, die in Nordrhein-Westfalen 
ohne Perspektive in die Zukunft entlassen worden 
sind. 

(Zuruf von Sören Link [SPD]) 

In keinem anderen Bundesland waren die Leis-
tungsunterschiede zwischen Kindern mit und oh-
ne Migrationshintergrund so groß wie in Nord-
rhein-Westfalen. Nirgendwo war die Lehrer-
Schüler-Relation so schlecht wie bei uns. Über 
5 Millionen Stunden Unterricht sind ausgefallen 
und es sind 6 Millionen Stunden Vertretungsunter-
richt erteilt worden. Allein auf der Stundentafel der 
Abiturienten gab es schon ein Jahr Unterricht we-
niger; wegen Unterrichtsausfalls und Vertretungs-
unterrichts gab es noch ein Jahr Unterricht weni-
ger als beispielsweise in Bayern. Das ist Ihre Bi-
lanz. Sie haben in 39 Jahren nichts Rechtes hin-
bekommen und wollen uns jetzt daran hindern, 
Ihre Fehler auszumerzen. 

(Beifall von SPD und FDP) 

In dem Wissen, wie Sie mit unserem derzeitigen 
Schulsystem umgegangen sind, als Sie noch Ver-
antwortung getragen haben, ist es schon eine be-
sondere Dreistigkeit, dass ausgerechnet Sie jetzt 
das Schulsystem zerstören und an dessen Stelle 

ein anderes setzen wollen. Hören Sie einmal auf 
Ihre Schulpraktiker, die Ihnen, Frau Kraft, vor ei-
nigen Tagen einen Brief geschrieben haben. Dar-
in heißt es: 

Wir halten die Vorschläge in dem vorliegenden 
Antrag für eine Schulstrukturreform weder für 
hinreichend begründet noch für vermittelbar 
und politisch durchsetzbar. 

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD]) 

Sie unterhöhlen ein in langen Jahren gewachse-
nes Vertrauen in eine verlässliche und auf einen 
breiten Konsens ausgerichtete Bildungspolitik der 
SPD und führen zurück in alte Gräben. Sie ver-
hindern jede Verbesserung der Bildungsleistung 
für Kinder sozial Schwächerer, weil sie real 
machbare Alternativen ausklammern und auf Illu-
sionäres verweisen. 

Das schreiben Ihre eigenen bildungspolitischen 
Experten. Ich glaube, dem ist nix hinzuzufügen. 

(Zuruf von der SPD: Das heißt „nichts“!) 

Sie wollen ein System sozialistischer Schulfabri-
ken. 

(Lachen von der SPD) 

Sie machen sich reif für einen Pakt mit Herrn Sa-
gels Kommunisten. 

(Widerspruch von der SPD) 

Ihre Schulpolitik eignet sich wunderbar für ein 
gemeinsames ideologisches Projekt. Ich sage: 
Keine Experimente auf dem Rücken unserer Kin-
der. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Wüst. – Für die FDP-Fraktion spricht nun 
Frau Pieper-von Heiden. 

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Das SPD-Konzept 
einer Gemeinschaftsschule ist sachlich verfehlt 
und politisch nicht durchsetzbar. – Deutlicher 
könnte die Kritik an den SPD-Plänen zur Einheits-
schule nicht sein. Was diese Ablehnung der Ein-
heitsschule aber zu etwas Besonderem macht, ist 
die Tatsache, dass sie aus den Reihen der Sozi-
aldemokraten stammt. Wir werden nicht zulassen, 
dass dieses Leid tatsächlich über unsere Schüler, 
Eltern und Lehrer hereinbricht. 

Sie wollen einfach das gegliederte Schulsystem 
abschaffen. Das wäre der Weg zurück in die tiefs-
te bildungspolitische Vergangenheit der SPD  
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(Sören Link [SPD]: Da sind Sie doch schon 
lange!) 

und letztlich die Rückkehr zum gescheiterten i-
deologischen Modell der Koop-Schule. Wenn Ihr 
abstruser Schultraum Realität würde, Frau Kraft 
und Frau Schäfer, müssten die Kommunen erst 
einmal ein riesiges Investitionsprogramm aufle-
gen, um Ihre Mammutschulen zu bauen. 

(Zuruf von der SPD: Quatsch!) 

Ich höre heute schon das „Dankeschön!“ unserer 
Kommunen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist dann ja nicht 
mehr Ihr Problem!) 

Unter 900 bis 1.000 Schülern funktioniert das Mo-
dell mit einem differenzierten Fächerangebot 
nämlich nicht. Oder wollen Sie alle Schüler über 
einen Kamm scheren, alle zum gleichen Ziel füh-
ren? Das wäre eine abenteuerliche Idee. Aber ich 
versichere Ihnen: Mit uns wird es das alles nicht 
geben. Wir investieren nicht in Beton, sondern in 
Köpfe. 

(Beifall von CDU und FDP)  

Bei der Verbesserung von Bildungschancen unse-
rer Kinder geht es nicht darum, eine Schulform 
oder gar das gegliederte Schulsystem insgesamt 
abzuschaffen, sondern unsere Schulen im beste-
henden System zu stärken.  

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der SPD, 
im Schulteil Ihres Leitantrags kleben Sie mit Ihrem 
Wunschtraum der Abschaffung des Gymnasiums 
und der Kreation der Einheitsschule an der nar-
renhaften Vorstellung, alles würde besser, wenn 
die Kinder nur alle in eine gemeinsame Klasse 
gingen. Aber das wäre in etwa so erfolgreich wie 
eine rektale Zahnbehandlung. Man kommt nicht 
zum Ziel, aber man richtet bestimmt jede Menge 
Schaden an. 

(Beifall von FDP und CDU – Heiterkeit) 

Begreifen Sie doch endlich, dass es auf etwas 
völlig anderes ankommt: Es geht darum, jeden 
einzelnen Schüler individuell zu fördern. Dazu ge-
hört nun einmal Differenzierung – sowohl bei den 
Schulformen als auch innerhalb einer Schule 
selbst. FDP und CDU haben das Prinzip der indi-
viduellen Förderung sogar im Schulgesetz veran-
kert.  

Frau Schäfer, was ist los mit Ihnen? Am 
22. September 2004 haben Sie in diesem Hohen 
Hause gesagt:  

„Grundlegende Veränderungen in der Struktur 
brauchen einen breiten gesellschaftlichen Kon-
sens. Diesen Konsens sehe ich zurzeit … nicht.  

Darum bleibe ich dabei: Es geht vorrangig um 
die Reformen im gegenwärtigen System, die 
wir entschlossen angehen.“ 

Ich frage mich nun, ob Sie das damals überhaupt 
ernst gemeint haben. Oder haben Sie damals aus 
wahltaktischen Gründen die Unwahrheit gesagt 
und wussten bereits, dass Sie es anders wollten? 
So lange liegt das nicht zurück. 

(Beifall von der CDU) 

Mit den alten ideologischen Träumen aus der Mot-
tenkiste wird keine Stunde mehr Unterricht erteilt, 
und keine Unterrichtsstunde wird besser.  

(Zuruf von der SPD: Noch!) 

Frau Schäfer, Sie sagten am 22. September 2004 
weiter: 

„Wir gewährleisten nicht nur eine möglichst frü-
he, sondern auch eine möglichst intensive und 
individuelle Förderung aller Schülerinnen und 
Schüler. Die Schule soll zu einem Ort der Ta-
lentfindung und der Talentförderung werden.“ 

Alles nur Lyrik, wie Ihr Leitantrag heute beweist. 
Gerade das treibt auch Ihre eigenen Schulprakti-
ker zur Verzweiflung. Die wollen nämlich nicht, 
dass Sie das Gymnasium abschaffen. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der SPD, 
haben Sie sich einmal die aktuellen Ergebnisse 
der Lernstandserhebungen angesehen? Wo wer-
den denn die besten Ergebnisse erzielt? Mit gro-
ßem Abstand an unseren Gymnasien, und zwar 
unabhängig davon, ob die Schule in einer sozial 
schwierigen oder sozial bevorteilten Wohngegend 
liegt. 

(Sören Link [SPD]: Wen wundert das denn?) 

Sie wollen mit Ihrer Einheitsschule keine Talent-
findung, von der Sie noch im Jahr 2004 gespro-
chen haben, sondern riskieren wissentlich eine 
Talentvernichtung. Individuelle Förderung klappt 
nur dann, wenn man stark differenziert – im 
Grundsätzlichen durch das gegliederte Schulsys-
tem, aber auch innerhalb der einzelnen Schulfor-
men. Dann bleibt für die Lehrer noch genug Ar-
beit, um jedem Schüler individuell gerecht zu wer-
den, um jeden Schüler zu bestmöglichen Leistun-
gen zu führen. 

Akzeptieren Sie endlich, verehrte Damen und 
Herren der SPD, dass es eine Menge Kinder gibt, 
die schneller, selbstständiger und gründlicher vor-
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anmarschieren können als andere. Die brauchen 
eine frühe und anspruchsvolle Herausforderung 
und finden diese in der Regel im Gymnasium. 
Oder wollen Sie diese Kinder solange wie möglich 
allenfalls auf ein mittleres Niveau einschwören?  

Dann gibt es andere Kinder, mit denen man sehr 
intensiv arbeiten muss, um ihre im objektiven 
Vergleich vielleicht kleineren Stärken zu einem 
großen Gewinn für sich selbst und die gesamte 
Gesellschaft zu machen. 

Wichtig ist, dass das System zu jeder Zeit durch-
lässig ist, und zwar nach oben. Viele Schüler ma-
chen in einer späteren Entwicklungsphase Sprün-
ge nach vorn, und dann muss man ihnen die Mög-
lichkeit geben, unbürokratisch auf die nächsthöhe-
re Schulform zu wechseln. 

(Sören Link [SPD]: Aber gerade das verhin-
dern Sie doch im Moment!) 

Das haben FDP und CDU im Schulgesetz veran-
kert. 

(Beifall von FDP und CDU) 

In den Klassen 5 und 6 können Schüler am Ende 
eines jeden Halbjahres und danach zum Ende ei-
nes jeden Schuljahrs in die nächsthöhere Schul-
form versetzt werden.  

Nordrhein-Westfalen soll wissen: Wir stehen fest 
zum gegliederten Schulsystem und zu den Re-
formen im System. Nur so werden die Bildungs-
chancen unserer Kinder verbessert. Das wollen 
wir. 

(Beifall von der FDP) 

Wir wollen die qualitative Verbesserung und keine 
Herumpfuscherei am System, um von den Inhal-
ten abzulenken. Das haben Sie jahre- und jahr-
zehntelang getan, ohne einen einzigen Schritt 
vorwärtszukommen. – Danke für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Pieper-von Heiden. – Für die SPD-Fraktion 
spricht Frau Schäfer. 

Ute Schäfer (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen, liebe Kollegen! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die Heftigkeit Ihrer gestrigen 
Attacke und die Tatsache, dass Sie eine Aktuelle 
Stunde zu diesem Thema, das wir erst am Sams-
tag innerparteilich diskutieren werden, beantragt 
haben, macht deutlich, wie groß mittlerweile die 
Verunsicherung in Ihren Reihen ist. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Frau Kraft kommt gerade von einem Radiointer-
view. Da ging es eine Stunde lang in WDR 5 um 
die Gemeinschaftsschule. Es gab keine einzige 
kritische Hörermeinung zu diesem Thema. Hören 
Sie sich diese Sendung einfach einmal an! Dann 
wissen Sie, was im Land diskutiert wird. Sie soll-
ten deshalb etwas gemäßigter agieren.  

Da Sie, meine Damen und Herren, so an unserer 
Parteidiskussion interessiert sind, nehme ich Sie 
gerne einmal mit in die Entwicklungsgeschichte 
unserer bildungspolitischen Überlegungen: In der 
letzten Legislaturperiode, so weit gehe ich zurück, 
hat Rot-Grün entscheidende Maßnahmen zur 
qualitativen Verbesserung unseres Bildungssys-
tems auf den Weg gebracht. Beispielhaft nenne 
ich die Bildungsvereinbarung in den Kindertages-
stätten, die Einführung der offenen Ganztags-
grundschule, die Einführung von Lernstandserhe-
bungen, die Einführung der mittleren Abschluss-
prüfung und des Zentralabiturs und die Vorberei-
tung einer flächendeckenden Schulinspektion.  

Die letztgenannten Maßnahmen stehen dabei in 
einem unmittelbaren Zusammenhang mit unserer 
Vorstellung und unserer Umsetzung der Selbst-
ständigen Schule mit dem Fokus auf Transparenz 
und Vergleichbarkeit und mit dem Gedanken ei-
nes neueren Steuerungssystems in der Schule. 

Diesen eingeschlagenen Kurs setzen wir in der 
SPD in unserem Sinn in dem Konzept „Die beste 
Bildung für alle“ konsequent fort.  

Lassen Sie mich einige der zentralen Forderun-
gen in unserem Konzept ausdrücklich benennen. 
Wir wollen die Gebührenfreiheit für Bildung von 
der Kita bis zum Hochschulstudium. 

(Beifall von der SPD) 

Wofür sind Sie verantwortlich? – Sie haben in 
zwei Jahren die Erhöhung der Kindergartenbei-
träge in Nordrhein-Westfalen zu verantworten. 
Das ist Ihre Politik! 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Ralf Witzel 
[FDP]) 

Wir wollen die frühkindliche Bildung stärken. Was 
machen Sie? – Sie legen einen Gesetzentwurf 
vor, in dem der Bildungsbegriff verkümmert.  

(Beifall von der SPD) 

Wir wollen einen Bildungsganztag an allen weiter-
führenden Schulen.  

(Michael Solf [CDU]: Warum haben Sie es 
nicht gemacht?) 
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Was fällt Ihnen ein? – Samstag statt Ganztag! 

(Beifall von der SPD) 

Wir wollen außerdem längere gemeinsame Lern-
zeiten. Wir haben uns nach langer Diskussion mit 
vielen gesellschaftlichen Gruppierungen dafür 
entschieden. Wir stellen uns dieser Diskussion als 
Partei. Ich sage Ihnen: Sie können die Probleme 
genauso sehen wie wir; aber Ihnen fehlt der Mut, 
sich den Herausforderungen zu stellen.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Stattdessen greifen Sie zurück auf eingeübte Plat-
titüden aus der Vergangenheit.  

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Mottenkis-
tenpolitik! – Ralf Witzel [FDP]: Sie tun das!) 

Noch einmal zur Klarstellung: Für die SPD steht 
fest, dass eine Veränderung der Struktur allein 
noch keine qualitative Verbesserung im eigentli-
chen Sinne ausmacht.  

(Zurufe von der CDU)  

Das wissen wir; da müssen Sie uns gar nicht 
schlau machen. In unserem bildungspolitischen 
Entwurf beschreiben wir einen notwendigen Ver-
änderungsprozess. Die Reform des Schulsys-
tems, um zu längeren gemeinsamen Lernzeiten 
zu kommen, ist ein Baustein in diesem Prozess.  

(Beifall von SPD und Andrea Asch [GRÜNE]) 

Frau Pieper-von Heiden, es ist richtig: Ich habe im 
Januar 2005 hier gesagt, dass grundlegende Ver-
änderungen der Struktur einen breiten gesell-
schaftlichen Konsens brauchen.  

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Diesen Konsens sehe ich zurzeit nicht. Das habe 
ich 2005 gesagt. Aber es hat sich in der letzten 
Zeit viel verändert. Lesen Sie keine Zeitungen? 
Merken Sie nicht, was in der Welt passiert? 

(Beifall von der SPD) 

Die Befürworter eines Wandels mehren sich. 
Auch der notwendige gesellschaftliche Konsens 
wächst. Wissen Sie wo? – Auch in den Reihen 
der CDU und der FDP.  

(Zustimmung von der SPD) 

Die Menschen begreifen, dass es ungerecht und 
unsozial ist, Kinder mit neun oder zehn Jahren auf 
unterschiedliche Schulformen aufzuteilen. Die 
Menschen begreifen, dass es vernünftig ist, alle 
länger gemeinsam lernen zu lassen, weil dann al-
le eine bessere Bildung bekommen.  

(Beifall von der SPD) 

Dazu kommt, dass viele Kommunen in Nordrhein-
Westfalen berechtigte Sorgen um den Erhalt ei-
nes wohnortnahen, qualifizierten Bildungsangebo-
tes haben und nach Lösungen suchen. Horstmar 
und Schöppingen waren unter der Federführung 
der CDU sozusagen Pioniere. Sie fordern eine 
Gemeinschaftsschule mit längeren gemeinsamen 
Lernzeiten bis zur siebten Klasse.  

Frau Pieper-von Heiden und Herr Wüst, dafür 
braucht man keine Mammutsysteme. Was Sie in 
die Fläche streuen, ist ein billiges Argument, um 
Verunsicherung im Land zu schaffen! Das ist völ-
liger Quatsch! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Fragen Sie einmal Bildungsforscher und Exper-
ten. Sie können Ihnen das berechnen. Es gibt da-
zu Berechnungsmodelle von Kommunen. Bauen 
Sie keinen Popanz auf! 

(Zuruf von Hendrik Wüst [CDU]) 

In Ennigerloh, Frau Pieper-von Heiden, fordert die 
FDP eine Gesamtschule.  

(Zuruf von der SPD: Hört, hört!) 

In Siegburg – Herr Solf, Sie sitzen im Schulaus-
schuss – fordert die CDU eine Gesamtschule. 
Was ist das denn? 

(Zurufe von der CDU) 

Unser Angebot von der SPD ist die Gemein-
schaftsschule in der zukünftigen Schullandschaft. 
Dabei geht es uns um pragmatische, orts- und 
stadtteilgenaue Lösungen. Es geht uns um eine 
Gemeinschaftsschule, in der alle Bildungsgänge 
abgebildet werden können, und zwar – passen 
Sie auf – entweder 

(Zuruf von Hendrik Wüst [CDU]) 

– wir können denken, Herr Wüst, Sie müssen das 
Reden noch üben – 

(Heiterkeit von SPD und GRÜNEN – Hendrik 
Wüst [CDU] winkt ab.) 

integrativ oder kooperativ. Bei der Gemein-
schaftsschule geht es uns um die gemeinsame 
Entscheidung der Schule, der Schulträger und der 
Eltern über die innere Organisation einer Gemein-
schaftsschule.  

(Beifall von der SPD) 

Wir stehen zur der Aussage, dass das integrative 
Modell für uns eine besonders hohe Bedeutung 
hat. Das ist natürlich eine von uns gewünschte 
Perspektive. Aber das Angebot richtet sich an die 
Kommunen im Land, Rahmenbindungen für eine 
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Gemeinschaftsschule in kooperativer oder in inte-
grativer Form zu schaffen, wie es Eltern, Kommu-
nen und Schulträger wünschen.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Jeder kann Ihnen sagen, dass sich die Welt in 
den letzten 30 Jahren verändert hat.  

(Zuruf von der SPD: Aber nicht für die CDU!) 

Aber die CDU findet keine Antworten auf die Her-
ausforderungen der Zukunft. Stattdessen attackie-
ren Sie auf billige Art und Weise diejenigen, die 
ernsthaft nach Lösungen suchen. Das ist ein 
durchsichtiges und plattes Ablenkungsmanöver,  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

weil Ihnen der Wind vor Ort mittlerweile heftig ins 
Gesicht bläst. Nehmen Sie ihn zur Kenntnis und 
bewegen Sie sich endlich! Beharren Sie nicht so 
stur auf ihrem mehrgliedrigen Schulsystem! 

(Beifall von der SPD) 

Sie geraten in eine bildungspolitische Sackgasse. 
Aber wir werden am Samstag Beschlüsse fassen; 
da können Sie ganz beruhigt sein. Wir haben 
noch viel Zeit, um mit den Menschen zu diskutie-
ren.  

(Zuruf von Hendrik Wüst [CDU]) 

– Herr Wüst, ich finde, das ist genau der richtige 
Zeitpunkt. Das kommt gerade richtig. – Herzlichen 
Dank! 

(Beifall von SPD und Andrea Asch [GRÜNE]) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Schäfer. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht jetzt Frau Löhrmann. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Was erleben wir in der jetzigen Diskus-
sion? – Wir erleben, dass sich eine große Partei 
in Nordrhein-Westfalen, nachdem sie abgewählt 
worden ist und nachdem sie einräumt, Fehler in 
der Bildungspolitik gemacht zu haben, neu auf-
stellt.  

(Zurufe von der CDU) 

Für uns kam das alles ein bisschen zu spät. Wir 
finden auch, dass an der einen oder anderen Stel-
le möglicherweise kommunikative Fehler gemacht 
werden. Aber wir finden es vom Grundsatz richtig, 
dass das so passiert.  

Wir erleben auf der anderen Seite, dass eine an-
dere große Partei, die auch den Anspruch hat, für 

alle Menschen in Nordrhein-Westfalen zu spre-
chen und Politik zu machen, das abblockt und 
sich nicht auf den Weg macht. Sie beschäftigt sich 
nicht dem, was die Menschen vor Ort in Nord-
rhein-Westfalen diskutieren und wollen. Denn ir-
gendwo im Schulsystem unseres Landes ist et-
was nicht in Ordnung.  

Wenn ich der SPD vorwerfe, dass sie Fehler 
macht und Fehler gemacht hat, weil es nicht 
reicht, Gesamtschule und Gymnasium gegenein-
ander zu stellen,  

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Das ma-
chen wir doch gar nicht!) 

werfe ich Ihnen von der CDU aber vor, dass Sie 
erst gar nicht anfangen zu überlegen, was ver-
kehrt ist und was Sie grundsätzlich anders ma-
chen müssen. Das möchte ich am Anfang hier 
sehr deutlich sagen. Ich lege meine Notizen bei-
seite, weil ich merke, wie diese Debatte abläuft. 
Wir drohen, in einen Stellungskrieg zu geraten. 
Für die Menschen in unserem Land kommt nicht 
etwas nach vorne Gerichtetes heraus. Das ist das 
Problem. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir Grünen – das sage ich sehr deutlich – bege-
ben uns ausdrücklich nicht in diesen Stellungs-
krieg, weil wir glauben, dass wir so für die Men-
schen und für die Schulen nicht weiterkommen. 
Davon sind wir überzeugt. 

(Bernhard Recker [CDU]: Stellungskrieg ma-
chen wir jede Woche!) 

Wir haben uns als Grüne nach PISA grundsätzlich 
neu aufgestellt. Wir sind hingefahren, wir haben 
uns das angeguckt, wir haben Experten hergeholt 
und haben bestimmte Dinge in unserer Be-
schlussfassung verändert. Sie reiten immer noch 
auf Beschlüssen herum, die Sie lange vor PISA 
getroffen haben, und fangen jetzt mit einer unsäg-
lichen Kampagne an. 

Herr Wüst, wenn man Ihren Beitrag gehört hat, 
könnte man denken, Sie wären bei Lafontaine in 
die Schule gegangen, so wie Sie sich hier aufge-
stellt haben. Das kann man ja denken. Das fängt 
ja gut an. 

(Beifall von den GRÜNEN – Ralf Jäger 
[SPD]: Das war bei ihm so üblich!) 

Meine Damen und Herren, welchen Weg müssen 
wir gehen? Wir brauchen eine neue Schule. Ge-
hen Sie einmal nach Schöppingen! Ich war da 
letzte Woche. Dann erleben Sie Eltern, dann erle-
ben Sie Lehrerinnen und Lehrer, dann erleben Sie 
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Kommunalpolitiker, die sagen: Uns ist es egal, wie 
diese Schule heißt. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Wir möchten eine Schule, in der unsere Kinder, 
ohne beschämt zu werden, zu bestmöglichen Ab-
schlüssen kommen. Die Eltern sagen: Die Haupt-
schule reicht uns nicht, wir wollen eine weiterfüh-
rende Schule. 

Die Kommunalpolitiker sagen: Wir wollen unsere 
Schule behalten oder wir wollen eine bekommen. 
Die Gemeinden schließen sich zusammen und 
arbeiten kirchtumspolitikübergreifend. Wir sagen: 
Wir wollen die Wege offen halten, weil wir wissen, 
dass die Schule vor Ort Standortfaktor für die 
Wirtschaft ist. Die Kommunalpolitiker Ihrer Frakti-
on wissen doch auch – das haben Sie am Rande 
des Parteitags gesagt –: Entweder haben wir eine 
Gemeinschaftsschule, und zwar eine kleine, über-
schaubare Schule, oder wir haben wir bald gar 
keine Schule mehr. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Es muss Ihnen doch zu denken geben, dass Ihre 
Leute sagen: Leute, in den alten Schützengräben 
kommen wir nicht weiter! – Liebe CDU, arbeitet 
Euch nicht an der SPD ab! Überlegt, wie Ihr das 
machen würdet. Fahrt nach Hamburg, diskutiert 
dort mit den Leuten! Guckt nach Schleswig-
Holstein! Da gibt es diese Schulen schon, die Sie 
hier bekämpfen. Sie führen doch Phantomdiskus-
sionen. 

Fahren Sie am besten nach Finnland! Herr Wittke 
erzählt viel Unsinn, aber bei einem Satz hat er 
Recht. Er sagt nämlich: besser einmal gesehen 
als fünfmal gelesen. Der Ministerpräsident scheint 
diese vielen Papiere zur Schulpolitik nicht zu le-
sen. Dann soll er doch bitte einmal mit der „Baga-
ge“ nach Finnland fahren und soll sich das angu-
cken. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Jeder, der in Finnland war – das sage ich erfreut –, 
der sieht es anders, was in der Schulpolitik passie-
ren muss. 

Dass wir einen anderen Unterricht wollen, darüber 
sind wir uns hoffentlich einig, und darüber, dass 
es nicht nur um die Stundenzahl, sondern um die 
Qualität des Unterrichts geht. Diese Qualität des 
Unterrichts, dieses andere Lernen, dieses Führen 
der Kinder zu mehr Leistung geht nur, wenn man 
nicht sagt, man dürfe nicht darüber reden, was 
man an den Strukturen anders machen müsse. 
Vielmehr bedarf es einer nach vorne gerichteten 
strukturpolitischen Diskussion, die natürlich immer 

als Ausgangspunkt die Kinder, das Lernen hat, 
damit wir für die Kinder, für die Eltern, für die Leh-
rerinnen und Lehrer nach vorne kommen.  

Es geht darum, das zu diskutieren, sich das an-
zugucken, sich über die Ziele zu verständigen und 
dann zu sagen: Mensch, packen wir es für Nord-
rhein-Westfalen an! 

Die Menschen sind den Streit leid. Sie wollen, 
dass es für ihre Kinder besser wird. Das möchten 
die Eltern. Auch die Eltern in den Gymnasien se-
hen, dass da irgendetwas nicht stimmt, dass ein 
Druck durch die Verkürzung der Schulzeit, durch 
die Testverfahren aufgebaut wird, sodass die Kin-
der vor lauter Angst vor Versagen nicht mehr gut 
lernen. 

Es kann doch nicht sein, dass Sie davor einfach 
die Augen verschließen, die Schotten dicht ma-
chen, und nicht sehen, dass da etwas nicht 
stimmt und dass wir etwas weiterentwickeln müs-
sen. 

Ich sage auch eines ganz klar: Es geht überhaupt 
nicht darum, zumindest uns Grünen nicht, irgend-
eine Schule zuzumachen. Es geht nicht darum, 
eine Schule zuzumachen. 

(Zuruf von Helmut Stahl [CDU]) 

– Nein, wo steht das? Nein, Herr Stahl, in keinem 
der Papiere steht das. Das ist auch nicht der Weg. 
Jede einzelne Schule, Herr Stahl, muss von innen 
heraus weiterentwickelt werden. Die Stärken aller 
Schulformen müssen allen Kindern zugute kom-
men. Darum geht es doch. Die Stärken des Gym-
nasiums werden wir in Zukunft brauchen. 

(Beifall von Marc Jan Eumann [SPD]) 

Die Stärken der Hauptschulen werden wir in Zu-
kunft brauchen, damit für die Kinder, die mit mehr 
kognitiven Kompetenzen, aber auch mit mehr 
praktischen Kompetenzen ausgestattet sind, von 
den Kompetenzen aller Schulformen profitieren. 
Dahin müssen wir gehen. Darüber müssen wir of-
fen diskutieren. Es geht nicht darum, die Schlach-
ten zu schlagen, wie Sie das heute angefangen 
haben. Das wird dem Thema nicht gerecht. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Sie von CDU und FDP haben Ihre Hausaufgaben 
noch zu machen. Die Wirklichkeit der demografi-
schen Entwicklung wird Sie einholen. Ich bin da-
von überzeugt, dass es richtig ist, sich auf einen 
guten Weg für die Kinder und für die Zukunft 
Nordrhein-Westfalens zu machen. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 
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Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Löhrmann. – Für die Landesregierung 
spricht jetzt Frau Ministerin Sommer. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Frau Löhrmann, Sie haben 
eben eingangs Ihrer Rede gefragt: Was erleben 
wir in der jetzigen Diskussion? 

Ich greife diesen Satz auf. Nachdem ich der Dis-
kussion auch zugehört habe, frage ich mich wirk-
lich: Reden wir nicht auch – das ist zumindest 
mein Eindruck – ein Stück weit vorbei an unserer 
Thematik? Wir wollen doch heute über das Gym-
nasium reden, und wir wollen darüber reden, ob 
es in Ihren Augen abgeschafft werden muss oder 
nicht. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Auf wel-
chem Dampfer sind Sie denn? Das ist ja ein 
Ding! – Weitere Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, weil wir über das 
Gymnasium reden wollen, hätte ich es mir ge-
wünscht – weil es nicht gekommen ist, tue ich es 
jetzt an dieser Stelle –, dass man zumindest, 
wenn man ehemalige Ministerin dieses verantwor-
tungsvollen Bereiches ist, sagt: Ich finde es gut, 
dass unsere Gymnasiallehrerinnen- und lehrer so 
tolle Arbeit geleistet haben, 

(Beifall von CDU und FDP) 

dass sie unsere Kinder zu Leistung bringen und 
dass sie jetzt auch in den Lernstandserhebungen 
so gute Plätze erreichen. Das hätte ich mir ge-
wünscht. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Ich glau-
be, Sie haben das Thema verfehlt, Frau Mi-
nisterin!) 

Ich finde, Frau Schäfer, das muss man auch sa-
gen, wenn man einmal für diese Menschen Ver-
antwortung getragen hat.  

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
erst passte die Hauptschule nicht in Ihre Welt. 
Jetzt soll das Gymnasium abgeschafft werden. 

(Zuruf von der SPD: Nein!) 

Was treibt Sie dazu? 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Sie haben weder 
die Überschrift der Aktuellen Stunde noch 
den Antrag gelesen! – Prof. Dr. Gerd Boller-
mann [SPD]: Haben Sie nichts gelesen?) 

In keinem anderen Bundesland erwägt die SPD – 
schon gar nicht, wenn sie in Regierungsverant-

wortung ist – die Abschaffung des Gymnasiums. 
Ich frage Sie nun: Mit welchem Recht setzen Sie 
Ihre Ideologie über den Elternwillen? Das Gymna-
sium ist neben der Grundschule die beliebteste 
Schulform in unserem Land. 

(Beifall von der CDU – Prof. Dr. Gerd Bol-
lermann [SPD]: Wieder nicht richtig gelesen! 
Das ist peinlich!) 

Das zeigen die jährlichen Anmeldezahlen bei ei-
ner Übergangsquote von 40 %. Wollen Sie, dass 
die Eltern mit ihren Kindern künftig nach Rhein-
land-Pfalz, Hessen oder Niedersachsen fliehen, 
damit die Kinder dort ein Gymnasium besuchen 
können? 

(Dieter Hilser [SPD]: Primitiver geht es nicht 
mehr! Nur noch primitiv! – Prof. Dr. Gerd Bol-
lermann [SPD]: In welcher Debatte sind Sie 
denn?) 

Ihre Politik ist die der Zerschlagung eines funktio-
nierenden Schulsystems. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sind Sie sich im Klaren darüber – hier benutze ich 
einmal den Beer’schen Lieblingsbegriff „Chaos“ –, 
dass das ein jahrelanges Chaos an den Schulen 
im Land bedeuten würde? Sie sind offenbar be-
reit, eine ganze Schülergeneration für ihr unaus-
gegorenes Experiment zu opfern. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie haben kein Modell zu bieten, das unseren 
Kindern – Sie werden das aus Ihren eigenen Rei-
hen immer wieder gespiegelt finden – nachweis-
lich die Bildungschancen verschafft, die sie für ei-
ne erfolgreiche Zukunft brauchen. Sie lassen auch 
wesentliche Fragen unbeantwortet. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Wann ha-
ben Sie sich das letzte Mal mit Bildungsfor-
schung auseinandergesetzt? Bildungsfor-
schung ist für Sie kein Thema!) 

Was geschieht beispielsweise mit den Schulen in 
freier Trägerschaft? In den über 30 Seiten des 
SPD-Antrags findet sich kein Wort zu den auch 
bei den Eltern sehr beliebten Schulen.  

Sie drücken sich damit um die Frage, ob Sie auch 
die Gymnasien in privater Trägerschaft abschaf-
fen wollen. Das wäre verfassungsrechtlich höchst 
bedenklich. Schaffen Sie sie aber nicht ab, wür-
den diese Gymnasien einen riesigen Zulauf erhal-
ten. Eine Welle von Neugründungen wäre dann 
zu erwarten. Eine Flucht aus dem öffentlichen 
Schulwesen in bislang nie gekanntem Umfang 
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würde einsetzen. Zehn Jahre Schulchaos in Nord-
rhein-Westfalen – vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Was ist mit den Förderschulen? Besonders förde-
rungsbedürftige Kinder lernen dort unter Bedin-
gungen, die ihnen bestmögliche Bildungschancen 
eröffnen. Sollen diese Kinder künftig in Regelklas-
sen gesteckt werden, um sich dort zusammen mit 
Gymnasiasten auf das Abitur vorzubereiten? 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Zehn Jahre Schulchaos in Nordrhein-Westfalen – 
nein danke. 

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, Sie sagen, Sie wollten 
ein vollständig integriertes Schulsystem. Das be-
deutet – ich zitiere – „im letzten Aufbaustadium 
eine Gesamtschule, und zwar“ – man höre und 
staune; da gefriert einem das pädagogische Blut – 
„ohne innere Differenzierung in Leistungskurse.“ 

(Beifall von CDU und FDP – Prof. Dr. Gerd 
Bollermann [SPD]: Haben Sie pädagogi-
sches Blut?) 

Das bedeutet doch an dieser Stelle, dass Sie so-
gar die Gesamtschulen umformen und noch mehr 
Einheitsbrei machen wollen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich erlaube mir ein letztes Zitat: 

„Meine Bedenken gegen eine Schulstrukturde-
batte haben auch einen weiteren Grund. Wenn 
die Strukturfrage in den Mittelpunkt der Re-
formdiskussion rückt – oder gerückt wird –, 
dann wird sie unweigerlich einen Stellenwert 
erhalten, den ich für problematisch halte. Denn 
ich bin mir an dieser Stelle mit vielen Wissen-
schaftlern einig, dass allein die Veränderung 
der Schulstruktur nicht dazu führen würde, dass 
Deutschland bei PISA 2006 oder später besser 
abschneiden wird.“  

(Beifall von CDU und FDP) 

Bevor Sie applaudieren: Dieses Zitat stammt von 
Ute Schäfer, 7. Dezember 2004. – Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Sommer. – Für die SPD spricht nun Frau 
Hendricks. 

Renate Hendricks (SPD): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vom „in-
tellektuellen Tiefflug über eine konzeptionelle Öd-
nis“ sprach Herr Stahl gestern an dieser Stelle. 
Genau das ist der Antrag, den Sie gestellt haben.  

Aber ich sage Ihnen auch noch: Das ist nicht nur 
der Antrag, sondern auch die Diskussion, die wir 
heute Morgen hier gehört haben, und zwar geht 
es um das, was Sie und diejenigen, die auf den 
Regierungsbänken sitzen – auch Frau Sommer –, 
gesagt haben. 

(Beifall von der SPD) 

Sie beantragen allen Ernstes eine Aktuelle Stunde 
gegen die Abschaffung des Gymnasiums, mit der 
Begründung, dass der Schulfriede im Land gestört 
sei. Dabei ist die Formulierung, die Sie bringen, 
hochinteressant. Es geht nämlich nicht um die von 
Ihnen angeblich so geliebten Hauptschulen; die 
werden gar nicht erwähnt. Nein, es geht um das, 
was aus Ihrer Sicht das Flaggschiff der Bildungs-
politik ist: Das Gymnasium ist gefährdet. Daran 
kann man sehen, wo Ihr Herz tatsächlich schlägt: 
nicht dort, wo Sie es immer vorgeben. 

(Beifall von der SPD – Lachen von der CDU) 

Den Schulfrieden stört nicht die SPD mit ihrem auf 
dem Parteitag am Wochenende erst noch zu dis-
kutierenden Programm. Den Schulfrieden an jeder 
einzelnen Schule stören Sie, meine Damen und 
Herren, tagtäglich durch strukturelle Vorgaben, 

(Beifall von der SPD – Ralf Witzel [FDP]: Ab-
surd!) 

denn die Selektion erzeugt massive Konflikte, rui-
niert das Ansehen von Lehrerinnen und Lehrern, 
diskriminiert und schneidet Kinder und Jugendli-
che von Bildungschancen ab. Das ist Ihre Politik. 
Darüber können Sie auch mit individueller Förde-
rung nicht hinwegtäuschen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ihre Schulpolitik ist in vielen Punkten wahrlich 
rückwärts gewandt. Das trifft aber nicht auf die 
Diskussion der SPD zu. Es hat Sie nicht beein-
druckt, dass in der PISA-Studie bei Ländern, die 
deutlich besser abgeschnitten haben als wir, fest-
gestellt wurde, dass dort konsequent auf gemein-
sames Lernen gesetzt wird.  

Meine Damen und Herren, Sie halten weiter Ihr 
Vorurteil aufrecht, in Deutschland sei erfolgrei-
ches Lernen nur dann möglich, wenn Kinder be-
gabungsgerecht in homogene Gruppen gepresst 
werden. Die wissenschaftlichen Erkenntnisse pral-
len an Ihrem unerschütterlichen Glauben ab, Sie 
hätten ein begabungsgerechtes Schulsystem. 
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Das Schulgesetz in NRW ist ein Ausfluss von 
gnadenloser Ignoranz. Hier werden Kinder in Be-
gabungsprofile gepresst, Profile, die es eigentlich 
gar nicht gibt. Denn die Potenziale von Kindern 
sind deutlich vielfältiger als die Profile, die Sie mit 
Ihren Schulformen anbieten. 

(Beifall von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Mit diesem Antrag haben CDU und FDP nicht die 
Interessen der Kinder und Eltern im Blick. Es geht 
um die Schulform Gymnasium, nicht um das Wohl 
der Schüler und Schülerinnen. 

(Beifall von der SPD – Ralf Witzel [FDP]: 
Unverschämt!) 

Ich wundere mich, dass Sie hier heute Morgen 
nicht gleich das Gespenst der sozialistischen Ein-
heitsschule beschworen haben. Sie waren ja so-
zusagen schon dabei, die kommunistischen Län-
der zu zitieren. 

Wir wollen nicht die sozialistische Einheitsschule. 
Wir wollen die bürgerliche Gemeinschaftsschule. 
Denn in einer globalisierten Welt brauchen wir alle 
Bildungspotenziale, Bildungspotenziale der ge-
samten Bevölkerung. Ich wiederhole es: Es geht 
uns um eine bürgerliche Gemeinschaftsschule! 

Die gemeinsame Schule gibt es längst. Das ist die 
Grundschule. Die gleichen Geister, die heute das 
Gymnasium verteidigen, haben vor 80 Jahren die 
Einführung der Grundschule für alle bekämpft. 
Heute sind sowohl Eltern als auch Kinder mit der 
Grundschule signifikant zufriedener als mit den 
weiterführenden Schulen. Was also spricht dage-
gen, die gemeinsame Schulzeit auszuweiten? 

Prof. Wößmann vom Ifo-Institut sagt:  

„Die frühe Selektion, also die Aufteilung der 
Kinder nach der Grundschule, auf drei Schulty-
pen ist eine der wichtigsten Gründe für eine 
hohe soziale Selektivität des deutschen Schul-
systems.“ 

Die Chancenungleichheit in Deutschland nimmt 
zurzeit übrigens zu und nicht ab. 

Der UN-Menschenrechtsbeobachter Munoz macht 
darauf aufmerksam, dass kaum ein Bildungssys-
tem so selektiv und so diskriminierend ist wie das 
deutsche System. Er nennt die Schulen des ge-
gliederten Systems eine „Armutsfalle“. Das, meine 
Damen und Herren, praktizieren Sie mit dem 
Schulsystem in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der SPD) 

Auf solche Äußerungen von Herrn Munoz reagie-
ren dann die Kultusminister aber auch Sie auf den 

Regierungsbänken beleidigt. Denn das Schulsys-
tem ist aus Ihrer Sicht nicht veränderbar. Tatsäch-
lich schneiden Sie aber tagtäglich ganz viele jun-
ge Menschen in diesem Land von Bildungschan-
cen ab. Auch wenn Sie es nicht glauben, meine 
Damen und Herren: Die Mischung macht es!  

Nur weil sich die Regierungsfraktionen ein ideolo-
gisches Denkverbot auferlegt haben, soll auch die 
Opposition keine Folgerungen aus wissenschaftli-
chen Erkenntnissen ziehen dürfen? Ist es das, 
meine Damen und Herren, was Sie mit Ihrem An-
trag bezwecken wollen? Oder wollen Sie nicht 
eher den Versuch unternehmen, in Nord-
rhein-Westfalen mit Ihrem Antrag heute Morgen 
den Schulkrieg auszurufen? – Wir wollen keinen 
Schulkrieg, sondern wir wollen die notwendigen 
Reformen im Bildungsbereich. 

Ihr Ministerpräsident hat gestern sinngemäß auch 
gesagt, neue Wege müssten gegangen werden, 
um das Land voranzubringen. Das ist richtig. Ich 
rufe Ihnen zu: Ja, neue Wege in der Bildungspoli-
tik sind notwendig! – Die Enquetekommission 
„Chancen für Kinder“ wäre in der Lage, neue We-
ge zu denken. Ob es uns gelingt, liegt überwie-
gend an den Regierungsfraktionen. 

Meine Damen und Herren, ich schaue mich ein-
mal um. Leere Bänke bei der Regierungsfraktion, 
die diese Aktuelle Stunde beantragt hat! 

(Beifall von der SPD) 

Leere Bänke vor allen Dingen bei denen, bei de-
nen zurzeit zuhause die Diskussion um die Ge-
meinschaftsschule längst State of the Art ist. Sie 
wissen doch genau, dass die Politik, die Sie hier 
im Hause machen, mit der Wirklichkeit draußen 
nichts mehr zu tun hat. Wenn Sie nicht aufpassen, 
werden die Dämme, die Sie hier im Landtag per-
manent aufbauen, demnächst wegschwemmen. 
Wie von einem Tsunami werden Sie mit wegge-
schwemmt werden. 

Meine Damen und Herren, wir brauchen ein ver-
ändertes Bildungssystem. Frau Sommer, informie-
ren Sie sich doch bitte einfach einmal draußen in 
der Welt. Schauen Sie einmal auf das, was ande-
re Länder machen, und nicht nur auf das Gymna-
sium. Wenn Sie nur auf das Gymnasium schauen, 
können Sie sich nicht zum Wohle der Kinder in 
Nordhrein-Westfalen positionieren. Es ist an der 
Zeit, dass Sie endlich den Blick nach draußen öff-
nen, statt immer nur nach Nordrhein-Westfalen 
und auf das Gymnasium zu starren. Damit be-
kommen Sie dieses Schulsystem bestimmt nicht 
zum Wohle der Kinder verändert. 

(Beifall von der SPD) 
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Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Hendricks. – Für die CDU-Fraktion spricht 
nun der Kollege Recker. 

Bernhard Recker (CDU): Frau Präsidentin! Mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Ich wurde 
auch von SPD-Kollegen gefragt, weshalb wir die-
se Aktuelle Stunde beantragt haben. Meine Da-
men und Herren, das Thema ist höchst aktuell: 
Übermorgen will eine der großen Volksparteien 
beschließen, alle bestehenden Schulen vor Ort 
platt zu machen. Das müssen die Menschen in 
diesem Lande wissen. 

(Lebhafter Widerspruch von Ute Schäfer 
[SPD]) 

– Ganz ruhig, Frau Schäfer. – Klar ist, dass wir de 
facto Antworten auf die demografische Entwick-
lung geben müssen. Das macht man nicht mit 
dem Zerschlagen des gesamten Schulsystems, 
meine Damen und Herren, sondern es bedarf in-
telligenter Lösungen, die wir in unserem Schulge-
setz anbieten. 

Frau Schäfer, Ihre angebliche Erfolgsbilanz, hat 
leider dazu geführt, dass wir bei allen Ergebnis-
sen – auch nach PISA – das unsozialste Schul-
system haben. Meine Damen und Herren, das 
wurde gemessen. Deshalb würde ich mich an Ih-
rer Stelle mit Äußerungen etwas zurückhalten. 

(Sören Link [SPD]: Sie optimieren das noch!) 

Ich sage es deutlich: Die SPD hat – darüber sind 
wir froh – die Katze aus dem Sack gelassen: Sie 
will flächendeckend die Einführung der Gemein-
schafts- sprich Einheitsschule. Im Leitantrag wird 
als Ziel ein vollständig integratives System ange-
geben. Im Leitantrag heißt es dazu als Begrün-
dung: Das gegliederte Schulsystem ist nicht zu-
kunftsfähig. Der Zusammenhang im gegliederten 
Schulwesen und sozialer Ungerechtigkeit ist of-
fensichtlich. 

(Demonstrativer Beifall von der SPD) 

– Ich hoffe, Sie werden gleich auch noch klat-
schen, denn es gibt zu dem Thema auch noch 
andere Aussagen, wie etwa: Wir halten das Vor-
haben für sachlich verfehlt, den in der Schule Tä-
tigen für nicht vermittelbar und letztlich politisch 
nicht durchsetzbar! 

(Widerspruch von der SPD) 

– Hören Sie gut zu! Es heißt weiter, dass es für 
die Einführung der Gemeinschaftsschule keine 
wissenschaftliche Begründung gibt. Deswegen sei 
es nicht haltbar, so zu tun, als sei die flächende-
ckende Einführung der Gemeinschaftsschule die 

einzig mögliche Konsequenz aus PISA, besonde-
re Leistungen und mehr Bildungsgerechtigkeit zu 
erreichen. 

Meine Damen und Herren, das sind keine Äuße-
rungen von CDU und FDP, sondern das ist der 
Inhalt eines Schreibens von SPD-Leuten an den 
SPD-Landesvorstand von ganz großen Kommu-
nen in Nordrhein-Westfalen. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie uns schon 
nicht glauben, sollten Sie zumindest den eigenen 
Parteifreunden glauben, die deutlich artikulieren, 
dass es für die Einführung der Gemeinschafts-
schule absolut keine wissenschaftliche Begrün-
dung gibt. 

Meine Damen und Herren, ich darf dies durch 
Äußerungen unseres allseits geschätzten Profes-
sor Baumert ergänzen. Bitte hören Sie genau zu. 
Er sagt: 

„Ein distanzierter und sachkundiger Betrachter, 
der keine politischen Botschaften verkünden 
will, kommt leicht zu dem Schluss, dass die vor-
liegenden Untersuchungsergebnisse von PISA 
keineswegs zu eindeutigen Vor- und Nachteilen 
gegliederter oder einheitlicher Schulsystems 
führen, vor allem aber keine belastbaren Aus-
sagen über die Umstellung von Umstellungs-
prozessen erlauben.“  

Er sagt weiter: 

„Berücksichtigt man ferner die Kosten abrupter 
Traditionsbrüche, mit denen weder Vorstel-
lungswelten ausgetauscht noch eingeschliffene 
Handlungsroutinen ersetzt werden können, wird 
man sich hüten, Strukturdebatten aufleben und 
die Bataillone erneut Stellung beziehen zu las-
sen.“ 

(Sören Link [SPD]: Wer macht das denn?) 

Ende des Zitats von Herrn Prof. Baumert. 

(Beifall von der CDU) 

Bildungsexperten bestätigen uns, unser Schulwe-
sen muss optimiert werden. Aber sie sagen ge-
nauso deutlich, dass ein Systemwechsel eine Ni-
vellierung des Gesamtsystems zur Folge haben 
wird. 

Das bestätigt Prof. Boos aus Hamburg, wenn er 
sagt: 

„Mit der flächendeckenden Einrichtung von Ge-
samtschulen ist absolut nichts gewonnen.“ 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Sigrid Beer 
[GRÜNE]) 
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Echte Spitzenleistung erfordert eine begabungs-
gerechte Förderung. 

Meine Damen und Herren von der SPD, ich wün-
sche Ihnen schon jetzt einen wirklich lebhaften 
Parteitag und ich sage Ihnen heiße Wochen vor-
aus, falls Sie die Gemeinschaftsschule beschlie-
ßen. Denn dann müssen Sie ab der nächsten 
Woche allen Schülerinnen und Schülern, allen 
Lehrpersonen und allen Kommunen klar und deut-
lich sagen: In Zukunft wird an jedem Ort in Nord-
rhein-Westfalen das bestehende Schulsystem 
zerschlagen, falls es nach dem Willen der SPD 
geht. Es wird kein Gymnasium, keine Realschule, 
keine Gesamtschule und keine Hauptschule mehr 
geben. 

Meine Damen und Herren von der SPD, bei der 
Verkündigung dieser frohen Botschaft wünsche 
ich Ihnen recht viel Vergnügen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie sollten eigentlich ein wenig aus der Geschich-
te gelernt haben. Genau das, was wir jetzt zum 
Beispiel für die Klassen 5 und 6 und darüber hin-
aus fordern, den längeren gemeinsamen Unter-
richt, haben Sie schon einmal versucht – ich nen-
ne nur den Begriff Koop –, und Sie sind kläglich 
gescheitert. 

(Heike Gebhard [SPD]: Die Leute sind heute 
30 Jahre reifer!) 

Ich erinnere an das Jahr 2003, zwei Jahre vor der 
letzten Landtagswahl. Auch da haben Sie ver-
sucht, durch die Strukturdebatte zu punkten. Auch 
da – klägliches Scheitern. 

Ich erinnere: Im Vorfeld zu Ihrem Landesparteitag 
im Juni 2003 sah die NRW-SPD für die zukünftige 
Schulstruktur die Schaffung eines Zweisäulenmo-
dells vor, also die Abschaffung von Haupt- und 
Realschule. Kurz danach ein massiver Protest all 
derer Schulen, die von der Bildfläche verschwin-
den sollten. Und dann – ich erinnere mich – in-
nerhalb weniger Wochen der „Salto Totale“ vom 
damaligen Ministerpräsidenten Steinbrück, denn 
nur wenige Wochen danach gibt der damalige 
Spitzenkandidat der SPD der Realschule eine Be-
standsgarantie und erklärt in der „Aachener Zei-
tung“: 

„Diese Schule erlebt eine Renaissance. Ich 
denke nicht daran, diesen Schultyp kaputtge-
hen zu lassen.“ 

Meine Damen und Herren, das ist im Grunde die 
Verlässlichkeit der SPD-Schulpolitik. 

(Zuruf von Ute Schäfer [SPD]) 

Aber genau das wollen Sie nun vier Jahre später 
umsetzen, und das nicht nur bei der Realschule. 
Ich frage Sie von der SPD: Wie gehen Sie mit den 
betroffenen Schulen, den Schülerinnen und Schü-
lern, Lehrerinnen und Lehrern um, wenn Sie kon-
tinuierlich deren Existenz infrage stellen? 

(Sören Link [SPD]: Glauben Sie diesen gan-
zen Quatsch eigentlich selbst?) 

Für uns als CDU ist klar: Mit uns wird es eine Ein-
heitsschule in Nordrhein-Westfalen nicht geben. 
Wir stehen für die qualitative Verbesserung des 
gegliederten Schulsystems, und das sollen die 
Menschen in unserem Lande wissen. Weitere 
Großversuche auf dem Rücken der Kinder wird es 
mit uns nicht geben. 

(Beifall von CDU und FDP – Zuruf von Sylvia 
Löhrmann [GRÜNE]) 

Eltern, Schulen und Lehrer wollen Verlässlichkeit 
und keine unausgegorenen Experimente. – Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Recker. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht jetzt Frau Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möch-
te einmal die PISA-Gleichung des Tages aufma-
chen. Und sie ist, wie es auch sein muss, anwen-
dungs- und lebensweltorientiert und heißt folgen-
dermaßen: 

Wüste schwarz-gelbe Vermummungsstrategie – 
das haben wir heute Morgen schon gehabt – plus 
wenig glückliche Kommunikationsstrategie der 
SPD, die – das muss man deutlich sagen – auch 
fortschrittliche CDU-Menschen wieder in die Grä-
ben treibt, und ein paar gymnasiale SPD-
Partisanen mit Diskussionsbedarf macht deutlich: 
Die gemeinsame Schule in Nordrhein-Westfalen 
wird es nur mit den Grünen geben. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Martin 
Börschel [SPD]) 

Frau Ministerin, den Finnen wird in der Tat das 
Blut pädagogisch in den Adern gefroren sein bei 
dem, was Sie hier eben zur Schulformdebatte ge-
sagt haben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Der Zukunftsminister a. D. aus dem vorigen Jahr-
hundert – heute übrigens Ministerpräsident dieses 
Landes – 
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(Lachen von der SPD – Zuruf von Sören Link 
[SPD]) 

konnte gestern gar nicht – und nicht nur bei dem 
Thema Schulpolitik – der Opposition in die Augen 
blicken. Er hat konsequent seine Fraktion ange-
predigt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Er wird wissen, warum das nötig ist. Denn 
schließlich kocht die kommunale CDU-Volksseele 
mittlerweile auch in der Schulpolitik ob der gelb-
motivierten Fehlleistungen. Und der Ministerpräsi-
dent hat noch gestern versucht, sich aus der Ver-
antwortung zu stehlen: Er habe nichts mit den Er-
gebnissen der aktuellen Lernstandserhebungen 
zu tun. – Das ist bewusste Irreführung.  

Die Lernstandserhebungen haben im achten 
Jahrgang stattgefunden, und die Ergebnisse bes-
tätigen die PISA-Ergebnisse zum x-ten Mal. Die 
Lernstandsergebnisse in der Grundschule zeigen 
aber zum wiederholten Male gleichzeitig: Hier ge-
lingt es, mit einer vielfältigeren Schülerschaft, 
Leistung in der Breite zu erzielen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Diese Regierung ist seit dem Schuljahr 2005 in der 
Verantwortung. Und seitdem zählt jede Minute ei-
ner verfehlten Politik in der Sekundarstufe I dop-
pelt. Sie versuchen, die Auslese zu optimieren – 
daran krankt das System der Sekundarstufe –, und 
Sie ernten die Ergebnisse dieser verpassten Zeit. 
Sie verstärken die soziale Spaltung im Bildungs-
system. 

Medizinmann Rüttgers empfiehlt gegen die Sys-
temkrise flächendeckend einzügige Hauptschulen. 
Damit steuern Sie geradewegs darauf zu, die Ju-
gendlichen in den Hauptschulen noch weiter ab-
zuhängen und ihnen Zukunft zu nehmen. 

Die Vorschläge, die Herr Hurrelmann jetzt wieder 
einmal in einem Zweisäulenmodell macht, lösen in 
der Tat die Schulmisere nicht. Denn das Zweisäu-
lenmodell trägt die alte Begabungslehre in sich 
und betreibt weiterhin die soziale Spaltung. Das 
sind übrigens auch die neuen Ergebnisse, die – 
Herr Recker, Sie müssen auch bitte einmal das 
Aktuelle von Herrn Baumert lesen – Herr Baumert 
in Bezug auf die Regelschulen in den neuen Bun-
desländern und die Verbundsschulen dort vorlegt.  

In einem Punkt hat Hurrelmann Recht: Es ist un-
verantwortlich und es ist zutiefst asozial, die 
Hauptschülerinnen und Hauptschüler nicht aus 
ihrer Schulformfalle zu befreien, gegen die auch 
engagierte Lehrkräfte nicht anarbeiten können. 
Sozial benachteilige Schülerinnen und Schüler 

werden in eine sozial benachteiligende Schulform 
gesteckt nach dem Motto: Liebe Problemgruppen, 
kuriert euch untereinander, aber belästigt bitte die 
anderen nicht. 

(Beifall von den GRÜNEN)  

Es sind gerade Handwerk und Mittelstand in 
Schöppingen, die hinter dem Modell der Gemein-
schaftsschule stehen und sagen: Hauptschulab-
solventinnen und -absolventen werden keine Zu-
kunft mehr haben. Sie unterstützen deshalb die-
ses Modellvorhaben.  

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Sie versuchen, einen Popanz aufzubauen, und 
sind mit bewusster Desinformation unterwegs. Ich 
habe noch nirgendwo Bagger gesehen, die ir-
gendeine Schule abreißen wollen. Es geht nicht 
darum, den Menschen in Nordrhein-Westfalen 
das Gymnasium wegzunehmen.  

(Zurufe von CDU und FDP) 

Die Grünen wollen die Stärken der einzelnen 
Schulformen in der gemeinsamen Schule für alle 
Kinder wirksam werden lassen. Es ist allerdings 
erschütternd, wie unverhohlen die Philologen ih-
ren Lobbyismus pflegen und per Pressemitteilung 
verbreiten, dass es ihnen zu allererst um den 
gymnasialen Arbeitsplatz geht. Das hat nämlich 
mit dem Wohl der Kinder überhaupt nichts zu tun.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Und im Klartext heißt es sowohl bei dem Philolo-
gen- wie auch beim Realschullehrerverband: Spiel 
nicht mit den Schmuddelkindern! Die Arbeit sollen 
mal die anderen machen. Schickt uns problem-
freie Kinder, und aus denen können wir dann was 
machen. 

Und was die Elternvoten angeht: Frau Ministerin, 
Sie wissen doch ganz genau, die Landeseltern-
schaft der Gymnasien hat zu Beginn gesagt: Drit-
telparität, was sollen wir damit, die brauchen wir 
nicht. – Sie sind belehrt worden durch ihre Eltern 
vor Ort und treten jetzt dafür ein, dass sie wieder 
eingeführt wird. – Ganztag, Mittagessen am Gym-
nasium – nein, da kommen wir so drüber, das ist 
alles keine Problem. – Heute fordern die Eltern 
das auch an den Gymnasien ein. 

Wenn man gezielt informiert und diesen Weg 
geht, dann kann man die Eltern mitnehmen. Dann 
ist die Offenheit sehr groß. Diesen Informations-
weg werden wir gehen. Wir machen Information, 
wir machen Aufklärung, und wir werden dafür sor-
gen, dass sich die Menschen in Nordrhein-
Westfalen nicht von Ihnen verdummen lassen. 
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(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Schauen Sie in die Filme zum Beispiel von Rein-
hard Kahl! Nach diesen Veranstaltungen sagen 
die Eltern: Warum können wir diese Schule nicht 
für unsere Kinder haben? – Sie werden diese 
Schule bekommen – in Nordrhein-Westfalen, mit 
den Grünen. Ich verspreche für meine Fraktion: 
Wir werden Ihnen allen in diesem Haus keine Ru-
he lassen, denn es ist klar: Wir stehen ohne Wenn 
und Aber für die gemeinsame Schule, für Chan-
cengleichheit und Leistung, die die Schülerinnen 
und Schüler so dringend brauchen. 

Sie schlagen heute die Schlachten der vergange-
nen Tage. Das ist traurig für alle Kinder, die zur-
zeit in der Schule sind. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Beer. – Für die FDP-Fraktion hat der Ab-
geordnete Witzel das Wort. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Vorhang auf, die 
Maske ist gefallen. Dichtung und Wahrheit – ein 
unendlicher Fortsetzungsroman unserer Diskussi-
onen im Landtag. Jetzt liegt tatsächlich der Orien-
tierungsrahmen der SPD auf dem Tisch, den zu 
füllen Sie sich für die nächsten Jahre vorgenom-
men haben. Die Botschaft ist klar: Sie schaffen 
die Gymnasien ab. Jetzt sagen Sie es auch end-
lich offen und deutlich. Sie schaffen die Realschu-
len ab. Und dann gibt es die Einheitsschule für 
alle. 

(Heike Gebhard [SPD]: Lesen hilft manch-
mal!) 

Frau Schäfer, wenn Sie hier die Frage an die Koa-
litionsfraktionen gerichtet haben: „Lesen Sie denn 
keine Zeitung?“, dann erwidere ich Ihnen: Doch, 
sehr wohl, aber Sie wahrscheinlich nicht. Sonst 
wäre Ihnen ja nicht das entgangen, was sich im 
Blätterwald der letzten Wochen als interessantes 
Farbenspiel abgezeichnet hat. 

„Neue Westfälische“ vom 14. August: „Streit in der 
SPD NRW über Schulpolitik eskaliert. Lehrer for-
dern von Landesvorstand Kurskorrektur“. Oder 
„Westfälische Rundschau“ 22. August: „Intern regt 
sich bereits Widerstand – SPD: Gesamtschule soll 
Pflicht werden“. „Kölner Rundschau“: „Schulrevo-
lution – NRW-SPD will Haupt- und Realschule 
sowie Gymnasien abschaffen“. „Ruhr-Nachrich-
ten“: „Alle unter ein Dach – Die NRW-SPD verab-
schiedet sich endgültig vom gegliederten Schul-
system“. Und so weiter, und so fort. Dann wird in 

langen, mehrspaltigen Berichten beleuchtet, wel-
che Unzufriedenheit auch vor Ort bei Ihnen in der 
eigenen Partei, bei den Fachleuten, durch diese 
neuen Ansätze vorhanden ist. 

Deshalb, Frau Schäfer: Wenn Sie auf nette Inter-
view-Beiträge von Frau Kraft bei WDR 5 verwei-
sen und die Frage stellen, ob uns das nicht über-
zeugt, sage ich Ihnen: Nein, mich überzeugt das 
nicht. Mich würde es überzeugen, Frau Kraft, 
wenn Sie Ihren eigenen Sohn am Gymnasium 
abmelden und an einer Gesamtschule anmelden 
würden.  

(Beifall von der FDP) 

Das würde mich überzeugen. Für Sie ist die Ein-
heitsschule immer nur die beste Schule für alle 
anderen, aber nie für einen selbst. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Und deshalb ist hier auch das so interessant, was 
wir vor dem Politikwechsel diskutiert haben. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Ich habe überhaupt 
keinen Sohn am Gymnasium! Das ist Ihr 
Problem!) 

Gucken wir einmal in die Sammlung der Zitate 
von der früheren Schulministerin Ute Schäfer. 
Zum Beispiel unmittelbar vor der Landtagswahl, 
16. März, Plenarprotokoll 13/147: 

„Unser Ziel hier in Nordrhein-Westfalen besteht 
darin – und da haben wir einen klaren Auftrag –
, das bestehende Schulsystem zu optimieren, 
und darauf zielen auch alle unsere Reformen 
ab. Änderungen der Schulstruktur stehen nicht 
auf der Tagesordnung.“ 

(Zuruf von der SPD) 

Das ist das, was Sie ein paar Tage vor der Land-
tagswahl den Menschen in diesem Land weisma-
chen wollten. Und heute ist die Katze aus dem 
Sack. Heute kennen die Menschen die Wahrheit, 
und sie sind froh, dass wir das damals so klar 
demaskiert haben. Wir stehen als Koalition der 
Erneuerung zu dem, was wir vor der Wahl gesagt 
haben, auch nach der Wahl. Darauf ist Verlass in 
Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der FDP – Widerspruch von der 
SPD – Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Die Erde 
ist eine Scheibe!) 

Frau Schäfer, Sie haben gesagt: „Wir haben in 
Nordrhein-Westfalen verschiedene Bildungsgänge, 
und dabei wird es auch bleiben.“ – „Westfälische 
Nachrichten“, 30. April 2005, drei Wochen vor Ihrer 
Abwahl. Sie haben gesagt – „Westfälische Rund-
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schau“ vom 15. April 2005; etwas über einen Mo-
nat vor Ihrer Abwahl –: „Wir wollen das bestehende 
Schulsystem verbessern, und zwar durch eine 
Stärkung jeder einzelnen Schule in Nordrhein-
Westfalen.“ Am 8. Dezember 2004 in der „Westfäli-
schen Rundschau“: „Eine Einheitsschule ist nicht 
der zentrale Baustein, um zu besseren Ergebnis-
sen zu kommen.“ „NRZ“ vom 8. Dezember 2004: 
„Selbst bei Veränderungen in diesem Bereich,“ – 
gemeint war die Schulstruktur – „die es nur in ei-
nem breiten gesellschaftlichen Konsens geben 
könnte, sind unsere Probleme nicht automatisch 
gelöst.“ Dem ist nichts hinzuzufügen.  

Wir werden es Ihnen nicht durchgehen lassen, 
dass Sie hier falsche Versprechungen machen. 
Wir werden die Folgen dessen, was Ihre Be-
schlüsse in der Praxis für die Schullandschaft vor 
Ort und für die Gefährdung des Schulfriedens in 
ganz Nordrhein-Westfalen bedeuten, allen Men-
schen mitteilen. Wir werden die Gelegenheit dazu 
nutzen. Und die Bildungsergebnisse, die Sie bei 
dem Politikwechsel hinterlassen haben, sind der 
beste Beleg dafür, dass Ihre Vorstellungen von 
Bildungspolitik in der Praxis gescheitert sind. – Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Witzel. – Für die SPD-Fraktion erhält der 
Abgeordnete Große Brömer das Wort.  

Wolfgang Große Brömer (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Witzel, ich bin Ihnen dankbar, dass Sie gerade 
noch einmal deutlich gemacht haben, was Rück-
wärtsgewandtheit bedeutet. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Eingangs will ich mich bei den Kollegen Solf und 
Kaiser – ich greife sie einmal heraus – ausdrück-
lich dafür bedanken, dass sie sich nicht bereit er-
klärt haben, hier als Begründer für diese seltsame 
Aktuelle Stunde aufzutreten. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Herzlichen Dank, Herr Kaiser! Das gibt Hoffnung, 
dass vielleicht doch noch ein vernünftiger Dialog 
mit Ihnen möglich ist. 

Denn die Begründung für diese Aktuelle Stunde – 
Herr Wüst hat zu Recht den Saal verlassen; nach 
dieser Rede hätte ich das an seiner Stelle auch 
getan – 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

ist nun wirklich hanebüchen: Die von der SPD ini-
tiierte rückwärtsgewandte Schuldebatte sei wegen 
der damit verbundenen allgemeinen Beunruhi-
gung und Störung des Schulfriedens von hoher 
landespolitischer Bedeutung. Deswegen müsse 
sich der Landtag in einer Aktuellen Stunde mit 
dieser Thematik befassen. 

Meine Damen und Herren von der Regierungsko-
alition, selbst wenn es so wäre, dass durch einen 
Landesparteitagsantrag, der am kommenden 
Samstag behandelt werden soll, der Schulfrieden 
in diesem Lande massiv gestört würde: Was wol-
len Sie denn mit dieser Aktuellen Stunde errei-
chen? Sollen wir unseren Landesparteitag ver-
schieben, 

(Ralf Witzel [FDP]: Absagen!) 

und zwar so lange, bis Sie den Antrag gelesen 
haben, Herr Witzel – oder noch länger, bis Sie ihn 
verstanden haben? Sollen wir das tun? 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Diese Denkweise ist irgendwie seltsam. 

Im Übrigen fällt einem zu dem in Bezug auf die 
bildungspolitische Debatte gebrauchten Begriff 
Rückwärtsgewandtheit wirklich nur noch der uralte 
Witz von dem Geisterfahrer ein, der sich wundert, 
wie viele Autos ihm entgegenkommen. 

(Heiterkeit von der SPD – Beifall von Ralf 
Jäger [SPD]) 

Das ist Ihre Situation. Sie gucken ständig zurück 
und merken gar nicht, dass der Rest der Welt 
längst nach vorne schaut. Das ist Ihr Problem. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Sie wollen in der Tat eine grundsätzlich notwendi-
ge bildungspolitische Debatte verhindern. Sie ver-
schließen die Augen und Ohren und zitieren die 
Argumente aus dem letzten Jahrhundert. 

(Ralf Witzel [FDP]: Von 2005!) 

Dabei merken Sie überhaupt nicht, dass der Zug 
längst abgefahren ist. Die Menschen in diesem 
Lande wünschen längst ein längeres gemeinsa-
mes Lernen ihrer Kinder. Sie wollen mehr Unter-
richtsqualität und keine Selektion. 

(Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]: Sie sind 
doch abgewählt worden!) 

Das ist der augenblickliche Wille der Menschen in 
diesem Land. Sie merken gar nicht, dass der Zug 
längst abgefahren ist. Sie stehen einsam und ver-
lassen auf dem Bahnsteig und wundern sich, dass 
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Ihnen niemand mehr Gesellschaft leistet. Das ist 
doch die Situation. 

Die Qualität dieser Diskussion ist ebenso erschre-
ckend. Das ist mir noch gestern bei der Rede des 
Ministerpräsidenten zum Haushalt aufgefallen. 
Dabei hat er – wie viele Redner von Ihrer Seite – 
zum wiederholten Male die real existierende Ge-
samtschule in Nordrhein-Westfalen als vierte Re-
gelschulform mit einem integrativen – integrierten 
Schulsystem gleichgesetzt. 

Wann ist endlich jemand von Ihnen bereit, einmal 
den grundlegenden Unterschied zwischen diesen 
beiden Polen in der Diskussion klarzumachen? 
Ich wundere mich nur, dass das nicht geschieht; 
denn Sie haben ja eine pädagogische Ausbildung, 
Frau Sommer. Sie müssten das eigentlich auch 
im Kabinett erklären können. 

Ich würde das gerne tun – wenn der Ministerprä-
sident denn öfter hier wäre. Heute ist er da. Viel-
leicht haben wir heute eine Chance, den Unter-
schied zu erklären. 

Meine Damen und Herren, Frau Löhrmann hat 
eben daran erinnert, dass es notwendig ist, aus 
den Gräben herauszukommen. Ich will Ihnen in 
diesem Zusammenhang eine Hilfestellung geben. 
Herr Kollege Solf, das Gymnasion des klassi-
schen Griechenlands vor 2.000, 2.500 Jahren war 
ursprünglich eine Sportübungsstätte. 

(Michael Solf [CDU]: Ja!) 

– Sie stimmen mir zu. Dann stimmen Sie sicher-
lich auch meiner Aussage zu, dass sich die Bil-
dungsinhalte des Gymnasiums in den letzten 
2.000, 2.500 Jahren etwas verbessert haben, 

(Heiterkeit von der SPD) 

dass sie jetzt etwas breiter gefächert sind und 
dass sich auch die Qualität gesteigert hat. 

(Michael Solf [CDU]: Natürlich!) 

Es wäre schön, wenn Sie mir auch in Folgendem 
zustimmen würden: Lassen Sie nicht noch einmal 
2.000 Jahre verstreichen, 

(Beifall von der SPD) 

bis wir eine Schule für alle hinbekommen, die die 
Bildungschancen gerecht und gleich verteilt und 
jedem Kind entsprechend seiner Fähigkeiten und 
Neigungen die beste Ausbildung ermöglicht. 

Meinetwegen kann das Ganze dann auch ruhig 
Gemeinschaftsgymnasium heißen. Wir sollten a-
ber gemeinsam daran arbeiten. Verlassen Sie Ih-
re ideologische Wagenburg! Kommen Sie heraus, 
und Sie werden merken: Die Roten, die Sie um-

zingelt haben, sind gar nicht so schlimm, wie sie 
sich manchmal anhören. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Große Brömer. – Für die CDU-Fraktion 
hat jetzt der Abgeordnete Klaus Kaiser das Wort. 

Klaus Kaiser (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Große Brö-
mer, eingangs haben Sie den Kollegen Solf und 
mich ein bisschen irritiert. Trotzdem müssen wir 
jetzt zur Sache selber reden, denke ich. 

Frau Hendricks hat anfangs gesagt: Wir wollen 
keinen Schulkrieg. – Frau Hendricks, wie naiv 
sind Sie eigentlich, wenn Sie auf einem Landes-
parteitag der SPD die Abschaffung der erfolg-
reichsten Schulform in Nordrhein-Westfalen, näm-
lich des Gymnasiums, beschließen wollen und 
erwarten, dass das friedlich hingenommen wird? 

(Beifall von der CDU – Zurufe von der SPD) 

Frau Schäfer hat davon gesprochen, dass man 
sich neu orientieren wolle. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

– Ich biete bei solchen Gelegenheiten immer an, 
gleich gemeinsam zu singen. Vielleicht können wir 
uns aber darauf verständigen, uns mit dem Spre-
chen abzuwechseln. 

Frau Schäfer, Sie haben dargestellt, dass Sie sich 
neu orientieren wollen. Herr Witzel, Herr Recker 
und Frau Sommer haben hier ja alles das zitiert, 
was Sie früher Gegenteiliges gesagt haben. In ei-
nem Punkt zeigen Sie allerdings, dass die SPD 
reformunfähig ist und sich kein bisschen nach 
vorne wendet: Sie fordern nämlich die Beitrags-
freiheit für alle Bildungssysteme und geben weiter 
ungedeckte Schecks aus, wie Sie es in der Ver-
gangenheit gemacht haben. 

(Beifall von der CDU) 

Das führt ins Nichts und wird uns nicht nach vorne 
bringen. Bildungspolitik braucht nämlich Ressour-
cen. Zu den Ressourcen sagen Sie in Ihrem An-
trag aber überhaupt nichts. 

(Ute Schäfer [SPD]: Doch! Dann haben Sie 
ihn noch nicht einmal gelesen! – Ralf Jäger 
[SPD]: Demnächst zeichnen wir unsere An-
träge für Sie als Comics!) 

Frau Löhrmann und Frau Beer versuchen heute 
immerhin, einen Weg der Mitte zu gehen. Das 
muss man registrieren. 
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(Sören Link [SPD]: Herr Kaiser, für Sie 
erstellen wir ein Hörbuch von diesem Antrag! 
– Beifall von der SPD) 

– Herr Link, dann müssen wir aber erst vereinba-
ren, wer dieses Hörbuch bespricht, damit ich es 
mir auch bis zum Ende anhöre. Die Voice ist ent-
scheidend.  

Frau Löhrmann hat die Situation angesprochen 
und richtig formuliert, dass es unseren Kindern 
besser gehen soll. Genau darum geht es.  

Genau das wird auch deutlich, wenn man Rein-
hard Kahl zitiert, der vor Kurzem gesagt hat, in 
Finnland seien die zwölf besten Schulen unter-
sucht worden. Mit welchem Ergebnis? – Das Er-
gebnis war: Alle waren anders.  

Die Antwort der SPD heute ist aber eine ganz an-
dere: Alles wird einheitlich gemacht, Einheitsbrei. 
Der Weg, den Sie gehen, kann nur falsch sein.  

(Beifall von der CDU – Zuruf von der SPD: 
Sie haben es nicht gelesen!) 

Wenn wir uns die Ergebnisse der Lernstandser-
hebungen aus dieser Woche ansehen, dann wird 
deutlich, dass das Gymnasium sehr gut geeignet 
ist, Spitzenleistungen zu fördern. Deshalb ist es 
politisch falsch, das Gymnasium infrage zu stel-
len. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wesentlich ist bei allem auch die immer wieder 
ins Spiel gebrachte soziale Prämisse. Wer mich 
kennt, der weiß, dass mir dieser Aspekt ein per-
sönliches Anliegen ist. Wenn Sie die unteren Leis-
tungsgruppen der heutigen Gesamtschule, die 
Frau Kraft ja will, und die der Hauptschulen mit-
einander vergleichen, dann sehen Sie, dass es 
den Hauptschülern an den Gesamtschulen kein 
bisschen besser geht. Die Probleme sind dort die 
gleichen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Damit ist der Beweis erbracht, dass die Gesamt-
schule die Leistungsschwachen eben nicht besser 
fördert. Hier müssen wir ansetzen. Und hier liegt 
vielleicht auch ein Ansatz, um mit den Grünen 
darüber nachzudenken, in welche Richtung man 
gehen kann.  

In den Gesamtschulen gibt es nämlich keine indivi-
duelle Förderung. Dies kann man anhand von Zah-
len belegen: Beim Leseverständnis erreichen 42 % 
der Schülerinnen und Schüler aus den Grundkur-
sen der Gesamtschule lediglich die Kompetenzstu-
fen I – Leseverstehen in Ansätzen – und II – einfa-
ches Leseverstehen –. Bei der Hauptschule sind 

das 43 %. Das Gleiche gilt für Mathematik. 62 % 
der Grundkursteilnehmer an der Gesamtschule und 
64 % der Hauptschüler erreichen lediglich das 
Kompetenzniveau I – einfache Informationsent-
nahme und Verwertung. Den Unterschied von 1 % 
will ich nicht gewichten.  

Daran wird deutlich: Ihre Diskriminierungskam-
pagne gegen die Hauptschule ist unverschämt,  

(Beifall von CDU und FDP) 

weil sie davon ablenkt, dass nicht die Schulform, 
das Türschild, Frau Schäfer, sondern der Unter-
richt dafür entscheidend ist, wie erfolgreich wir in 
den Schulen sind. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Darum geht es, und das ist das Konzept dieser 
Koalition: Wir wollen besseren Unterricht. Es geht, 
wie es in den Zeitungen nach der Veröffentlichung 
dessen, was die SPD will, stand, um den Unter-
richt. Den müssen wir verbessern. Wir haben es 
auf eine tragfähige Formel gebracht: Verbesse-
rung der individuellen Förderung. Das ist modern 
und zukunftsgewandt, weil wir dann endlich  

(Beifall von CDU und FDP) 

von 30 Jahren Mottenkiste wegkommen, in denen 
wir darüber geredet haben, welches Label, wel-
ches Schild wir an die Tür einer Schule hängen. 
Wir sagen: Im Interesse unseres unterrichtlichen 
Bemühens steht ausschließlich jeder einzelne 
Schüler, der leistungsstarke wie der leistungs-
schwache. Das werden Sie mit einer Gemein-
schaftsschule in keiner Weise erreichen. – Schö-
nen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Kaiser. – Jetzt hat noch einmal Frau Mi-
nisterin Sommer das Wort. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bin noch einmal ans Pult 
getreten, um eine Frage zu beantworten. Die Fra-
ge von Herrn Große Brömer lautete: Was soll die-
se Aktuelle Stunde? Heute Morgen um 5:30 Uhr 
kam in den Nachrichten im WDR die Meldung, 
dass die SPD das Gymnasium abschaffen will. 
Darum brauchen wir diese Aktuelle Stunde.  

(Beifall von CDU und FDP – Zurufe von der 
SPD) 

Wir müssen alle Menschen auf diesen Sachver-
halt aufmerksam machen, und zwar auch diejeni-



Landtag  23.08.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/67 
 

 

 

7600

gen, Herr Große Brömer, die, wie Sie richtig an-
merken, augenblicklich der Meinung sind, dass 
Ihre Bildungspolitik die richtige sei. Wir sind nicht 
unsicher, sondern sehr sicher, dass unser Schul-
system, an dem wir festhalten werden, die Band-
breite der Leistungsmöglichkeiten unserer Schüle-
rinnen und Schüler aufgreifen wird, sodass jeder 
einzelne Schüler und jede einzelne Schülerin ge-
fördert wird, um jeden mitzunehmen. 

Ich hoffe, dass ich mich nun nicht „vergendere“, 
meine Herren von der Opposition. Sie haben ja 
vielleicht gestern Abend das Fußballspiel gese-
hen. Ich frage Sie: Glauben Sie wirklich – wir wol-
len ja vielleicht Weltmeister und auf jeden Fall Eu-
ropameister werden –, dass es richtig ist, die Bun-
desliga aufzulösen und alle Vereine in einer Liga 
spielen zu lassen? Meinen Sie, dass wir dann 
gewinnen? – Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Das war nicht vergen-
dern, sondern dumm! – Weitere Zurufe von 
der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin – wobei mir als Anhänger des 1. FC 
Köln dieser Gedanke so unsympathisch auch 
nicht wäre! 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Das war eine persönliche Bemerkung. 

Herr Kollege Große Brömer hat noch einmal um 
das Wort gebeten. Bitte schön. 

Wolfgang Große Brömer (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich ha-
be endlich gelernt, wie weitsichtig unsere Landes-
regierung arbeitet. Frau Ministerin Sommer wuss-
te am Montag um 12 Uhr – dann war nämlich Fris-
tende für die Antragstellung zur Aktuellen Stunde 
–, was am Donnerstag um halb sechs im Radio zu 
hören ist.  

(Beifall von der SPD) 

Das ist bemerkenswert, Frau Ministerin Sommer.  

Ich finde es außerdem bemerkenswert, dass ein 
Mitglied der Regierung begründet, warum eine 
Aktuelle Stunde stattfindet. Die Aktuelle Stunde ist 
eigentlich ein Instrument des Parlaments, um ein 
aktuelles Thema zu beraten. 

(Beifall von der SPD) 

Es scheint also Schwierigkeiten mit der Zustän-
digkeit innerhalb der Regierungskoalition zu ge-

ben. Vielleicht reden Sie darüber einmal mitein-
ander.  

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Ehe sich der eine oder andere von der FDP ver-
ausgabt, möchte ich ganz sachlich auf den Inhalt 
eingehen. – Es geht nicht darum, dass das Gym-
nasium abgeschafft werden soll. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Zuruf von 
Ralf Witzel [FDP]) 

– Wir sind ja gerne bereit, Herr Witzel, unseren 
Landesparteitag zu verschieben, wenn wir dafür 
die Garantie bekommen, dass Sie unseren Antrag 
verstehen. Dann können wir darüber reden. Bis-
lang haben Sie das aber noch nicht garantieren 
können. Deswegen machen wir es auch nicht.  

Ich wiederhole: Es geht nicht darum, das Gymna-
sium abzuschaffen – das ist eine unsachliche In-
strumentalisierung Ihrerseits, um die alten Gräben 
wieder aufzureißen –, sondern um eine Qualitäts-
steigerung des Schulsystems.  

Wenn Sie davor die Augen schließen, wenn Sie 
nicht wahrhaben wollen, was rings um uns herum 
passiert – nicht nur in den anderen europäischen 
Ländern, nicht nur weltweit, sondern auch in den 
anderen Bundesländern – und von vornherein sa-
gen: Die SPD will die Gymnasien abschaffen, ihre 
alten Hilfstruppen wieder aktivieren und mobilisie-
ren, und damit die Schlagzeilen beherrschen wol-
len, dann helfen Sie niemandem – weder dem 
Schulsystem noch den Leistungen, die dieses 
nordrhein-westfälische Schulsystem erbringen 
kann, noch den Kindern, die versuchen, die bes-
ten Leistungen zu erzielen.  

Das ist doch der Punkt; das ist die ideologische 
Hemmschwelle, die Sie endlich einmal überwin-
den müssen: den Dialog suchen und nicht die Au-
gen und Ohren verschließen. Wenn Sie eben 
wieder die Hauptschule hochgehalten haben und 
sich gegen Diffamierung der Hauptschule gewehrt 
haben, dann darf ich nur ganz am Rande erwäh-
nen, dass es im Jahre 2001 bei der CDU Peters-
berger Beschlüsse gegeben hat mit einem Inhalt: 
Abschaffung der Hauptschule.  

(Zustimmung von der SPD – Ilka von Boese-
lager [CDU]: Da wissen Sie mehr als wir!) 

Meine Damen und Herren, versuchen Sie an die-
ser Stelle, einmal etwas selbstkritisch rückwärts 
zu blicken.  

Ich möchte mit einem Zitat schließen, das von Ih-
nen hoffentlich auch ernst genommen wird:  
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„Ein Kind aus einer Facharbeiterfamilie hat im 
Vergleich zu dem Kind eines Akademikerpaa-
res nur ein Viertel der Chancen, auf ein Gym-
nasium zu kommen. Die Ursachen dafür mögen 
vielschichtig sein. Der Befund ist beschämend. 
Bildungschancen sind Lebenschancen. Sie dür-
fen nicht von der Herkunft abhängen. Darum 
werde ich immer auf der Seite derer sein, die 
leidenschaftlich eintreten für eine Gesellschaft, 
die offen und durchlässig ist und dem Ziel ge-
recht wird: Bildung für alle.“  

Das hat unser Bundespräsident Horst Köhler ge-
sagt. Sie sollten sich ab und zu seine Reden durch-
lesen; sie sind sinnführend und zielführend. – Dan-
ke schön.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Große Brömer. – Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Damit schließe ich die Aktuelle 
Stunde, und wir nähern uns zügig dem Tagesord-
nungspunkt  

2 Sozialverträglicher Ausstieg aus der Stein-
kohle – Sichere Rahmenbedingungen und 
Zukunftsperspektiven für Nordrhein-West-
falen 

Unterrichtung  
durch die Landesregierung 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/4911  

In Verbindung mit: 

Kein Bergmann fällt ins Bergfreie 

Eilantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/4894 

Mit Schreiben vom 14. August hat der Chef der 
Staatskanzlei mitgeteilt, dass die Landesregierung 
beabsichtigt, den Landtag in der heutigen Plenar-
sitzung zu unterrichten.  

Ich erteile für die Unterrichtung Frau Ministerin 
Christa Thoben das Wort. Bitte schön.  

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der Steinkohle-
bergbau in Deutschland – speziell an Rhein und 
Ruhr – blickt auf eine jahrhundertelange Tradition 

zurück. Die Branche erlebte eine wechselvolle 
Geschichte – Höhen und Tiefen. Die Grundstoff-
industrie in Nordrhein-Westfalen – eine über Ge-
nerationen erfolgreiche Symbiose von Kohle und 
Stahl im Ruhrgebiet – hat unser Land, die Gesell-
schaft, die Menschen und die Kultur geprägt wie 
kein anderer Industriezweig.  

Die Montanindustrie hat zudem eine derart strate-
gische und politische Bedeutung, dass die Alliier-
ten sie nach dem Kriegsende der eigenen Kontrol-
le unterworfen hatten. Die 1951 gegründete Mon-
tanunion festigte die Beziehungen im Nachkriegs-
europa und war der Nukleus der heutigen Europä-
ischen Union.  

Im Nachkriegsdeutschland war Kohle ein wertvol-
les Gut, begehrt in der Industrie und in jedem 
Haushalt, denn geheizt und gekocht wurde mit 
Kohleofen. Die notleidende Bevölkerung – ich sa-
ge dieses ganz wertfrei – „besorgte“ sich Kohle-
brocken von fahrenden Kohlezügen. Der Kölner 
Erzbischof, Kardinal Frings, stellte diesen Kohlen-
klau dem Mundraub gleich und erteilte den Kohle-
dieben die Absolution. Der Ausdruck „fringsen“ ist 
den Älteren unter uns sicherlich noch bekannt.  

Der wirtschaftliche Aufschwung, das deutsche Wirt-
schaftswunder, wäre ohne die Kohle an Ruhr und 
Saar schlichtweg undenkbar gewesen. Der deut-
sche Bergbau erlebte seine Hochzeit in den Jahren 
1952 bis 1957 mit über 600.000 Beschäftigten, 
151 Millionen t Jahresförderung und 183 Bergwer-
ken.  

Doch seit genau 50 Jahren ist der deutsche 
Steinkohlenbergbau auf dem Rückzug. Seit 1957 
sind alle drei genannten Kenngrößen massiv rück-
läufig.  

Als Primärenergieträger wurde die Steinkohle ins-
gesamt durch Öl und Gas und auch durch Kern-
energie verdrängt. Zudem sah sich der deutsche 
Bergbau zunehmend mit schwierigen geologi-
schen Bedingungen konfrontiert. Die Importkohle 
drängte aus anderen Kontinenten verstärkt in den 
deutschen Markt und setzte den heimischen 
Steinkohlebergbau unter Druck. Schon bald deck-
ten die erzielbaren Erlöse nicht mehr die Förder-
kosten der deutschen Zechen.  

Seit 1949 erhält der deutsche Steinkohlenbergbau 
staatliche Unterstützung in unterschiedlichster 
Ausprägung. Einschließlich des Plafonds für das 
Jahr 2006 haben sich diese Hilfen bis heute auf 
knapp 127 Milliarden € aufsummiert.  

Trotz aller direkten und mittelbaren Finanzhilfen 
und trotz aller Anstrengungen zur Rationalisierung 
und Modernisierung der Abbaumethoden ist es 
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nicht gelungen, den Steinkohlenabbau in Deutsch-
land wettbewerbsfähig zu gestalten. In der Folge 
hat sich die Bedeutung der deutschen Steinkohle 
für unsere Energieversorgung in den letzten Jahr-
zehnten drastisch reduziert.  

Derzeit arbeiten rund 35.000 Beschäftigte, die 
noch knapp 21 Millionen t auf acht Bergwerken 
fördern. Damit deckt die deutsche Steinkohle heu-
te gerade noch 4 % des gesamten Primärenergie-
verbrauchs – auch an Rhein und Ruhr heizt man 
inzwischen völlig anders und organisiert auch die 
Stromversorgung anders.  

Übrigens ist das Ganze nicht Schuld der Bergleu-
te. Ich sage hier ganz ohne Pathos, aber mit gro-
ßem Nachdruck: Sie leisten unter schwierigsten 
Arbeitsbedingungen bis heute hervorragende Ar-
beit. Sie verdienen unseren größten Respekt.  

(Allgemeiner Beifall) 

Aber wir müssen erkennen: Der deutsche Stein-
kohlenbergbau ist seit Jahrzehnten nicht wettbe-
werbsfähig. Die Landesregierung hat sich deshalb 
zu einer Neuorientierung der Politik in diesem Be-
reich verabredet. Wir wollen uns mit ganzer Kraft 
auf Zukunft durch Innovation in allen Wirtschafts-
bereichen konzentrieren. Wir wollen und werden 
das Land der neuen Chancen, das Talente, Tech-
nologien und Toleranz zum Markenzeichen entwi-
ckelt.  

Diese Bewertung hat in der jüngsten Vergangen-
heit in Politik und Gesellschaft – auch was die Zu-
kunft des deutschen Steinkohlenbergbaus angeht – 
immer mehr Zustimmung gefunden. Daher konnte 
es am 7. Februar 2007 gelingen, dass sich der 
Bund, das Land Nordrhein-Westfalen und das 
Saarland unter Einbeziehung der RAG AG und der 
IG BCE in den Eckpunkten einer kohlepolitischen 
Verständigung darauf geeinigt haben, die subven-
tionierte Förderung von Steinkohle in Deutschland 
zum Ende des Jahres 2018 sozialverträglich zu 
beenden.  

Unser Ministerpräsident Dr. Jürgen Rüttgers hat 
Sie in der Sondersitzung des Landtags am 8. Feb-
ruar 2007 ausführlich über die vereinbarten Eck-
punkte unterrichtet.  

Die Bausteine, wie sie am 7. Februar 2007 im 
Eckpunktepapier beschlossen wurden, fügen sich 
nunmehr zusammen. Alle notwendigen Verabre-
dungen sind zwischenzeitlich getroffen. 

Gemäß § 24 Abs. 1 des NRW-Haushaltsgesetzes 
2007 bedurften die Rahmenvereinbarung und der 
Erblastenvertrag der Zustimmung des Wirt-
schaftsausschusses und des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses des Landtags. In beiden Ver-

tragstexten ist dieser Vorbehalt aufgenommen. 
Die in der Rahmenvereinbarung enthaltene Zusa-
ge des Landes Nordrhein-Westfalen zur Gewäh-
rung von Anpassungsgeld fällt zusätzlich unter 
den Vorbehalt einer haushaltsmäßigen Ermächti-
gung durch den Haushaltsgesetzgeber des Lan-
des. 

Die Landesregierung hat beiden Ausschüssen die 
Rahmenvereinbarung und den Erblastenvertrag 
mit allen dazugehörigen Anlagen zugeleitet – üb-
rigens einschließlich Stiftungssatzung und Stif-
tungsgeschäft. Obwohl es sich dabei um unter-
nehmensinterne Unterlagen handelt, hat der Stif-
tungsvorstand im Sinne größtmöglicher Transpa-
renz der Weitergabe beider Papiere zugestimmt. 
Dafür bin ich dankbar. Ergänzend haben wir einen 
umfangreichen schriftlichen Bericht übersandt, der 
alle wesentlichen Punkte beider Verträge detail-
liert erläutert. Beide Ausschüsse haben den zuge-
leiteten Verträgen und Vereinbarungen zwischen-
zeitlich zugestimmt. 

Eines ist mir dabei besonders wichtig: Die be-
schlossene Beendigung der Subventionen wird 
nicht zu sozialen und strukturellen Brüchen füh-
ren. Nach dem Ergebnis der Eckpunktevereinba-
rung werden Bund und Länder gemeinsam die 
notwendigen Finanzierungshilfen bis zur Stillle-
gung des gesamten Steinkohlenbergbaus gewäh-
ren. 

Meine Damen und Herren, wegen der Bedeutung 
wollte ich trotz der umfangreichen Beratung in den 
beiden Ausschüssen gerne auch das gesamte 
Plenum über diese Vereinbarungen unterrichten. 

Die Maßnahmen umfassen die Steinkohleproduk-
tion, die Produktionshilfen, die Stilllegung der An-
lagen, die Stilllegungsbeihilfen und die Finanzie-
rung der Altlasten des Bergbaus, die nicht als E-
wigkeitslasten dauerhaft zu bewältigen sind.  

Der Bund, das Land Nordrhein-Westfalen, das Saar-
land und die RAG AG haben zu Details der Auslauf-
finanzierung eine Rahmenvereinbarung abge-
schlossen. Sie ist ausverhandelt und wurde im Um-
laufverfahren unterzeichnet. Für das Land Nord-
rhein-Westfalen haben Finanzminister Dr. Linssen, 
Arbeitsminister Laumann und ich diese Rahmenver-
einbarung vor wenigen Tagen unterschrieben.  

Für die sozialverträgliche Auslauffinanzierung von 
2009 bis 2019 stellt Nordrhein-Westfalen insge-
samt bis zu 3,9 Milliarden € Beihilfen zur Verfü-
gung. Die Kohlehilfen des Bundes belaufen sich 
bis auf rund 15,6 Milliarden €. Die RAG AG leistet 
einen Eigenbeitrag von 965 Millionen €. Bei den 
Finanzhilfen der öffentlichen Hand handelt es sich 
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um Höchstbeträge, die der jährlichen Abrechnung 
unterliegen. 

Übrigens: Die Rückführung der Steinkohleförde-
rung bis 2012 war bereits in der Berliner Verein-
barung 1994 durch die alte Bundesregierung und 
die alte Landesregierung festgeschrieben. 

Schon nach dem Jahr 2014 wird sich das Land 
Nordrhein-Westfalen nicht mehr an den Produkti-
onshilfen für die laufende Produktion beteiligen, 
sondern nur noch die notwendigen Altlasten und 
Stilllegungsbeihilfen gewähren. Den dabei an sich 
auf Nordrhein-Westfalen entfallenden Anteil über-
nimmt der Bund. Auch zur Mitfinanzierung des 
Saarlandanteils an den Kohlebeihilfen bis 2019 
wird Nordrhein-Westfalen nicht herangezogen, 
sodass fast 600 Millionen € für den Landeshaus-
halt eingespart werden. 

(Beifall von der CDU) 

Wir haben außerdem erreicht, dass die Finanzie-
rung aller zeitlich befristet anfallenden Altlasten in 
die gemeinsam von Bund und Land bis 2019 zu 
tragenden Finanzplafonds vorgezogen wird. Nord-
rhein-Westfalen profitiert davon, weil der Bund in 
dieser Phase knapp 80 % der Kohlebeihilfen trägt. 
Im Falle einer Deckungslücke bei der RAG-
Stiftung beteiligt sich der Bund immerhin mit ei-
nem Drittel der Kosten. Auch das ist ein Verhand-
lungserfolg und war so ursprünglich nicht ange-
legt. Insgesamt wird der Landeshaushalt daher 
um mehr als 1,5 Milliarden € entlastet. 

(Beifall von der FDP) 

Es bleibt beim Prinzip des sozialverträglichen 
Personalabbaus. Dazu werden die Regelungen 
des Anpassungsgeldes bis zum Jahr 2022 ver-
längert. Das letzte Anpassungsgeld wird im Jahr 
2027 ausgezahlt werden. Dabei bleibt es bei der 
schon heute geltenden Stichtagsregelung, nach 
der nur diejenigen Bergleute Anspruch auf An-
passungsgeld erhalten, die vor dem 1. Januar 
2006 im Bergbau tätig waren.  

Die Zahl der Förderfälle für Nordrhein-Westfalen 
kann ich Ihnen gerne auch noch einmal vortragen; 
bei der heutigen Aussprache ist mir aber ein an-
derer Punkt wichtiger. 

Um es deutlich zu sagen: Die Regelungen zum 
Anpassungsgeld umfassen auch die Bergleute bei 
den Bergbauspezialgesellschaften. Das war übri-
gens auch nie strittig, egal welchen Eindruck die 
SPD zu erwecken versuchte.  

Im Hinblick auf den von der Fraktion der SPD ein-
gebrachten Eilantrag „Kein Bergmann fällt ins 
Bergfreie“ füge ich an: Ich habe im Wirt-

schaftsausschuss am 15. August 2007 deutlich 
gemacht, dass die Bergleute Anspruch auf das 
APG haben. Dies schließt auch die im Steinkoh-
lenbergbau beschäftigten Bergleute aus den 
Bergbauspezialgesellschaften ein. Damit ist klar: 
Das beschlossene Finanzierungspaket schafft 
keine Bergleute erster und zweiter Klasse. Viel-
mehr schafft es die Voraussetzungen für eine so-
zialverträgliche Anpassung ohne betriebsbedingte 
Kündigungen.  

Klar ist aber auch: Die Gestaltung des Anpas-
sungsprozesses lag und liegt ebenfalls in perso-
neller Hinsicht in der unternehmerischen Verant-
wortung der RAG AG. Dies gilt indirekt auch für 
die Bergbauspezialgesellschaften. Wenn deren 
Personalplanung bzw. ihre Umsetzung zu einem 
Personalüberhang führt, der insbesondere die Al-
tersvoraussetzung des APG nicht erfüllt, kann 
dies nicht im Rahmen des vereinbarten Finanzie-
rungspaketes ausgeglichen werden. Es ist Aufga-
be der Bergbauspezialgesellschaften, unterneh-
merische Lösungen herbeizuführen mit dem Ziel, 
eine sozialverträgliche Anpassung zu erreichen.  

Die Landesregierung – das ist allen, die in dem 
Stoff wirklich drin sind, bekannt – begleitet diese 
Bestrebungen im Rahmen ihrer Möglichkeiten be-
reits seit Monaten.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Darauf hinzuweisen ist, dass derartige unterneh-
merische Lösungen durch die Langfristigkeit des 
von der öffentlichen Hand finanzierten Auslauf-
prozesses, der auch die Vermeidung von struktu-
rellen Brüchen bewirkt, und durch das APG eine 
gute Grundlage haben.  

Zum Thema Anpassungsgeld, Sozialverträglich-
keit kam derzeit eine neue Diskussion auf. Vor ei-
nigen Jahren wurden verschiedene Geschäftsfel-
der bei der RAG aus dem schwarzen Bereich 
ausgegliedert und entweder der RAG Immobi-
lien AG zugeordnet oder an ein konzernfremdes 
Unternehmen abgegeben. Dies geschah – das 
muss ich heute doch einmal unterstreichen – ge-
treu der Montan-Mitbestimmung mit Zustimmung 
der Arbeitnehmervertreter und der IG BCE in den 
Gremien der RAG. Dieses Rad, Herr Römer, kön-
nen Sie nicht zurückdrehen. 

Das Gesamtkonzept der Auslauffinanzierung 
steht. Grundlage der Eckpunkte vom Februar und 
der aktuellen Rahmenvereinbarung war und ist 
die Modellrechnung der RAG für den Auslaufzeit-
punkt 2018, und zwar im Hinblick auf den sozial-
verträglichen Personalabbau im schwarzen Be-
reich der RAG. Der wurde über einen Zeitraum 
von 18 Monaten mühsam erarbeitet, und zwar 
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stets unter Beteiligung der IG BCE sowohl bei der 
Eckpunktevereinbarung vom 7. Februar als auch 
bei der konkreten Ausgestaltung der Rahmenver-
einbarung im letzten halben Jahr. 

Durch ein Steinkohlefinanzierungsgesetz des 
Bundes wird der Bundesanteil an der Auslauffi-
nanzierung abgesichert. Das Bundeskabinett hat 
dazu in der vergangenen Woche den Regie-
rungsentwurf zum Steinkohlefinanzierungsgesetz 
beschlossen. 

Meine Damen und Herren, eine Revision des 
Ausstiegs durch Beschluss des Deutschen Bun-
destages im Jahr 2012 ist eine theoretisch denk-
bare Option. Im Jahr 2012 wird die Fördermenge 
des deutschen Steinkohlenbergbaus bei 12 Millio-
nen Jahrestonnen liegen. Sie wird dann nur noch 
etwa 2 % des Primärenergieverbrauchs der Bun-
desrepublik decken. Mit einem maßgeblichen Bei-
trag der deutschen Steinkohle zur Versorgungssi-
cherheit jedenfalls lässt sich dann wohl kaum 
noch argumentieren.  

Eine Änderung des Auslaufbeschlusses hätte zu-
dem gravierende Konsequenzen. Die Rahmen-
vereinbarung mit dem Bund würde hinfällig eben-
so wie der zwischen Nordrhein-Westfalen, dem 
Saarland und der RAG-Stiftung beschlossene 
Erblastenvertrag. Die weiteren Konsequenzen 
habe ich im Ausschuss dargestellt. Das will ich 
hier nicht wiederholen. 

Die RAG-Stiftung ist gegründet. Der Düsseldorfer 
Regierungspräsident hat das Stiftungsgeschäft 
und die Stiftungssatzung anerkannt. Für den Vor-
sitz des Stiftungsvorstandes wurde mit Herrn Wil-
helm Bonse-Geuking eine höchst qualifizierte 
Persönlichkeit gewonnen. Er ist Bergmann. Er 
kennt und liebt das Ruhrgebiet. Er hat die Um-
strukturierungsprozesse bei Aral, Veba Oel und 
BP mit Bravour gemeistert. Auch im Kuratorium 
der Stiftung ist Nordrhein-Westfalen gut aufge-
stellt. 

Die Stiftung wird in Kürze die Anteile der derzeiti-
gen Anteilseigner zum Preis von 1 € übernehmen. 
Dazu sind die notwendigen Übertragungs- und 
Aktienkaufverträge geschlossen. Die RAG-
Stiftung wird in den nächsten Jahren den integ-
rierten Börsengang des Beteiligungsbereichs 
durchführen. Trotz anderer Berichterstattungen 
aus Hintergrundgesprächen gehe ich immer noch 
davon aus, dass die gefundene Verabredung gilt. 

Aufgrund gutachterlicher Bewertungen ist davon 
auszugehen, dass der Verwertungserlös reicht, 
um die Ewigkeitslasten zu bedienen. Dies umfasst 
die Wasserhaltung, die Dauerbergschäden und 
die Grundwasserreinigung. Die Pflichten zur Be-

wältigung oder Abgeltung aller anderen Folgelas-
ten, die zwar langfristig, jedoch insgesamt zeitlich 
begrenzt anfallen, verbleiben bei der RAG. Sie 
bildet dazu die notwendigen Rückstellungen aus 
Kohlehilfen. 

Die weiteren Konsequenzen liegen Ihnen vor. Ich 
will das nicht alles wiederholen. 

Zusammenfassend bin ich der Auffassung, dass 
es der Landesregierung gelungen ist, in den zu-
rückliegenden Verhandlungen gute Ergebnisse für 
unser Land zu erreichen. Das gilt sowohl für die 
Eckpunkteverständigung als auch für die Rah-
menvereinbarung und den Erblastenvertrag. Die 
Tatsache, dass sowohl der Wirtschaftsausschuss 
als auch der Haushalts- und Finanzausschuss in 
der vergangenen Woche beiden Verträgen mit ei-
ner breiten und über die Regierungsparteien hi-
nausgehenden Mehrheit zugestimmt haben, hat 
dies eindrucksvoll bestätigt. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Die Beschäftigten im Steinkohlenbergbau haben 
Klarheit über die Perspektiven. Sie haben die 
notwendige Sicherheit hinsichtlich der ausgewo-
genen sozialen Rahmenbedingungen. Auch die 
Unternehmen, die mit dem Bergbau zusammen-
arbeiten oder für den Bergbau arbeiten, haben ei-
ne ausreichende Übergangszeit, um sich auf die 
sich ändernden Verhältnisse einzustellen. Die 
Steuerzahler haben die Gewissheit, dass die mil-
liardenschweren Subventionen auslaufen und das 
Geld des Staates ganz auf die Zukunft konzent-
riert werden kann. 

Ich bin sicher, dass Sie diese grundsätzliche Be-
wertung teilen. Der eingeschlagene Weg und die 
Detailregelungen sind vernünftig und fiskalisch 
vertretbar. 

Meine Damen und Herren, unser Land liegt im 
Herzen Europas. Wir sind auf dem Weg, eine in 
Europa einmalige Metropolregion zu werden, um-
geben und verbunden mit Kulturlandschaften, mit 
großen innovativen Potenzialen und großer Ei-
genständigkeit und Identität. Diese Stärken zu 
stärken, darauf werden wir uns ganz konzentrie-
ren. Die Umstellung unserer Wirtschaftsförderung 
über Wettbewerbe ist sicherlich ein guter Schritt 
dazu. Zwei Wettbewerbe sind bereits angekün-
digt. Wir werden in den kommenden Monaten wei-
tere ausloben. Ich bitte um Ihre Unterstützung.  

(Beifall von CDU und FDP und Reiner Prig-
gen [GRÜNE]) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Thoben. – Meine sehr verehrten Damen 
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und Herren, Sie haben den Bericht entgegenge-
nommen. Wir kommen jetzt zur Aussprache über 
den Bericht, über den Eilantrag der SPD-Fraktion 
und über den Entschließungsantrag der Koaliti-
onsfraktionen.  

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die 
SPD-Fraktion dem Herrn Abgeordneten Römer 
das Wort. 

Norbert Römer (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Eines vorab: Wir Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten begrüßen, dass die Einigung 
bei der Kohle jetzt endlich unter Dach und Fach 
ist. Wir haben das ja mit unserer Zustimmung im 
Wirtschaftsausschuss und im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss schon unter Beweis gestellt. 

Wir werden allerdings auch die Gelegenheit nut-
zen – das wird Sie nicht überraschen –, die Un-
terschiede in den Auffassungen über die Kohlepo-
litik zwischen dieser Landesregierung und uns 
deutlich herauszustellen. 

Bevor ich aber auf die Inhalte der Einigung einge-
he, will ich eine Anmerkung zum Umgang mit dem 
Parlament durch die Landesregierung machen. 
Wir wissen: Der Landesregierung steht das Recht 
zu, den Landtag zu unterrichten. Die Landesregie-
rung entscheidet, wann, in welchem Umfang und 
in welcher Detailschärfe sie den Landtag unter-
richtet. 

Zum Thema Kohle ist dies heute die dritte Unter-
richtung nach den Debatten am 7. Februar und 
am 8. Februar dieses Jahres. Allen Unterrichtun-
gen seitens der Landesregierung zum Thema 
Kohle ist eines gemein: Sie dienen nicht dem vor-
gesehenen Zweck, nämlich der Unterrichtung des 
Landtags. Am 7. Februar hatte das noch einen 
nachvollziehbaren Grund, denn der Ministerpräsi-
dent war damals nicht anwesend, sondern noch in 
Berlin bei weiteren Verhandlungen. Frau Thoben 
hatte damals die Aufgabe, dem Landtag wortreich 
zu erklären, warum es noch keine Einigung in 
Berlin gab. Meine Damen und Herren, wir waren 
uns damals einig, dass der Erkenntnisgewinn für 
den Landtag gleich null war. 

Am 8. Februar folgte die nächste Unterrichtung. 
Die Ergebnisse waren wiederum schon vorher 
bekannt. Der Erkenntnisgewinn für den Landtag 
war wieder gleich null. Trotz Ihres Hinweises, Sie 
wollten das Parlament nach den Entscheidungen 
in den beiden Ausschüssen unterrichten, gab es 
heute nun die Krönung – aller schlechten Dinge 
sind drei –: die dritte Unterrichtung zur Steinkohle. 
Der Zeitablauf ist absurd. Ich wiederhole noch 

einmal, dass der Landtag in der vergangenen 
Woche alle erforderlichen Entscheidungen im 
Wirtschaftsausschuss und im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss getroffen hat. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Die Ministerin hat gerade auch deutlich gemacht, 
dass heute kein Entscheidungsbedarf mehr be-
steht, Herr Kollege Brockes. Heute unterrichtet die 
Landesregierung den Landtag also über Dinge, 
die die beiden Ausschüsse bereits letzte Woche 
beschlossen haben. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Nach dem Bericht ist deutlich geworden, dass un-
ser Erkenntnisgewinn wieder gleich null ist. Natür-
lich stellen wir uns die Frage, wozu dieser Zirkus 
der Landesregierung eigentlich dienen soll. Mir 
fallen nur zwei Erklärungen ein: Sie wollen sich 
ein Podium schaffen, um sich ein weiteres Mal 
selbst zu feiern. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Das sind auch gute 
Ergebnisse! – Carina Gödecke [SPD]: Es ist 
aber wenig Publikum da!) 

Herr Brockes, in diese Richtung geht wohl auch 
der ziemlich devote Entschließungsantrag der 
Koalitionsfraktionen. Das ist Lobhudelei ohne ei-
genen Impuls. Auch das ist nicht der Zweck einer 
Unterrichtung des Parlaments und stiehlt uns ei-
gentlich nur die Zeit. 

Darüber hinaus ist das Instrument der Unterrich-
tung nach meiner festen Überzeugung ein Ablen-
kungsmanöver der Landesregierung. Aus Ihrer 
Sicht hat das Sinn, denn Sie wollen von den Din-
gen ablenken, über die Sie den Landtag gerade 
nicht unterrichten wollen. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, gestern haben die Geheimverhandlun-
gen im Innenministerium zur Absenkung der 
Wahlbeteiligung bei den Kommunalwahlen eine 
Rolle gespielt. Hierzu wären wir an einer Unter-
richtung durch die Landesregierung wirklich inte-
ressiert gewesen; sie wäre auch notwendig gewe-
sen. 

(Beifall von der SPD) 

Sie wollen davon ablenken, wie sehr Sie mit Ihren 
Zielen bei den Steinkohleverhandlungen geschei-
tert sind; das ist gerade auch deutlich geworden. 

(Widerspruch von Dr. Jens Petersen [CDU]) 

Worum geht es für Nordrhein-Westfalen? Ich will 
das in vier Punkten zusammenfassen: 

Erstens. Nordrhein-Westfalen hat als Industrie-
land ein vitales Interesse an einer starken bör-
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sennotierten RAG Aktiengesellschaft. Nur das si-
chert Standorte und Arbeitsplätze in Nordrhein-
Westfalen. 

Zweitens. Frau Thoben, Nordrhein-Westfalen muss 
ein Interesse an größtmöglicher energiepolitischer 
Sicherheit und an einer Wahrung des Zugangs der 
heimischen Lagerstätten haben. Ich wiederhole 
gern, dass der Sockelbergbau Arbeitsplätze im 
Bergbau sichert und unverzichtbare Grundlage für 
die mittelständischen Bergbauzulieferer und die 
Hersteller von Bergbautechnik ist. Das sagen Ihnen 
die Unternehmen landauf, landab; Sie wollen nicht 
zuhören. 

Drittens. Sie haben darauf hingewiesen, dass 
Nordrhein-Westfalen nach heutiger Rechtslage für 
die Alt- und Ewigkeitslasten haftet, die nicht durch 
den Haftungsverbund in der RAG Aktiengesell-
schaft gedeckt sind. Landesinteresse ist es, die-
ses Risiko zu begrenzen. 

Viertens. Nordrhein-Westfalen muss den weiteren 
Anpassungsprozess gestalten. Das heißt, dass 
kein Bergmann ins Bergfreie fällt; darauf werde 
ich gleich noch eingehen. Frau Thoben, Sie ha-
ben vergessen, dass die Kohlerückzugsgebiete 
besondere Hilfe bei der Gestaltung des Struktur-
wandels brauchen. 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
stützen dieses Ergebnis der Großen Koalition. 
Drei der genannten zentralen Ziele für Nordrhein-
Westfalen wurden bei den Verhandlungen bereits 
erreicht: Im Gegensatz zur Landesregierung woll-
ten wir von Beginn an den Börsengang des Betei-
ligungsbereichs der RAG Aktiengesellschaft als 
Ganzes durch eine Stiftungsgründung ermögli-
chen. Schwarz-Gelb hat sich diesem Ziel später 
angeschlossen. Jetzt ist es durchgesetzt. Börsen-
gang und Stiftung sind auf dem Weg. Sie haben 
Ihre und auch Ihre persönlichen Zerschlagungs-
pläne, Frau Thoben, endlich zur Seite gelegt. Ich 
bin froh darüber. 

(Beifall von der SPD – Lachen von der CDU) 

Darüber hinaus wollten wir auch im Gegensatz 
zur Landesregierung einen Sockelbergbau. Eine 
Entscheidung für einen Sockelbergbau nach 2018 
war gegen Widerstände aus der Union nicht zu 
erreichen; das gebe ich gerne zu. Stattdessen 
haben wir eine gesetzlich verankerte Option 
durchgesetzt, nach der im Jahr 2012 entschieden 
wird, ob und in welcher Höhe ein Sockelbergbau 
nach 2018 betrieben werden soll. Damit wird der 
Zugang zu den Kohlelagerstätten offen gehalten. 
Das dient Nordrhein-Westfalen. Es besteht also 
auch über 2018 hinaus die Möglichkeit, hier bei 
uns Bergbau zu betreiben. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Das glauben Sie, 
Herr Römer!) 

Schwarz-Gelb, meine Damen und Herren, ist ge-
scheitert. 

(Beifall von der SPD – Lachen von der FDP) 

Der Ministerpräsident wollte den Bergbau bis 
2015, und Sie, Herr Papke, wollten ihn bereits 
2010 endgültig beenden. 

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Jetzt sagen Sie 
das schon wieder!) 

Sie wollten diese Entscheidung bereits heute un-
umkehrbar machen. Damit sind Sie doppelt ge-
scheitert. 

(Beifall von der SPD) 

Deshalb wollten Sie auch mit aller Macht eine Op-
tionsklausel verhindern. Damit konnten Sie sich 
nicht durchsetzen. Die Tür zu unseren heimischen 
Lagerstätten ist nicht verschlossen. Das ist in § 1 
des Entwurfs für ein Steinkohlefinanzierungsge-
setz fixiert; es ist also vorne, an der wichtigsten 
Stelle, festgelegt. Damit es nicht eine theoretische 
Option ist, wie Sie meinen, Frau Thoben, verspre-
che ich Ihnen: Wir Sozialdemokratinnen und So-
zialdemokraten werden alles tun, damit wir im 
Jahr 2012 politisch, aber auch nach wirtschaftli-
chen Gesichtspunkten in der Lage sind, diese Op-
tion zu verwirklichen, damit wir auch weiterhin 
Bergbau betreiben können. 

(Zuruf von Minister Dr. Helmut Linssen) 

Das dritte Problem bestand aus der finanziellen 
Absicherung der Alt- und Ewigkeitslasten und der 
Haftungsfragen; es ist ebenfalls gelöst worden. 
Ich will ausdrücklich der Bundesregierung für die 
Unterstützung danken, dem Bundesfinanzminis-
ter, dem Vizekanzler, die in dieser Bundesregie-
rung an prominenter Stelle mit dafür gesorgt ha-
ben, dass Nordrhein-Westfalen an diesem wichti-
gen Punkt eine Entlastung erfährt, die wir auch 
verdient haben. Denn wir haben in diesem Land 
über viele Jahre hinweg durch die Bergleute und 
den Bergbau Leistungen für die gesamte Bundes-
republik Deutschland erbracht. 

Alle hier im Landtag zu treffenden Entscheidun-
gen wurden letzte Woche in den Fachausschüs-
sen bereits gefällt. Börsenerlös und Rückstellung 
der RAG Aktiengesellschaft bilden den Kapital-
stock für die Stiftung, aus dem die Alt- und Ewig-
keitslasten ab 2018 bedient werden können. Bis 
dahin wird dieses Kapital durch diese Entschei-
dung – sie ist vor allen Dingen durch unsere hart-
näckige Haltung erreicht worden, den Börsengang 
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auch als integrierten Konzern zu ermöglichen, der 
Stiftung zu erlauben, auch Anteile an diesem 
neuen Konzern zu halten – weitere Sicherungs-
beiträge erwirtschaften. Wir sind da ganz zuver-
sichtlich. 

(Beifall von Frank Sichau [SPD]) 

Ziel 4 ist einfach zu formulieren: Kein Bergmann 
fällt ins Bergfreie. Dieser Punkt, Frau Thoben, ist 
heute für uns der einzig wichtige. Hier – Sie ha-
ben das gerade versucht – wollen wir mit dazu 
beitragen, dass es tatsächlich zu einer vernünfti-
gen Sachverhaltsaufklärung kommt. Sie haben 
sich gerade korrigiert, weil Sie im Wirtschaftsaus-
schuss – lesen Sie es noch einmal nach! – berich-
tet haben, dass es um die bei der RAG AG be-
schäftigten Bergleute ginge. Sie wissen – Sie ha-
ben das gerade richtig gestellt –, im Finanz-
tableau sind alle Bergleute enthalten. Um diesen 
Punkt geht es, und wir sind in Sorge – ich sage 
Ihnen das ganz offen –, dass es möglicherweise 
dazu kommt, dass wir in Nordrhein-Westfalen 
Bergleute erster und zweiter Klasse haben.  

(Ministerin Christa Thoben: Betriebsverein-
barungen! Das ist doch verrückt!) 

Denn es geht nicht nur darum, die politischen 
Rahmenbedingungen zu schaffen, damit alle, die 
berechtigt sind, in die Anpassung zu gehen, auch 
davon Gebrauch machen können, sondern auch 
um organisatorische Weichenstellungen. Sie ha-
ben auf eine hingewiesen, an der die Landesre-
gierung beteiligt ist. Die müssen dann aber auch 
für die Zukunft tragen, damit nicht einige hundert 
Bergleute von diesen Möglichkeiten keinen 
Gebrauch machen können. 

Lassen Sie mich noch mal an die Abläufe erin-
nern. Der Ministerpräsident wollte dem Landtag 
den Kompromiss schon am 7. Februar vorstellen. 
Deshalb hat er Ende Januar die Staatskanzlei an-
gewiesen, der Präsidentin die Unterrichtung des 
Landtags zu avisieren, die er persönlich vorneh-
men wollte. Am Mittwoch, dem 31. Januar, vollzog 
der Ministerpräsident eine radikale Kehrtwende 
und forderte das Ende des Bergbaus bereits bis 
2014.  

Das hätte Massenentlassungen bedeutet. Damit 
ist der Ministerpräsident gescheitert. Ich bin froh 
darüber. Diese Vorstellungen konnten in Berlin 
nicht durchgesetzt werden.  

(Beifall von der SPD) 

Wir haben mitgeholfen, dass es zu diesem Schei-
tern gekommen ist.  

(Lachen von Ministerin Christa Thoben) 

Dass sich die Bergleute, Herr Ministerpräsident, 
diesen Kurs nicht gefallen lassen wollten, ist Ih-
nen eindrucksvoll bewiesen worden. 13.000 Berg-
leute zusammen mit denjenigen, die im weißen 
Bereich der RAG AG beschäftigt waren, haben 
mit ihrer Demonstration vor dem Landtag eindeu-
tig und eindrucksvoll klargemacht, dass sie einen 
solchen Kurs überhaupt nicht mittragen würden. 
Das öffentliche Echo Anfang Februar war ent-
sprechend. 

Zur Erinnerung, Herr Ministerpräsident, nenne ich 
ein paar Beispiele. „ddp“: Rüttgers torpediert Koa-
litionsbeschluss, „WAZ“: Rüttgers sorgt für Eklat, 
„Rheinische Post“: Rüttgers – einst Arbeiterführer, 
„WDR“: Zwischen den Fronten, „Bild“: Amok-
Rütte.  

Für uns bleibt es dabei: Der weitere Anpassungs-
prozess muss sozialverträglich gestaltet werden. 
Es muss bei dem Grundsatz bleiben: Keiner fällt 
ins Bergfreie. Wir waren – ich wiederhole das 
noch einmal – bis zum vergangenen Mittwoch si-
cher, dass das gelingen würde. Frau Thoben hat 
versucht, die Unsicherheit herauszunehmen. Wir 
haben deshalb den Ihnen vorliegenden Eilantrag 
gestellt. Ich werde gleich zur Begründung dieses 
Eilantrags noch ein paar Bemerkungen machen.  

Ich ziehe unter meinen ersten Diskussionsbeitrag 
einen Strich und füge hinzu: Frau Thoben, auch 
nach Ihrem Bericht heute Morgen ist der Erkennt-
nisgewinn für den Landtag wiederum gleich null. 
Den hätten Sie sich sparen können. – Vielen 
Dank fürs Zuhören. 

(Beifall von der SPD – Ministerin Christa 
Thoben: Warum haben Sie dann so lange 
geredet?) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Römer. – Für die CDU-Fraktion erhält der 
Abgeordnete Lienenkämper das Wort. 

Lutz Lienenkämper (CDU): Herr Präsident! Mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Lieber Herr 
Kollege Römer, dafür, dass Sie die heutige Unter-
richtung durch die Landesregierung für überflüssig 
halten, haben Sie sich doch sehr intensiv mit den 
Dingen beschäftigt. Sie haben auch beredtes 
Zeugnis darüber abgelegt, dass die Unterrichtung 
der Landesregierung alles andere als überflüssig 
ist. Durch Ihre schräge und zum Teil falsche Dar-
stellung der Historie haben Sie gezeigt, dass Sie 
jede Unterrichtung notwendig haben. 

(Beifall von CDU und FDP) 
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Herr Kollege Römer, wenn Sie sich darüber är-
gern, dass die Landesregierung Erfolge hat und 
wir heute positiv über diese Erfolge sprechen, 
verstehe ich das aus parteipolitischer Sicht. Nur: 
Wir reden heute über eine kohlepolitische Ver-
ständigung und damit über das Ende einer für die 
Menschen in Nordrhein-Westfalen wichtigen Epo-
che. 

Wir reden über Erfolge, die die Landesregierung 
erreicht hat. Wir steigen aus der subventionierten 
Steinkohleförderung aus. Wir erreichen den Aus-
stieg sozialverträglich, und wir erreichen ihn so, 
dass NRW bis 2018 rund 1,5 Milliarden € spart. 
Wenn das kein Erfolg ist, weiß ich nicht, was an-
sonsten Erfolg genannt werden kann. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Unser Erfolg ist darauf zurückzuführen, dass die 
Landesregierung in schwierigen Situationen einen 
kühlen Kopf bewahrt und das Interesse des Lan-
des Nordrhein-Westfalen immer vorangestellt hat, 
und nicht etwa darauf, Herr Römer, dass Sie zwi-
schenzeitlich Einwürfe in die Verhandlungen ge-
macht haben. Wir haben auf der Basis dessen, 
was wir immer gesagt haben, verlässlich Kurs 
gehalten. Das ist der wahre Grund dafür, warum 
am Ende dieses gute Ergebnis herausgekommen 
ist.  

Was haben wir uns in den ersten Debatten zu 
diesem Thema von Ihnen nicht alles anhören 
müssen? – Wir gefährdeten die Sozialverträglich-
keit, wir gingen einen energiepolitischen Irrweg 
und noch mehr Unfug.  

Meine Damen und Herren, was wir getan haben, 
ist nichts anderes als das, wofür wir gewählt wor-
den sind: Wir nehmen die Interessen des Landes 
Nordrhein-Westfalen und die Interessen seiner 
Menschen wahr.  

Der Prozess der schwindenden Wettbewerbsfä-
higkeit deutscher Steinkohle hat bereits in den 
60er-Jahren eingesetzt und sich zunehmend ver-
stärkt. Die Diskrepanz zwischen dem Weltmarkt-
preis und den heimischen Förderkosten konnte 
nicht mehr länger verantwortet werden. Daher war 
es absolut notwendig und richtig, diesen Schritt 
jetzt zu tun.  

Nordrhein-Westfalen muss sich auf seine tatsäch-
lichen Stärken konzentrieren und darf nicht länger 
Industrien der Vergangenheit nachtrauern. Die 
Zukunft liegt in einer Mischung aus innovativen 
Industrieprodukten und modernen Dienstleistun-
gen. Meine Damen und Herren, hier müssen wir 
ansetzen. 

Wir haben in diesem Bereich so angesetzt, dass 
die Subventionen, die wir zahlen müssen, nicht 
nur um 740 Millionen €, wie zunächst prognosti-
ziert, abgesenkt werden können, sondern wir er-
reichen eine Gesamtentlastung für Nordrhein-
Westfalen von insgesamt 1,565 Milliarden €. Das 
kann angesichts der immer noch hohen Lasten 
aus dem Steinkohlebergbau gar nicht hoch genug 
bewertet werden. Allerdings dürfen wir auch nicht 
übersehen, dass Nordrhein-Westfalen immer 
noch rund 4 Milliarden € in die Steinkohle wird 
stecken müssen, trotz der erfreulichen Entlastung, 
die ich geschildert habe. 

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Wir haben sichergestellt, dass es im gesamten 
Prozess nicht zu sozialen Brüchen kommt und 
dass Sozialverträglichkeit immer gegeben ist. Wir 
haben stets versprochen: Kein Bergmann wird ins 
Bergfreie fallen. Dieses Versprechen ist gehalten 
worden.  

Wir wissen genau, dass die Bergleute unter 
schwierigsten Bedingungen jahrzehntelang einen 
ganz wesentlichen Beitrag zur nationalen Ener-
gieversorgung geleistet haben. Meine Damen und 
Herren, die Bergleute können nichts für die Ent-
wicklung der Weltmarktpreise. Also war für uns 
selbstverständlich – das stand auch keine Sekun-
de infrage –: Sozialverträglichkeit muss sein. So-
zialverträglichkeit ist gegeben. Auch das ist Teil 
des guten Ergebnisses.  

Deshalb ist es auch zu verkraften, dass Nord-
rhein-Westfalen vielleicht zwei oder drei Jahre 
später aus der Subventionierung aussteigt, als es 
denkbar gewesen wäre. Ich habe die Tatsache, 
Herr Kollege Römer, nicht verstanden, dass Sie 
uns ernsthaft glauben machen wollten, die Lan-
desregierung habe 2014 gesagt und Herr Papke 
habe angeblich 2010 genannt – Sie werden gleich 
Gelegenheit haben, das klarzustellen – und wir 
hätten dieses Ziel nicht erreicht.  

Stellen Sie sich einmal vor, Herr Kollege Römer, 
wir hätten dieses Ziel erreicht und im Jahr 2014 
wäre der Ausstieg. Was hätten Sie uns denn dann 
heute noch alles vorgeworfen? Sie hätten von so-
zialer Kälte und von sozialen Verwerfungen ge-
sprochen. Sie hätten von einem viel zu schnellen 
Prozess gesprochen. Das passt einfach nicht zu-
sammen. Sie können uns nicht vorwerfen, dass 
wir zu lange brauchen, um auszusteigen. Gratulie-
ren Sie uns lieber, dass wir sozialverträglich und 
vernünftig aussteigen. 

Meine Damen und Herren, dass es Bergleute ers-
ter und zweiter Klasse geben soll, ist nicht der 
Fall. Klar ist doch, dass für die Gewährung von 
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Anpassungsgeld weiterhin die Richtlinie vom 
25. Oktober 2005 des Bundesministeriums für 
Wirtschaft gilt. Darin sind die Bergleute von Berg-
bauspezialgesellschaften ausdrücklich einge-
schlossen. Im Ausschuss hat Frau Ministerin 
Thoben auch nichts Gegenteiliges behauptet. Die 
in der Vergangenheit gültige Praxis wird fortge-
setzt. Frau Ministerin Thoben hat immer von Berg-
leuten gesprochen und nicht von RAG-
Bergleuten. Darin liegt das Missverständnis.  

Sie haben heute versucht, uns zu erklären, dass 
Ihr Eilantrag in allen Punkten offenkundig nicht 
ganz so gemeint war, wie es im Antrag steht. Das 
macht das, was dort steht, aber nicht anders. 
Deswegen werden Sie Verständnis dafür haben, 
dass wir vor diesem Hintergrund den Eilantrag ab-
lehnen müssen.  

Lassen Sie mich noch einige Bemerkungen zur 
Revisionsklausel machen: Sie werden alles tun, 
um im Jahre 2012 die Revisionsklausel ziehen zu 
können. Da sage ich nur: Herzlichen Glück-
wunsch! Es ist absolut unvorstellbar, dass sich 
der Weltmarktpreis für Steinkohle verdrei- oder 
vervierfacht. Welche Entwicklung sollte das denn 
fördern? Allein die geostrategische Verteilung der 
Vorkommen schließt das aus.  

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: Sind Sie Hell-
seher oder was?) 

– Herr Kollege Sagel, Sie sind auch da. Schön.  

(Heiterkeit und Beifall von Dietmar Brockes 
[FDP]) 

Im Unterschied zu Öl und Gas liegt Steinkohle im 
Übrigen in politisch absolut stabilen Regionen 
dieser Welt. Kein wissenschaftlich ernst zu neh-
mendes Forschungsinstitut wird Ihnen bei der An-
hörung zur Revision bescheinigen, dass es auch 
nur im Ansatz sinnvoll sein wird, die Revisions-
klausel zu ziehen. Deswegen sind die Ausführun-
gen von Frau Ministerin Thoben dazu völlig rich-
tig: Es handelt sich um eine theoretische Option, 
aber nicht um mehr.  

Selbst wenn uns die Welt bis 2012 auf den Kopf 
fällt, ist es wiederum dem Verhandlungsgeschick 
der Landesregierung zu verdanken, dass in die-
sem Fall der Bund die Folgen einer Entscheidung 
über die Revisionsklausel zu tragen hat und nicht 
das Land Nordrhein-Westfalen. So besteht für alle 
Beteiligten in Nordrhein-Westfalen Planungssi-
cherheit für alle Eventualitäten und für die Zu-
kunft.  

Im Ergebnis, meine Damen und Herren, können 
wir auf die erreichten Einsparungen stolz sein. 
Wichtig ist, dass wir uns auf die tatsächlichen 

Stärken unseres Landes konzentrieren. Wichtig 
ist, dass die Landesregierung weiter fortfährt, Un-
terstützung für die vom Bergbau betroffenen Re-
gionen für den notwendigen Strukturanpassungs-
prozess zu gewähren. Dabei ist das Ruhrgebiet 
sicherlich ein Zentrum, aber nicht das einzige 
Zentrum.  

Trotzdem sind die Initiative Zukunft Ruhr und vie-
les, was Sie dankenswerterweise schon gehört 
haben, richtige Ansätze, um im Rahmen unserer 
Clusterstrategie und der wettbewerbsorientierten 
Verteilung der Ziel-2-Fördermittel eine ganze 
Menge neuer Chancen zu schaffen – auch und 
gerade in den vom Ausstieg aus der Steinkohle 
betroffenen Regionen. Wir setzen auf die Kraft der 
Wirtschaft statt auf Fördertöpfe. Sie ist durchaus 
in der Lage, sich selbst zu organisieren und wird 
das auch beweisen.  

Meine Damen und Herren, das ist Zukunft; das ist 
heute. Geld in die Industrien der Vergangenheit 
zu investieren, war gestern. Um es ganz ehrlich 
zu sagen: Das ist auch gut so! 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Lienenkämper. – Für die FDP-Fraktion 
hat jetzt Herr Kollege Brockes das Wort.  

Dietmar Brockes (FDP): Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Herr Kollege Römer, ich den-
ke, es war richtig, dass heute die Unterrichtung 
seitens der Landesregierung durchgeführt wurde, 
um auch einer breiten Öffentlichkeit einmal das 
sehr gute Ergebnis der Verhandlungen bezüglich 
des Ausstieges aus der Steinkohlesubventionie-
rung deutlich zu machen. 

Aber, Herr Kollege Römer, dass Sie gegen diese 
Unterrichtung sind, das macht sehr deutlich, dass 
Sie das Thema und auch das Ergebnis der Ver-
handlungen scheuen wie der Teufel das Weih-
wasser. Das macht für mich deutlich, Herr Kolle-
ge, dass auch Sie nicht mehr an den Fortbestand 
des Subventionsbergbaus glauben und auch das 
ganze „Revisionsgedöns“ von Ihnen nicht mehr 
ernst nehmen, meine Damen und Herren. 

Die FDP ist zur Landtagswahl 2005 mit einer zent-
ralen Botschaft angetreten: Wir haben der Bevöl-
kerung versprochen, dass wir dafür kämpfen wer-
den, aus dem subventionierten deutschen Stein-
kohlenbergbau sozialverträglich auszusteigen. 
Selbiges haben wir bereits im Jahre 2000 als ein-
zige Fraktion in diesem Hohen Hause mit einem 
Antrag gefordert. 
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Meine Damen und Herren, heute können wir vol-
ler Stolz sagen: Ja, wir haben Wort gehalten. Wir, 
die Koalitionsfraktionen, haben mit der Verständi-
gung über den Ausstieg aus dem Subventions-
bergbau einen historischen Erfolg erzielt. Wir ha-
ben gemeinsam das umgesetzt, womit uns die 
Mehrheit der Bevölkerung Nordrhein-Westfalens 
beauftragt hat. Wir haben nicht nur das Ende des 
Subventionsbergbaus vertraglich besiegelt; wir 
werden den Ausstieg auch – darauf haben wir 
während des gesamten Verhandlungsprozesses 
großen Wert gelegt – sozialverträglich, das heißt 
ohne betriebsbedingte Kündigungen organisieren. 
Um dies zu gewährleisten, werden wir trotz der 
nach wie vor angespannten Haushaltslage für die 
Anspruchsberechtigten noch bis ins Jahre 2027 
Anpassungsgeld zahlen. Dies erwähne ich gerade 
deshalb, da Frau Kraft uns wider besseren Wis-
sens das glatte Gegenteil unterstellt und die Berg-
leute gegen die Koalition aufhetzen will. 

Apropos Frau Kraft, es mag zutreffend sein, dass 
Sie sich genötigt sahen, Ihren Bekanntheitsgrad 
nach Übernahme des SPD-Landesvorsitzes drin-
gend steigern zu müssen. Ich möchte an dieser 
Stelle erwähnen, dass die Mehrheit der Bevölke-
rung immer noch glaubt, dass der Ministerpräsi-
dent, Herr Jürgen Rüttgers, Chef der SPD in 
Nordrhein-Westfalen ist. 

(Zuruf von Heike Gebhard [SPD]) 

Eines hätten Sie allerdings wissen müssen, meine 
Damen und Herren: An der eigenen Bevölkerung 
darf man sich nicht versündigen. Sie sind wäh-
rend der Verhandlungen nicht nur unserem Minis-
terpräsidenten in den Rücken gefallen, nein, Sie 
haben die Interessen des Landes und seiner 
Menschen einer kleinkarierten Partei- und Inter-
essenspolitik untergeordnet. Ihr Verhalten ist zu-
tiefst unanständig und Ausdruck einer kraftlosen 
Oppositionsarbeit. 

Meine Damen und Herren, nach 39-jähriger Re-
gierungsverantwortung 

(Heike Gebhard [SPD]: Schon lange nicht 
mehr gehört!) 

wäre es an der Zeit gewesen, sich von der struktur-
konservativen sozialdemokratischen Wirtschaftspoli-
tik loszusagen und stattdessen aktiv an der Gestal-
tung des dringend erforderlichen Strukturwandels in 
den Bergbauregionen mitzuwirken. Sie haben sich 
allerdings gegen die Zukunft und für die Vergangen-
heit entschieden. 

(Dieter Hilser [SPD]: Donnerwetter!) 

Meine Damen und Herren, der Steiger geht, aber 
dieser Makel bleibt bei SPD.  

Der Hartnäckigkeit unseres Ministerpräsidenten 
und der vollen Rückendeckung durch die Koaliti-
onsfraktionen ist es zu verdanken, dass wir ein 
erfreulich hohes Entlastungsvolumen für unseren 
Landeshaushalt erzielen konnten. Durch die ein-
gesparten Subventionszahlungen können wir den 
Strukturwandel in den Bergbauregionen forcieren, 
in die Köpfe unserer Kinder investieren und damit 
das Land auf ein neues, zukunftssicheres Fun-
dament stellen. 

Wir werden gemeinsam mit den Menschen, den 
Unternehmen und den Hochschulen in den Regi-
onen einen Imagewandel einleiten. Bei der Ver-
gabe der Ziel-2-Mittel werden wir einen Wettbe-
werb um die besten Ideen entfachen. Das Ruhr-
gebiet mit seiner einzigartigen Dichte an Universi-
täten und Hochschulen sowie einer Vielzahl von 
Forschungsinstituten hat dabei beste Vorausset-
zungen, sich zu einer durch Innovation und Krea-
tivität gekennzeichneten Region zu wandeln. 

Aber auch mein Niederrhein wird die bestehenden 
Chancen nutzen. Wir werden die bestehenden 
Cluster stärken und die Standortvorteile der Regi-
on mit seinen gut ausgebildeten Menschen für 
Neuansiedlungen nutzen.  

Wer den europäischen Markt mit hochwertigen 
Produkten und Dienstleistungen erschließen 
möchte, meine Damen und Herren, soll zukünftig 
am Standort Nordrhein-Westfalen nicht mehr vor-
beikommen. 

Meine Damen und Herren, für die Abwicklung des 
Bergbaus wird zukünftig die RAG-Stiftung zustän-
dig sein. Aufgabe der Stiftung ist es, das Stif-
tungsvermögen so zu mehren, damit es möglichst 
zur Regulierung aller auftretenden Altlasten und 
Ewigkeitskosten ausreicht. Oberste Priorität ge-
nießt dabei der Grundsatz, unter minimalem Risi-
ko den maximalen Ertrag zu erzielen. Deshalb 
sind finanzwirtschaftliche Hasardeure hier fehl am 
Platz. 

Ich bin froh, dass es gelungen ist, den Vorsitz der 
Stiftung mit Herrn Bonse-Geuking exzellent zu 
besetzen. Er ist ein ausgewiesener Wirtschafts-
fachmann und kennt die Probleme des Bergbaus, 
stammt aus der Region und muss niemandem 
mehr etwas beweisen. Dies verschafft ihm Autori-
tät und die erforderliche Unabhängigkeit von der 
Politik.  

Mit den Herren Oetker, Odewald und Holthoff-
Pförtner konnten wir zudem Persönlichkeiten für 
das Kuratorium gewinnen, die einer Politisierung 
dieses Gremiums entgegenstehen und den Vor-
stand bei seiner Arbeit unterstützen und kontrollie-
ren. Wir werden zudem unser Versprechen einlö-
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sen, dass ein Mitglied in besonderer Weise die 
Interessen der Bergbaubetroffenen vertreten wird. 
Insofern bin ich froh, dass sich Herr Oetker direkt 
nach seiner Berufung dazu bekannt und geäußert 
hat.  

Ferner ist mit der Zusammenstellung von Vor-
stand und Kuratorium der Stiftung sichergestellt, 
dass beim Börsengang des weißen Bereichs in-
ternationale Investoren nicht durch einen unver-
hältnismäßig großen Einfluss der Gewerkschaften 
auf die Gesellschaft abgeschreckt werden. 

In den kommenden Monaten gilt es zudem festzu-
legen, wann welches Bergwerk schließen wird. 
Wir sind uns bewusst, dass dies noch ein heftiges 
Ringen insbesondere mit der IG BCE auslösen 
wird. Die FDP-Landtagsfraktion ist nicht bereit, 
den Schließungsablauf allein der RAG und der 
IG BCE zu überlassen. Solange der Bergbau 
Subventionen erhält, steht er unter besonderer 
Beobachtung durch die Politik. 

Im Sinne derjenigen, von denen die Subventionen 
stammen – das sind nämlich immer noch die 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler –, müssen 
wir darauf achten, dass der Ausstieg aus dem 
Subventionsbergbau kostenminimal erfolgt. Um 
die finanziellen Risiken für das Land zu minimie-
ren, sollten vorrangig die Bergwerke schließen, 
bei denen infolge eines fortdauernden Steinkohle-
bergbaus unabsehbare bzw. die höchsten zusätz-
lichen Ewigkeitskosten entstehen. Für Nordrhein-
Westfalen heißt dies konkret, dass das Bergwerk 
West seinen Betrieb schnellstens einstellen muss. 

Herr Römer, das ist eine wesentlich differenzierte-
re Betrachtung als diejenige, die Sie favorisieren. 
Sie verweigern sich nach wie vor vehement der 
Realität und tragen die Revisionsklausel wie eine 
Monstranz vor sich her. Sie möchten die Ent-
scheidung der DSK überlassen. Mit Ihrem Hinweis 
auf die besondere Bedeutung von Größe und Ver-
fügbarkeit der jeweiligen Lagerstätten für den 
Schließungsplan versuchen Sie, den Bergleuten 
vorzugaukeln, dass Steinkohle in Deutschland 
schon in wenigen Jahren – urplötzlich – unter 
wettbewerbsfähigen Bedingungen abgebaut wer-
den kann. 

Herr Kollege Römer, Sie haben eben aus einem 
WDR-Beitrag zitiert. Daher möchte ich dies an 
dieser Stelle auch tun, und zwar möchte ich – mit 
Erlaubnis des Präsidenten – Herrn Christian 
Beckmann zitieren. Er sagte: 

„Das andere Trostpflästerchen, das Gewerk-
schaft und SPD bereithalten, haftet schon weit 
weniger gut. Die Zusage nämlich, dass in fünf 
Jahren der Ausstieg je nach Energielage ge-

stoppt werden kann. Das ist so unwahrschein-
lich wie Schnee in der Wüste und in beiden Fäl-
len nur bei extremen Klimaverlagerungen 
denkbar.“ 

(Sören Link [SPD]: Man hat schon Pferde vor 
der Apotheke kotzen sehen!) 

Meine Damen und Herren von der SPD, immerhin 
wissen wir jetzt, warum Ihr Parteifreund Gabriel 
permanent Weltuntergangsstimmung verbreitet 
und die Auswirkungen des menschlichen Han-
delns auf das Klima derart dramatisiert. Ich aber 
prophezeie Ihnen, dass die letzte Zeche bereits 
vor dem Jahr 2018 schließen wird. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluss meiner Rede. 

(Zuruf von der SPD: Das ist gut!) 

– Dann hören Sie noch einmal gut zu, denn auch 
aus dem letzten Satz können Sie noch sehr viel 
mitnehmen. 

(Zurufe von der SPD) 

Es wäre nämlich das Gebot der Stunde und ein 
Zeichen von Aufrichtigkeit, wenn die IG BCE und 
Sie von der SPD den Bergleuten endlich reinen 
Wein einschenken würden, um ihnen damit zu 
signalisieren, die gute konjunkturelle Lage für sich 
zu nutzen und nach einem zukunftssicheren Ar-
beitsplatz außerhalb des Bergbaus Ausschau zu 
halten. Das wäre anständig, und dann würden 
auch Sie Ihrer Verantwortung gerecht werden. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP – Zuruf von der SPD: 
Das hat es jetzt aber nicht gebracht!) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Brockes. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat jetzt Herr Kollege Priggen 
das Wort. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Frau Ministerin Thoben! Was den 
Ton der Debatte insgesamt betrifft: Es ist eine e-
her unaufgeregte, nüchterne Debatte. Wir hatten 
hier schon wesentlich emotionalere Diskussionen. 
Ich würde gern daran anknüpfen. Aus meiner 
Sicht – das haben Sie ganz richtig eingeleitet, 
Frau Thoben – ist das nämlich ein Stück weit die 
Abschlussdebatte zu einem wichtigen Kapitel der 
Industriegeschichte Nordrhein-Westfalens. 

Es ist so: Für das Aachener Revier mit seiner 
800-jährigen Geschichte – die Zeche Sophia-
Jacoba wurde 1997 stillgelegt – und für das Ruhr-
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revier mit seiner 200-jährigen Bergbaugeschichte 
sind die Eckpunkte jetzt gesetzt. Es wird bis 2018 
dauern; vielleicht ist es auch schon etwas eher so 
weit. Es wird uns noch viel länger beschäftigen. 
Aber die politischen Entscheidungen sind gefal-
len. 

Sie haben Sie, historisch gesehen, über einen et-
was längeren Zeitraum hergeleitet. Ich will es et-
was kürzer machen und nur folgende Punkte an-
sprechen: Wir haben 1997 die letzten großen 
Verhandlungen erlebt. Dann wurde – damals noch 
in Bonn – das erste Steinkohlefinanzierungsge-
setz beschlossen, das von 1997 bis 2005 Geltung 
hatte. Das war die Bundesregierung unter Bun-
deskanzler Kohl und Bundeswirtschaftsminister 
Günter Rexrodt. 

Ich finde es immer wieder interessant, zu erleben – 
das hat Herr Brockes hier eben angedeutet –, dass 
manche versuchen, sich schnell vom Acker zu ma-
chen, obwohl sie doch selber beteiligt waren. Wir 
haben jetzt August 2007. Das letzte Kohleregime 
lief von 1997 bis zum Dezember 2005. Das ist ge-
rade anderthalb Jahre her. Es wurde einstimmig 
von allen Bundestagsfraktionen getragen, nicht nur 
von den Regierungsfraktionen CDU und FDP. 

Ich kann mich noch an die Bilder erinnern: die Be-
setzung von Bonn durch die Bergleute und die 
Brücke der Solidarität im Ruhrgebiet. Herr Pink-
wart, ich habe Sie akustisch nicht verstanden; a-
ber die FDP, die damals an der Bundesregierung 
beteiligt war, hat bis zum Dezember 2005 

(Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart: Das 
war in Bonn!) 

– in Bonn – alle Eckpunkte mit unterschrieben. 
Insofern besteht Konsens. 

Aus meiner Sicht ist der Wendepunkt in der Ak-
zeptanz des Bergbaus in Nordrhein-Westfalen un-
trennbar mit den Auseinandersetzungen um das 
Bergwerk Walsum am Niederrhein verknüpft. Da 
haben die Kohle-Vertreter im Gefühl der alten 
Macht versucht – das war der große Fehler –, die 
Bergbauplanung gegen Zehntausende von Men-
schen durchzusetzen 

(Lachen von der SPD) 

– ja, lachen Sie nur, ich nenne Ihnen gleich Kron-
zeugen dafür –, die in der Diskussion um den 
Rahmenbetriebsplan Walsum unterschrieben ha-
ben. Da ist die Akzeptanz verloren gegangen, 

(Beifall von den GRÜNEN) 

denn die Kohle-Vertreter konnten nicht einsehen, 
dass es sinnvoller gewesen wäre, den Bergbau 

an den Standorten zu betreiben, wo der Steinkoh-
lebergbau gewünscht wurde. Diese Standorte hat 
es gegeben: in Ibbenbüren, im Osten – Bergwerk 
Ost – und in Gelsenkirchen. Aber am Niederrhein 
war es für die Leute zu offensichtlich, dass sie mit 
ihrem persönlichen Eigentum – mit ihrem Haus – 
dafür haften, dass der Bergbau an den Stellen be-
trieben wird, an denen er einfach nicht mehr sinn-
voll ist. 

(Beifall von den GRÜNEN)  

Es sind ja nicht nur Grüne und andere gewesen, 
sondern auch Sozialdemokraten. Erwähnen 
möchte ich die Bürgerinitiativen am Niederrhein 
mit ihrem Vorsitzenden Klaus Friedrich, Sozial-
demokrat in Voerde und heute wieder im Rat für 
die Sozialdemokraten, bei Professor Uwe Jens 
lange als Mitarbeiter tätig, einer der wirklich wich-
tigen Leute unter den Bürgerinitiativvertretern. Die 
Walsumer und die Voerder sind es gewesen, die 
diesen Wendepunkt erreicht haben. 

Dann hat es die Anschlussregelung von 2006 bis 
2008 gegeben, an der ich selber mitgearbeitet 
habe. Die SPD hatte dann die Entscheidung ge-
troffen, den großen kohlepolitischen Konsens, den 
es immer zwischen der CDU und den Sozialde-
mokraten gegeben hat, zu verlassen. Sie hat das 
dann in Berlin und in Düsseldorf in ihren Koalitio-
nen mit den Grünen gemacht. Die CDU hat nicht 
teilgenommen. Das war bewusst so angelegt. 
Bewilligungsbescheide hat es nur noch für drei 
Jahre gegeben. Statt in den Gesetzen einen lan-
gen Zeitraum festzulegen, hat man damals nur 
drei Jahre festgelegt, wahrscheinlich wissend, 
dass die Kosten so davongaloppieren, dass das, 
was man für das Jahr 2012 an Mitteln verspro-
chen hat, bei Weitem nicht ausreicht. 

Erstmalig ist zudem politisch festgelegt worden, 
dass das Bergwerk Walsum, das einen Rahmen-
betriebsplan bis zum Jahr 2019 hatte, spätestens 
zum 31. Dezember 2008 geschlossen werden 
muss. Es ist außerdem das erste Mal gewesen, 
dass wir politisch durchgesetzt haben, dass bei 
steigenden Weltmarktpreisen die öffentlichen 
Haushalte entlastet werden und es eine nach-
schüssige Auszahlung gibt. 

Allerdings haben wir bitter erleben müssen, dass 
in den Bewilligungsbescheiden, die ausgestellt 
wurden, beispielsweise die nachschüssige Aus-
zahlung umgedreht wurde, sodass der Kostenvor-
teil bei der RAG blieb. Das war die Regelung für 
drei Jahre und erforderte es, dass wir uns jetzt 
über eine Anschlussregelung unterhalten. weil die 
Bewilligungsbescheide zeitlich begrenzt waren. 
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Jetzt haben wir – das muss man bei der Gelegen-
heit erwähnen – eine neue Situation. Das ist – das 
will ich hier klar sagen – auch ein Verdienst von 
Werner Müller, der derjenige gewesen ist, der den 
Lösungsschlüssel gefunden hat, um den Konflikt 
zwischen dem Sockelbergbau und der Ewigkeit 
des Bergbaus aufzulösen, wie es die SPD poli-
tisch vertritt. Das ist Ihre Meinung und ist auch in 
Ordnung. Wir sehen es anders. 

Diese Position und eine Perspektive für die RAG 
in ihrer Kompliziertheit zusammenzuführen, geht 
auf einen Vorschlag von Werner Müller zurück, 
der damals vorgeschlagen hat, einen Teil der 
RAG – den weißen Bereich – an die Börse gehen 
zu lassen und die Kohle in einer anderen Einheit 
zusammenzufassen. Das musste in eine Detailre-
gelung übersetzt werden, die uns heute vorliegt. 
Für meine Fraktion kann ich sagen: Diese Rege-
lung ist – wenn ich auch Kritik an einigen nicht 
unwichtigen Punkten habe – insgesamt richtig. 

(Dietmar Brockes [FDP]: War das ein Lob?) 

– Das ist ein Lob. Wenn etwas vernünftig gemacht 
wird, kann man das anerkennen.  

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

– Wir können an der Stelle eine ganz nüchterne 
Debatte darüber führen, dass das Ergebnis so 
richtig ist. Man kann Werner Müller seinen Teil 
dabei zugestehen. Das hätten Sie auch tun kön-
nen, wenn Sie schon alle anderen Stiftungsmit-
glieder, die aus meiner Sicht eine gute Arbeit ma-
chen sollen, erwähnen. 

(Beifall von den GRÜNEN und einzelnen 
Abgeordneten der CDU) 

Es wäre Ihnen kein Zacken aus der Krone gefal-
len. 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Der hat gar kei-
ne Krone!) 

Das Paket, das daraus besteht, eine Stiftung zu 
gründen, die Steag und die Degussa an die Börse 
zu bringen sowie den Rest der RAG, den schwar-
zen Bereich, zusammenzufassen, ist genau der 
Schlüssel gewesen, um eine einigermaßen ver-
nünftige und moderate Regelung hinzubekom-
men. Diese Lösung ist teuer. Aber es ist auch ein 
schwieriger Kompromiss gewesen, weil es nicht 
nur um zwei Länder und den Bund ging, sondern 
auch Parteien über ihr breites Spektrum und die 
Gewerkschaften mit ihren Beschäftigten zu be-
rücksichtigen waren. Eine solche Lösung ist kom-
pliziert und ist mit diesem Konstrukt erreicht wor-
den. 

Nach meiner sachlichen Überzeugung wäre eine 
sozialverträgliche Regelung schon eher möglich 
gewesen. Schaue ich mir an, wie mit der Anpas-
sungsregelung und weiteren Mechanismen von 
1997 bis 2005 gearbeitet worden ist, so sind fast 
60 % der Beschäftigten, die aus dem Bergbau 
gegangen sind, nicht über eine Frühverrentung 
ausgeschieden. Also wäre eine sozialverträgliche 
Regelung 2014 möglich gewesen. Deswegen ist 
auch die Einstellung der Absatzbeihilfen im Jahr 
2014 durch das Land eine konsequente und rich-
tige Übersetzung, selbst wenn mancher irrtümlich 
meint, das Land zahle gar nicht mehr. Natürlich 
zahlt das Land noch Stilllegungsbeihilfen und für 
die Altlasten. Aber da wären wir auch nicht he-
rausgekommen, wenn das Ende etwas früher ge-
kommen wäre. Insofern ist diese Aufteilung an der 
Stelle in Ordnung. Dass das vier Jahre länger 
dauert, ist der Preis, der für den Kompromiss zu 
zahlen ist. Das ist an der Stelle politisch unter 
Umständen notwendig.  

Aus meiner Sicht nicht positiv zu werten ist die 
Optionsklausel 2012 insgesamt. Die Parlamente 
wären jederzeit frei: Wenn sich die Weltmarktprei-
se theoretisch verdrei- oder vervierfachen würden, 
könnten sie andere Entscheidungen treffen, wenn 
es denn sein müsste. Sie brauchten das dann ei-
gentlich auch gar nicht, weil es dann wirtschaftlich 
wäre. Aber die Optionsklausel und die Art, wie sie 
öffentlich diskutiert wird, führt dazu, dass jüngere 
Leute, die ansonsten ihre Perspektive anderswo 
suchen würden – bei einer vernünftigen Konjunk-
tur würden sie sie auch anderswo finden –, noch 
der Illusion nachhängen, dass der Bergbau für sie 
langfristig vielleicht noch eine Perspektive bietet. 

Der notwendige Prozess wird an dieser Stelle also 
nicht gefördert, sondern dadurch eher behindert. 
Ich will es aber für meine Fraktion klar sagen: Wir 
vertreten die Einschätzung, dass diese Option nur 
theoretischer Natur ist. Deshalb bitten wir darum, 
dass nachher bei der Abstimmung über ihren Ent-
schließungsantrag über den letzten Spiegelstrich 
getrennt abgestimmt wird, unter dem Sie sich zur 
Option für das Jahr 2012 äußern. Das würden wir 
mittragen, weil wir diese Option für theoretisch 
halten. Man sollte das klar benennen, damit an 
der Stelle keine Illusionen geweckt werden. 

(Beifall von GRÜNEN sowie Christian 
Weisbrich und Lutz Lienenkämper [CDU]) 

Jetzt will ich noch einige kritische Anmerkungen 
machen: Solange ich dem Landtag angehöre, ha-
ben wir noch nie Beschlüsse mit einer finanziellen 
Tragweite von etwa 4,7 Milliarden € gefasst. Das 
entspricht insgesamt der Beschlusslage, nehme 
ich die Absatz- und Stilllegungsbeihilfen plus das, 
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was über das Anpassungsgeld dort enthalten ist. 
Wir landen bei deutlich über 4 Milliarden €. Die 
Beschlussgrundlage hierfür ist jedenfalls für die 
Mitglieder dieses Hauses relativ dünn. Das ist 
meine grundsätzliche Kritik: Alle Kostenrechnun-
gen – so steht es in der Vorlage – basieren auf 
Modellrechnungen der RAG. Dem Parlament liegt 
keine Stilllegungsplanung vor.  

Herr Kollege Brockes, Sie haben eben in der Sa-
che eine klare Positionierung zum Bergewerk 
West geäußert. Ich kann mich an Streitigkeiten 
zwischen unseren Parteien erinnern, als wir die 
Schließung von Walsum in den Verhandlungen 
durchgesetzt haben, und zwar zehn Jahre eher, 
als es der Rahmenbetriebsplan vorgesehen hat. 
Das geschah aus sachlichen Gründen, nicht etwa, 
weil man irgendetwas gegen diese Zeche und ihre 
Beschäftigten hatte, sondern weil es dort wegen 
der Abgrabung unter den Rheindeichen dort das 
größte Risiko gab. Da haben Sie gesagt: Das ist 
viel zu spät, das muss sofort gemacht werden. – 
Ich weiß, wie schwierig es war, in den Verhand-
lungen ein Datum durchzusetzen. 

Wenn Sie jetzt sagen, das Bergwerk West müsse 
früh geschlossen werden, aber bei den ganzen 
konkreten Planungen keine Stilllegungsplanung 
des Bergbaus vorliegt, dann ist das so ein biss-
chen der Mut, nachdem die Tore geschlossen 
sind. Die Position ist richtig, aber gerade Sie als 
kleiner Partner, hätten es in den Verhandlungen 
durchsetzen müssen, dass jetzt eine detaillierte 
Stilllegungsplanung vorliegt, die das Bergwerk 
umfasst. Das haben Sie nicht geschafft. Das ist 
so. Sie sollten das zumindest zugeben und nicht 
hinterher so tun, als ob das jetzt noch wichtig wä-
re und die RAG auf Sie hört. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Diet-
mar Brockes [FDP]) 

Aus meiner Sicht ist aber für ein Parlament, für 
einen Haushaltsgesetzgeber nicht akzeptabel, 
dass wir keine detaillierten Kostenrechnungen 
haben. Wenn irgendjemand Zuschüsse aus 
Haushaltsmitteln haben will, dann muss nach al-
lem, was ich kenne, derjenige bis ins Detail sa-
gen, wofür er das Geld haben will. Dann wird bei 
den Ministerien und anderen geprüft, ob das ge-
rechtfertigt ist. 

Die Detailzahlen der RAG bekommen wir nicht, 
wissen aber aus Zeitungsveröffentlichungen, dass 
wir bei den Zechen Unterschiede haben. Das 
Bergwerk Ost hat Förderkosten von 349 € pro 
Tonne und andere sind 200 € je Tonne günstiger. 
Wenn ein Bergwerk 2 Millionen t im Jahr fördert, 
dann beträgt diese Differenz zwischen zwei 

Standorten 400 Millionen € pro Jahr. An der Stelle 
ist Nordrhein-Westfalen entsprechend dem 22-%-
Anteil immer sofort dabei, und zwar in einer Grö-
ßenordnung von 88 Millionen € pro Jahr. 

Wir ringen an anderen Stellen um Haushaltsmittel. 
Ich erinnere an die gestrige Diskussion um das 
Schulessen. 88 Millionen € an Mehrkosten für ei-
nen Standort gegenüber einem anderen sind eine 
Menge Geld. Das heißt für mich, es muss eine de-
taillierte Standortplanung geben, weil das die 
Grundlage für Kostenbewilligungen ist. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dadurch wird man nicht die Hälfte oder eine ähn-
liche Größenordnung einsparen können, weil wir 
wissen, dass erhebliche Kostenbestandteile auf 
lange Zeiträume festgesetzt sind. Aber es kann 
nicht sein, dass man ohne diese detaillierten 
Grundlagen die Gelder bewilligt. 

Meine Fraktion ist deswegen mit einem Organ-
streitverfahren vor das Verfassungsgerichtshof in 
Münster gegangen, weil wir die Grundsatzfrage, 
ob das Parlament ein Anrecht darauf hat, diese 
detaillierten Zahlen zu bekommen, weil es die 
Haushaltsmittel vergibt, entschieden haben wol-
len. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Gibt es doch noch 
gar nicht!) 

– Die Grundsatzfrage wird geklärt werden, und 
dann wissen wir, ob wir das Recht auf detaillierte 
Zahlen haben. Aus meiner Sicht kann man die 
Mittel vorher nicht verausgaben. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Der letzte Punkt, auf den ich in der ersten Runde 
eingehen möchte, ist der Eilantrag der SPD. Dazu 
hat Frau Thoben – ich glaube, das ist auch klar-
geworden – dargestellt, dass dieser Eilantrag in 
der Sache überholt ist, weil sich das Anpassungs-
geld auch auf die Beschäftigten bezieht, die nicht 
direkt bei der RAG sind, sondern früher dort wa-
ren und jetzt bei den Schachtbaufirmen sind. 

Ich möchte nur noch sagen – es steht im Antrag 
der SPD –, Bestandteil der Vorlage, die wir be-
schlossen haben, ist auch die Anlage 4 zur Rah-
menvereinbarung. Da sehen Sie, wie detailliert 
das Material ist, das wir haben. Diese Anlage 4 ist 
in der Anlagenliste und nennt sich: Gesamt-
tableau für die Anschlussregelung bei der Stein-
kohlefinanzierung mit der Variante Auslaufen in 
2018. Dieses eine Blatt, dieses Gesamttableau ist 
die wichtige Datengrundlage, anhand der hier 
entschieden wird. Darin steht: 
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„Vertraulicher Entwurf 

„Geschätzter Finanzbedarf für APG einschließ-
lich APG-Fälle für Beschäftigte außerhalb der 
RAG: 2,66 Milliarden €. Davon anfallend nach 
2009: 2,1 Milliarden €.“ 

Dann beträgt der NRW-Anteil rund 666 Millio-
nen €, wenn ich davon ausgehe, dass sich das 
Saarland wie immer zwar in Reden daran betei-
ligt, aber beim Finanziellen außen vor ist. Das 
heißt, auf der Grundlage ist entschieden worden. 

Der Antrag ist deswegen überflüssig, weil Sie im 
Prinzip in Berlin in den Verhandlungen klarge-
macht haben müssten, wie das jetzt gemacht 
werden soll. Sie müssten es im Einzelnen mit den 
Gesellschaften regeln. Dass das Finanztableau 
dafür ausreichend ist, ist, glaube ich, hier festge-
legt. Ich meine, deswegen ist dieser Antrag über-
flüssig, und wir können ihm als Fraktion nicht zu-
stimmen. 

Zusammenfassend und letzte Anmerkung: Wir 
können davon ausgehen, dass dieser Kompro-
miss, der mit den Beschäftigten, mit ihren Ge-
werkschaften, mit den Ländern gemacht worden 
ist, auch wenn er teuer ist, geeignet ist, die Inte-
ressen der im Bergbau Beschäftigten und auch 
die Interessen der Länder im gewissen Rahmen 
auszugleichen. Es darf aber nicht passieren, dass 
diejenigen, die vom Bergbau betroffen sind, die 
Bergbaugeschädigten, vergessen werden. 

Wir beobachten mit einer gewissen Sorge – da ist 
jetzt ein Verfahren vor dem Gericht in Mönchen-
gladbach anhängig –, dass die RAG versucht, 
sich ein Stück weit aus der Verantwortung für 
Bergbauschäden herauszuwinden. Zumindest 
kann man diesen Eindruck gewinnen. Wenn das 
Geld knapper wird, mag es so eine Tendenz ge-
ben. Darauf werden wir achten müssen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Da streiten jetzt zum Beispiel Betroffene aus 
Mönchengladbach mit der RAG, die geltend ge-
macht haben soll, dass sie für die Altbergbau-
schäden nicht verantwortlich ist, weil es mehrfa-
che Firmenwechsel gegeben habe. 

Ich habe einen zweiten Fall auf dem Schreibtisch, 
wo einem Geschädigten erklärt worden ist – da 
geht es nicht um die RAG –, das alte Bergbauun-
ternehmen sei in die Insolvenz gegangen, es ge-
be niemanden mehr, der dafür zuständig ist. 

Ich begrüße es deswegen, dass wir im Ausschuss 
für Bergbausicherheit – Herr Hovenjürgen setzt 
sich da sehr ein – dahin kommen, dass wir mögli-
cherweise bald eine Schlichtungsstelle für Berg-

baugeschädigte in Nordrhein-Westfalen einführen, 
so wie sie im Saarland selbstverständlich ist, da-
mit diejenigen, die betroffen sind, eine noch bes-
sere Ansprechmöglichkeit haben.  

Ich begrüße es auch, wenn wir das auch in den 
Gesprächen, die wir mit der Stiftung führen wer-
den, zum Thema machen. Es sollten nicht die Pri-
vaten bleiben, die mit ihrem Eigentum ins Risiko 
gehen und letztendlich die Zeche bezahlen. 

(Beifall von GRÜNEN und CDU) 

Man sollte zusehen, dass, wenn alle mit dem 
Kompromiss leben können und die öffentliche 
Hand letztlich zahlt, auch wenn das teuer ist, die-
jenigen, die von Bergbauschäden betroffen sind, 
ihr Recht bekommen. – Herzlichen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von GRÜNEN und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Priggen. – Für die SPD hat jetzt Herr Ab-
geordneter Römer das Wort. 

Norbert Römer (SPD): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Ich möchte noch einige An-
merkungen zu unserem Eilantrag machen. Ges-
tatten Sie mir jedoch eine Bemerkung vorab, weil 
schon von einigen der Abgesang auf Bergbau und 
Bergleute angestimmt worden ist und der Ein-
druck entstehen konnte, als ob die in den Bergbau 
eingeflossenen Subventionen herausgeschmisse-
nes Geld gewesen seien.  

Ich will noch einmal für uns festhalten: Diese Sub-
ventionen in den deutschen Steinkohlenbergbau 
waren und sind gut angelegtes Geld, und zwar 
aus zwei Gründen, Herr Weisbrich.  

Erstens gilt das deshalb, weil mit jedem Euro, der 
in den Bergbau hineingekommen ist, Bergbau und 
Bergleute weitere Euros durch harte Arbeit und 
durch eine hoch perfektionierte Technik erwirt-
schaftet haben. Die vom Bergbau ausgelöste 
Wertschöpfungskette in Nordrhein-Westfalen, in 
Deutschland, ist für unser Land gut. Davon bin ich 
überzeugt. Wir würden die Folgen dann vor allen 
Dingen spüren, wenn das, was Sie wollen, er-
reicht und der Bergbau ein für allemal geschlos-
sen würde. Die Folgen dieses Prozesses – die 
Wertschöpfungskette, die durch den Bergbau 
ausgelöst worden ist und wird – sind für unser 
Land gut.  

Das Zweite, was ich in diesem Zusammenhang 
anmerken möchte: Die Subventionen sind auch 
unsere Versicherungsprämie gegen die Risiken 
auf den Weltenergiemärkten. 
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(Ministerin Christa Thoben: Bitte?) 

Wenn es einen Zusammenhang, Herr Lienen-
kämper, zwischen Förderkosten und Preisen ge-
ben sollte, dann sollten wir uns die Situation auf 
den Ölmärkten ansehen. Da haben die Förderkos-
ten mit den Preisen überhaupt nichts zu tun. Die 
Preise sind ein Zigfaches höher als die Förderkos-
ten. Deshalb warne ich vor zu viel Selbstgewiss-
heit in unsere Prognosefähigkeit.  

Wenn es beispielsweise bei der Kohle-Öl-Anlage 
in Bottrop, die geschlossen worden ist, weil vor 
einiger Zeit niemand von denen, die Verantwor-
tung hatten, geglaubt hatte, dass es Benzinpreise 
über 2 DM geben würde, eine Revisionsklausel 
gegeben hätte, dann wären wir froh, wenn wir sie 
ziehen könnten. Heute vermarktet Sasol die mit 
der Kohle-Öl-Anlage in Bottrop, die geschlossen 
worden ist, verbundenen Patente in Südafrika. 

(Beifall von der SPD) 

Ich will ein zweites Beispiel nennen. Hätten wir bei 
der modernsten Kokerei in Dortmund, der Kokerei 
„Kaiserstuhl“, mit der Stilllegungsentscheidung ei-
ne Revisionsklausel verbunden, dann hätten wir 
verhindern können, dass diese Kokerei bis auf die 
letzte Schraube abmontiert worden, nach China 
verschickt und dort wieder aufgebaut worden wä-
re. Die modernste Kokerei in Deutschland! 

(Beifall von der SPD – Christian Weisbrich 
[CDU]: Das habt ihr doch selber gemacht!) 

Also lassen Sie uns mit der Frage der Revision 
auch in Zukunft vernünftig umgehen. Wir haben 
unterschiedliche Auffassungen. Wir sind froh, 
dass wir diese Möglichkeit geschaffen haben, und 
wir werden dann, wenn es darum geht, diese Op-
tion auch zu ziehen, in der Lage sein, das auch zu 
tun. 

Ich will zum Eilantrag kommen. Hier sind ja Auf-
klärungen passiert, und, Herr Kollege Priggen, auf 
das, worauf Sie hingewiesen haben, auf die Anla-
ge 4, geht ja dieser Eilantrag direkt ein. Die damit 
verbundenen Irritationen, die es im Wirt-
schaftsausschuss gegeben hat, sind hiermit be-
seitigt worden. Also habe ich Ihr Einverständnis 
und vor allem Ihr Einvernehmen über die drei von 
uns im Antrag ausgewiesenen Punkte erfahren. 
Das sind ja ganz einfache Klarstellungen. 

Ich will noch einmal mit Ihnen gemeinsam, weil es 
doch Unsicherheiten gibt, weil es doch Sorgen bei 
den Bergleuten von Bergbauspezialgesellschaften 
gibt, die doch – der Arbeitsminister ist im Moment 
nicht da – die Wirtschaftsministerin kennt, 

(Ministerin Christa Thoben: Sie kennen doch 
auch die Betriebsvereinbarung, Herr Römer!) 

die wir doch durch solche Klarstellungen beseiti-
gen können. 

Der Landtag bekräftigt erstens – das ist hier wie-
derholt gesagt worden –, dass kein Bergmann ins 
Bergfreie fallen darf. Zweitens: Der Landtag stellt 
fest, dass es Bergleute erster und zweiter Klasse 
nicht geben darf. Drittens: Der Landtag fordert die 
Landesregierung auf, auf Lösungen für alle Berg-
leute einschließlich der Beschäftigten der Berg-
bauspezialgesellschaften hinzuwirken. 

Wenn es Ihnen leichter fällt, nur über diese drei 
Punkte mit uns gemeinsam abzustimmen und de-
nen dann auch zuzustimmen, dann biete ich an, 
dass wir eine getrennte Abstimmung durchführen. 
Lassen Sie uns gemeinsam in diesem Hohen 
Haus eine Zustimmung zu diesen drei Punkten 
herbeiführen. Das hilft den Bergleuten und den 
Familien in den betroffenen Bereichen. Dann sind 
wir auch in der Lage, öffentlich deutlich zu ma-
chen: Wir haben gemeinsam ein großes Interesse 
daran, dass das, was in den Eckpunkten in Berlin 
verabredet worden ist, nämlich ein sozialverträgli-
cher Anpassungsprozess, ohne dass jemand ins 
Bergfreie fällt, gemeinsam von uns verantwortet 
wird.  

Ich lade Sie dazu herzlich ein und würde mich 
freuen, wenn wir das hinbekommen könnten. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Römer. – Für die CDU-Fraktion hat jetzt 
Herr Kollege Weisbrich das Wort. 

Christian Weisbrich (CDU): Herr Präsident! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Kollege Römer, zu-
nächst einmal eine Anmerkung zu Ihrem vorigen 
Redebeitrag.  

Ich halte es für eine absolute Geschmackssache, 
ob es richtig ist, dass man eine epochale Ent-
scheidung nur in zwei Ausschüssen abhandelt, 
oder die Landesregierung das auch im Plenum 
vorstellt. Wenn Sie einen Geschmack haben, 
dass man das im kleinen Kreis lassen sollte, ist 
das in Ordnung. Ich glaube, dass es richtig ist, wie 
es die Landesregierung gemacht hat. Das ist an-
gemessen für diese richtungweisende Entschei-
dung. 

(Beifall von CDU und FDP – Sören Link 
[SPD]: Wo sind denn die restlichen Leute, 
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wenn es um eine richtungsweisende Ent-
scheidung geht?) 

Sie haben mit einem Riesenpathos und ziemlich 
salbungsvoll hier vorgetragen, für diese Unterrich-
tung gäbe es keinen Grund. Kollege Römer, ich 
muss sagen, wenn es für irgendetwas keinen 
Grund gibt, dann für Ihren Entschließungsantrag. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Denn es bedarf absolut keines Antrags für Dinge, 
die schon normiert sind. 

(Edgar Moron [SPD]: Wir haben einen Eilan-
trag eingebracht! Den Entschließungsantrag 
hat die CDU eingebracht!) 

– Eilantrag, Entschuldigung. Ja, Herr Kollege Mo-
ron, ich habe geirrt. Ich rede vom Eilantrag und 
nicht vom Entschließungsantrag. Der Entschlie-
ßungsantrag ist natürlich sinnvoll, der Eilantrag ist 
überflüssig; er ist flüssiger als Wasser. 

Das ist doch alles schon in den Richtlinien über 
das Anpassungsgeld enthalten. Im Übrigen ist es 
Bestandteil einer Betriebsvereinbarung, die mit 
der IG BCE geschlossen worden ist. Ich habe mir 
sagen lassen, Sie würden, obwohl Sie immer 
noch strammer Lobbyist sind, nicht mehr für die 
IG BCE sprechen. Die kann für sich selber spre-
chen. Und die wollen das nicht, was Sie hier vor-
getragen haben. Insofern haben wir gar keinen 
Grund, darauf einzugehen. 

Aber ich denke, es gibt noch ganz andere Ge-
sichtspunkte, warum wir heute noch einmal ab-
schließend über dieses Thema des Ausstiegs aus 
dem subventionierten Steinkohlenbergbau spre-
chen sollten. Denn das, was hier passiert, ist Mar-
kenzeichen der Koalition der Erneuerung, nämlich 
Gemeinwohlorientierung, Verlässlichkeit und der 
Mut, Neues zu wagen. Das sind die Markenzei-
chen der Koalition der Erneuerung. Für alle drei 
Aspekte ist der Ausstieg aus dem subventionier-
ten Steinkohlebergbau ein leuchtendes Beispiel. 
Für alle drei Aspekte ist Ihr Umgang, der Umgang 
der oppositionellen SPD mit dem Thema hinge-
gen ein abschreckendes Beispiel. 

Herr Brockes hat vorhin richtig gesagt, von Ihrer 
Seite werde die Debatte heute kraftlos geführt. Ich 
kann das nur bestätigen. Ihre Fraktionsvorsitzen-
de war bei der gesamten Debatte nicht anwesend. 
Das ist wirklich – im wahrsten Sinne des Wortes – 
eine „Kraft“-lose Debatte! 

(Beifall von der FDP – Sylvia Löhrmann 
[GRÜNE]: Wo ist denn Ihr Fraktionsvorsit-
zender? – Zuruf von Carina Gödecke [SPD]) 

Dass sie hier das Weite gesucht hat, kann ich 
auch sehr gut verstehen; denn mit ihrem Riesen-
aufschlag, mit dem sie versucht hat, alles auf den 
Kopf zu stellen, bevor sie SPD-Vorsitzende wur-
de, hat sie nun wirklich nichts erreicht. 

Hier wurde behauptet, mit der Revisionsklausel im 
Kohlefinanzierungsgesetz sei etwas Tolles ge-
schafft worden. Insofern nehme ich das zurück, 
was ich eben geäußert habe. Frau Kraft hat doch 
etwas erreicht. Sie hat es geschafft, die weiße 
Salbe Revisionsklausel von Platz 8 in dem Geset-
zeswerk auf Platz 1 zu schieben. 

Allerdings kann ich mich nicht entsinnen, den § 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuches jemals ange-
wandt zu haben. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Nicht sehr geset-
zestreu, Herr Weisbrich! So halten Sie es al-
so mit Gesetzen!) 

Ich weiß nicht, ob es Juristen gibt, die schon ein-
mal damit zu tun hatten. Genauso wird es mit die-
ser Präambel zum Gesetz sein. Diese Revisions-
klausel ist nicht mehr als weiße Salbe. Das muss 
man den Menschen im Land auch sagen. 

Hören Sie auch auf, den Bergleuten etwas vorzu-
gaukeln. Lieber Kollege Römer, Sie kennen die 
Situation im Steinkohlebergbau doch ganz genau. 
Weltweit werden jährlich 4,5 Milliarden t zu Ver-
kaufspreisen von etwa 60 € pro Tonne produziert. 
In Deutschland werden – im Augenblick noch – 
jährlich 20 Millionen t zu Kosten von durchschnitt-
lich 190 € pro Tonne erzeugt. Diese Relation ist 
doch so irre, dass man unter Gemeinwohlge-
sichtspunkten längst hätte sagen müssen: 
Schluss mit dieser Veranstaltung. 

Sie haben das Ganze immer wieder nur für Ihre 
Klientelpolitik genutzt. Das ist unverantwortlich 
gegenüber dem Gemeinwohl und der Gesamtheit 
der Steuerzahler. 

Ich gebe zu, dass Subventionen in der sozialen 
Marktwirtschaft durchaus sinnvoll sein können 
und auch zulässig sind – aber nur zeitlich befristet 
und zur Abfederung eines Strukturbruches bis zu 
dessen Ende. 

Die hier betriebene Subventionspolitik hat über-
haupt nichts mit diesen Grundsätzen zu tun. Sie 
haben mit Ihrem roten Bergbausockel versucht, 
den Steuerzahler in der Bundesrepublik auf eine 
unverantwortliche Art und Weise dauerhaft zu 
melken. Bereits 120 Milliarden € sind in diesem 
schwarzen Loch verschwunden. 

Sie sagen, das sei gut angelegtes Geld. Herr Kol-
lege Römer, was sage ich dann denn den Textil-
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arbeitnehmern im Münsterland und im Rheinland? 
Deren Firmen sind geschlossen worden, weil sie 
nicht mehr wettbewerbsfähig waren. Dort hat es 
keine Subventionen gegeben. Was sage ich den 
500.000 Bauarbeitern, die in den letzten Jahren 
freigesetzt wurden? Das waren praktisch genauso 
viele Menschen, wie sie der gesamte Bergbau 
umfasst. Was sage ich den Bergarbeitern in den 
neuen Bundesländern, die zu 100.000 freigesetzt 
worden sind – ohne ein Stück Subvention, ohne 
Anpassung, ohne alles? Da messen Sie wirklich 
mit zweierlei Maß. 

Was Sie hier veranstaltet haben, ist nicht ge-
meinwohlverträglich. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Es ist und bleibt Augenwischerei. Weil Jürgen 
Rüttgers sich als Mensch profiliert hat, der sich 
auch um Arbeitnehmer kümmert, haben Sie ge-
meint, Sie müssten jetzt die „Freunde der Kumpel“ 
sein, wie in der „Süddeutschen Zeitung“ zu lesen 
war. So etwas aus solchen vordergründigen Ge-
sichtspunkten zu machen, ist einfach unange-
messen. 

(Günter Garbrecht [SPD]: Sie haben die 
Landwirte vergessen, Herr Kollege!) 

Wie ich gesagt habe, sind Gemeinwohlorientie-
rung, Verlässlichkeit und Mut, Neues zu wagen, 
die Markenzeichen der Koalition der Erneuerung. 
Ich will jetzt zu dem Stichwort Verlässlichkeit 
kommen. Herr Kollege Römer, wir haben vor der 
Wahl gesagt: In der ersten Hälfte des nächsten 
Jahrzehntes werden wir den Ausstieg erreicht ha-
ben. – Bezogen auf Nordrhein-Westfalen haben 
wir das Jahr 2014 als Endpunkt erreicht. Das 
passt Ihnen nicht, es ist aber so. 

Weil ich immer an den Gesprächen beteiligt war, 
weiß ich auch ganz genau, dass Herr Kollege 
Papke niemals gesagt hat, 2010 müsse mit allem 
Schluss sein. Er hat sich geweigert, das zu akzep-
tieren, was Sie seinerzeit bei Nacht und Nebel mit 
dem Brioni-Kanzler vereinbart haben. Er hat aber 
niemals gesagt, 2010 sei Schluss. Je früher, des-
to besser – okay. Es war aber immer klar: erste 
Hälfte des neuen Jahrzehnts. 

Wir haben auch immer gesagt, dass dieser Aus-
stieg im Hinblick auf die von den Bergleuten un-
streitig erbrachte Leistung sozialverträglich erfol-
gen wird. Auch das haben wir auf Punkt und 
Komma eingehalten. Wir haben die Bestimmun-
gen für das Anpassungsgeld von 2005 bis 2022 
verlängert. Bis 2027 wird Anpassungsgeld ge-
zahlt. Es wird also kein Bergmann ins Bergfreie 
fallen. Das ist gut so. Das haben wir versprochen. 

Dass wir es eingehalten haben, ist ein Zeichen für 
die Verlässlichkeit dieser Koalition. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das nächste Stichwort: Mut, Neues zu wagen. An 
dieser Stelle muss ich Sie einmal an den leider 
viel zu früh verstorbenen Prof. Staudt vom Institut 
für angewandte Innovationsforschung an der 
Ruhr-Universität Bochum erinnern, der schon vor 
einigen Jahren gesagt hat: 

„Wer zehn Mal mehr für die Konservierung der 
Vergangenheit ausgibt als dafür, die Zukunft zu 
gewinnen, versündigt sich an der Jugend; der 
betrügt die Jugend um ihre wirtschaftliche und 
berufliche Zukunft.“ 

Dem ist aus meiner Sicht absolut nichts hinzuzu-
fügen. Diese Aussage hätten Sie schon längst 
beherzigen sollen. 

Im Zusammenhang mit dem Stichwort „Neues 
wagen“ hat die Koalition einen Traum. Mit Ihrer 
Erlaubnis will ich folgenden Passus aus dem 
„Handelsblatt“ vom 10. Oktober 2006 zitieren: 

„Den 30. September 1966 haben die Bürger 
von Penzberg bis heute nicht vergessen. An je-
nem Tage sind die Bergleute zum letzten Mal in 
die Grube der oberbayerischen Kleinstadt ge-
fahren, um Pechkohle aus der Erde zu holen. 
Das Ende des Bergbaus – damals war es eine 
Katastrophe. Heute weinen die Menschen der 
Kohleförderung keine Träne mehr nach; denn 
anders als viele ehemalige Bergbauorte hat 
Penzberg die Schließung gut verkraftet. Wo 
früher der Förderturm stand, befindet sich heu-
te einer der größten Biotechnologiestandorte 
Europas.“ 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist 
eine Vision, die wir auch haben können und die 
uns gut ansteht. Ich bin sicher: Diese Landesre-
gierung mit dem Minister für Innovation Herrn 
Pinkwart wird es schaffen, dass wir im Ruhrgebiet 
endlich auf Zukunft setzen und nicht mehr rück-
wärtsgewandte Politik betreiben und dafür Geld 
verbrennen. 

(Beifall von der CDU)  

Die Luft aus dieser Debatte ist raus. Dies habe ich 
auch an Ihrer Gegenwehr gemerkt. Früher haben 
wir hier ganz andere Schlachten geschlagen. Als 
Sie noch hauptamtlich Lobbyist waren, ging es 
noch viel heftiger zur Sache. Jetzt machen Sie 
das ja nur noch aus Anhänglichkeit, wie ich gehört 
habe. In der Sache wird es aber nicht besser. 
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(Rainer Schmeltzer [SPD]: Ihre Polemik 
macht die Sache auch nicht besser!) 

Wir sollten der Landesregierung gratulieren, dass 
sie dieses Ergebnis erreicht hat, und aufhören, 
den Bergleuten vorzugaukeln, dass es nach 2012 
eine Revision geben könnte. Das ist angesichts 
der gesamtökonomischen Situation völlig ausge-
schlossen. Ich appelliere an Sie, den Leuten nicht 
länger blauen Dunst vorzumachen. – Schönen 
Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Weisbrich. – Für die Fraktion der FDP hat 
jetzt Herr Dr. Papke das Wort. 

Dr. Gerhard Papke (FDP): Herr Präsident! Meine 
Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich der 
Debatte noch einige aus Sicht der FDP abschlie-
ßende kurze Bemerkungen hinzufügen.  

Das ist ja insgesamt eine sehr sachliche Debatte. 
Herr Kollege Weisbrich hat darauf hingewiesen, 
dass wir in den zurückliegenden Jahren hier schon 
ganz andere Schlachten erlebt haben. Das hängt 
eben damit zusammen, dass die Faktenlage jetzt 
klar ist. Der historische Verhandlungserfolg dieser 
Landesregierung, im Interesse der Bürgerinnen 
und Bürger Nordrhein-Westfalens den Subventi-
onssteinkohlebergbau zu beenden, ist jetzt durch 
die nötigen rechtlichen und gesetzlichen Konse-
quenzen in Vereinbarungen mit dem Bund abge-
rundet worden. Diese Vereinbarungen – das kön-
nen wir heute abschließend feststellen – sind voll 
und ganz im Interesse des Landes Nordrhein-
Westfalens.  

(Beifall von der FDP) 

Die Einsparungen, die damit für unser Land und 
somit für Zukunftsinvestitionen in neue Arbeits-
plätze, Bildung, Forschung und Technologie er-
reicht worden sind, gehen noch deutlich über das 
hinaus, was wir zunächst nach einer ersten Ab-
schätzung der Ergebnisse nach Vorlage der Eck-
punktevereinbarung haben erwarten können. Das 
ist also auch in dieser ganz konkreten haushalte-
rischen Dimension ein wirklich ausgezeichnetes 
Ergebnis. 

Dass Sie, Herr Kollege Römer, für die SPD, für 
die Steinkohletraditionskompanie in Nordrhein-
Westfalen dieses Ergebnis, das erkennbar von 
einer großen Mehrheit dieses Hauses und der 
Bürgerinnen und Bürger des Landes getragen 
wird, immer noch nicht akzeptieren wollen, wird 
Ihnen politisch noch auf die Füße fallen. Das wer-

den Sie noch erleben, aber es ist Ihre Verantwor-
tung, sich hier so rückwärts gewandt aufzustellen. 
Von daher will ich auch gar nicht von Ihnen ein 
Wort der Anerkennung für dieses für das Land so 
eminent wichtige Verhandlungsergebnis einfor-
dern.  

Ich hätte aber zumindest ein Wort der Anerken-
nung erwartet für die Bereitschaft dieser Koalition 
sicherzustellen, dass kein Bergmann ins Bergfreie 
fällt. Wir haben verabredet, dass bis 2027 – das 
ist ein verdammt langer Zeitraum – das Anpas-
sungsgeld als besondere Leistung für eine spe-
zielle Berufsgruppe aus dem Landeshaushalt in 
Nordrhein-Westfalen bezahlt werden kann, um si-
cherzustellen, dass kein einziger Bergmann ent-
lassen wird. Exakt das, was Frau Kollegin Kraft 
als Bedrohungsszenario vor Tausenden von Berg-
leuten vor wenigen Monaten gegen uns verwen-
det hat, tritt also nicht ein. Wir haben Wort gehal-
ten. Wir verlängern den Zeitraum für die Zahlung 
des Anpassungsgeldes. Wir kümmern uns um je-
den einzelnen Bergmann. Zumindest das, Herr 
Kollege Römer, hätten Sie doch in Ihrem Debat-
tenbeitrag anerkennen können. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Ich möchte noch auf einen weiteren Punkt hinwei-
sen: Wir können natürlich sagen, dass Sie die 
Revisionsklausel in ihrer Bedeutung noch aufwer-
ten wollen. Das ist politische Prosa im Rahmen 
Ihrer Rückzugsgefechte. Dass die Revisionsklau-
sel im abschließenden Vertragswerk um 10 cm 
auf der Seite nach oben gerutscht ist, mögen Sie 
als Verhandlungserfolg Ihrerseits kennzeichnen. 
Darüber wird sich niemand wundern, und das wird 
nirgendwo zum Thema werden.  

Psychologisch betrachtet hat aber vor dem Hin-
tergrund der Tatsache, dass Sie nach wie vor auf 
der Revisionsklausel herumreiten, die Frage, ob 
sie wirksam wird oder nicht, sehr wohl eine nicht 
zu unterschätzende Wirkung. Das Signal, das Sie 
damit an die Bergleute senden, ist nicht das Sig-
nal: Wir haben für eure soziale Absicherung ge-
sorgt – das heißt, nicht Sie, sondern wir haben 
das getan –, jetzt seid ihr in der Verantwortung, 
euch neue Arbeitsplätze zu suchen, euch recht-
zeitig darauf einzustellen, dass es für euch und 
eure Familien keine Zukunft mehr im Steinkohle-
bergbau geben kann. Hier sind auch die Sozial-
demokraten in der Verantwortung. 

(Beifall von der FDP) 

Sie machen jedoch das Gegenteil, indem Sie 
nämlich jungen Bergleuten suggerieren, sie könn-
ten vielleicht nach einer möglichen Regierungs-
übernahme durch die Sozialdemokraten im Jahr 
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irgendwann doch noch eine Zukunft im Subventi-
onsbergbau haben. Ich halte es, Herr Kollege 
Römer, mit Verlaub für sozialpolitisch unverant-
wortlich, welche Signale Sie an die Bergleute 
aussenden. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Das gilt im Übrigen nicht nur für die Bergleute und 
ihre Familien, sondern auch für die betroffenen 
Kommunen insgesamt. Partei- und fraktionsüber-
greifend müssten wir doch überlegen, wie wir die-
sen Umstrukturierungsprozess in den bisherigen 
Steinkohlerevieren rechtzeitig vorbereiten können. 
Wir müssen unter Integration aller daran beteilig-
ten relevanten Gruppen vor Ort – der Parteien, 
der Gewerkschaften, der Arbeitgeber, der Indust-
rie- und Handelskammern usw. – diesen Prozess 
voranbringen und gemeinsam darüber nachden-
ken, wie wir den Strukturwandel vor Ort bewälti-
gen können, um neue Arbeitsplätze zur Verfügung 
zu stellen. 

(Beifall von der FDP) 

Auch dieser Prozess der rechtzeitigen konse-
quenten Umstellung auf die Zeit nach dem Berg-
bau wird durch Ihre Signale, es könne vielleicht 
doch noch nach der Revision des Ausstiegvertra-
ges eine Zukunft für den Subventionsbergbau ge-
ben, infrage gestellt. Dieser Prozess der Umstel-
lung wird zumindest verzögert. Das heißt, auch in 
diesem Bereich werden Sie leider Ihrer Verant-
wortung nicht gerecht. Das finde ich sehr bedau-
erlich. Es ist ein negatives Signal, dass gerade die 
Sozialdemokraten ihrer Verantwortung, die sie als 
wesentliche Fraktion in diesem Hause haben, 
nicht gerecht werden. 

(Beifall von der FDP) 

Eine allerletzte Bemerkung: Herr Kollege Priggen, 
wir werden sicherlich auch weiter gemeinsam 
darüber diskutieren, wie wir mit Blick auf die Still-
legungsplanung sicherstellen können, dass das 
Bergwerk, das besonders hohe Kosten, und zwar 
nicht nur volkswirtschaftliche, sondern auch öko-
logische Kosten, verursacht, das mit seinem fort-
dauernden Abbau besonders gravierende Überflu-
tungsrisiken mit sich bringt, nämlich das Bergwerk 
West, schnellstmöglich geschlossen wird.  

Das ist – Herr Kollege Brockes hat sehr zu Recht 
darauf hingewiesen – ausdrückliche Zielsetzung 
der Freien Demokraten – ich denke, Herr Kollege 
Weisbrich, Herr Kollege Lienenkämper, auch der 
Koalitionsfraktionen insgesamt. Das konnte bisher 
im Rahmen der allgemeinen Stilllegungsplanung, 
die selbstverständlich das Unternehmen zu ver-
antworten hat, noch nicht fest verabredet werden.  

Es bleibt die politische Zielsetzung dieser Koaliti-
on, das Bergwerk West frühestmöglich zu schlie-
ßen. Wir haben auch gegenüber dem Unterneh-
men – Frau Ministerin Thoben, so habe ich auch 
Sie immer verstanden – überhaupt keinen Hehl 
daraus gemacht, dass wir als Landesregierung, 
als Koalition an dieser Zielsetzung festhalten wer-
den.  

Wir sind noch nicht so weit, ein konkretes Ergeb-
nis verkünden zu können. Ich bin aber sehr opti-
mistisch, dass wir auch in diesem Teilbereich des 
Gesamtausstiegsszenarios noch zu einer Rege-
lung kommen werden, die den Wünschen der be-
troffenen Mitbürgerinnen und Mitbürger vor Ort 
am Niederrhein entspricht. – Ich danke Ihnen sehr 
herzlich für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Dr. Papke. – Als nächster Redner hat der 
fraktionslose Abgeordnete Sagel das Wort.  

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Sehr geehrte Da-
men und Herren! Herr Präsident! Aus meiner 
Sicht ist das Thema Steinkohle noch lange nicht 
abgeschlossen, und man kann diesem Steinkoh-
lekompromiss, diesem Erblastenvertrag so, wie er 
vorliegt, sicherlich nicht zustimmen. Denn meiner 
Meinung nach sind die Ewigkeitskosten nicht ge-
deckt, und es droht mal wieder, was so oft pas-
siert: Gewinne werden privatisiert, die Kosten so-
zialisiert.  

Ich weiß nicht, ob Sie sich diesen Erblastenver-
trag überhaupt einmal genau angeschaut haben. 
In § 2.3 steht:  

Die Vertragsparteien gehen davon aus, dass 
die Erlöse aus der Verwertung des Beteili-
gungsbereichs der RAG und deren Erträge zur 
Finanzierung der mit der Beendigung des ge-
samten Bergbaus anfallenden Ewigkeitslasten 
ausreichen werden und die Ewigkeitslasten 
vollständig durch die Veräußerungserlöse und 
deren Erträge finanziert werden können.  

Das heißt: Man geht davon aus. – Ob das aber in 
Wirklichkeit so ist oder ob die Leute und das Land 
letztendlich nicht auf den Kosten sitzen bleiben, 
das ist nicht klar. Denn falls die Stiftung ihre Ver-
pflichtungen nicht erfüllt, übernehmen NRW und 
das Saarland die Gewähr. Das ist der entschei-
dende Punkt dabei.  

Auch bei dem geplanten RAG-Börsengang, der 
aus meiner Sicht ebenfalls abzulehnen ist, ist ü-
berhaupt nicht sichergestellt, dass die Gewinne, 
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die dadurch erzielt werden sollen – sie werden in 
einer Größenordnung von ungefähr 4 bis 
5 Milliarden € beziffert –, ausreichen, die Ewig-
keitskosten, die auf mindestens 8,4 Milliarden € 
beziffert werden, zu decken. Das heißt: Es droht 
wieder einmal genau das, was ich gerade be-
schrieben habe.  

Auch die Rolle der Steinkohle in der Zukunft ist 
nach wie vor unklar. Ein Sockelbergbau kann 
durchaus sinnvoll sein. Man muss sich sicherlich 
sehr genau anschauen, wie sich die Energiemärk-
te entwickeln. Selbst die Grünen und auch die 
CDU, zum Beispiel Herr Laumann, haben kürzlich 
bei einem Kohlekongress in Ibbenbüren erklärt, 
dass man sich durchaus vorstellen könne, das 
Bergwerk in Ibbenbüren weiter zu betreiben. Ein 
Minisockel findet also auch bei denen durchaus 
Zustimmung. Also: Hören Sie von der CDU genau 
zu und schauen Sie sich noch einmal das an, was 
Herr Laumann dort gesagt hat.  

Bei allen Energieszenarien brauchen wir 2020 
immer noch die Steinkohle. Deswegen frage ich 
die SPD, ob sie es mit der Revisionsklausel tat-
sächlich ernst meint. Ich gehe einmal davon aus 
und halte es für durchaus sinnvoll. Denn zum heu-
tigen Zeitpunkt kann niemand genau sagen, wie 
die Energiemärkte in Zukunft aussehen werden.  

Ich weiß nicht, ob es in Zukunft so sein wird – 
beim Erdöl erleben wir es gerade –, dass die 
Steinkohle in allen Energiewendeszenarien – üb-
rigens auch für die Grünen noch einmal; Sie ma-
chen sich gerade so schön lustig – nach wie vor 
eine wichtige Rolle spielt. Natürlich ist nicht von 
heimischer Steinkohle die Rede. Also: Aus meiner 
Sicht ist es ganz klar: Das Thema Steinkohle ist 
überhaupt noch nicht abgeschlossen. 

(Anhaltende Unruhe – Glocke) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Ich darf um ein 
bisschen mehr Ruhe bitten, Kolleginnen und Kol-
legen. – Danke.  

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos):Das Thema Stein-
kohle ist noch nicht abgeschlossen, und vor allem 
ist nicht abgeschlossen, welche Kosten und Be-
lastungen für das Land NRW entstehen werden. 
Denn es ist zu befürchten, dass Belastungen in 
Milliardenhöhe auf das Land Nordrhein-Westfalen 
zukommen.  

Bevor das nicht geklärt ist – deswegen bin ich 
auch meiner ehemaligen Grünen-Fraktion sehr 
dankbar, dass sie beim Verfassungsgerichtshof in 
Münster einfordert, Klarheit zu schaffen, indem 
dem Landtag die Unterlagen vorgelegt werden –, 

kann man dem, was die Regierungsfraktionen in 
Berlin beschlossen haben, in keiner Weise zu-
stimmen. Von daher: Das Thema Steinkohle ist 
bei Weitem noch nicht abgeschlossen. Es droht, 
dass enorme Folgekosten auf das Land Nord-
rhein-Westfalen zukommen. Das ist die reale Si-
tuation.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Sagel. – Damit ist die Aussprache über 
die Unterrichtung beendet. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte um ein 
bisschen Konzentration, weil es – wie es manch-
mal so ist – ein bisschen komplizierter wird, als 
wir es uns vorgenommen haben. 

Zunächst zum Entschließungsantrag Drucksa-
che 14/4911. Vom Parlamentarischen Geschäfts-
führer der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist be-
antragt worden, eine getrennte Abstimmung über 
die fünf Spiegelstriche vorzunehmen. Das heißt: 
Es wird gebeten, darüber abzustimmen, dass der 
letzte Spiegelstrich getrennt von den übrigen 
Spiegelstrichen einzeln zur Abstimmung gestellt 
wird. Meine Frage: Gibt es aus dem Plenum da-
gegen Bedenken? – Das ist nicht der Fall.  

Dann stimmen wir zuerst über den letzten Spie-
gelstrich des Entschließungsantrags ab. Wer 
sich diesem letzten Spiegelstrich anschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist die-
ser Spiegelstrich mit den Stimmen der Fraktion 
der CDU, der FDP und der Grünen gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD und die Stimme 
des fraktionslosen Abgeordneten Sagel so ange-
nommen.  

Jetzt kommen wir zur Gesamtabstimmung über 
den Entschließungsantrag Drucksache 
14/4911, also über alle fünf Spiegelstriche ge-
meinsam. Wer ist für die Annahme dieses Ent-
schließungsantrags? – Wer ist dagegen? – Ent-
haltungen? – Damit ist dieser Entschließungsan-
trag mit den Stimmen der Fraktionen der CDU 
und der FDP gegen die Stimmen der Fraktionen 
der SPD, der Grünen und die Stimme des frakti-
onslosen Abgeordneten Sagel angenommen.  

Wir kommen nun zum Eilantrag der Fraktion der 
SPD Drucksache 14/4894. Über den Eilantrag ist 
direkt abzustimmen. Der Abgeordnete Römer hat 
für seine Fraktion den Wunsch geäußert, hierzu 
zwei Abstimmungen durchzuführen.  

Daher werden wir zunächst über den Abschnitt II 
des Eilantrags Drucksache 14/4894 abstimmen; 
das sind die drei Unterpunkte, die in der Rede be-
reits genannt wurden. Wer für die Annahme der 



Landtag  23.08.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/67 
 

 

 

7622

unter II genannten Punkte ist, der möge jetzt sei-
ne Hand heben. – Das ist die Fraktion der SPD 
und der Fraktionslose Sagel. Wer ist gegen Ab-
schnitt II? – Das sind die Fraktionen von CDU und 
FDP. Wer enthält sich? – Es enthält sich die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen. Abschnitt Il ist somit 
abgelehnt.  

Nun kommen wir zur Abstimmung über den ge-
samten Eilantrag Drucksache 14/4894. Wer ist 
für die Annahme dieses Eilantrags, also für die 
Abschnitte I und II? – Das ist die Fraktion der 
SPD. Wer ist dagegen? – Das sind die Fraktionen 
von CDU und FDP. Wer enthält sich? – Das sind 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der frak-
tionslose Abgeordnete Sagel. Der Eilantrag ist 
abgelehnt.  

Damit haben wir die Abstimmungen entsprechend 
den Änderungswünschen aus dem Plenum vor-
genommen und sind nun am Ende des Tagesord-
nungspunktes 2.  

Wir kommen zu: 

3 Finanzierung und Leistungsangebot der 
Arbeitslosenzentren und -beratungsstellen 
sichern 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/4866 

Ich eröffne die Beratung und erteile das Wort für 
die SPD-Fraktion dem Herrn Abgeordneten 
Garbrecht.  

(Unruhe) 

– Kolleginnen und Kollegen, es ist Mittagszeit, 
13.09 Uhr. Manchen grummelt es im Magen. Das 
verstehen wir. Wir bitten trotzdem um Ruhe im 
Saal, damit der Abgeordnete Garbrecht jetzt sei-
nen Redebeitrag leisten kann. Bitte verlassen Sie 
den Saal gegebenenfalls so, dass wir in der De-
batte ruhig und konzentriert fortfahren können. 
Danke schön.  

Günter Garbrecht (SPD): Herzlichen Dank, Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
weiß, wie schwer es in der Politik fällt, einmal ge-
troffene Entscheidungen zu überprüfen, gar zu 
revidieren, insbesondere wenn der Vorstoß dann 
auch noch von einer Oppositionsfraktion kommt. 
Dennoch machen wir heute den erneuten Ver-
such, den Minister und die regierungstragenden 
Fraktionen dazu zu bewegen, das verkündete Aus 
für die Arbeitslosenzentren und die -beratungs-
stellen im Lande noch einmal zu überdenken. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Wir hatten schon im März dieses Jahres im Aus-
schuss Gelegenheit, über einen Bericht des Minis-
ters hierzu zu diskutieren. Der Kernsatz der da-
maligen Botschaft des Ministeriums lautete:  

„Damit aber fallen Beratungsleistungen, die 
dem Kernangebot der Beratungsstellen und 
Zentren für Arbeitslose entsprechen, in die re-
guläre Zuständigkeit von Argen und Options-
kommunen.“ 

Dieser Satz, meine Damen und Herren, war da-
mals falsch und ist es auch heute noch. 

Ich will niemandem in diesem Parlament Un-
kenntnis über die Lebenssituation von arbeitslo-
sen Menschen unterstellen. Aber mit der von Ih-
nen angekündigten Beendigung der Finanzierung 
von Arbeitslosenzentren ziehen Sie vielen Men-
schen den Boden unter den Füßen weg, die drin-
gend der Hilfe und Unterstützung bedürfen. 

Ihr Hinweis, dass die Beratungsangebote, die 
derzeit von den Zentren geleistet werden, von den 
Optionskommunen bzw. den Argen entweder be-
reits gemacht oder aber zukünftig geleistet wür-
den, zeigt die totale Verkennung der Realität. 
Denn wie sollen Stellen, die für die Leistungsge-
währung zuständig sind, gleichzeitig als Anwalt 
und Berater für die Langzeitarbeitslosen fungie-
ren? Meine Damen und Herren, die Ausländerbe-
hörde der Kreise und kreisfreien Städte ist ja auch 
nicht die Beratungsinstitution für Asylsuchende 
und Flüchtlinge! Und die Citibank ist auch nicht 
der Sponsor der Schuldnerberatung in diesem 
Lande! 

Also: Mit dem faktischen Aus für die 65 Arbeitslo-
senberatungsstellen und die 75 Arbeitslosenzent-
ren demontieren Sie ein Stück soziales NRW. 
Gleichzeitig schaden Sie auch einer erfolgreichen 
Umsetzung der Arbeitsmarktpolitik nach dem 
SGB II in diesem Land. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Um das zu verdeutlichen, will ich gerne aus der 
Zuschrift zitieren, die das Parlament gestern er-
reicht hat, nämlich die Zuschrift des Superinten-
denten des Kirchenkreises Gelsenkirchen und 
Wattenscheid, der das nachdrücklich unter-
streicht. Da heißt es:  

„Dieses Vorhaben“ 

– also der Ausstieg aus der Finanzierung – 

„verschlimmert die Lebenslage der Betroffenen, 
die die Einrichtungen aufsuchen und kontaktie-
ren.“ 
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Weiter heißt es in dieser Zuschrift: 

„Wir sehen in der Beratung einen deutlichen 
Zielkonflikt. ‚Unsere’ Beratung ist offen ange-
legt. Wir verstehen uns als Vermittler zwischen 
den Ratsuchenden und den ‚Argen’. Wie auch 
in anderen Beratungsbereichen … stehen wir 
auf der Seite der Ratsuchenden und sind an 
einvernehmlichen Lösungen interessiert. Dabei 
ist uns unsere Unabhängigkeit wichtig. Davon 
zu unterscheiden ist deutlich die Aufgabe der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der ‚Arge’. Ihre 
Vorgaben sehen unter anderem den Einsatz 
von Sanktionen vor. Somit geht es im Grunde 
genommen um eine Art ‚Gewaltenteilung’, um 
ein niederschwelliges Angebot einer unabhän-
gigen Beratung mit dem Ziel, gemeinsam be-
lastbare Lösungen zu finden. Interessenkonflik-
te werden dadurch transparent gehandhabt. 
Diese Art von ‚Gewaltenteilung’ und ‚Interes-
sentrennung’ ist gesellschaftlich seit Jahren Teil 
erfolgreicher Politik – als Teil unseres Modells 
von Subsidiarität.“ 

Meine Damen und Herren, dem sind doch gerade 
Sie als CDU sehr nah und verpflichtet. Wir jeden-
falls können uns dieser Beschreibung des Super-
intendenten voll anschließen und fordern Sie in 
diesem Sinne zur Umkehr auf.  

Auf eines möchte ich Sie noch ganz besonders 
hinweisen, weil Sie dort Fehlinformationen aufge-
sessen sind: Die Arbeitslosenzentren nehmen 
sich auch der Menschen an, für die primär zu-
nächst kein Leistungsträger verantwortlich ist, und 
das in zunehmendem Maße. Sie sind verstärkt – 
das zeigt auch die Reaktion aus vielen Arbeitslo-
senzentren – Anlaufstelle für arbeitslose Men-
schen, die aus dem Leistungssystem herausfal-
len, weil ihre Ansprüche nach dem SGB III erlo-
schen sind, also das Arbeitslosengeld I ausläuft, 
und sie zum Beispiel wegen Partnereinkommen 
oder Vermögen keine Ansprüche nach dem Sozi-
algesetzbuch II geltend machen.  

Sie alle kennen diese Zahlen, meine Damen und 
Herren. Nur ein Viertel der Menschen, die aus 
dem Arbeitslosengeld-I-Bezug herausfallen, neh-
men Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch II in 
Anspruch. An dieser Stelle muss ich sagen: Die-
sen Menschen zeigen Sie ein Stückchen weit die 
kalte Schulter. Denen ist auch nicht gedient mit 
Ihrer Forderung nach einer Verlängerung des Ar-
beitslosengeldes I, die Sie ja immer wortreich vor-
tragen, Herr Minister. 

Die Herausforderung für die Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik ist, vor der Situation dieser Menschen 
nicht die Augen zu verschließen. Zum Beispiel 

sind folgende Fragen zu beantworten: Wie stellen 
wir sicher, dass diese Menschen weiterhin als ar-
beitssuchend bei den Agenturen registriert sind 
und damit auch, wenn auch auf einem geminder-
ten Niveau, ihre Rentenansprüche sicher sind? 
Wie erhalten oder verschaffen wir dieser Perso-
nengruppe den Zugang zu den Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik, zu Beratung und Un-
terstützung? 

Den vielen Datenreporten, die es mittlerweile zu 
diesem Thema gibt, haben Sie, Herr Minister, 
noch einen weiteren hinzugefügt, der nun quar-
talsmäßig erscheint. Ich will jetzt nicht über die 
Qualität dieser Datenreporte streiten, aber es lie-
ße sich schon manchmal ein Wort darüber verlie-
ren. 

Keine Daten liegen aber über die Menschen vor, 
die aus dem Arbeitslosengeld-I-Bezug ausschei-
den und bei den Leistungen nach dem Sozialge-
setzbuch II nicht auftauchen. Da sehen wir drin-
genden Handlungsbedarf. Wir wollen uns dieser 
Menschen annehmen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Da Sie nun die Erledigung der Aufgaben nach 
dem SGB II für die Kommunen als Pflichtaufgabe 
nach Weisung ausgestaltet haben, wird es Ihnen 
nun auch möglich sein, dem Parlament und all 
denen im Land, die ein Interesse daran haben, 
vorzulegen, wie dann die psychosoziale Betreu-
ung, die Maßnahmen der Schuldnerberatung und 
der Kinderbetreuung für diesen Personenkreis im 
Land ausgestaltet sind.  

Dieser Bereich gehört zum Fördern. Das Prinzip 
„Fördern und Fordern“ unterstützen wir und tragen 
wir nachhaltig weiter. Wir werden aber darauf ach-
ten, dass es sich im Gleichklang für die Menschen 
im Land bewegt und nicht nur in einigen Groß-
städten Anwendung findet, sondern überall im 
Land. Der Anspruch der Menschen reicht von 
Minden-Lübbecke bis Aachen, von Borken bis in 
den Hochsauerlandkreis. Wir wissen, dass es in 
diesem Feld für die Menschen ein großes Gefälle 
gibt. 

Wir freuen uns auf eine spannende und erkennt-
nisreiche Debatte im Ausschuss und setzen auch 
auf den Erkenntnisgewinn der Regierungsfraktio-
nen, damit sie hier im Interesse der Arbeitslosen-
zentren zu einer Umkehr kommen. – Danke 
schön. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Garbrecht. – Als nächster Redner 
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hat für die Fraktion der CDU der Kollege Lehne 
das Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Olaf Lehne (CDU): Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Geschätzte Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der SPD! Herr Garbrecht, Sie 
irren. Sie sprechen in Ihrem Papier davon, dass 
die Landesregierung Mittel zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit entziehen würde. – Dies ist falsch. 
Moralin zu spritzen, hilft nicht. Die Tatsachen sind 
andere. 

Wahrscheinlich wäre es bei der Formulierung des 
Antrags von Vorteil gewesen, wenn § 16 Abs. 2 
SGB II vollständig gelesen worden wäre. Vielleicht 
ist es auch von der SPD beabsichtigt, wesentliche 
Bevölkerungsgruppen nicht einmal mehr zu er-
wähnen. Ich verweise auf die Ziffer 3 Ihres An-
trags. § 16 Abs. 2 SGB II spricht nämlich nicht nur 
von den Suchtberatungen, der Schuldnerberatung 
und der psychosozialen Beratung, sondern zu-
sätzlich noch von der Betreuung minderjähriger 
oder behinderter Kinder und von der häuslichen 
Pflege für Angehörige. Ihr Antrag zeigt deshalb 
einmal mehr die unglaubliche Oberflächlichkeit, 
mit der Sie Politik gestaltet haben und gestalten 
wollen. Behinderten- und Kinderbetreuung findet 
bei Ihnen offensichtlich nicht mehr statt. 

In diesem Zusammenhang darf ich Ihnen einmal 
ein paar Zahlen in Erinnerung rufen. Im Mai 2005 
gab es in Nordrhein-Westfalen noch über 1 Million 
Arbeitslose. Das waren über 12 %. Zwei Jahre 
später, im Juli 2007, lagen wir in Nordrhein-
Westfalen bei unter 860.000 Menschen ohne Ar-
beit. Das sind 9,6 %. Die Arbeitslosigkeit sinkt 
konstant. Wie war das bis zum Mai 2005, als Rot-
Grün regierte? – Die Arbeitslosigkeit stieg stetig. 

Schauen wir uns in diesem Zusammenhang zwei 
weitere Zahlen genauer an. Im April 2005 waren 
112.000 Menschen unter 25 Jahre arbeitslos. Im 
Juni 2007 waren es nur noch 82.687. Die Zahlen 
sind deutlich und fallend. 

Dies zeigt, dass wir auf dem richtigen Weg sind. 
Diesen haben Sie nie gefunden. 

(Karl Schultheis [SPD]: Glauben Sie das 
wirklich selbst, was Sie da erzählen?) 

Ähnlich sieht es bei den arbeitslosen über Fünf-
zigjährigen aus. Im Juni 2006 waren es noch 
259.381, im Juni 2007 nur noch 216.363. 

In diesem Land ist seit dem Regierungswechsel 
ein Klima der Hoffnung gewachsen. Die Men-
schen haben wieder Perspektive. Die Wirtschaft 
ist optimistisch. Das belegen zwei weitere Zahlen. 
Im Mai dieses Jahres gab es 5.678.000 beitrags-

pflichtige Beschäftigte. Das sind 115.600 Beschäf-
tigte mehr als noch im Mai 2006.  

Dabei bleibt die Arbeitskräftenachfrage – das ist 
besonders wichtig – auf einem hohen Niveau sta-
bil. Im Juli 2007 wurden 49.360 offene Stellen 
gemeldet. Das sind 4,6 % mehr als im Vormonat.  

Es ist auch der Regierungskoalition zu verdanken, 
dass die Arbeitslosigkeit sinkt und neue Beschäf-
tigung ermöglicht wird. Den Menschen wieder ei-
ne Perspektive zu geben, das ist gut. 

Grundsätzlich muss man sich bei Ihrem Antrag 
fragen, sehr verehrte Damen und Herren von der 
SPD, ob wir denn jetzt demnächst jeden einzel-
nen Punkt des Haushalts hier im Hohen Hause 
debattieren wollen und sollen. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Bei der Art Ihrer 
Haushaltsführung, ja!) 

Die Haushaltsdebatte war gestern – wenn ich 
einmal daran erinnern darf. Das wäre der richtige 
Zeitpunkt für dieses zugegebenermaßen wichtige 
Thema gewesen. Sie haben es wieder verschla-
fen.  

Sie vergessen: Wenn jetzt die ESF-Mittel, die bei 
der Finanzierung der Beratungszentren eine 
maßgebliche Rolle spielen, seitens der EU drama-
tisch gesenkt werden, wofür die Landesregierung 
nun einmal nicht verantwortlich ist, dann befiehlt 
es einem schon der gesunde Menschenverstand, 
zu prüfen, ob neue Strukturen nicht effektiver oder 
kostengünstiger arbeiten.  

Dass Arbeitslose – egal, ob jung oder alt, ob erst 
seit zwei Wochen oder schon seit zwei Jahren ar-
beitslos, mit oder ohne Migrationshintergrund 
usw. –, dass alle diese Menschen gut beraten 
werden sollen, darüber sind wir uns einig. Das 
wollen wir alle. Das wird auch so bleiben.  

Im Gegensatz zur Opposition sind wir aber nicht 
so strukturkonservativ oder, besser gesagt, bera-
tungsresistent. Wir sehen, dass Veränderungen 
nötig sind. 

(Zuruf von der SPD) 

Geht es nach der Opposition, bleibt alles so, wie 
es ist. Dies hat zur Folge, dass sich nichts ändert. 
Sie wollen weiterhin mit der Gießkanne verteilen – 
immer ein bisschen mehr, auch wenn es nichts 
mehr zu verteilen gibt. 

(Zuruf von Barbara Steffens [GRÜNE]) 

Das Land will sich aber aus völlig nachvollziehba-
ren Gründen aus der Gießkannenförderung zu-
rückziehen und den ALO-Beratungsstellen die 
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Möglichkeit geben, sich bis zum September 2008 
neu aufzustellen und die Beratungsangebote zu 
überdenken. Das ist aufgrund der alternativen Fi-
nanzierungsmöglichkeiten im SGB II und aus den 
bereits geschilderten Gründen mehr als verständ-
lich. 

An dieser Stelle sei auf die desaströse Verschul-
dung des Landes in Höhe von 113 Milliarden € im 
Mai 2005 hingewiesen, die ausschließlich Rot-
Grün verursacht hat. Dem Bürger kann nicht oft 
genug vor Augen geführt werden, dass 13 Millio-
nen € Zinszahlungen am Tag keinen großen Ges-
taltungsspielraum mehr zulassen und die Staats-
verschuldung schon zum Wohle insbesondere 
unserer Kinder und der folgenden Generationen 
um jeden Preis zurückgeführt werden muss. Das 
weist aber auf den Kern des Problems: Wir müs-
sen mit dem engen Spielraum, den uns die rot-
grüne Vorgängerregierung hinterlassen hat, eben 
sehr sorgsam umgehen. Die Gießkanne werden 
wir deshalb schön im Giftschrank lassen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, bei der Bera-
tung von Arbeitslosen wollen wir keine brucharti-
gen Einschnitte oder Veränderungen. Deshalb ist 
es sehr zu begrüßen, dass Herr Minister Laumann 
angekündigt hat, eine Übergangszeit bis zum 
30. September 2008 zu finanzieren, die den be-
troffenen Einrichtungen eine Neuorientierung er-
möglicht.  

Fakt ist aber auch, dass wir den Erhalt von Paral-
lelstrukturen nicht weiter fördern und finanzieren 
wollen. Wir wollen klare und effiziente Strukturen. 
Auch die Menschen wollen einen Ansprechpartner 
und eine Beratung aus einer Hand, einen Behör-
dengang und eine Telefonnummer. 

Überschneidungen mit Kompetenzen und Ange-
boten der Kommunen und des Bundes kosten Zeit 
und Geld. Lassen wir doch die Kommunen vor 
Ort, die nahe am lokalen Markt und am Betroffe-
nen sind, die Angebote passgenau einrichten. 
Warum sollen wir uns da einmischen? Jetzt haben 
die Beteiligten etwa bei der Arge und der Arbeits-
losenberatungsstelle die Möglichkeit, neue ge-
meinsame Wege unter den Möglichkeiten des 
SGB II zu finden. 

Wenn der Bund und die Kommunen die Arbeitslo-
senberatung im Rahmen des SGB II auch für Per-
sonenkreise leisten können, die besondere 
Schwierigkeiten haben, sich in Arbeitsprozesse zu 
integrieren, ist nicht einzusehen, weshalb das 
Land noch zusätzliche Mittel zur Verfügung stellen 
soll. Die Strukturen haben sich so verändert, dass 
die Hilfe des Landes in der vorhandenen Form 
überholt und auf andere Weise wirkungsvoller ist. 

Diese Gelder möchten wir lieber in Projekten kon-
zentrieren, die besonders junge Menschen för-
dern. Ich bin mir sicher, dass die Landesregierung 
insofern auf einem guten Weg ist. 

Uns ist klar, dass es nach Neustrukturierungen 
von Verwaltungseinheiten nicht zu Lücken in der 
Betreuung von Arbeitslosen kommen darf. Nie-
mand darf vor verschlossenen Türen stehen. Es 
wird sichergestellt, dass jeder Arbeitssuchende 
einen kompetenten Ansprechpartner findet, der 
ihm in seiner individuellen Lage weiterhelfen 
kann. 

Meine Damen und Herren von der SPD, wenn Sie 
daran mitarbeiten wollen, schlage ich vor, dass 
wir diesen Antrag gemeinsam im Ausschuss bera-
ten. Aber tun Sie mir bitte den Gefallen und geben 
Sie den Menschen in diesem Land und auch sich 
selbst neue Perspektiven. Schüren Sie keine ü-
berflüssige Angst. Die Landesregierung wird auch 
die Arbeitslosen nicht im Stich lassen.  

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD]) 

Die Länder Brandenburg und Schleswig-Holstein 
haben es vorgemacht, die im Übrigen von der 
SPD oder auch von der SPD regiert werden. In 
diesem Sinne freue ich mich auf die gedeihliche 
Zusammenarbeit im Ausschuss zum Wohle der 
Arbeitslosen in unserem Land. – Ich bedanke 
mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lehne. – Als nächster Redner hat 
nun der Kollege Dr. Romberg für die Fraktion der 
FDP das Wort. 

(Zuruf von der SPD: Oh nein!) 

Dr. Stefan Romberg (FDP): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Arbeitslo-
senzentren und -beratungsstellen in NRW haben 
gute Arbeit geleistet; das steht außer Frage. Lei-
der suggeriert der Antrag der SPD, dass die Lan-
desregierung dies nicht anerkennt und die För-
dermittel aus reiner Willkür streicht. Die tatsächli-
chen Gründe für den Entschluss, auf die weitere 
Finanzierung zu verzichten, sucht man in dem An-
trag vergebens. Doch diese Gründe sollten spä-
testens seit dem Erlass vom 18. Juni 2007 auch 
der SPD bekannt sein. 

Mit dem Auslaufen der Förderung reagiert die 
Landesregierung zum einen auf die erhebliche 
Mittelkürzung bei der Strukturfondsförderung der 
Europäischen Union. Es handelt sich um eine Re-
duzierung der jährlichen ESF-Mittel von 157 Milli-
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onen € auf 97 Millionen €. Aus diesem Grund ist 
eine finanzielle Förderung in der nächsten För-
derphase von 2007 bis 2013 leider nicht mehr 
realisierbar. 

Die schwarz-gelbe Koalition hat auch mit Blick auf 
das dringend notwendige Ziel der Haushaltskon-
solidierung von Beginn an klargestellt, dass Politik 
nicht alle Interessen bedienen kann, weil das 
Land entweder Finanzmittel ausgeben müsste, 
die es nicht hat, oder aber die wenigen Mittel auf 
so viele Töpfe verteilen müsste, dass sich keine 
nachhaltigen Effekte erzielen ließen. 

Aus diesem Grund müssen wir uns bei der Ar-
beitsmarktpolitik auf die zentralen Probleme kon-
zentrieren. Entsprechend setzt sich die Landesre-
gierung für die Schwerpunkte Jugend und Be-
rufsausbildung, Förderung der Beschäftigungsfä-
higkeit und Integration besonderer Zielgruppen 
ein. Das wichtigste Ziel besteht darin, Arbeitslo-
sigkeit erst gar nicht entstehen zu lassen. Die 
SPD, die neuerdings für den vorsorgenden Sozi-
alstaat eintritt, müsste das eigentlich begrüßen. 

(Zuruf von Günter Garbrecht [SPD]) 

Diese Regierungspolitik zeigt sich ganz praktisch 
etwa beim Werkstattjahr, bei dem man sich vor 
allem um Jugendliche kümmert, die zuvor über-
haupt keine Chance hatten und als hoffnungslose 
Fälle galten. Die Landesregierung hat dafür ge-
sorgt, dass viele dieser Jugendlichen eine Per-
spektive erhalten und ihnen der Weg in eine Be-
rufsausbildung erleichtert wird. – Durch die Bil-
dungsschecks wurde ein wichtiger Beitrag zum 
lebenslangen Lernen geleistet. Damit wird auch 
die Arbeitsfähigkeit gesichert. 80.000 Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer haben das Angebot 
bisher in Anspruch genommen. 

Es gibt auch Veränderungen der gesetzlichen 
Rahmenbedingungen, die gleichfalls das Ende 
der Förderphase begründen. Argen und Options-
kommunen sind seit Anfang 2005 gesetzlich zu 
einer umfassenden Beratung und Betreuung aller 
arbeitsfähigen Langzeitarbeitslosen verpflichtet. 
Ergänzend ist in Zukunft besonders die kommu-
nale Ebene gefragt. Dort müssen alle Fäden zur 
Integration von Langzeitarbeitslosen und von 
Menschen, die von Arbeitslosigkeit bedroht sind, 
zusammenlaufen. Gerade weil der Bedarf dort 
hoch ist, ist es wichtig, vorhandene Strukturen 
sinnvoll zu vernetzen.  

Genau vor diesem Hintergrund hat das Ministeri-
um eine Verlängerung der Förderphase bis zum 
30. September 2008 angekündigt und entspre-
chende Unterstützungsleistungen in Form eines 
Informations- und Erfahrungsaustauschs zuge-

sagt. Die betroffenen Zentren und Beratungsstel-
len werden also nicht einfach ihrem Schicksal ü-
berlassen.  

Selbstverständlich ist eine solche Situation auch 
für die Mitarbeiter vor Ort nicht einfach. Aber es 
gibt für uns zwingende Gründe, diesen Schritt 
jetzt zu tun, und wir haben ein vernünftiges Unter-
stützungsangebot vorbereitet. Auch in Zukunft 
steht kein Arbeitsloser ohne Unterstützung und 
Beratung da. 

Dass auch in der SPD über solche Dinge zumin-
dest einmal nachgedacht wurde, kann man, wenn 
man in die Vergangenheit schaut, zum Beispiel an 
der Pressemitteilung von Herrn Minister a. D. 
Schartau vom 13. September 2004 – das ist noch 
gar nicht ganz so lange her – sehen. Dort sagt er, 
im Verlauf des ersten Jahres konkreter Praxis mit 
Hartz IV werde sich zeigen, wie sich die Aufgaben 
der Arbeitslosenzentren im Zusammenspiel mit 
den neuen Strukturen entwickelten. Erst dann 
werde über die Zukunft der Landesförderung ent-
schieden. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Es ist doch da-
mals von uns entschieden worden: keine 
Kürzung!) 

In diesem Sinne haben wir das getan, was Sie 
vorüberlegt haben. –Danke schön. 

(Beifall von FDP und CDU – Zuruf von der 
SPD: Das ist aber ein Eigentor, Herr Kolle-
ge!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Dr. Romberg. – Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen hat als nächste Rednerin 
Kollegin Steffens das Wort. Bitte schön, Frau Kol-
legin. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Romberg, ich fin-
de es gut, dass Sie gerade noch einmal die dama-
ligen Überlegungen der rot-grünen Landesregie-
rung zitiert haben. Natürlich musste man überle-
gen, welche Rolle die Arbeitslosenzentren und die 
Arbeitslosenberatungsstellen in diesem neuen 
Kontext spielen sollen, welche Rolle sie spielen 
müssen und welche sie spielen können. 

Damals sind wir zu einem komplett konträren Er-
gebnis gekommen als Sie heute. Wir haben ge-
sagt: Die unabhängige Beratung ist sogar noch 
notwendiger als vorher, weil die Argen und die 
Optionskommunen sie weder leisten können noch 
leisten. Ich will Ihnen dazu ein paar Zahlen nen-
nen.  
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In die Beratungsstellen kommen Menschen, die 
sich Ihre Bescheide erklären lassen wollen. Dabei 
kommen auf sechs richtige Bescheide nach wie 
vor bis zu 300 falsche Bescheide, die inhaltlich 
nicht stimmen und für die Betroffenen zu Minder-
leistungen zwischen 10 und 500 € führen. Bei die-
sem Ergebnis – die Menschen bekommen weni-
ger Leistungen, als ihnen zustehen – können Sie 
mir nicht sagen, dass die Argen die Menschen 
hervorragend beraten. Die logische Konsequenz, 
die Sie daraus ziehen müssten, wäre die Aussa-
ge: Okay, das können die Argen nicht leisten; wir 
brauchen mehr unabhängige Beratung. – Dann 
wären wir gerne wieder bei Ihnen im Boot. Man 
kann darüber nachdenken, ob die Struktur der Ar-
beitslosenzentren, die wir haben, ausreicht. An 
der einen oder anderen Stelle kann man sicher 
nachbessern und optimieren. 

Aber die vorhandenen Strukturen mit der Begrün-
dung „Wir haben sie nicht überall, deshalb strei-
chen wir auch die, die wir haben“, die Herr Lau-
mann einmal im Ausschuss gebracht hat, zu strei-
chen, ist illegitim. Denjenigen die Möglichkeit – die 
sie jetzt noch haben –, sich zu wehren, wegzu-
nehmen, ist zynisch. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Dann kommt wieder die Argumentation: Die kön-
nen doch alle klagen. – Ja klar, die können alle 
klagen – super. Aber es werden nicht so viele 
Klagen eingereicht. Zum Teil rufen doch die Be-
hörden die Betroffenen, die Widerspruch eingelegt 
haben, an und sagen: Wir werden Ihr Wider-
spruchsverfahren bearbeiten, und während der 
Bearbeitungszeit – die nächsten zwei Monate – 
werden ihre Leistungen ausgesetzt.  

Sie werden erleben, dass viele Leute keinen Wi-
derspruch einlegen, weil sie Angst haben, zwei 
Monate ohne jeden Cent dazustehen und zu Hau-
se irgendwie sehen zu müssen, wie sie ihre Kin-
der und ihre Familie ernähren. Deswegen, finde 
ich, sind diese Argumente von Ihnen illegitim. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ein weiterer Punkt, von allen angeführt, sind die 
Kosten. Gerade hat uns Herr Lehne Dinge vorge-
tragen und vorgelesen, die nichts, aber auch gar 
nichts mit der Lebensrealität zu tun haben, die ich 
in diesem Land erlebe. Er hat die Kosten aufge-
griffen. Ja, Herr Lehne, Beratung von Menschen 
kostet Geld. Aber Menschen nicht zu beraten, 
kostet sehr viel mehr Geld. Das gilt gerade für die 
Menschen, über deren Beratung wir hier reden.  

Wir hatten im Ausschuss eine Anhörung zum 
Thema „Psychiatrie und psychiatrische Versor-

gung in Nordrhein-Westfalen“. Wenn ich mich 
recht erinnere, haben auch Sie an der Anhörung 
teilgenommen; zumindest waren Sie zwischen-
durch mal da. Sonst können Sie das im Protokoll 
nachlesen. Auch in der Anhörung ist von vielen 
das Problem angesprochen worden, dass gerade 
bei Langzeitarbeitslosen, bei Menschen, die diese 
Beratung in Anspruch nehmen, zunehmend psy-
chische Belastungen in einem extremen Maße 
auftreten und wir für diese Personengruppe nicht 
nur eine hochschwellige Versorgung brauchen. 
Wir benötigen vielmehr niedrigschwellige Bera-
tung und Angebote, damit sich die Probleme, die 
die Menschen haben, nicht in dem Maße verfesti-
gen, wie es derzeit der Fall ist, und um Folgekos-
ten und vor allen Dingen Belastungssteigerungen 
der Menschen zu verhindern.  

Noch ein weiterer Punkt als Argument, der ir-
gendwann in den Debatten um das SGB II auf-
kam: Pflichtaufgabe nach Weisung. Minister Lau-
mann hat uns allen erklärt, es wäre dringend not-
wendig, in bestimmten Punkten auf die Kommu-
nen Einfluss nehmen zu können, weil zum Bei-
spiel die psychosoziale Beratung in den Kommu-
nen sehr unterschiedlich gehandhabt werde und 
zum Teil sehr defizitär sei.  

Jetzt sagen Sie: Wir wissen, dass vor Ort ein De-
fizit vorhanden ist. Wir wissen, dass wir die einzi-
ge Struktur, die für diese Menschen derzeit er-
reichbar und ansprechbar ist, streichen. – Das 
finde ich ziemlich unverantwortlich von Ihnen, 
Herr Minister. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Und all das von einer Fraktion, von einer Regie-
rung, die im Wahlkampf verkündet hat: Ehrenamt 
und Selbsthilfe sind uns wichtig. – Da kann ich nur 
sagen: Die Beratungsstellen versuchen, für die 
Ärmsten der Armen mit Ehrenamt, mit Selbsthilfe 
unter die Overhead-Kosten, die man braucht, zu 
kommen. Die Beratungsstellen bekommen nun 
wirklich nicht viel Geld. Wenn dann eine Fraktion, 
die behauptet hat, sie stünde für Ehrenamt und 
Selbsthilfe, von ihnen verlangt: „Macht’s doch so, 
oder macht es auch gar nicht mehr!“, finde ich das 
ziemlich entlarvend und enttarnend.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Man sieht es auch an anderen Stellen, aber hier 
wird besonders deutlich: Sie führen Ihre eigenen 
Forderungen ad absurdum und machen klar, dass 
Sie im Grunde genommen weder für Ehrenamt 
und Selbsthilfe noch für die Menschen in diesem 
Lande eintreten. Ich finde das unverantwortlich.  
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Letzter Punkt. Herr Romberg hat gesagt: Wir ha-
ben die Prioritäten anders gesetzt. – Ja, aber 
dann sagen Sie den Menschen auch ganz klar 
und deutlich: Wir als Koalitionsfraktion finden es 
wichtiger, Ausbildungsplätze zu finanzieren, die 
die Wirtschaft nicht zur Verfügung stellt. Denn das 
tun Sie aus den ESF-Mitteln. Sie bezahlen Aus-
bildungsplätze, die eigentlich vonseiten der Ar-
beitgeber finanziert werden müssten, mit einer ex-
trem hohen Subventionierung. Im Ausbildungs-
konsens hätte man mit Sicherheit auch andere 
Ergebnisse erzielen können.  

Sie finanzieren diese Ausbildungsplätze und 
nehmen den Menschen die einfachen, notwendi-
gen Beratungsstrukturen flächendeckend im Land 
weg. Das ist Ihre Form der Politik. Das ist eine 
Prioritätensetzung gegen die Menschen in diesem 
Land. Wer hatte eben gesagt, dass die Menschen 
in diesem Land sehr wohl mitbekommen, was Sie 
machen? Ja, das bekommen die Menschen in 
diesem Land mit. Und die Menschen in diesem 
Land werden Ihnen auch die Quittung dafür ge-
ben. – Danke. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Steffens. – Jetzt hat für die Landes-
regierung Minister Laumann das Wort. Bitte 
schön, Herr Minister. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Frau Steffens, ich 
möchte Ihnen zunächst einmal sagen: Das Urteil 
der Bürgerinnen und Bürger in unserem Land ü-
ber das, was gegen die Menschen ist, warte ich in 
Ruhe ab.  

(Beifall von der CDU) 

Ich habe im Januar über ein Landesprogramm, 
das jedes Jahr 30 Millionen € kostet – das ist rich-
tig –, rund 3.000 jungen Leuten, die teilweise 70, 
80 oder sogar 100 Bewerbungen für eine Lehr-
stelle geschrieben hatten und die in der Regel 
Hauptschulzeugnisse hatten, die leistungsmäßig 
in der unteren Hälfte lagen, einen Ausbildungs-
platz, einen Ausbildungsvertrag und das Verspre-
chen gegeben, nach drei Jahren in diesem Land 
eine Kammerprüfung machen zu können und eine 
Chance auf dem Arbeitsmarkt zu haben.  

Wenn das Politik gegen die Menschen ist, weiß 
ich nicht, wer Politik für die Menschen macht! Ich 
bin mir schon ziemlich sicher, dass viele Men-
schen verstehen, was ich entschieden habe. Dass 
Sie Beratungsstellen gegen das Lehrstellenpro-

gramm ausspielen, sollten Sie politisch verantwor-
ten. Ich finde das auf jeden Fall unmöglich, um 
das ganz deutlich zu sagen.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich lasse mir auch nicht gefallen, dass die Frage 
der Beratungsstellen in den Arbeitslosenzentren 
von Ihnen und von einigen in der SPD genutzt 
wird, um eine moralische Diskreditierung der Lan-
desregierung zu betreiben.  

(Karl Schultheis [SPD]: Die braucht man 
nicht zu betreiben!) 

Sie sind nach meiner Meinung dabei überhaupt 
nicht glaubwürdig. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister.  

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Nein. – Denn der Forde-
rung nach einer Finanzierung von Arbeitslosen-
zentren und -beratungsstellen liegt doch ohne 
Zweifel die grundsätzliche Fragestellung zugrun-
de, wie im Kontext der beruflichen Integration ins-
besondere langzeitarbeitsloser Menschen die 
Betreuung und Beratung dieser Personengruppe 
organisiert sein soll.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
darf ich Sie kurz unterbrechen? 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Nein. Ich möchte jetzt erst 
einmal vortragen.  

Wenn Ihre Situationsbeschreibung in allen Facet-
ten der Wirklichkeit entsprechen würde, wäre es 
doch wohl politisch geboten, sich für Veränderun-
gen dort einzusetzen, wo die Entscheidungen ak-
tuell getroffen werden. Ich meine die Verhandlun-
gen über die Änderung der Sozialgesetzbücher II 
und III.  

Mir sind aber entsprechende Initiativen von der 
SPD-Fraktion und von der Grünen-Fraktion im 
Bund und in den Ländern sowie von den Landes-
regierungen, an denen sie beteiligt sind, nicht be-
kannt.  

(Zuruf von Barbara Steffens [GRÜNE]) 

Mir ist allerdings wohl bekannt, dass mit Ausnah-
me von Mecklenburg-Vorpommern in den Flä-
chenländern, in denen Förderangebote für solche 
Einrichtungen in der Vergangenheit existierten, 
diese Angebote eingestellt worden sind – auch 
von Landesregierungen mit sozialdemokratischer 
Beteiligung.  
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Überall, Herr Kollege Garbrecht, waren die Argu-
mente mit jenen vergleichbar, die auch mich ver-
anlassen, dieses Förderangebot nicht dauerhaft 
fortzuführen. Allerdings bieten wir im Unterschied 
zu anderen Ländern, die die Förderung teilweise 
bereits 2005 eingestellt haben, den Einrichtungen 
in unserem Land eine längere Übergangszeit, um 
sich den neuen Rahmenbedingungen anpassen 
zu können.  

Insofern darf ich Sie bitten, in dieser Debatte wie-
der zur Sachlichkeit zurückzukehren und die 
fruchtlosen Versuche einzustellen, einer christlich-
demokratisch geführten Landesregierung in dieser 
Frage moralische Vorhaltungen zu machen.  

(Beifall von der CDU – Barbara Steffens 
[GRÜNE]: Klar, dass Sie das nicht hören 
wollen!) 

Es gibt mittlerweile auf Bundes- und Länderebene 
einen breiten Konsens darüber, dass die Schaf-
fung ausgeglichener öffentlicher Haushalte hohe 
Priorität genießt. Dies gilt auch für unser Land und 
bedeutet für die Ressorts, dass sie ihren Beitrag 
zur Sanierung des Landeshaushalts leisten müs-
sen.  

Für die Arbeitsmarktpolitik ist in diesem Zusam-
menhang die Lage im Vergleich zur Vergangen-
heit noch schwieriger, da sie der aktuellen Ent-
wicklung der Förderung des Europäischen Struk-
turfonds Rechnung tragen muss. Die von der Eu-
ropäischen Kommission zur Verfügung gestellten 
ESF-Mittel sind seit den 90er-Jahren das finan-
zielle Rückgrat der Arbeitsmarktpolitik der Länder. 
Noch in der letzten Förderperiode 2000 bis 2006 
wurden vor dem Hintergrund der Einführung einer 
europäischen Beschäftigungsstrategie die ESF-
Mittel deutlich erhöht.  

In der aktuellen Förderphase 2007 bis 2013 sind 
die Finanzhilfen des Europäischen Sozialfonds 
aufgrund des historischen Prozesses der EU-
Osterweiterung – das wissen Sie – drastisch ge-
kürzt worden. Das bedeutet ganz konkret: Bis 
2013 stehen für die ESF-kofinanzierte NRW-
Arbeitsmarktpolitik statt 1,1 Milliarden € nur noch 
684 Millionen € zur Verfügung. Das ist ein Rück-
gang um 40 %. Damit kann das MAGS also nicht 
mehr 157 Millionen €, sondern nur noch 97 Millio-
nen € ESF-Mittel ausgeben.  

Es ist offensichtlich, dass eine verantwortliche Poli-
tik erfordert, diesen Rahmenbedingungen gerecht 
zu werden. Das bedeutet, dass alle bisherigen 
Programme auf den Prüfstand müssen. Das haben 
wir gemacht, wie Sie wissen. Im Ergebnis werden 
wir in den kommenden Jahren drei zentrale Pro-
grammlinien fördern: Maßnahmen für Jugend und 

Berufsausbildung, Förderung der Beschäftigungs-
fähigkeit – Stichworte: Bildungsscheck, Potenzial- 
und Arbeitszeitberatung –, Integration besonderer 
Zielgruppen.  

Wir möchten auch noch einige Mittel haben, um in 
gewissen Fällen auch innovative Projekte zu för-
dern, damit wir neue Erkenntnisse in der Arbeits-
marktpolitik bekommen.  

Ich finde, dass es deswegen wichtig ist, die kom-
munale Ebene dabei zu unterstützen, ihrer be-
schäftigungspolitischen Verantwortung vor Ort in 
größerem Umfang als zuvor gerecht zu werden. 
Ich komme daher zu den seit den 90er-Jahren ge-
förderten Arbeitslosenzentren und -beratungs-
stellen. Jetzt hat es eine Entscheidung gegeben, 
dass wir keine Arbeitsmarktpolitik durch die Sozi-
alhilfe machen, weil man Hartz IV geschaffen hat. 
Daher ist es richtig, die Arbeit der Beratungsstel-
len einzustellen, weil es eine andere Trägerver-
antwortung gibt. 

Herr Garbrecht, Sie haben zu Recht gesagt, dass 
die kommunalen Träger die Leistungen der 
Schuldnerberatung, der Suchtberatung, der psy-
chosozialen Beratung und Betreuung zu gewähr-
leisten haben.  

(Zuruf von der SPD: So ist das!) 

Darum müssen wir uns kümmern.  

Sie sollen dabei zur Erbringung dieser Leistungen 
auf geeignete Einrichtungen und Dienste Dritter 
zugreifen, wobei der Gesetzgeber die Träger der 
freien Wohnfahrtspflege ausdrücklich benennt. 
Damit besteht eine gesetzliche Grundlage für die 
Erbringung von Beratungsleistungen, die zum 
Kernangebot der Arbeitslosenzentren und -
beratungsstellen gehören. 

Vor diesem Hintergrund sind die regionalen und 
lokalen Entscheidungsträger aufgefordert zu prü-
fen, ob und wie die Kompetenzen der Arbeitslo-
senzentren- und beratungsstellen zukünftig in die 
örtlichen Strategien der Arbeitsmarkt- und Sozial-
politik eingebunden werden sollen. 

Vor dem Hintergrund der gesetzlich festgelegten 
Zuständigkeit der Kommunen für die berufliche 
Integration erwerbsfähiger Langzeitarbeitsloser 
kann daher auch nicht seriös davon gesprochen 
werden, hier würden Kommunen zum Ausfallbür-
gen des Landes gemacht. Dabei ist selbstver-
ständlich nicht davon auszugehen, dass die bis-
herige Personal- und Sachkostenförderung des 
Landes in Struktur und Höhe landesweit durch die 
Argen und Optionskommunen einfach übernom-
men wird.  
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Es ist vielmehr zu erwarten, dass es vor Ort zu 
konkreten Leistungsvereinbarungen über die Be-
ratung bestimmter Kontingente insbesondere von 
SGB-II-Empfängern kommen wird. Beispiele für 
solche Beauftragungen von Trägern der Arbeits-
losenberatungsstellen und Arbeitslosenzentren 
gibt es bereits heute. Dies zeigt auch, dass der 
Abschluss entsprechender Verträge trotz der mit-
unter komplizierten Vergaberegelungen der Ar-
beitsverwaltung grundsätzlich möglich ist.  

Daher organisieren wir einen regelmäßigen Infor-
mations- und Erfahrungsaustausch, sodass sich 
die Träger über die Möglichkeiten der Vergabe 
von Aufträgen und die konkrete Vertragsgestal-
tung besser orientieren können. 

Argen und Optionskommunen sind sicherlich auch 
Partner der Arbeitslosenberatungsstellen und -
zentren, wenn es um die Durchführung von nied-
rigschwelligen Beschäftigungs- und Qualifizie-
rungsangeboten geht. Auch hier sind die Einrich-
tungen gehalten, sich mit den SGB-II-Trägern ü-
ber eine entsprechende Beauftragung zu verstän-
digen. 

Darüber hinaus muss man sich auf kommunaler 
Ebene hinsichtlich der Angebote verständigen, die 
nicht von SGB-II-Trägern finanziert werden kön-
nen. Ich denke hier insbesondere an die Beratung 
sozialrechtlicher Fragestellungen im SGB II und 
SGB III. Ich verstehe sehr gut, dass Menschen 
Probleme damit haben können, Bescheide von 
Argen und Optionskommunen zu verstehen und 
inhaltlich nachzuvollziehen.  

Hier sind die Verantwortlichen vor Ort gefordert, 
die Transparenz und die Nachvollziehbarkeit ihrer 
Arbeit für ihre Kunden zu erhöhen. Da erwarte ich 
dann auch, dass hier Verantwortung übernommen 
wird, um mit Blick auf die vorhandenen Gestal-
tungsmöglichkeiten angemessene Lösungen zu 
erarbeiten. 

Zudem ist zu beachten, dass die Kunden der Ar-
gen und Optionskommunen gegen Entscheidun-
gen der Behörden Widerspruch einlegen können 
und natürlich gerichtlich überprüfen lassen kön-
nen. Wahr ist auch, dass es sehr viele Sozialver-
bände in Deutschland unterschiedlichster Cou-
leur, mit unterschiedlicher gesellschaftlicher und 
geistiger Ausrichtung gibt, die mit ihren relativ ge-
ringen Verbandsbeiträgen einen solchen Rechts-
schutz anbieten. Zum Beispiel bieten wir in der 
KAB selbstverständlich einen Sozialrechtsschutz 
an. Sie wissen, dass es die Gewerkschaften tun. 
Sie wissen, dass das viele andere Sozialverbände 
tun. Auch diese Möglichkeiten stehen selbstver-

ständlich den Menschen in diesem Zusammen-
hang zur Verfügung. 

(Zuruf von Günter Garbrecht [SPD]) 

Insofern bleibe ich dabei: Mit Blick auf eine klare 
Abgrenzung der Zuständigkeiten und Verantwort-
lichkeiten von Bund, Ländern und Gemeinden 
können sozialrechtliche Beratungen nicht dauer-
haft Gegenstand der Arbeitsförderung des Landes 
sein. Der Antrag der SPD-Fraktion unterstellt zu-
dem, dass es viele erwerbsfähige Arbeitslose au-
ßerhalb des SGB II gäbe, für die keine Ansprech-
partner bereitstehen. Hier gilt, dass Personen au-
ßerhalb des Leistungssystems des SGB II, die ar-
beitslos im Sinne des § 16 SGB III sind, nach per-
sönlicher Meldung automatisch Kunden der Agen-
turen für Arbeit sind und dort beraterisch und 
vermittlerisch betreut werden. Grundsätzlich kön-
nen diese Menschen bei Bedarf auch an arbeits-
marktpolitischen Fördermaßnahmen teilnehmen. 

Dabei ist der Status „arbeitslos“ ausdrücklich nicht 
an den Leistungsbezug gebunden. Annähernd ein 
Viertel der Arbeitslosen im Rechtskreis SGB III 
sind keine Leistungsempfänger. In diesem Zu-
sammenhang ist zudem festzustellen, dass nach 
Angaben der Regionaldirektion NRW der Bun-
desagentur für Arbeit nach Auslaufen des ALG-I-
Bezuges rund drei Viertel der Personen nicht in 
den ALG-II-Bezug übergehen. Gründe für diesen 
hohen Anteil sind unter anderem der Übergang in 
Arbeit oder Rente sowie die fehlende Bedürftigkeit 
aufgrund der individuellen Einkommens- und 
Vermögensverhältnisse. 

Da dieser Personenkreis dann nicht mehr Kunde 
der Agenturen für Arbeit ist, liegen hierzu auch 
keine Daten vor, die Grundlage für den geforder-
ten Datenreport sein könnten. Wir bereiten zurzeit 
in enger Abstimmung mit den kommunalen Spit-
zenverbänden und der Regionaldirektion NRW 
eine umfassende Erhebung zur Umsetzung der 
kommunalen Eingliederungsleistungen vor. Über 
das Ergebnis werde ich den Landtag selbstver-
ständlich informieren. – Schönen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Als nächster Redner hat nun für 
die Fraktion der SPD Kollege Schmeltzer das 
Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Rainer Schmeltzer (SPD): Frau Präsidentin! Lie-
be Kolleginnen, liebe Kollegen! Herr Minister, Ihre 
letzten Ausführungen haben mich verwundert. Ich 
habe Teile unseres Antrags wiedergefunden, die 
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Sie im Prinzip von den Fakten her bestätigen. 
Gleichzeitig sagen Sie mit diesen bestätigten Zah-
len indirekt wieder: Meine Entscheidung zur Auf-
lösung der Arbeitslosenzentren ist richtig. 

Wenn es richtig ist, dass in Nordrhein-Westfalen 
von allen Menschen, deren Bezugsdauer von 
ALG I endet, nur ein Viertel letztendlich in ALG II 
geht, dann bestätigen Sie unsere Aussage und 
lassen drei Viertel dieser Menschen außer Acht. 
Sie lassen sie im Regen stehen. Das unterstreicht 
doch, dass Ihre Entscheidung, diese Mittel zu 
streichen, falsch ist. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist schön, 
wenn man als Zweiter einer Fraktion redet und auf 
die Vorredner eingehen kann. – Herr Kollege Leh-
ne, wenn Sie aus Ihrem Manuskript vorlesen, 
dass es sich hier um einen oberflächlichen Antrag 
handelt, dann hat man Ihnen etwas aufgeschrie-
ben, was mit der Sache nichts zu tun hat, zumal 
sogar der Minister die Fakten aus unserem Antrag 
zum Redeinhalt nimmt. 

(Beifall von Günter Garbrecht [SPD]) 

Diese Oberflächlichkeit diskreditiert Zigtausende 
von Menschen, die hiervon betroffen sind und 
letztendlich von Ihnen im Regen stehen gelassen 
werden. Sie treffen zulasten der Menschen eine 
Entscheidung. Es wurde hervorragende ehren-
amtliche Arbeit geleistet; Kollegin Steffens hat es 
bereits gesagt. Erst das Ehrenamt nach oben ru-
fen, die Arbeit loben, und wenn Sie dann an die 
praktische Arbeit kommen, tun Sie genau das 
Gegenteil wie in vielen anderen Punkten Ihrer täg-
lichen politischen Arbeit. 

Wenn die Menschen wieder eine Perspektive ha-
ben, Herr Kollege Lehne, dann frage ich mich tat-
sächlich: Wo leben Sie? Ich habe diese Frage 
selber beantwortet und habe schnell nachgeguckt. 
Sie leben in Düsseldorf. Es wird mir eine Freude 
sein, insbesondere der Düsseldorfer Arbeitslosen-
initiative oder dem Arbeitslosenzentrum Düssel-
dorf, von denen wir interessante Zuschriften vor-
liegen haben, Ihren Redebeitrag zur Kenntnis zu 
geben. Setzen Sie sich mit denen einmal ausein-
ander! 

(Beifall von der SPD)  

Mit den Aussagen, die Sie gerade getroffen ha-
ben, werden Sie Ihre wahre Freude haben. 

Als Argument ist immer wieder vorgetragen wor-
den, hier gehe es darum, Parallelstrukturen aus-
zuklammern. Wir haben weit über 50 Zuschriften 
von betroffenen Arbeitslosenzentren in Nordrhein-

Westfalen erhalten. Es würde den Rahmen 
sprengen, alle 50 Zuschriften – oder sogar noch 
mehr – vorzulesen. Ich will mich darauf konzent-
rieren – mit Genehmigung der Präsidentin –, eini-
ge wenige vorzulesen.  

Eine stammt von der Evangelischen Kirche in 
Düsseldorf: Lebensberatung für Langzeitarbeits-
lose e. V. Herr Kollege Lehne, das wird Sie be-
stimmt erfreuen. Rund 3.800 Menschen jährlich 
nehmen die Beratung wahr. Sie schreiben unter 
anderem – ich zitiere –: 

„Die Inhalte der Zentrumsarbeit werden sicher-
lich in keiner Weise von der Arge Düsseldorf 
erbracht bzw. zu erbringen sein.“ 

Das ist ein Zitat aus Düsseldorf. – Diakonie Reck-
linghausen – Zitat –: 

„Die Beratungsstelle bietet ein offenes und nie-
derschwelliges Beratungsangebot für Ratsu-
chende. In 2006 waren 28,6 % der Ratsuchen-
den nicht im Leistungsbezug des SGB II und 
damit nicht in der Zuständigkeit der Arge.“ 

Weiter heißt es: 

„In der wissenschaftlichen Begleitforschung zur 
Wirkung des Programms wurde festgestellt, 
dass Betroffene deutlich motiviert wurden, sie 
ihren materiellen und sozialen Status verbes-
sern konnten und zur Teilnahme an arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen und Bewerbun-
gen auf dem ersten Arbeitsmarkt aktiviert wer-
den konnten.“ 

Wohlgemerkt, das ist ein Zitat aus dem Schreiben 
eines Arbeitslosenzentrums. 

Da hier immer wieder gern der § 16 zitiert wird, 
will ich auch dazu eine Stellungnahme bringen. 
Sie stammt von der Gesellschaft zur Förderung 
der Beschäftigung Kreis Viersen gGmbH. Hier 
heißt es: 

„Die Arbeit der Arbeitslosenberatungsstelle er-
folgt zusätzlich zu den vorhandenen kommuna-
len Angeboten und dem Beratungsangebot der 
Arge. Der Zugang der Ratsuchenden basiert 
auf Freiwilligkeit und kann nicht durch kommu-
nale Angebote ersetzt werden. Auch kann ich 
der Auffassung der Landesregierung nicht ohne 
Weiteres zustimmen, die Finanzierung unter 
§ 16 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 SGB II zu subsumieren 
und damit die Arbeitslosenberatungsstelle als 
eine kommunale Aufgabe anzusehen.“ 

Es wird im Ausschuss also sicherlich eine span-
nende Beratung über dieses Thema geben. Wir 
werden den Antrag gleich überweisen. Dann wer-
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den wir noch viel mehr Fakten auf den Tisch le-
gen. 

Zu der Argumentation, in welchen Ländern was 
wie wo gemacht wird. Ich würde mir wünschen, 
Sie würden sich öfter in anderen Ländern um-
schauen. Dann bekämen wir an der einen oder 
anderen Stelle tatsächlich innovative Schritte 
nach vorne. Das wäre zum Beispiel mit dem Blick 
auf Rheinland-Pfalz der Fall. 

Aber wenn Sie hier sagen: „In anderen Ländern 
wurde dies gemacht“, darf ich Sie daran erinnern, 
dass gerade wir in Nordrhein-Westfalen, dem 
größten Bundesland der Bundesrepublik Deutsch-
land, in jahrelanger intensiver Arbeit eine soziale 
Infrastruktur aufgebaut haben, die den hier leben-
den Menschen nachhaltig hilft. Und hier setzen 
Sie den Hammer an, hier holen Sie zum sozialen 
Kahlschlag aus und diskreditieren Zigtausende 
von Menschen. 

Dann gibt es das Argument mit dem Landeshaus-
halt. Das war gerade in den letzten Tagen der 
Fall. Auch gestern, in der Haushaltsplanberatung, 
war das immer wieder ein Thema. Der Minister-
präsident ist mit keinem Wort darauf eingegan-
gen. Das wird gerade in diesen Tagen gebracht, 
wenn es um die hohen Prioritäten des Haushalts 
geht, 4,6 Millionen € bei bedürftigen Menschen zu 
sparen.  

Gleichzeitig reden Ihre Generalsekretäre darüber, 
über 40 Millionen € zusätzlich in die Hand zu 
nehmen, um einen zusätzlichen Wahltermin zu 
haben, damit Sie Ihre Wahlchancen besser auslo-
ten. Das ist den Langzeitarbeitslosen gegenüber 
zynisch. Sie sollten sich schämen, mit diesem Ar-
gument nach vorne zu gehen. 

(Beifall von der SPD) 

Herr Minister, letzte Anmerkungen: Ich möchte nur 
einen Hinweis bezüglich der Frage der Kollegin 
Steffens geben. Eine Antwort auf die Frage nach 
den nicht versorgten Jugendlichen sind Sie – wie 
fast immer – schuldig geblieben.  

Ich glaube, wir werden hier über das Thema Aus-
bildung – es ist gerade die Zeit der Ausbildungs-
beginne – in absehbarer Zeit erneut diskutieren. 
Wir werden das mit Sachlichkeit machen. Wir 
werden auch sachlich darstellen, wo Ihre Fehlent-
scheidungen sind. 

Aber es steht uns nicht zu, hier über die morali-
sche Diskreditierung der Landesregierung – was 
wir machen würden – zu reden. Wie sich am Bei-
spiel der Arbeitslosenzentren zeigt, diskreditieren 
Sie sich durch Ihre tägliche Arbeit selbst und sor-

gen dafür, dass Sie mit Ihrer Rhetorik letztendlich 
als Sozialapostel dastehen werden. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schmeltzer. – Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir zu diesem Tagesordnungspunkt 
nicht vor, sodass wir zur Abstimmung über die 
Empfehlung des Ältestenrats kommen können, 
den Antrag Drucksache 14/4866 an den Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales zu 
überweisen und dort die abschließende Beratung 
und Abstimmung in öffentlicher Sitzung vorzu-
nehmen. Wenn Sie damit einverstanden sind, tun 
Sie das bitte mit Handaufzeigen kund. – Gegen-
stimmen? – Enthaltungen? – Dann ist diese Ü-
berweisungsempfehlung einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe auf: 

4 Anpassung der Regelsätze jetzt! 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/4856 

Für die antragstellende Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen erteile ich Frau Kollegin Steffens das 
Wort. Bitte schön, Frau Kollegin. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Seit 2004 steht eine 
Menge Kritik an dem Regelsatz, der heute nach 
wie vor gilt – wenn auch jetzt um 2 € erhöht –, im 
Raum.  

Die umfassendste Stellungnahme, die 2004 ab-
gegeben wurde, war die des Vereins für öffentli-
che und private Fürsorge. Die Kritik an diesem 
Regelsatz bezog sich erstens auf die mangelnde 
Transparenz und die fehlende Nachvollziehbarkeit 
der normativen Setzung, und es wurde zweitens 
kritisiert, dass es keine wirklich detaillierten Erläu-
terungen zu dieser normativen Setzung gab und 
dass nie klar war: Wer sind die Experten und Ex-
pertinnen? Nach welchen Kriterien haben sie das, 
was sie erarbeitet haben, erarbeitet? Im Raum 
stand also der Vorwurf – das ist er auch heute 
noch – der willkürlichen Festsetzung eines Regel-
satzes. 

Der Inhalt dieses Vorwurfs wird auch heute noch 
von Wissenschaftlern und von Leuten, die in die-
sem Bereich beschäftigt sind, regelmäßig bestä-
tigt. Die letzte Bestätigung erfolgte in der Studie 
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aus Bonn, in der es um die Höhe des Regelsatzes 
bezogen auf den Ernährungsbedarf geht.  

Dabei kommt heraus, dass für 15- bis 18-Jährige 
schon vor den Preiserhöhungen, die wir gerade 
hatten, noch nicht einmal das, was nach dem Re-
gelsatz für einen Erwachsenen an Ernährung vor-
gesehen ist, ausreichen würde, um sich gesund 
zu ernähren. 

Herr Romberg, Sie haben an anderer Stelle in 
diesem Plenum schon einmal gesagt: Um sich 
gesund zu ernähren, muss man nicht teures Öko-
fleisch essen. Es gibt einfache Mittel, auch mit 
preiswerten Lebensmitteln gesund zu leben.  

Die Studie aus Bonn hat wieder einmal deutlich 
vor Augen geführt, dass Sie ziemlich großen 
Quatsch geredet haben. Denn mit dem, was nach 
dem Regelsatz vorgesehen ist – das sagt Ihnen 
jeder Wissenschaftler –, ist eine gesunde Ernäh-
rung nicht möglich. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Von daher geht es nicht um Ökofleisch, sondern 
es geht um gesunde Ernährung. Die ist mit die-
sem Regelsatz nicht möglich. 

Es gibt aber noch ganz viele andere Fakten, die 
zeigen, dass der Regelsatz, wie er festgelegt 
worden ist, nicht haltbar ist. In einer Großstadt 
Köln gab es vor Hartz IV 20.000 Stromabschal-
tungen wegen Nichtzahlungsfähigkeit, jetzt gibt es 
30.000 Stromabschaltungen. Das hat viel damit 
zu tun, dass die Preise steigen, aber das Geld 
nicht vorhanden ist. 

Was besagt der Regelsatz eigentlich? – Der Re-
gelsatz beschreibt das Existenzminimum. Der 
Begriff „Existenzminimum“ besagt: Das ist das 
Minimum, mit dem ein Mensch existieren kann. 
Das heißt aber auch: In dem Moment, in dem die 
Kosten zum Leben steigen, kann ich nicht neu de-
finieren und sagen, man braucht weniger zum E-
xistieren. Denn „Existenzminimum“ ist nichts, was 
man willkürlich, weil gerade die Preise steigen, 
eben einmal nach unten korrigieren kann, sondern 
das Existenzminimum stellt wirklich das Minimum 
dar. Das heißt: Wenn die Kosten für die Lebens-
haltung steigen, muss auch der Betrag für das E-
xistenzminimum steigen. Eine Gesellschaft muss 
entweder den Betrag für den Grundbedarf wie 
Nahrungsmittel, Grundnahrungsmittel und andere 
Dinge, die lebensnotwendig sind, automatisch 
wegen der Kostensteigerungen anpassen, oder 
aber sie erklärt, nicht bereit zu sein, den vorhan-
denen Grundbedarf zu bezahlen. Die Menschen 
müssten dann in bestimmten Lebenssituationen 
unterhalb des Existenzminimums leben. 

Man muss sich einmal überlegen, in welcher Situ-
ation man sich selber befindet: Wir haben als Par-
lament in Nordrhein-Westfalen irgendwann einmal 
gesagt, wir wollten für die Diäten keine Willkür 
haben. Deshalb haben wir eine unabhängige Diä-
tenkommission eingesetzt und einen Mechanis-
mus beschlossen, nach dem die Diäten jedes 
Jahr angepasst werden. Das, was uns zugute 
kommt, wollen wir diesen Menschen nicht zuge-
stehen, nämlich eine Anpassung, die sich an den 
gestiegenen Kosten orientiert? Wir wollen ihnen 
nur eine Anpassung anhand von Rentenerhöhun-
gen gewähren, die aber nichts mit den Steigerun-
gen der Lebenshaltungskosten zu tun hat? Das 
kann nicht sein. Deswegen wollen wir eine solche 
Anpassung und Erhöhung unabhängig und frei 
von jeglicher Willkür. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich möchte noch einmal kurz auf unsere Haus-
haltsdebatte von gestern eingehen, als uns Han-
nelore Kraft vorgeworfen hat, wir würden viele 
einzelne Anträge formulieren, aber es fehle ein 
Gesamtkonzept. Es mag sein, dass das Gesamt-
konzept nicht angekommen ist. Es gibt aber ein 
solches Gesamtkonzept. Das haben wir auch an 
mehreren Stellen erwähnt: Wir wollen eine unab-
hängige Kommission auf Bundesebene zur Fest-
legung der Höhe des Bedarfs sowohl für Kinder 
wie auch für erwachsene Menschen. Wir wollen, 
dass diese Bedarfe unabhängig und jenseits poli-
tischen Einflusses von Wissenschaftlern und Wis-
senschaftlerinnen ermittelt werden. Wir wollen 
darüber reden, dass Geräte und andere Sachen, 
die jetzt in der Pauschale erhalten sind, aber ge-
rade zu den enormen Verschuldungen führen, aus 
den Regelsätzen eventuell herausgenommen 
werden. Wir wollen die Individualisierung von 
Sonderbedarfen, wie das früher nach dem BSHG 
der Fall gewesen ist. Wir wollen, dass die Kosten 
für Geschenke, die Kindern zur Kommunion, zu 
Weihnachten und zum Geburtstag gemacht wer-
den, klar und deutlich geregelt und aus den Re-
gelsatzleistungen herausgenommen werden. 
Schließlich wollen wir, dass regelmäßige Anpas-
sungen entsprechend dem Preisindex durchge-
führt werden und dass dieser Automatismus auf 
Bundesebene verankert wird. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das ist ein Konzept. Diesbezüglich wird aber auf 
Bundes- und Landesebene „herumgeeiert“: Von 
jeder Partei und jeder Fraktion schreit der eine, 
dass es mehr werden muss, während der nächste 
schreit, es müsse weniger werden. Toppen tut 
das Müntefering mit seiner Kopplung an einen 
Mindestlohn. Natürlich ist es wichtig, dass wir ei-
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nen Mindestlohn bekommen. An der Stelle kann 
ich die Blockadepolitik der CDU nur auf das 
Schärfste verurteilen. 

Aber wenn wir über ein Existenzminimum reden, 
ist damit das Minimum gemeint, das Menschen 
brauchen, um existieren zu können, und zwar un-
abhängig davon, ob dem ein Mindestlohn gege-
nübersteht oder nicht. Ich kann nicht sagen: Weil 
die einen keinen Mindestlohn bekommen, müssen 
die anderen unterhalb des Existenzminimums le-
ben. Das ist zynisch und eine unzulässige Kopp-
lung.  

Wir haben ein Gesamtkonzept und finden, dass 
dieser Baustein jetzt so schnell wie möglich auf 
Bundesebene eingebaut werden muss, weil eine 
solche regelmäßige Anpassung jetzt stattfinden 
muss. Den Eltern, die jetzt Milch und Fleisch kau-
fen wollen, nützt es überhaupt nichts, wenn die 
SPD, CDU und FDP irgendwann darüber reden 
wollen. Nein, wir müssen jetzt handeln, damit die 
Menschen das Geld in der Tasche haben, das ih-
nen fehlt, um das Existenzminimum bezahlen zu 
können. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Steffens. – Als nächster Redner hat 
für die CDU-Fraktion der Kollege Burkert das 
Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Oskar Burkert (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Zur Zielsetzung der Hartz-
Gesetze vom 1. Januar 2005 formulierte der da-
malige Bundesarbeitsminister Wolfgang Clement 
– ich zitiere mit Erlaubnis der Präsidentin –: 

„Deutschland in Arbeit zu bringen, das ist unse-
re wichtigste Aufgabe in den kommenden Mo-
naten und Jahren. Ob die Arbeitsmarktreformen 
mehr Arbeitsplätze bringen werden, ob Hartz IV 
dazu notwendig ist, das hat in den vergange-
nen Monaten viele Menschen bewegt. Zu 
Recht, denn es geht um unsere Zukunft.“ 

Weiter heißt es: 

„Deshalb müssen wir gemeinsam anpacken die 
Agenda 2010, wobei die Arbeitsmarktreformen 
mit Hartz IV als Kernstück große Schritte in die 
richtige Richtung sind. Sie verbessern unsere 
Wettbewerbsfähigkeit und tragen auch dazu 
bei, Deutschland wieder in Arbeit zu bringen. 
Sie sind gerecht, denn es gibt nichts Ungerech-
teres als unfreiwillige Arbeitslosigkeit.“ 

Gezweifelt wurde an Hartz IV sofort. Wenn Leis-
tungsberechtigte laufende Leistungen der Hilfen 

zum Lebensunterhalt benötigen, richtet sich die 
Höhe des Bedarfs vor allem nach sogenannten 
Regelsätzen. Grundlage für die Bemessung der 
Regelsätze ist die Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe, die in der Regel alle fünf Jahre erhoben 
wird. Aus Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
leitet sich der Eckregelsatz ab. Die Leistungen des 
Eckregelsatzes werden nach den tatsächlichen, 
statistisch ermittelten Verbrauchsausgaben von 
Haushalten im unteren Einkommensbereich be-
messen und decken dadurch den Bedarf. Der Eck-
regelsatz liegt inzwischen bundeseinheitlich bei 
347 €.  

Diesen gibt es grundsätzlich für jeden Haushalt. 
347 € erhalten Alleinstehende und Haushaltsvor-
stände. Für jeden weiteren Haushaltsangehörigen 
gibt es dann zusätzliche Beträge, deren Höhe 
vom Alter dieser Haushaltsangehörigen abhängt. 
Für Kinder unter 14 Jahren werden 60 % des Eck-
regelsatzes gezahlt und für die übrigen Haus-
haltsangehörigen 80 % des Eckregelsatzes. Zu-
sätzlich übernimmt das Sozialamt die angemes-
senen Kosten der Unterkunft und die Heizungs-
kosten. Kindergeld, Unterhaltsvorschuss und an-
dere Einkünfte werden auf diese Leistungen an-
gerechnet. 

Die Ermittlungsgrundlage für den Regelsatz setzt 
sich insbesondere aus folgenden Positionen zu-
sammen: der Bedarf an Ernährung, Kleidung, 
Körperpflege, Hausrat, Bedarf des täglichen Le-
bens sowie die Teilnahme am kulturellen Leben. 

Es ist schon erstaunlich, dass Sie, die Grünen, 
Frau Steffens, heute feststellen, dass Hartz IV 
und die von Ihnen festgelegten Regelsätze 
schlecht sind. 

(Zuruf von Barbara Steffens [GRÜNE]) 

In der Drucksache 15/4627 des Deutschen Bun-
destages ist nachzulesen, dass Fragen genau zu 
dieser Thematik gestellt wurden und die Frage-
steller diese Probleme damals bereits erkannt ha-
ben. Rot-Grün hat diese Hinweise ignoriert. Und 
wer hier „eiert“, wie Sie es gerade beschrieben 
haben, das haben Sie damit eindeutig festgestellt. 

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Die Hartz-IV-Eckregelsätze sind an die Entwick-
lung der Renten gekoppelt, nicht an die Inflations-
rate. Der Eckregelsatz ist daher zum 1. Juli 2007 
von 345 € auf 347 € gestiegen. Die Rentenbezüge 
sind ebenfalls zum 1. Juli leicht angehoben wor-
den. Ich frage: Gehen die Preissteigerungen etwa 
an den Rentnern vorbei, Frau Steffens? 

(Zuruf von Barbara Steffens [GRÜNE]) 
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Mit Ihrem Antrag „Anpassung der Regelsätze 
jetzt!“ kommt es zu einem Systembruch. Auch das 
gesamte Tarifgefüge kann damit ausgehebelt 
werden. Ich pflichte dem Ministerpräsidenten bei, 
wie er gestern gesagt hat: Wir müssen den Kin-
dern einkommensschwacher Familien in den 
Ganztagsschulen eine warme Mahlzeit anbieten 
können. 

(Beifall von der CDU) 

Dazu hat die Landesregierung einen Fonds ein-
gesetzt „Kein Kind ohne Mahlzeit“, mit dem sie 
den Kommunen 10 Millionen € zur Verfügung 
stellt. Damit wird 50.000 Kindern geholfen. Auch 
über „OPUS NRW“ Netzwerk Bildung und Ge-
sundheit“, nutzen bereits 700 Schulen und 
300 Kindertageseinrichtungen Unterstützungsan-
gebote zur gesunden Ernährung und Bewegung. 

Über die Behandlung einmaliger Mehrbedarfe für 
Kinder, z. B. für Lernmittel, sollte nachgedacht 
werden. Hier gilt es, möglichst bundeseinheitliche 
Instrumente zu entwickeln, die die finanzielle Not-
lage von Familien mit schulpflichtigen Kindern lin-
dert. Hier sind Lösungsansätze gefragt. Daran 
muss gearbeitet werden. Das Anheben der Re-
gelsätze ist keine Lösung. Deshalb können wir Ih-
rem Antrag nicht zustimmen. 

(Beifall von der CDU – Barbara Steffens 
[GRÜNE]: Das ist mir klar!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Burkert. – Herr Killewald spricht nun für die 
SPD-Fraktion. 

Norbert Killewald (SPD): Frau Präsidentin! Wer-
te Kolleginnen und Kollegen! Zum wiederholten 
Mal haben wir in diesem Jahr einen Antrag im Be-
reich der Regelsätze vonseiten der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vorliegen. 

Wir sind uns durchaus der Unterschiede Ihrer An-
träge bewusst. Ich zweifle auch gar nicht an Ihrer 
ehrlichen Absicht, Frau Steffens, im Interesse der 
Betroffenen Verbesserungen herbeiführen zu wol-
len. Ich finde sogar die Zielrichtung, die Sie vorhin 
beschrieben haben, durchaus erwähnenswert. 
Nach Ihrer Rede und Ankündigung, hier eine na-
mentliche Abstimmung zu beantragen, zweifle ich 
daran, dass Sie mit diesem Antrag Ihrem Ansin-
nen wirklich dienen. 

(Beifall von der SPD) 

Sie schreiben:  

„Die Landesregierung wird beauftragt, über ei-
ne Bundesratsinitiative darauf hinzuwirken, 

dass die Sozialgesetze SGB II und XII sofort 
geändert werden.“ 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Ja!) 

Sie wissen, dass dieses „sofort“ zeitlich über eine 
Bundesratsinitiative sehr schwierig ist. Ferner 
wissen Sie auch, dass Sozialdemokraten und 
Christdemokraten noch diese Woche erklärt ha-
ben, im November zu dem Thema zu kommen. 
Das heißt für Ihren Antrag – zumindest sehe ich 
das so –, abgesehen von Ihrer ehrlichen Absicht, 
hier scheint es Ihnen heute nur um Populismus zu 
gehen. 

Denn aus den vergangenen Diskussionen sollten 
Sie wissen, dass SPD und CDU auf Bundesebene 
wohl eher nicht bereit sind, die bundespolitische 
Koalitionsrunde im Düsseldorfer Landtag zu füh-
ren. Sie wissen, dass Berlin diese Woche – wie 
gerade erwähnt – klar und deutlich gemacht hat: 
In diesem Herbst wird es bei diesem Sachverhalt 
zu Veränderungen und zu Angleichungen kom-
men. Da sind inhaltliche Anregungen gefragt und 
nicht bloßer Populismus. 

Sie werden auch wissen – Sie haben das gerade 
erwähnt –, dass wir Sozialdemokraten in diesem 
Landtag bereit sind, auf Landesebene ein Ge-
samtpaket im Sachzusammenhang für NRW zu 
erarbeiten. Dies können Sie mit uns auf der Ebe-
ne der Sachauseinandersetzung, z. B. in den 
Ausschüssen, machen. Dort liegen bereits Anträ-
ge von Ihnen vor. 

(Zuruf von Barbara Steffens [GRÜNE]) 

– Ja, Sie wollen jetzt gleich Briefe aus der letzten 
rot-grünen Koalition auf Landesebene zitieren. 

Frau Steffens, klar ist doch Folgendes: Die Par-
teien haben damals Reformen beschlossen. Die-
se Beschlüsse sind zum Teil fünf Jahre alt und 
bedürfen in diesem Herbst der gründlichen Über-
prüfung. Frau Kraft hat gestern ganz deutlich ge-
sagt, dass sie bereit ist, Gesamtpakete zu schnü-
ren, und dass sie bereit ist, Tabus, die bisher gal-
ten, anzusprechen, z. B. Einmalregelungen wie-
der einzuführen. Wir als nordrhein-westfälische 
Sozialdemokraten stehen dafür im Gesamtzu-
sammenhang durchaus ein. Wir werden in den 
nächsten Wochen hierzu konkreter werden. 

Die berechtigten Anliegen von Empfängerinnen 
und Empfängern von Sozialhilfe und Grundsiche-
rung auf Überprüfung und gegebenenfalls Erhö-
hung der Regelsätze sind ernsthaft zu diskutieren 
und dürfen nicht politisch missbraucht werden.  

Es kann nicht sein, meine Damen und Herren der 
CDU –, dass führende Politiker Ihrer Partei im 
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vergangenen Jahr noch eine 30%ige Kürzung der 
Regelsätze von arbeitsfähigen ALG-II-Empfän-
gern verlangten, und nun diese Herren Stoiber 
und Althaus sozusagen in einem Beliebtheitswett-
bewerb nicht näher quantifizierte Erhöhungen for-
dern. 

Diese Diskussionskultur wird der Situation der Be-
troffenen nicht gerecht. Ich fordere Sie auf, dafür 
Sorge zu tragen, dass die Bedürfnisse der Betrof-
fenen im Mittelpunkt stehen und solche Stimmen 
bei Ihnen keinen Platz mehr haben.  

Eine Erhöhung der Regelsätze muss zwangsläu-
fig mit der Beachtung des Lohnabstandsgebotes 
und der Einführung eines bundeseinheitlichen 
Mindestlohnes gesehen werden. Gegenwärtig 
werden über die Steuerlast aller Bürgerinnen und 
Bürger der Bundesrepublik Arbeitsverhältnisse 
von Menschen subventioniert, deren Einkommen 
nicht ausreicht, um davon ihren Lebensunterhalt 
selbstständig zu bestreiten. Über ergänzende So-
zialleistungen wird ein weit verbreitetes System 
prekärer Beschäftigungsverhältnisse ermöglicht. 
Dadurch werden indirekt solche Unternehmen mit 
öffentlichen Mitteln subventioniert, die ihre Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern zu niedrig entlohnen. 
Das wollen wir abschaffen, meine Damen und 
Herren.  

Auch aus diesem Grunde können und werden wir 
an dieser Stelle einer isolierten Betrachtung der 
Regelsätze nicht folgen. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Vielen Dank, 
Herr Killewald. – Herr Dr. Romberg hat für die 
FDP-Fraktion nun das Wort. 

Dr. Stefan Romberg (FDP): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Frau Steffens, Aussagen von 
mir so pauschal als Quatsch hinzustellen, erhöht 
nicht Ihre soziale Kompetenz.  

Sie weisen auf die Untersuchung des Instituts für 
Kinderernährung in Dortmund hin. In der Dort-
munder Untersuchung werden für den Bereich der 
älteren Kinder von 12 bis 16 Jahren die Defizite 
gesehen, wenn man dies mit dem Einzelbetrag, 
der bei Hartz IV aufgeführt ist, vergleicht. Bei den 
älteren Kindern sehe ich auch Defizite. Man muss 
das aber im Pauschalzusammenhang sehen. A-
ber es geht um den diffizilen Bereich der älteren 
Kinder. Aber pauschal zu sagen, es beträfe alle 
Kinder und keiner könne sich mit dem Geld ge-
sund ernähren, ist etwas, was nicht in Ordnung 
ist.  

Wenn die Lebenshaltung teurer geworden ist, so 
geht das zum Teil auch auf die Grünen zurück. 

(Lachen von Barbara Steffens [GRÜNE]) 

Ich denke an die hohen Energiepreise, bewirkt 
durch die Ökosteuer. – Ja, da können Sie lachen, 
Frau Steffens. Viele, die wenig Geld haben, kön-
nen darüber überhaupt nicht lachen 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Über Sie schon!) 

und fänden Ihr Lachen ziemlich hämisch. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Es geht darum, dass Landwirte immer mehr zu 
Energiewirten geworden und natürlich dadurch 
auch Lebensmittel teurer geworden sind. Das ist 
doch eine von Grünen gewollte Politik. Jetzt be-
klagen Sie das erst einmal.  

Es hat auch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer 
stattgefunden; was ebenfalls die Lebenshaltungs-
kosten deutlich gesteigert hat. All das belastet 
Menschen mit wenig Einkommen besonders. Das 
sind Maßnahmen, die wir Freien Demokraten von 
Anfang an sehr kritisch gesehen haben. 

Das Für und Wider dieser Regelsatzerhöhung 
diskutieren wir seit mehreren Monaten. Die aktuel-
le Diskussion auf der Bundesebene ist aber kein 
Grund, auf eine sorgsame Prüfung zu verzichten 
und eine Entscheidung übers Knie zu brechen.  

Nicht zuletzt die Uneinheitlichkeit des Meinungs-
bildes der Großen Koalition offenbart einen Bedarf 
an fundierten Informationen. Da werden ganz un-
terschiedliche Ansichten darüber vertreten, ob ei-
ne Anhebung der Regelsätze erforderlich oder 
doch eher schädlich ist. Da gibt es diese unsägli-
che Koppelung an den Mindestlohn, die schon 
äußerst skurril ist. Das alles wird zum Glück jetzt 
vom Bundessozialminister geprüft. Die Bundes-
kanzlerin hat angekündigt, nach der Prüfung wür-
den die im November vorliegenden Daten für eine 
Entscheidung bereitgestellt. Allein schon deshalb 
ist der Antrag der Grünen mit seiner Aufforderung 
„Anpassung jetzt“ reiner Populismus.  

Wie auch immer das Ergebnis der Prüfung ausfal-
len wird, muss man sich schon jetzt die Konse-
quenzen einer Regelsatzerhöhung klarmachen. 
Eine Orientierung an der Inflationsrate, wie sie der 
thüringische Ministerpräsident Althaus vorge-
schlagen hat, ist genauso problematisch. Denn 
dies müsste dann für alle Sozialleistungen glei-
chermaßen gelten. Was ist mit der Entwicklung 
der Löhne, wenn die Lebenshaltungskosten stei-
gen? Was ist mit den Renten? Da brauchen wir 
eine Verhältnismäßigkeit. Es ist sicher keine Lö-
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sung, die Hartz-Leistungen immer weiter anstei-
gen zu lassen, in einem Fall, in dem Renten und 
vielleicht auch Löhne sinken. Durch höhere Sätze 
beim ALG II wird dann das Lohnabstandsgebot, 
was jetzt schon bei den unteren Einkommens-
klassen sehr problematisch ist, endgültig zur Far-
ce. Das darf nicht sein. Es demotiviert die Bezie-
her geringer Einkommen, wenn dann die Empfän-
ger staatlicher Transfers mehr haben als sie. 

(Zuruf von Rüdiger Sagel [fraktionslos]) 

Eine Regelsatzerhöhung ändert zudem nichts an 
dem Zustand der Langzeitarbeitslosigkeit selbst, 
Herr Kollege Sagel. Mit einer Verbesserung bei 
der Stellenvermittlung, mit einer veränderten Hin-
zuverdienstgrenze wäre den Betroffenen eher ge-
holfen. Es muss das oberste Ziel bleiben, den 
Menschen den Weg von der Erwerbslosigkeit in 
den Arbeitsmarkt zu ebnen. 

Seitens der Politik sollten diese Rahmenbedin-
gungen so gestaltet sein, dass ihnen keine büro-
kratischen Steine in den Weg gelegt werden. Es 
ist ohne Zweifel erforderlich, in diesem Zusam-
menhang vor allem das Problem der Kinderarmut 
aufzugreifen. Der Sozialbericht der Landesregie-
rung hat dies eindrucksvoll offengelegt. Die Bun-
desagentur für Arbeit hat erklärt, dass die Zahl der 
Kinder, die von ALG II leben müssen, dramatisch 
gestiegen ist, und zwar um 44.000 im Vergleich 
zum Jahr 2006. Diese Erkenntnis basiert auf einer 
Untersuchung des Bremer Instituts für Arbeits-
marktforschung und Jugendberufshilfe.  

Laut BA lässt sich daraus aber noch keine objek-
tiv gestiegene Kinderarmut nachweisen, da diese, 
wie es heißt, vermutlich durch die Hartz-Reform 
einfach besser erfasst wird. Das ist sicher nicht 
als Verharmlosung zu verstehen, sondern dient 
einfach der Versachlichung des Themas. Emotio-
nal geführte Debatten helfen den Betroffenen ü-
berhaupt nicht.  

(Beifall von der FDP)  

Die Diskussion darf jedenfalls nicht dazu führen, 
dass man die mit dem SGB II verbundenen Re-
formanstrengungen in Bausch und Bogen ver-
dammt. Natürlich wurden Fehler gemacht. Man-
ches wurde überhastet angegangen. Schon allein 
den Aufwand des Vorhabens hat man gehörig un-
terschätzt. Dies ändert aber nichts daran, dass 
der Grundansatz richtig ist. 

Im Übrigen waren die Grünen bei der Hartz-
Gesetzgebung in der Verantwortung; Herr Kollege 
Burkert hat es angesprochen. Jetzt so zu tun, als 
sei man nie beteiligt gewesen, ist ziemlich unehr-
lich. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Gerade wenn man wichtige Errungenschaften der 
Sozialstaatsidee bewahren will, muss man ange-
sichts der nationalen und internationalen Entwick-
lung bereit sein, die Strukturen zu verändern. 

Außerdem ist es zwingend erforderlich, die Ge-
samtsituation in den Blick zu nehmen. Es geht 
eben nicht nur um materielle Armut. Wir müssen 
uns auch mit den Phänomenen Bildungsarmut 
und soziale Armut, die natürlich eng miteinander 
verwoben sind, eingehender beschäftigen. Die 
Abhängigkeit der Betroffenen von staatlicher Hilfe 
wird weiter steigen, wenn wir nicht genügend E-
nergie aufwenden, um die Ursachen des Prob-
lems anzugehen. 

Alle Anstrengungen, Menschen in Arbeit zu brin-
gen bzw. Arbeitslosigkeit schon im Vorfeld zu ver-
hindern, sind ein wesentlicher Beitrag zur Vermei-
dung von Kinderarmut. Das hat auch Jugendfor-
scher Klaus Hurrelmann unterstrichen. Seiner An-
sicht nach entsteht Kinderarmut ursächlich vor al-
lem durch die mangelnde Gelegenheit, Geld 
durch eigene Erwerbsarbeit in die Haushaltskas-
sen kommen zu lassen. 

(Zuruf von der SPD: Schlauberger!) 

– Ja: durch die mangelnde Gelegenheit, Geld 
durch eigene Erwerbsarbeit in die Haushaltskas-
sen kommen zu lassen. – Staat und Politik sollten 
sich einmal fragen, woran das liegt. 

(Günter Garbrecht [SPD]: Das hat er zwar 
auch gesagt! Er hat aber noch mehr gesagt!) 

Minister Laumann hat mit Recht darauf hingewie-
sen, dass der Ausbau von Krippenplätzen eine 
wichtige Maßnahme darstellt. Genau dort ist an-
zusetzen. Vor allem alleinerziehende Mütter und 
Väter sind auf solche Angebote angewiesen. Nur 
dann können sie auch dem Arbeitsmarkt zur Ver-
fügung stehen. 

Außerdem gebührt der frühkindlichen Bildung und 
Sprachförderung besondere Aufmerksamkeit. Zu 
erinnern ist an die Sprachstandserhebungen der 
Vierjährigen, die jetzt von der Landesregierung 
eingeführt werden. 

Die von Minister Laumann angekündigte Exper-
tenkommission hat daher auch das Ziel, alle diese 
Aspekte mit einzubeziehen. Nur wenn man sich 
der Komplexität des Problems wirklich annimmt, 
kann man Kinderarmut wirksam bekämpfen. – 
Danke sehr. 

(Beifall von FDP und CDU) 
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Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Romberg. – Für die Landesregierung hat 
jetzt Herr Minister Laumann das Wort. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist 
wahr, dass wir in dieser Stunde im Landtag ein 
wichtiges Gesetz diskutieren. Dieses Gesetz bil-
det immerhin für 1.700.000 Menschen in Nord-
rhein-Westfalen die Existenzgrundlage. 

In einer solchen Debatte sprechen wir über die 
Menschen, die in Nordrhein-Westfalen derzeit und 
schon länger keine Teilhabe an Arbeit haben. Un-
ter diesen Bürgerinnen und Bürger befinden sich 
sicherlich viele Menschen, die zu den schwäche-
ren Gliedern unserer Gesellschaft gehören. Des-
wegen darf eine solche Debatte nicht populistisch 
geführt werden, sondern muss mit Sachverstand 
geführt werden. 

Wenn man über die Höhe der Regelsätze in ei-
nem bedürftigkeitsabhängigen System –das 
SGB II ist, genau wie die frühere Sozialhilfe, nun 
einmal ein bedürftigkeitsabhängiges System – 
spricht, bewegt man sich nach meiner Auffassung 
in Bezug auf den Vergleich zu anderen Bevölke-
rungsgruppen immer auf dünnem Eis. Daher ist 
man gut beraten, einige Grundsätze zu bedenken. 

Ein Grundsatz muss sein – ich komme gleich 
noch einmal darauf zurück –, dass der, der arbei-
tet, mehr haben muss als der, der nicht arbeitet. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Stellt man diesen Grundsatz auf den Kopf, verliert 
ein Land die Antriebskräfte, dank derer es in der 
Masse Wohlstand und Fortschritt erarbeitet. 

Wahr ist auch, dass ein Mensch, der durch Bei-
träge eine Sozialleistung begründet hat – wie et-
wa bei der Rente oder dem Arbeitslosengeld –, in 
der Regel mehr haben muss als derjenige, der ei-
ne Leistung bekommt, für die er keine Beiträge 
bezahlt hat. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Jetzt muss ich ganz ruhig und sachlich Folgendes 
feststellen: In Nordrhein-Westfalen bekommen die 
Männer, die mehr als 44 Jahre ununterbrochen in 
die gesetzliche Rentenversicherung eingezahlt 
haben, im Durchschnitt eine Rente von gut 
1.200 €. Bei einem Ehepaar in Hartz IV liegen Sie 
mit den Unterhaltskosten und den durchschnittli-
chen Kosten für Wohnung und Heizung mittlerwei-
le bei einer Leistung von ca. 1.000 €. Dieser Be-

trag ergibt sich schon bei einem Zweipersonen-
haushalt. 

Von daher hat ein Mensch, der 40 oder 45 Jahre 
gearbeitet hat und seine Miete und seine gesam-
ten Kosten aus eigenem Einkommen zahlen 
muss, nur noch einen kleinen Vorsprung gegen-
über der Bemessungsgrenze, die wir im SGB II 
zugrunde gelegt haben. 

Der Bundesgesetzgeber hat diese Grenze damals 
nicht willkürlich festgelegt. Ich war ja dabei. 
Grundlage war die Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe – eine Statistik, die nun 
einmal abbildet, was die Menschen in bestimmten 
Einkommensschichten kaufen. Damals hat man 
den unteren Teil der Einkommen genommen. 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Und hat Abstri-
che gemacht!) 

So sind die 345 € entstanden. Diese 345 € sind 
damals im Bundestag sowohl von der CDU als 
auch von der SPD, als auch von Bündnis 90/Die 
Grünen in das Gesetz geschrieben worden. 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Im Gegensatz 
zu Ihnen werden wir klüger!) 

– Frau Steffens, es ist ja schön, dass Sie sich hier 
so darstellen, wie Sie das in Ihrem vorliegenden 
Antrag tun. Ich habe allerdings keine Erkenntnisse 
darüber, dass Ihre Fraktion im Bundestag ähnli-
che Anträge stellt. 

Ich glaube auch, dass die Entscheidung des Ge-
setzgebers zum Anstieg richtig war. Die Hartz-IV-
Sätze müssen sich ja entwickeln. Ich bleibe zu-
nächst einmal dabei, dass die Koppelung an die 
gesetzliche Rentenversicherung zumindest ge-
sellschaftspolitisch richtig ist. Schließlich müssen 
die Menschen, die durch Beiträge eine Leistung 
erworben haben, ebenfalls Preissteigerungen – 
die Mehrwertsteuererhöhung und viele andere 
Anhebungen – hinnehmen. Für sie darf es keine 
andere Entwicklung geben als für diejenigen, die 
eine Sozialleistung bekommen, für die nun einmal 
keine Beiträge bezahlt worden sind. Wenn wir 
beides entkoppeln, müssen wir mit den Rentnern, 
die teilweise 45 Jahre schwer für eine beitragsbe-
zogene Leistung im Alter gearbeitet haben, eine 
Diskussion in der Gerechtigkeitsfrage führen. Die-
se Debatte wünsche ich uns nicht! 

(Beifall von CDU und FDP) 

Deswegen war der Gesetzgeber in Berlin auch 
nicht etwa besoffen, als er entschieden hat, den 
Anstieg der Hartz-IV-Leistungen an die Entwick-
lung der Renten zu koppeln. Ich meine, dass das 
eine richtige Entscheidung war. Ich habe zumin-
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dest bis jetzt noch keine Erkenntnisse, warum das 
nicht richtig sein soll. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister, 
möchten Sie eine Zwischenfrage von Frau Stef-
fens zulassen? 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Nein, ich möchte im Zu-
sammenhang vortragen. Das können wir zum 
Schluss machen. 

Nun kommt eine andere Frage, die den Sozialmi-
nister von Nordrhein-Westfalen sehr nachdenklich 
stimmt. Wir haben damals im Deutschen Bundes-
tag auch gesagt, dass für ein Kind von unter 14 
Jahren der Satz 60 % des Erwachsenensatzes 
und für ein Kind über 14 Jahre der Satz 80 % des 
Erwachsenensatzes ist. Ich finde, wir sollten dar-
über nachdenken, ob diese Abgrenzung die Le-
benswirklichkeit eines Kindes, wenn wir über die 
Teilhabe an Schule, Bildung, an frühkindlicher Bil-
dung denken, richtig getroffen hat. Hier habe ich – 
das sage ich ganz offen – mittlerweile Bedenken. 
Deswegen werde ich noch in diesen Tagen eine 
Expertenrunde in meinem Ministerium zusam-
menstellen, die Folgendes machen soll: 

Erstens. Sie soll uns Aussagen darüber geben, ob 
die bestehende Regelungen im SGB II und im 
SGB XII eine sachgerechte, wissenschaftliche Ab-
leitung der Leistungen für Kinder und Jugendliche 
zugrunde legen. Man muss ja wissen, ob die Be-
messung der Leistung nach dem SGB II und dem 
SGB XII für Kinder und Jugendliche ausreichend 
und bedarfsdeckend ist.  

Zweitens. Welche Vor- und Nachteile sind mit 
pauschalierten und einmaligen Leistungen ver-
bunden? Ich finde, auch diese Debatte muss ge-
führt werden. Ich kann mich erinnern, dass da-
mals ganz Deutschland, auch die Wohlfahrtsver-
bände, schrie, dass Einzelanträge entwürdigend 
seien, weswegen alles pauschaliert werden müs-
se. Jetzt sagen die gleichen Wohlfahrtsverbände, 
wir müssten wieder Einzelleistungen einführen. 
Von daher müssen wir doch einmal der Sache auf 
den Grund gehen. Ich bin im Übrigen nicht gegen 
Einzelleistungen und gegen die teilweise Aufhe-
bung von Pauschalierungen. 

Drittens. Welcher Handlungsbedarf besteht hin-
sichtlich der Aufwendungen für Mittagsverpfle-
gung in Ganztagseinrichtungen und für Schulma-
terial? Ich finde, das gehört auch dazu. 

Ich möchte, dass diese Kommission aus sach-
kundigen Menschen des Landessozialgerichtes 
Nordrhein-Westfalen, des Bundessozialgerichtes, 

des Statistischen Bundesamtes und des Deut-
schen Vereins für öffentliche und private Fürsorge 
zusammengesetzt wird. Diese sollen uns inner-
halb von wenigen Wochen – dafür brauchen die 
nicht sehr viel Zeit – diese Fragen beantworten. 
Anschließend werde ich gerne Ausschuss und 
Parlament darüber berichten. 

Der zweite Schritt ist – das hat der Ministerpräsi-
dent in der gestrigen Haushaltsdebatte richtiger-
weise angekündigt –, über die Frage zu reden, mit 
welchen Initiativen das Land Nordrhein-Westfalen 
im Bundesrat aktiv wird. 

Zu Beginn meiner Rede habe ich gesagt, es 
kommt auch darauf an, dass folgender Regelsatz 
gilt: Wer arbeitet, muss mehr haben als der, der 
nicht arbeitet. Hier sind wir bei der spannenden 
Frage der Lohnfindung. Herr Killewald hat ja – das 
verstehe ich – die Debatte darüber angesprochen, 
wie wir zu einer gerechten Lohnfindung kommen 
können, und zwar an der Stelle, wo wir den Ein-
druck haben, dass dies nicht der Fall ist. Es ist ja 
nicht unanständig, ein solches Thema anzuspre-
chen. Die Frage der gerechten Lohnfindung hat 
die Menschen immer bewegt, zumindest die Ar-
beitnehmer in unserem Land, auch schon vor 100 
Jahren. Schon vor weit über 100 Jahren hat ein 
sehr schlauer Mensch, nämlich Papst Leo XIII, 
gesagt: Immer dann, wenn die Löhne einseitig 
von den Arbeitgebern festgelegt werden, ist die 
Welt nicht mehr gerecht. – Ich sage Ihnen: Der 
Mann hat recht. Außerdem irren sich Päpste nicht. 

(Beifall von der CDU) 

Diese Frage zu stellen, ist also völlig richtig. Die 
Frage ist aber, wer Lohnfindung betreiben soll. 
Kann das Parlament es besser? 

(Günter Garbrecht [SPD]: Nein!) 

Ich sage Ihnen, was passiert – wir bekommen ja 
gleich einen Vorgeschmack –: Die Union will eine 
Höhe nennen. Die SPD sagt: Weil wir eine Arbei-
terpartei sind, müssen wir mehr nennen als die 
Union. Die Linkspartei, die neuen Rechts- und 
Linkspopulisten in einer Person, werden noch 
mehr sagen als die SPD.  

(Beifall von CDU und Rüdiger Sagel [frakti-
onslos]) 

Deswegen bin ich der Meinung, dass die Lohnfin-
dung in den Branchen bleiben muss. Das ist ge-
nau meine Politik. Deswegen habe ich in Nord-
rhein-Westfalen als einer der einzigen Arbeitsmi-
nister in ganz Deutschland in den letzten Wochen 
Tarifverträge im Bereich Gaststätten und Wach-
gewerbe für allgemeinverbindlich erklärt und den 
Lohn, den Tarifvertragsparteien für 200.000 Leute 
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festgesetzt haben, in Nordrhein-Westfalen zu ei-
nem Mindestlohn gemacht. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Rainer 
Schmeltzer [SPD]) 

Ich begrüße es ja auch, dass der Bundesgesetz-
geber entschieden hat, Mindestlöhne bei der Post 
einzuführen. Ich finde es richtig, dass in Berlin ei-
ne Diskussion dazu führt, dass die Kindergeldzu-
schläge wahrscheinlich so geregelt werden, dass 
die Leute etwas davon haben. Das ist im Übrigen 
eine uralte Forderung der CDU Nordrhein-
Westfalen im Zusammenhang mit den Hartz-
Gesetzen.  

Eine Gerechtigkeitslücke bei Hartz will ich auch 
noch ansprechen. Da bewegen sich weder hier 
die Grünen noch die SPD in Berlin. Es kann nicht 
sein, dass ein Mensch, der 30 Jahre gearbeitet 
und Geld verdient hat und anschließend Hartz IV-
Empfänger wird, alles für die Alterssicherung ab-
geben muss und behandelt wird wie jemand, der 
nie gearbeitet hat. Das ist und bleibt eine Schwei-
nerei! Bewegen Sie sich in dieser Frage in Berlin! 
– Schönen Dank. 

(Anhaltender Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister Laumann. – Für die SPD spricht nun 
die Kollegin Altenkamp. 

Britta Altenkamp (SPD): Frau Steffens, mit Ihrer 
namentlichen Abstimmung, die Sie vorhaben, ha-
ben Sie Minister Laumann dazu verholfen, sich 
richtig ins Zeug zu legen.  

(Beifall von der CDU) 

Beim vorherigen Tagesordnungspunkt hat er das 
ja unterlassen. Insofern ist Ihre Strategie aufge-
gangen. 

Herr Minister, vor dem Hintergrund, dass Sie sich 
beim Thema verbindliche Mindestlöhne in be-
stimmten Branchen ins Zeug geworfen haben, 
kann ich nur sagen: Herzlichen Glückwunsch! Sie 
werden aber sicherlich verstehen, dass wir noch 
einmal darauf hinweisen, dass Sie sich da in guter 
Tradition der NRW-Arbeitsminister bewegen und 
diese fortgesetzt haben. Das finden wir gut. 

(Beifall von der SPD) 

Auf der Bundesebene geht es aber noch um ei-
nen weiteren Schritt. Da jedoch blockiert Ihre Par-
tei. Leider kommen Sie hier immer wieder mit dem 
gleichen gebetsmühlartigen Wiederholen Ihrer Ini-
tiative zum Thema Änderungsvorschläge zur 
Hartz-Gesetzgebung bezüglich Bezugsdauer von 

Arbeitslosengeld I. Wir warten ja immer noch auf 
die Bundesratsinitiative, die seit langem angekün-
digt ist.  

(Beifall von der SPD) 

Insofern sage ich: Der Auftritt war gut, aber die 
Bella Figura im Bundesrat vermissen wir an der 
Stelle.  

Die Frage ist, wie man sich bei dem Grünen-
Antrag verhalten soll. Frau Steffens, ich muss Ih-
nen ganz ehrlich sagen: Wenn Sie gefordert hät-
ten, eine sofortige Überprüfung der Regelsatzver-
ordnung vorzunehmen, dann hätten die Sozial-
demokraten mitgemacht. 

(Beifall von der SPD)  

Aber der Punkt ist: In Ihrem Antrag geht es um 
etwas völlig anderes. Sie wollen die sofortige Än-
derung der beiden Sozialgesetzbücher plakativ 
formulieren, wissen aber ganz genau: So wird das 
nie kommen. Die sofortige Änderung der beiden 
Sozialgesetzbücher ist schlicht unmöglich.  

Sie wissen auch, dass Franz Müntefering als im 
Augenblick zuständiger Minister auf Bundesebene 
angekündigt hat, dass er die Regelsätze durchaus 
überprüfen will. Aber Sie wollen an dieser Stelle 
für das Publikum sagen: Sie sind der Auffassung, 
dass das einer Überprüfung gar nicht mehr be-
darf, sondern, dass man sofort voranschreiten 
sollte. An dieser Stelle machen wir nicht mit.  

Der Punkt ist eben auch: Man muss sich fragen, 
ob eine Regelsatzerhöhung, so wie Sie sie for-
dern, auf jeden Fall immer der richtige Weg ist. 
Was wollen wir denn erreichen? – Ich habe einen 
ganzen Teil Ihrer Anträge so verstanden, dass es 
Ihnen auch darum geht, die Kinderarmut zu be-
kämpfen und die Familiensituation zu verbessern. 
Dazu muss man aber doch sagen, dass die Re-
gelsatzerhöhung, so wie Sie sie kurz und knapp 
und verletzend in diesem Antrag fordern, an kei-
ner Stelle das richtige Mittel ist.  

(Beifall von der SPD) 

Da müssen Sie schon tiefer in den Instrumenten-
kasten greifen. Ein Instrument hat meine Frakti-
onsvorsitzende gestern in ihrer Rede zum Haus-
halt genannt, nämlich, sich zum Beispiel damit 
auseinanderzusetzen, ob man das System der 
Hartz-Gesetzgebung dahin gehend ändern sollte, 
dass wir zu einmaligen, an Kinder gekoppelte 
Beihilfen zurückkommen.  

(Beifall von der SPD – Zuruf von Barbara 
Steffens [GRÜNE]) 
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Da geht es nicht nur um weiße Ware, Frau Stef-
fens, sondern um bestimmte Leistungen, die über 
gesonderte Antragstellung laufen müssen.  

Für diese Diskussion reicht der kurz formulierte 
Antrag, den Sie heute gestellt haben, überhaupt 
nicht aus. Es geht offensichtlich darum – ich habe 
Verständnis dafür, Frau Steffens –, dass Sie die 
Beschlusslage Ihres Landesparteitages umsetzen 
und deutlich machen wollen, dass sich der Lan-
desverband Nordrhein-Westfalen der Partei 
Bündnis 90/Die Grünen an dieser Stelle aus sei-
ner Mitverantwortung bei der Hartz-Gesetzgebung 
stehlen will.  

(Beifall von der SPD) 

Das können Sie machen; das kann ich auch alles 
nachvollziehen. Aber unterlassen Sie es doch bit-
te, mittels einer namentlichen Abstimmung öffent-
lich den Eindruck zu erwecken, dass Sie die Kol-
legen vorführen müssten, die Ihnen an dieser 
Stelle nicht folgen wollen, weil Ihr kurzer Antrag in 
Oberflächlichkeit nicht mehr zu übertreffen ist und 
in der Diskussion auch viel zu kurz springt. Dafür 
sind wir nicht bereit, Frau Steffens.  

(Beifall von der SPD) 

Für eine Diskussion im Fachausschuss, wie es 
Herr Kollege Killewald gesagt hat, stehen wir je-
derzeit bereit. Noch einmal: Wenn Sie wirklich 
gewollt hätten, dass die Sozialdemokraten dabei 
mitwirken, dann hätten Sie eine sofortige Überprü-
fung der Regelsatzverordnung gefordert. Das ha-
ben Sie aber nicht. Sie wollen diese Gesetzbü-
cher ändern. Dazu sind wir nicht bereit.  

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Altenkamp. – Es spricht nun der fraktionslo-
se Abgeordnete Sagel.  

(Unruhe) 

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Sehr geehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Liebe Frau Präsidentin! 
Also, liebe Kolleginnen und Kollegen, ihr werdet 
und Sie werden sich hier schon noch anhören 
müssen, was ich zu sagen habe, denn ich bin 
auch noch Mitglied dieses Parlaments.  

Wenn man den Kollegen Romberg von der FDP 
so reden hört, dann kann man den Eindruck ge-
winnen, man wollte die Regelsätze jetzt sogar 
noch weiter nach unten korrigieren.  

(Minister Karl-Josef Laumann: Das hat er 
doch gar nicht gesagt!) 

– Ich habe es aber so gehört, wie er es gesagt 
hat.  

Ich frage Sie, Herr Minister: Welchen Eindruck soll 
man denn nach Ihrer Rede haben? Sind Sie jetzt 
für einen Mindestlohn in der Höhe von mindestens 
9 €, damit das Lohnabstandsgebot tatsächlich 
gewährleistet ist, oder was heißt das? Wollen Sie 
die Renten erhöhen, oder wollen Sie auch Hartz 
IV weiter kürzen, damit der entsprechende Ab-
stand gegeben ist? – Genau das war die Rede, 
die Sie hier gehalten haben.  

(Widerspruch von der CDU) 

Ich stelle noch einmal fest: Das, was Sie Frau Al-
tenkamp für die SPD hier gesagt haben, nämlich 
die Regelsätze zu überprüfen, ist sicherlich ein 
vernünftiger Vorschlag. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Die Regelsatz-
verordnung!) 

Ich muss leider aber auch sagen: Das, was die 
Grünen hier vorgestellt haben, ist leider so kurz, 
wie es unkonkret ist. Denn auch ihr sagt nicht 
konkret, wie viel es sein soll und auf welche Höhe 
die Regelsätze denn angehoben werden sollen.  

Der Deutsche Paritätische Wohlfahrtsverband 
spricht davon, dass der Satz um 19 % zu niedrig 
ist. Es wäre also ein erster Schritt, die Regelsätze 
auf 420 € zu erhöhen. Das ist eine ganz konkrete 
Forderung. Das steht aber in diesem Antrag der 
Grünen leider nicht drin. Deswegen kann ich die-
sen Antrag so leider auch nicht unterstützen. Ich 
werde mich enthalten, weil er tendenziell zwar in 
die richtige Richtung geht, aber leider völlig un-
konkret ist.  

(Anhaltende Unruhe – Glocke) 

Aus meiner Sicht ist es so: Wir brauchen eine so-
ziale Grundsicherung, die bedarfsorientiert sein 
muss und die Verarmung und Entwürdigung von 
allen Erwerbslosen und auch Menschen mit ge-
ringem Einkommen beendet. Wie gesagt: Die Er-
höhung des Regelsatzes auf 420 € wäre sicher-
lich ein erster Schritt. Auch in NRW gibt es viele 
Menschen, die unter ärmsten Bedingungen leben. 
Ein besonderer Skandal ist, dass 540.000 Kinder 
und Jugendliche in NRW unter der Armutsgrenze 
leben.  

Das Fazit dieser Politik, die von CDU und FDP 
gemacht wird, ist: Es gibt keine Chancengleich-
heit. Wenn bei 207 € – das ist der Satz für Kinder 
unter 15 Jahren – täglich 2,42 € für Essen zur 
Verfügung stehen, dann macht es deutlich, wie 
wenig Geld diese Kinder für ein vernünftiges Es-
sen zur Verfügung haben.  
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Aus meiner Sicht ist es so, dass die Bestimmung 
des sozioökonomischen Existenzminimums sich 
auch an den in der EU anerkannten Standards zur 
Bestimmung der Armutsrisikogrenze und weiterer 
Referenzgrößen, wie zum Beispiel einem Waren-
korb, zu orientieren hat. Das alles findet im Mo-
ment aber nicht statt. Wir haben die Situation, 
dass Kinder in Armut leben, keine Chancen-
gleichheit haben und sich noch nicht einmal ver-
nünftig ernähren können.  

Deswegen kann ich nur sagen: Wir müssen ganz 
andere Schritte gehen. Wir müssen endlich eine 
soziale, existenzsichernde Grundsicherung ein-
führen. Das wäre eine vernünftige Maßnahme. 
Das, was ich hier heute gehört habe – gerade von 
den Koalitionsfraktionen – geht in die völlig fal-
sche Richtung. Leider ist das, was die Grünen 
vorschlagen viel zu unkonkret.  

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Sagel. – Frau Steffens für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat nun das Wort.  

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! An die Reihen der 
SPD: Wenn Sie etwas anderes hätten tragen wol-
len, hätten Sie einen Entschließungsantrag ma-
chen können. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es wundert mich, dass Sie dazu nicht in der Lage 
waren. Wahrscheinlich gab es hierzu auch nicht 
das Ja von Müntefering.  

Herr Laumann, wenn Sie sich fragen, wo denn die 
Anträge der Grünen im Bundestag sind: Ich wüss-
te nicht, dass unsere Fraktion im Bundestag einen 
Antrag Ihrer Fraktion zu anderen Anrechnungen 
für ältere Arbeitnehmer abgelehnt hat.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Mit Verlaub: Das 
war Quatsch!) 

Ihre Fraktion hat dazu nämlich gar keinen Antrag 
gestellt. Aber wir würden dem bestimmt gerne zu-
stimmen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Was mich an der ganzen Debatte wundert, ist, 
dass keiner, aber auch keiner von Ihnen auf die 
Frage „Sind wir dazu bereit, den Menschen zu 
sagen, dass sie unterhalb des Existenzminimums 
leben sollen?“ eingegangen ist.  

(Norbert Killewald [SPD]: Nicht zugehört!) 

Der Hartz-IV-Regelsatz sollte das Existenzmini-
mum, das unterste Minimum absichern. Das un-

terste Minimum wird mit diesem Regelsatz aber 
nicht mehr abgesichert.  

(Norbert Killewald [SPD]: Nicht zugehört, 
Frau Steffens!) 

Herr Laumann, Sie haben wieder das Beispiel an-
geführt, dass vier Personen, die Regelsatzleistun-
gen beziehen, unter Umständen mehr haben als 
eine vierköpfige Familie mit nur einem Einkom-
men. Das ist vollkommen logisch! Deswegen ha-
ben wir doch mittlerweile viele Aufstocker und vie-
le Ergänzungen. Wir fordern doch nicht, dass die 
vier Personen mit Transferleistungen unterhalb 
des Existenzminimums leben sollen. Und wir for-
dern auch nicht, dass die Familie mit einem Ein-
kommen unterhalb des Existenzminimums leben 
soll. Wir wollen vielmehr, dass alle Menschen ein 
Existenzminimum haben und nicht weniger. Das 
muss man sich als reiches Land schon leisten 
können.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zu den Anmerkungen, dieser Antrag sei platt, po-
pulistisch und zu wenig: Es geht hier nicht um ei-
ne bestimmte Zahl der Regelsatzerhöhung; beim 
Lesen des Antrags wäre es wahrscheinlich leicht 
gefallen, das zu verstehen. Hier geht es um Fol-
gendes: Wir haben das Existenzminimum mit un-
abhängigen Kommissionen ermittelt. Nun brau-
chen wir eine regelmäßige Anpassung, damit die 
Betroffenen nicht regelmäßig wieder unter das E-
xistenzminimum fallen. Das steht in diesem An-
trag, nicht mehr und nicht weniger.  

Die namentliche Abstimmung ist nicht populis-
tisch. Vielleicht erklären Ihre Leute vor Ort Ihnen, 
warum es wichtig ist, hier schnell zu handeln. Herr 
Killewald, der Frau an der Fleischtheke und der 
Frau an der Milchtheke, die kein Geld mehr in der 
Tasche haben, weil ihr Existenzminimum nicht 
abgedeckt ist, zu sagen: „Warten wir noch einmal 
ein halbes Jahr, bis Herr Müntefering irgendetwas 
getan hat“, das ist zynisch. Es ist nicht populis-
tisch, diesen Antrag hier namentlich abstimmen 
zu lassen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Drehen Sie uns doch nicht die 
Worte um, die wir gar nicht gesagt haben! – 
Norbert Killewald [SPD]: Sie hören nicht zu! 
Selektive Wahrnehmung!)  

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren, jetzt spricht noch einmal Herr Minister 
Laumann. 
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Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Sehr geehrte Frau Kollegin 
Steffens, damit das klar ist: Ich habe eben ein Re-
chenbeispiel für einen Zweipersonenhaushalt vor-
gelegt.  

(Norbert Killewald [SPD]: So ist das!) 

Die Situation in einem Zweipersonenhaushalt mit 
durchschnittlichen KdU – Kosten der Unterkunft – 
ist nicht mehr sehr weit von der Lebenssituation 
eines Menschen entfernt, der 44 Jahre in die Ren-
tenversicherung eingezahlt hat und eine durch-
schnittliche Rente bekommt.  

(Monika Düker [GRÜNE]: Schlimmer noch!) 

Mehr habe ich hier nicht gesagt. Das müssen wir 
bei diesen Fragen mit im Kopf haben. 

Herr Kollege Sagel, ich möchte Ihnen heute gerne 
etwas sagen, was mir immer durch den Kopf geht, 
wenn ich etwas von der Linkspartei höre. Ich höre 
ja, dass Sie überlegen, mit ihnen zu sympathisie-
ren.  

(Allgemeines Lachen) 

Ich bin 1989/90 nach der Wende in Ostdeutsch-
land bei Landtagswahlen in der Nähe von Schwe-
rin in einer Einrichtung für geistig behinderte Men-
schen gewesen. In dieser Einrichtung des SED-
Staates für geistig behinderte Menschen habe ich 
gesehen, dass die Wände gekalkt waren, dass in 
einem kleinen Zimmer zwölf Betten standen, dass 
die Leute fixiert waren, dass kein Badezimmer 
vorhanden war, dass eine Zinkbadewanne für das 
ganze Haus da war. An diesem Tag habe ich mir 
eines geschworen: dass der Christdemokrat Karl-
Josef Laumann sich von einem Kommunisten nie 
mehr was über die Frage von Sozialpolitik erklä-
ren lässt! – Schönen Dank. 

(Lang anhaltender lebhafter Beifall von CDU 
und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Laumann. – Das Wort hat jetzt Herr Remmel 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gemäß 
§ 43 Abs. 1 unserer Geschäftsordnung beantragt 
meine Fraktion zu diesem Tagesordnungspunkt 
namentliche Abstimmung. 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Remmel. – Meine Damen und Herren, weite-
re Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Beratung 
ist damit geschlossen. 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat gemäß 
§ 43 unserer Geschäftsordnung namentliche 
Abstimmung zum Antrag Drucksache 14/4856 
beantragt. Nach Abs. 2 dieses Paragrafen erfolgt 
die namentliche Abstimmung durch Aufruf der 
Namen der Abgeordneten. Die Abstimmenden 
haben bei Namensaufruf mit Ja oder Nein zu ant-
worten oder zu erklären, dass sie sich der Stimme 
enthalten. – Ich bitte die Schriftführer, mit dem 
Aufruf der Namen zu beginnen. Bitte schön.  

(Der Namensaufruf erfolgt; Namensliste sie-
he Anlage 1.)  

Meine Damen und Herren, ich beende den Wahl-
gang und bitte Sie, die Stimmen auszuzählen.  

(Die Auszählung der Stimmen erfolgt.)  

Meine Damen und Herren, ich gebe das Abstim-
mungsergebnis bekannt: Mit Ja stimmten elf Ab-
geordnete, mit Nein 165 Abgeordnete bei einer 
Stimmenthaltung. Damit ist der Antrag Drucksa-
che 14/4856 mit großer Mehrheit abgelehnt. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Ich rufe auf: 

5 Klimawandel schreitet voran – NRW muss 
jetzt handeln 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/4252 

Ich erteile Herrn Stinka von der SPD-Fraktion das 
Wort. 

André Stinka (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Verehrte 
Gäste! Es kommt selten vor, dass ich die Zeit-
schrift „Die Waldbauern“ so wie für Ihre Ausgabe 
vom Juli 2007 loben muss. Darin hatte sie sich mit 
den Folgen des Klimawandels beschäftigt. Die 
nicht gerade für leichtfertige Geschäfte bekannte 
Münchener Rückversicherung hatte sich dort in 
einem Beitrag zu der Äußerung hinreißen lassen, 
vorbeugender Klimaschutz koste erheblich weni-
ger als die Beseitigung der Schäden. 

Wie Recht dieses auf Rendite bedachte Unter-
nehmen hat, zeigt sich erneut diese Woche: 
Starkregenfälle im gesamten Bundesland, vollge-
laufene Keller zwischen Arnsberg und Hameln 
und tausendfaches Ausrücken von Feuerwehren, 
um der Wassermassen Herr zu werden. Das alles 
erleben wir im Juli und August.  



Landtag  23.08.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/67 
 

 

 

7644

Die unglaublichen klimatischen Bedingungen und 
deren Auswirkungen haben wir den ganzen 
Sommer über weltweit erleben dürfen. Uns bieten 
sich Bilder von Elend und Not, die sich wiederho-
len. Katrina, Kyrill und Dean in Mexiko – die Na-
men sind harmlos, die Wirkung ist verheerend. 
Nein, Kolleginnen und Kollegen – wir haben die-
ses Thema oft diskutiert –: An Zufälle vermag 
niemand mehr zu glauben. 

(Beifall von der SPD) 

Ich bin sicher, dass auch die Menschen in unse-
rem Land und gerade diejenigen, die schon wie-
der mit Gummistiefeln in ihren Kellern stehen, um 
sie leer zu pumpen, und die sich nächste Woche 
nach neuen Möbeln umschauen, genug von Sym-
bolpolitik einer Regierung haben, die sich immer 
noch „neu“ nennt. Sie ist nicht mehr neu, sie ist alt 
und abgehalftert. 

(Beifall von der SPD) 

Das gilt in den Erntemonaten ebenso für Landwir-
tinnen und Landwirte, deren Existenz natürlich 
von guten Ernteerträgen abhängt – das wird ja 
häufig betont. Herr Uhlenberg, deshalb veranstal-
ten Sie am 30. August eine Arbeitstagung, bei der 
die Klimaanpassung vor Ort Grundlage für Ge-
spräche mit den Landwirten sein wird. All diese 
Menschen haben ein Anrecht darauf, von der 
Landesregierung Lösungsansätze einzufordern. 

(Beifall von Svenja Schulze [SPD]) 

Die SPD-Landtagsfraktion nimmt diese Heraus-
forderung offensiv an. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Prima!) 

Wir alle in diesem Parlament haben gelernt, weil 
viele Phänomene neu sind. Wir begreifen neue 
Ziele und sehen Zusammenhänge, die uns vor 
Jahren nicht klar waren. Staatliche Entschei-
dungsträger und nicht nur private Institutionen 
müssen Konzepte vorgeben. Anders werden wir 
diese große Anstrengung nicht bewältigen. Das ist 
uns gerade nach dem Grönlandbesuch von Bun-
desumweltminister Gabriel und Kanzlerin Merkel 
noch einmal eindrucksvoll mit auf den Weg gege-
ben worden. 

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Das bedeutet auch, dass der Klimawandel als 
echte Querschnittsaufgabe zu begreifen und da-
nach zu handeln ist. Die Fraktion der SPD macht 
hierzu einen vernünftigen Vorschlag. Der Klima-
schutz ist eine gemeinsame, ressortübergreifende 
Aufgabe. Damit stehen wir nicht alleine, wie der 
neue Sonderausschuss des EU-Parlaments zum 

Klimawandel in der EU zeigt, der seit Mai dieses 
Jahres arbeitet. Eine unnatürliche Aufsplittung des 
Themas in viele verschiedene Fachausschüsse 
wird der Bedeutung dieser von uns allen aner-
kannten Aufgabe nicht gerecht. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Wir brauchen einen Ausschuss. Hier soll fach-
übergreifend auch auf die wirtschaftlichen und so-
zialen Folgen des Klimawandels hingewiesen 
werden, um andere Gremien – ich erinnere mich 
an viele Umweltausschusssitzungen – zu entlas-
ten. Hier kann der Begriff der Nachhaltigkeit, den 
wir alle gerne in Wahlkampfbroschüren und in un-
seren Sonntagsreden verwenden, mit Leben ge-
füllt werden. Nachhaltig heißt nicht nur, den Blick 
auf die Umwelt zu richten, sondern auch auf sozi-
ale und wirtschaftliche Aspekte. 

(Zustimmung von Holger Ellerbrock [FDP]) 

Eine künstliche Aufsplittung ist weder effektiv 
noch effizient. Ich darf Ihnen Beispiele nennen: 
Die SPD-Fraktion hat in diesem Jahr ein Konzept 
für einen Gebäudepass vorgelegt. Der Antrag 
wurde an drei – ich wiederhole: drei – Ausschüsse 
zur weiteren Beratung überwiesen. Das ist fach-
lich richtig, weil natürlich die Bereiche Wirtschaft, 
Bauen und Umwelt betroffen sind. Es ist aber poli-
tisch uneffektiv und wird den Bedürfnissen der 
Bürgerinnen und Bürger nicht gerecht. 

Parteiübergreifend haben wir einen Antrag zur 
Aufwertung der Geothermie eingebracht. Erste 
Erfolge, wenn auch mit bürokratischen Hürden, 
stellen sich in Nordrhein-Westfalen ein. Ich erin-
nere mich gerne daran, dass sich Kollege Knieps 
positiv zu diesem Antrag, der mit Beispielen aus 
dem Land unterfüttert ist, geäußert hat. Die An-
zahl der mit der Beratung beauftragten Ausschüs-
se belief sich ebenfalls auf drei: politisch in Ord-
nung, praktisch für den Bürger bei dieser Heraus-
forderung nicht verständlich.  

Das wird so weitergehen. Natürlich wird unsere 
Fraktion nicht nachlassen mit Forderungen, auf 
anderen Feldern weiter zu ackern. 

Bei der Biomassestrategie, Herr Minister Uhlen-
berg, hinken wir hinterher; das wissen Sie. Sie 
werden mir gleich sagen, ich hätte falsch ins Land 
geschaut, und sich gebetsmühlenartig bemühen, 
das Gegenteil darzustellen.  

Ich nenne ein Beispiel: Die Wasserwirtschaft hat 
gerade ein Gutachten zu Entwicklungsmöglichkei-
ten und Grenzen von Biomassenutzung im Müns-
terland in Auftrag gegeben. Die Landesregierung 
und der zuständige Minister bleiben auf diesem 
Feld außen vor. Das ist peinlich, gerade wenn Sie 
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von einer Strategie sprechen. Sozialdemokraten 
verstehen unter Strategie etwas ganz anderes – 
gerade vor dem Hintergrund des Spannungsfel-
des Lebensmittelpreise und Energienutzung. 

(Beifall von der SPD) 

Das Thema Repowering beschäftigt uns seit An-
tritt dieser Landesregierung, eine weitere Baustel-
le der Regierungsfraktionen. NRW gehört zu den 
Verhinderungsländern, wie die Zeitschrift „neue 
Energie“ in ihrer Ausgabe Juni 2007 erörtert. Das 
Umweltbundesamt weist in einer aktuellen Studie 
darauf hin, dass durch den Austausch von Wind-
rädern – auch das wiederholen wir gebetsmüh-
lenartig – bei gleichbleibender Fläche der dreifa-
che Stromertrag erzielt werden kann. Wohlge-
merkt: Das könnte so sein. Aber wie wir alle wis-
sen, wird weder das wirtschaftliche Potenzial noch 
das zur CO2-Minderung effektiv genutzt.  

In der gleichen Studie wird außerdem festgestellt: 
Verantwortlich dafür sind die Landesregierungen 
wie unter anderem – Achtung! – auch NRW durch 
eine restriktive und beeinflussende Windkrafter-
lassauslegung. Bis zu 40 % mehr kohlendioxid-
freier Strom hätte ohne diesen Hemmschuh pro-
duziert werden können. 

Damit stellt Ihnen, Herr Minister, das Umweltbun-
desamt ein Armutszeugnis aus. 

(Beifall von der SPD) 

So verpasst NRW technologische Entwicklungen, 
die sich auch – wir kommen wieder zu dem Nach-
haltigkeitsgedanken – auf Arbeitsplätze und Le-
bensqualität vor Ort auswirken. Eine fächerüber-
greifende Betrachtung ist nach Auffassung der 
SPD-Fraktion auch für die Bereiche Stadtökolo-
gie, Energiespeicher und Verkehr dringend not-
wendig. 

Ich bringe ein Zitat des Baudezernenten aus Bo-
chum aus der „WAZ“. Er hat in diesem Zusam-
menhang recht, wenn er den Blick auf ein zu er-
wartendes Wetter, beispielsweise in einer Groß-
stadt des Ruhrgebiets, richtet: Wenn wir Tempe-
raturen wie in Granada bekommen, brauchen wir 
Korrekturen in der Stadtbaupolitik. – Das ist wich-
tig; denn es geht hier um Menschen, Lebensräu-
me und die von Ihnen viel beschworene Zukunft 
NRWs. Aus herkömmlichen Anhörungen und 
Ausschussarbeit lassen sich Konsequenzen nur 
sehr langatmig ableiten. 

Wir brauchen vor diesem Hintergrund eine Fort-
schreibung des Klimaschutzberichts der alten rot-
grünen Landesregierung, der im Jahr 2005 stehen 
geblieben ist und auf den Sie sich bis heute beru-
fen. Folgen Sie der Münchener Rückversicherung, 

die nicht im Verdacht steht, eine Vorfeldorganisa-
tion der Sozialdemokraten zu sein!  

(Lachen von Svenja Schulze [SPD]) 

Verschanzen Sie sich nicht hinter Einzelgutach-
ten, die nur das Ziel haben, alle Klimaschutzmaß-
nahmen als unbezahlbar darzustellen! 

Wie gesagt, lassen Sie uns offen über Kosten 
sprechen, aber auch über Chancen und Lebens-
qualität der Menschen in unserem Bundesland, 
und lassen Sie uns darüber gebündelt streiten. 
Wir brauchen ein umfassendes Klimakonzept, das 
integrativ die Geschäftsbereiche der Landesregie-
rung verbindet. Ich habe für die SPD-Fraktion gu-
te Gründe genannt, die für einen Sonderaus-
schuss Klimawandel sprechen, auch wenn der 
Minister mit anderen Dingen beschäftigt war. Ma-
chen Sie ernst mit Ihrem Leitbild eines vitalen 
NRW! Hier ist ein Lösungsansatz. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Stinka. – Für die CDU-Fraktion hat unsere 
Kollegin Fasse das Wort. 

Marie-Luise Fasse (CDU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im 
vorliegenden Antrag fordert die Fraktion der SPD 
vorrangig die Bestellung eines Sonderausschus-
ses Klimawandel, um auf diese Weise der fach-
ausschussübergreifenden Bedeutung dieses 
Thema für die im Antrag aufgeführten Fachgebie-
te zu entsprechen.  

Nach § 47 der Geschäftsordnung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen sollen Ausschüsse vom 
Landtag zur Vorbereitung seiner Beratungen be-
stellt werden. Für bestimmte Aufgaben können 
dabei auch Sonderausschüsse eingerichtet wer-
den. Fachausschussübergreifende Bedeutung ist 
nach Wortlaut und Sinn der Geschäftsordnung 
überhaupt kein entscheidendes Kriterium für die 
heute beantragte Ausschussbildung. Eine schlüs-
sige Begründung für die Bildung eines Sonder-
ausschusses hätte schon Gründe anführen müs-
sen, dass der Landtag ohne diesen Ausschuss 
seine Beratungen nicht ordnungsgemäß vorberei-
ten kann. Dass dies der Fall wäre, findet sich nir-
gendwo im Antrag. Landtagsausschüsse sollen 
keine fachausschussübergreifende Bedeutung 
haben, sondern unbedingt erforderliche Vorberei-
tungsarbeiten zur Beratung erledigen.  

Auch beim Thema Klimawandel bringen die Aus-
schussmitglieder in bewährter Weise ihre Fach-
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kompetenz in die betroffenen Ausschüsse ein. Es 
bedarf keiner Bündelung in einem Sonderaus-
schuss. Zu genau diesem Ergebnis ist im Übrigen 
auch der Ältestenrat gekommen, der bereits die 
Bestellung eines Sonderausschusses abgelehnt 
hat. 

Die im Antrag gegenüber der Landesregierung 
erhobene Forderung, den Klimaschutz in alle re-
levanten Politikbereiche wie Energie, Wirtschaft, 
Wohnungsbau, Umwelt und Forschungspolitik zu 
integrieren, ist überflüssig. Denn im Zusammen-
hang mit der Klimadiskussion und der Veröffentli-
chung des IPCC-Berichts sind von der Landesre-
gierung auf den verschiedenen Gebieten Maß-
nahmen ergriffen und Initiativen auf den Weg ge-
bracht worden, um den drohenden Klimawandel 
aufzuhalten und umzukehren. 

Ich habe in der Plenarsitzung am 9. März dieses 
Jahres bereits in aller Breite das energiepolitische 
Konzept der Regierung vom 13. Februar dieses 
Jahres vorgestellt. Offensichtlich war den Antrag-
stellerinnen und Antragstellern aus der Fraktion 
der SPD bei der Formulierung ihres Antrags am 
24. April 2007 diese Darstellung schon nicht mehr 
präsent. Ich darf daran erinnern, dass ich die ein-
zelnen Programme der Landesregierung genannt 
und erläutert habe. Es waren die Energieeffi-
zienzoffensive „NRW spart Energie“, die Aktion 
„Mein Haus spart“, das NRW-Konzept „Erneuer-
bare Energien“ und die „Biomassestrategie NRW“. 

Den mit diesen Programmen eingeschlagenen er-
folgversprechenden Weg zur Eindämmung der 
CO2-Belastung der Umwelt hat die Landesregie-
rung bis heute konsequent verfolgt. Sie hat dar-
über bei der Konferenz der Umweltminister der 
Bundesländer und des Bundes einen Konsens er-
zielt. Die Minister von Bund und Ländern haben 
sich in Bad Sassendorf darauf verständigt, ihre 
ehrgeizigen Ziele in der Klimaschutzpolitik rasch 
umzusetzen. Schon bis zur Herbsttagung der 
Umweltministerkonferenz soll ein konkreter Maß-
nahmenplan erarbeitet werden.  

Es geht dabei unter anderem um die Erneuerung 
von Kraftwerken, die Einbeziehung des Flugver-
kehrs in den Emissionshandel, den Ausbau er-
neuerbarer Energien und eine effiziente Energie-
verwendung. In den Bundesländern soll die Ener-
gieproduktivität bis 2020 verdoppelt werden. Die 
Steigerung der Energieeffizienz betrifft Nordrhein-
Westfalen als Energieland und Energieregion 
Nummer eins in Europa in ganz besonderem Ma-
ße.  

Die Umweltminister haben in Bad Sassendorf auf 
Initiative von Nordrhein-Westfalen verabredet, ein 

Konzept zum Schutz der menschlichen Gesund-
heit und zur Abwendung von wirtschaftlichen 
Schäden zu entwickeln. Dies ist eine angemesse-
ne Reaktion darauf, dass durch Hitzewellen oder 
Stürme zunehmend Erkrankungen und Verletzun-
gen hervorgerufen werden. Das Konzept soll auch 
den Herausforderungen beim Hochwasserschutz 
sowie in der Land- und Forstwirtschaft gerecht 
werden. Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine 
Anpassungsstrategie wird auf Initiative von Nord-
rhein-Westfalen auf den Weg gebracht.  

Die erneuerbaren Energien sollen durch eine Er-
höhung des Anteils von Biokraftstoffen gefördert 
werden, sodass noch vor dem Jahr 2015 mehr als 
8 % Biodiesel und anderer Biokraftstoffe beige-
mischt werden. Zurzeit sind es – das wissen Sie 
alle – 4,4 %.  

Die von der Bundesregierung vorgegebenen Kli-
maschutzziele, nach denen im Verkehr bundes-
weit bis zum Jahr 2020 rund 30 Millionen t CO2 
pro Jahr eingespart werden sollen, unterstützt das 
Land Nordrhein-Westfalen. Die Mobilitätsvielfalt 
aller Verkehrsmittel ist ein wesentliches Element 
unserer Verkehrspolitik.  

Die Beschlüsse der Wirtschaftsministerkonferenz 
des Bundes und der Länder zum Klimaschutz sind 
die Grundlage für Industrie- und Energiepolitik der 
Zukunft in unserem Land. Diese Konferenz hat 
auf Initiative von Nordrhein-Westfalen in Eisenach 
ein Positionspapier zum Klimaschutz beschlos-
sen. Auch hierin geht es um die Steigerung der 
Energieeffizienz und um die intensive Nutzung der 
erneuerbaren Energien.  

Steinkohlekraftwerke, die weltweit zurzeit 5,5 Mil-
liarden t CO2 ausstoßen, können diese Belastung 
um 35 % reduzieren. Die deutsche Kraftwerksin-
dustrie hat hierbei erhebliche Exportchancen. Den 
Beschluss der Staats- und Regierungschefs der 
EU-Staaten auf dem Frühjahrsgipfel 2007, bis 
zum Jahr 2020 insgesamt 20 % der Primärenergie 
in Europa einzusparen, wird unser Land durch die 
Erneuerung des Kraftwerksparks erfüllen.  

Da jede nicht verbrauchte Kilowattstunde das Kli-
ma durch mehr Energieeffizienz schützt, will ich 
erneut auf das Konzept „NRW spart Energie“ hin-
weisen. Damit soll in Unternehmen, Kommunen 
und Privathaushalten Energie eingespart werden. 
Das Land hat eine konzertierte Aktion für mehrere 
Jahre angestoßen.  

Auch eine Klimaschutzstrategie in Bezug auf den 
Hochwasserschutz hat die Landesregierung be-
reits entwickelt. Bis zum Jahre 2015 wird für einen 
nachhaltigen und optimalen Hochwasserschutz 
insbesondere in den Rheingebieten ein Betrag 
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von 1,2 Milliarden € eingesetzt. Der Hochwasser-
schutz ist auf Nachhaltigkeit angelegt und soll ö-
kologisch und ökonomisch sinnvoll sein.  

Auch die Folgen einer möglichen Klimaänderung 
werden dabei berücksichtigt. Sie wissen: Wissen-
schaftliche Untersuchungen sollen die regionalen 
Auswirkungen des Klimawandels ermitteln. Das 
Hochwasserschutzkonzept wird dann den wissen-
schaftlichen Erkenntnissen gegebenenfalls ange-
passt. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen, dass es auf 
diesem Gebiet keinerlei Aufforderungen an die 
Landesregierung bedarf. Dieser nur kleine Aus-
schnitt aus den vielfältigen Initiativen und Maß-
nahmen der verschiedenen Ministerien unseres 
Landes zeigt, dass auch ohne Einrichtung des 
von der SPD-Fraktion gewünschten Sonderaus-
schusses des Landtags die Landesregierung das 
zurzeit wissenschaftlich Mögliche zur Eindäm-
mung der Folgen des Klimawandels in Nordrhein-
Westfalen tut. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Fasse. – Für die FDP-Fraktion hat jetzt 
der Kollege Ellerbrock das Wort. 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Ausführungen des Kolle-
gen Stinka waren sehr umfangreich. Er hat aus 
seiner Sicht begründet, warum ein Unteraus-
schuss sinnvoll ist. Sie haben die Vernetzungen 
dargestellt.  

Auf der anderen Seite kann man natürlich ein-
wenden, dass in den Fachausschüssen schon ei-
ne Vielzahl der Anträge behandelt worden ist. Das 
zeigt sich momentan an den Überlegungen, even-
tuell eine gemeinsame Anhörung durchzuführen, 
um danach zu Schlüssen zu kommen. Gestern 
hat mich im Obleutegespräch verwirrt, dass auf 
einmal niemand mehr wusste, wer die Idee hatte, 
zu den Anträgen überhaupt eine Anhörung anzu-
beraumen. Eine solche Anhörung scheint aber 
durchaus sinnvoll zu sein.  

Ich teile Ihre Auffassung, dass Starkregenereig-
nisse, die Sie angeführt haben, kein Zufall sind, 
sondern bekanntermaßen sind das die Auswir-
kungen physikalischer Prozesse.  

Zum Thema Ausschussbeteiligung sprachen Sie 
an, man würde anhand der Überweisung der ent-
sprechenden Anträge an so viele Ausschüsse die 
Bedeutung einer Vernetzung erkennen. – Ich wür-
de Ihnen inhaltlich gern folgen, nur spricht die Re-

alität dagegen. Wenn ich überlege, wie viele An-
träge, an denen wir beteiligt sind, wir ohne Votum 
weiterleiten, weil wir sagen, dass wir damit eigent-
lich gar nichts zu tun haben, merke ich: Das ist 
eigentlich kein Kriterium.  

In der letzten Ausschusssitzung wollte ich gern 
den Begriff Daseinsvorsorge diskutieren. Die 
Sprecherin der SPD-Fraktion empfand es als Zu-
mutung, darüber zu diskutieren, weil dieser Antrag 
in den Ausschuss überwiesen war. Die Anzahl der 
Ausschüsse als hinreichendes Kriterium für einen 
Sonderausschuss zu benennen, geht also fehl!  

Dann hatten Sie die Formulierung verwendet, un-
ser Umweltminister Uhlenberg trüge einiges „ge-
betsmühlenartig vor“. Diesen Begriff muss man 
sich auf der Zunge zergehen lassen. Gebet hat 
etwas mit Glaube und Überzeugung zu tun. Eine 
Mühle ist ein bewährtes technisches Instrument. 
Wenn also dieser Umweltminister mit Überzeu-
gung und Glauben an die Zukunft eine bewährte 
Handlungsweise dieser Landesregierung mit einer 
Vielzahl von Argumenten und auf Veranstaltungen 
darstellt, ist das eigentlich sehr positiv zu sehen. 
Deswegen war es wahrscheinlich eine falsche 
Wahrnehmung von mir, das als ein bisschen ab-
fällig von Ihnen dargestellt zu empfinden.  

(Beifall von Peter Kaiser [CDU]) 

Ich muss sagen: Wenn man den Begriff ernst 
nimmt, ist das eigentlich eine sehr positive Würdi-
gung der Handlungsweise dieses Umweltminis-
ters.  

Frau Fasse, ich möchte auf Ihren Beitrag einge-
hen. Ich teile im Ergebnis Ihre Darstellung, es be-
dürfe keiner an die Landesregierung gerichteten 
Aufforderung, weil sie das Geforderte schon in 
vielen Fällen realisiert hat und es selbstverständ-
lich von den Berichtspflichten der Landesregie-
rung umfasst werde.  

Stutzig geworden bin ich als Parlamentarier aller-
dings bei einer Ihrer Äußerungen: Sie haben ge-
sagt, Sie hätten das Energiekonzept der Landes-
regierung vorgestellt. – Zwischen Legislative, Ju-
dikative und Exekutive möchte ich gern trennen.  

(Zuruf von Marie-Luise Fasse [CDU]) 

Das war sicherlich eine falsche Wortwahl. Wir ha-
ben darüber gesprochen, aber die Darstellung der 
Exekutive wollen wir doch der Exekutive überlas-
sen.  

Meine Damen und Herren, Sie von der SPD ha-
ben diesen Unterausschuss beantragt. Der Antrag 
ist an den Ältestenrat überwiesen worden. 
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(Bodo Wißen [SPD]: Sonderausschuss!) 

Mehrheitlich wollte der Ältestenrat dem nicht zu-
stimmen. Wir schließen uns dem an. Deswegen 
ist dieser Programmpunkt obsolet. 

Den inhaltlichen Strauß, der auch von Ihnen, Frau 
Fasse, hier vorgetragen wurde, möchte ich gar 
nicht kommentieren. Denn er greift der in Aussicht 
stehenden Anhörung unterschiedlicher Anträge 
aus unterschiedlichen Fraktionen vor.  

Allerdings möchte ich eines noch einmal betonen: 
Wir haben im Zusammenhang mit Energiepolitik, 
mit Umweltpolitik öfter Problemkreise angespro-
chen, die uns in Nordrhein-Westfalen in besonde-
rem Maße angehen. Das ist unter anderem der 
Problemkreis Energiewirtschaft. Wir in Nordrhein-
Westfalen wollen, Frau Ministerin, nach wie vor 
Energieherz der Bundesrepublik Deutschland 
bleiben.  

Einer der zentralen Punkte dabei ist Emission 
Trading, der Emissionshandel. Wir haben schon 
oft gefordert, dass man die Instrumente in dem 
Instrumentenkasten aufräumt. Wir müssen deut-
lich machen, dass die Gesetze, an denen die 
Bundesregierung noch festhält, wie das EEG, Er-
neuerbare-Energien-Gesetz, oder das KWK, das 
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz, in diesen Instru-
mentenkasten bei Anwendung von Emission Tra-
ding überhaupt nicht mehr hineinpassen. Ich wäre 
Ihnen dankbar, wenn Sie noch einmal darstellen, 
wie Sie sich hier das weitere Vorgehen vorstellen. 

Ein zentraler Punkt in diesem Zusammenhang ist 
nach wie vor die beim Emission Trading geforder-
te Integration von Clean Development Mecha-
nism, CDM, und Joint Implementation – auch In-
strumente, die wichtig für Nordrhein-Westfalen 
sind. Das möchte in den gesamten Bereich Kli-
madiskussion mit einbringen und will es damit in 
der ersten Runde bewenden lassen. – Ich danke 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Ellerbrock. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen hat jetzt Herr Priggen das Wort. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Ich mache es kürzer 
und präziser. Ich finde den SPD-Antrag in allen 
Punkten richtig. Ich fände es auch richtig, einen 
solchen Unterausschuss einzurichten, denn wir 
wissen, dass sich die Klimaschutzproblematik 
durch alle Bereiche zieht. In der Sache finde ich 
es gut begründet. 

Ich würde den Antrag höchstens insofern erwei-
tern, dass man sinnvollerweise aufnimmt, dass 
die Bundesregierung jetzt in Meseberg und in der 
Folge dabei ist, ihre konkrete Umsetzung des 40-
Prozent-Reduktionsziels zu benennen. Das ist 
das, was wir brauchen.  

Darüber, wie wir das in Nordrhein-Westfalen in 
den Bereichen Kraft-Wärme-Kopplung, Fernwär-
meausbau, Gebäudesanierung und im Verkehrs-
bereich und, und, und umsetzen, in einem Son-
derausschuss miteinander zu diskutieren, zeitlich 
befristet, aber auch ganz konkret zu wissen, was 
wir machen, das wäre eine vernünftige Sache. In-
sofern könnte man das ergänzen.  

Das Thema ist sehr umfassend, was wir an vielen 
Stellen merken. Wenn man fair ist, dann muss 
man einräumen: Das, was die Landesregierung 
vorgelegt hat, hat sie vorgelegt, bevor der IPCC-
Bericht auf dem Tisch lag. Sie hat es vorgelegt, 
bevor die Bundesregierung ihre Punkte mit den 
40-Prozent-Zielen genannt hat. Das muss alles 
erst noch kommen. Ich wüsste gar nicht, wie die 
konkrete KWK-Strategie der Landesregierung in 
Nordrhein-Westfalen aussähe, um Klimaschutz-
ziele zu erreichen. Das steht in den bisherigen 
Papieren überhaupt nicht drin. Insofern ist der 
Vorstoß vernünftig. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir werden dem Antrag zustimmen.  

Ich glaube auch, dass es vernünftig wäre, wenn 
wir uns in einer Anhörung mit solchen Themen, 
die wirklich relevant sind, befassen würden. Ich 
nenne den Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung, 
den Ausbau der Fernwärme, ein Punkt, der in 
Nordrhein-Westfalen ein erhebliches Beschäfti-
gungspotenzial hat. In den 75er-, 80er-Jahren fin-
gen wir mit ZIP 1, ZIP 2 – dem Zukunftsinvestiti-
onsprogramm – mit der Fernwärmeschiene Ruhr 
und der Fernwärmeschiene Niederrhein an. 

Wir wissen heute: Anders als mit einem massiven 
Ausbau dieser Möglichkeiten bekommen wir die 
Klimaschutzproblematik im Gebäudebereich, ver-
bunden mit Sanierung, überhaupt nicht in den 
Griff. Das ist ein elementarer Bestandteil. 

Wenn der Bund ein Gesetz macht und das umla-
gefinanziert wird – in diese Umlage wird Nord-
rhein-Westfalen mit seinen 18 Millionen Einwoh-
nern einbezahlen –, dann sind wir nur gut beraten, 
wenn wir eine Umsetzung in Nordrhein-Westfalen 
aktiv vorantreiben, und zwar ein Stück vor Baden-
Württemberg und Bayern, weil wir denen sonst 
mit unserer Umlage den Fernwärmeausbau und 
die Kraft-Wärme-Kopplung bezahlen. Darüber 
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könnten wir reden. Da könnten wir uns positionie-
ren, und zwar ruhig kurz bevor die Bundesregie-
rung tätig wird, damit in den Prozess eingeht, was 
Nordrhein-Westfalen möchte. 

Ehrlich gesagt, ich glaube, dass bei der Frage 
Kraft-Wärme-Kopplung und bei der Frage Fern-
wärme/Nahwärme unsere Differenzen nicht so 
sind, wie sie bei THTR oder in anderen Fragen 
sind. Da müssten wir weitgehend konsensual 
sein. Aber wir haben daran bisher nicht gearbei-
tet. Insofern gibt es eine Reihe von ganz konkre-
ten Feldern. 

Ein anderes Beispiel, die Verkehrspolitik: Wir 
können über ein paar Punkte reden. Wir können 
über Tempolimit reden, wir können darüber reden, 
dass es notwendig wäre, den Treibstoffverbrauch 
zu beschränken. Mit unseren großen Mercedes-
sen, mit unseren großen BMWs werden wir das 
Problem nicht in den Griff bekommen. Aber das 
ist nicht allein Landessache. Dazu können wir le-
diglich eine Meinung haben. 

Was konkret in NRW im Verkehrsbereich mit dem 
Ausbau unserer Nahverkehrssysteme gemacht 
werden könnte, das wäre wieder ein Punkt, über 
den wir miteinander reden müssten, der weitrei-
chende Auswirkungen hat.  

Wir könnten dies alles sinnvollerweise in einem 
Sonderausschuss tun, weil sich unsere Aus-
schüsse immer nur mit jeweils einer Facette der 
Klimaschutzproblematik befassen. Von daher ent-
hält der Antrag viel Vernünftiges. 

Wenn der Ältestenrat in seiner Weisheit zu dem 
Beschluss gekommen ist, dem Antrag nicht zu 
folgen, werden wir einen solchen Ausschuss nicht 
bekommen. Wichtig ist aber: Alles zusammen 
wird in der Anhörung auftauchen und uns weiter 
beschäftigen. – Herzlichen Dank für die Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Priggen. – Für die Landesregierung hat 
jetzt Frau Ministerin Thoben das Wort. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wie Sie wissen, hat 
der Europäische Rat der Staats- und Regierungs-
chefs am 9. März des Jahres anspruchsvolle Ziele 
sowohl für den Klimaschutz als auch für den Aus-
bau erneuerbarer Energien und die Steigerung 
der Energieeffizienz beschlossen. 

Als Klimaschutzziel der Europäischen Union wur-
den, bezogen auf 1990 bis 2020, mindestens 20 
% Reduktion beschlossen. Unter der Vorausset-
zung, dass andere Industrieländer vergleichbare 
Anstrengungen unternehmen und auch Schwel-
lenländer einen Beitrag leisten, der ihren Möglich-
keiten entspricht, will die EU die Emissionen der 
Treibhausgase bis 2020 um 30 % senken. Wei-
terhin soll die Energieeffizienz bis 2020 um 20 % 
steigen. Der Anteil der erneuerbaren Energien soll 
bis 2020 ebenfalls auf 20 % angehoben werden. 
Für Biokraftstoffe soll bis 2020 ein verbindliches 
Ziel von 10 % am gesamten Benzin- und Diesel-
verbrauch gelten.  

Auf nationaler Ebene setzt die Bundesregierung 
die europäische Richtungsentscheidung mit zahl-
reichen Maßnahmen um, die inzwischen in einem 
Entwurf zu Eckpunkten für ein integriertes Ener-
gie- und Klimaprogramm zusammengefasst sind. 

Sie enthalten zum Beispiel Maßnahmen für die 
Erneuerung des Kraftwerksparks, den Ausbau der 
Kraft-Wärme-Kopplung, für die Energieeinsparung 
beim Stromverbrauch und im Gebäudebereich 
sowie auch für Wärme aus erneuerbaren Ener-
gien und der Nutzung internationaler Projekte für 
Klimaschutz und Energieeffizenz.  

Die Eckpunkte sollen morgen in der Kabinetts-
klausur beschlossen werden. Ich begrüße es, 
dass sich die Bundesregierung mit ihren Eckpunk-
ten für ein integriertes Energie- und Klimapro-
gramm der Herausforderung des weltweiten Kli-
mawandels stellt und ein Beispiel für andere ge-
ben will. 

Auch kann ich es als Klimaschutz- und Energie-
ministerin nur unterstreichen, wenn die Bundesre-
gierung einleitend zu ihren Eckpunkten ausführt, 
dass das klimapolitisch Notwendige gleichzeitig 
energiepolitisch sinnvoll sein sowie Wachstum 
und Beschäftigung Rechnung tragen müsse. Da-
zu gehöre – so die Bundesregierung ebenfalls –, 
dass die Energiewirtschaft und die Industrie ver-
lässliche und wettbewerbsfähige Rahmenbedin-
gungen für ihre Investitionen und die Verbraucher 
transparente Rahmenbedingungen für ihre Kon-
sum- und Investitionsentscheidungen vorfänden. 

Ich sage für die Landesregierung ganz deutlich, 
dass wir in Nordrhein-Westfalen unseren Beitrag 
leisten werden, damit die Klimaschutzziele für 
Deutschland bis zum Jahr 2020 erreicht werden 
können. Das gilt auch und insbesondere für die 
Nutzung von internationalen Projekten für Klima-
schutz und Energieeffizienz. Durch klimaschüt-
zende internationale Projekte können Emissions-
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zertifikate kostengünstig generiert und im Inland 
eingesetzt werden.  

Zurzeit hat Deutschland zum Beispiel nur einen 
geringen Anteil von rund 3 % am Markt für pro-
jektbezogene Mechanismen nach dem Kioto-
Protokoll. Das ist für uns nicht akzeptabel, weil die 
hiesige Industrie in vielen klima- und effizienzrele-
vanten Bereichen Technologieführer auf den 
Weltmärkten oder in der Spitzengruppe der welt-
weiten Anbieter ist.  

Die Forderung nach dem Export klimaschonender 
und energieeffizienter Produkte ist für uns ein be-
sonderes Anliegen. Ich freue mich daher – und 
unterstreiche es heute –, dass auf unsere Initiati-
ve die Höchstmenge von sogenannten GI- und 
CDM-Zertifikaten, die die Betreiber zur Deckung 
ihrer Reduktionsverpflichtung einsetzen dürfen, im 
Rahmen der Beratungen zum Gesetz zur Ände-
rung der Rechtsgrundlagen im Emissionshandel 
von ursprünglich 12 % auf 22 % angehoben und 
damit fast verdoppelt wurde. 

(Beifall von der CDU) 

Das bedeutet nämlich, dass wir in Zukunft bei 
dem, was wir klimapolitisch gemeinsam wollen, 
die Reduzierung möglichst preiswert organisieren. 
Das bedeutet, dass wir erkennen müssen – wir 
müssen es auch anwenden –, dass diese interna-
tionalen Projekte eine große Chance sind, unser 
technologisches Know-how damit zu verbinden 
und preiswert mit für eine massive CO2-
Reduzierung weltweit zu sorgen. 

(Beifall von der CDU) 

Wir sind entschieden – und werden das mit Nach-
druck betreiben –, unseren Mittelstand zu ermuti-
gen, die Kioto-Mechanismen stärker zu nutzen, 
um Technologie made in Nordrhein-Westfalen in 
die entsprechenden Zielländer zu bringen und 
dort zu vermarkten. Hierzu ist bereits eine Kon-
taktstelle bei der Energieagentur NRW eingerich-
tet. 

Ebenso wird das Land den Bund bei der Umset-
zung der GI- und CDM-Initiative und bei der Ex-
portinitiative Energieeffizienz unterstützen und da-
für sorgen, dass möglichst viele – gerade auch 
kleine und mittlere – Unternehmen diese wirt-
schaftliche Chance ergreifen und eine preiswerte 
und nachhaltige CO2-Reduzierung mit betreiben. 

Das integrierte Energie- und Klimaprogramm der 
Bundesregierung ist ein nationales Konzept, wel-
ches nach unserer Überzeugung nicht 1:1 auf 
Nordrhein-Westfalen heruntergebrochen werden 
kann. So dürfte es zum Beispiel in Nordrhein-
Westfalen aufgrund der industriellen und land-

schaftlichen Struktur schwierig sein, die Stromer-
zeugung aus erneuerbaren Energien bis 2020 auf 
20 % zu steigern.  

Große Potenziale sehen wir auf der anderen Seite 
bei Energieeinsparung und effizienterer Nutzung 
gerade auch im privaten Bereich. Deshalb werden 
wir als Vertreter des Landes uns auch die einzel-
nen Maßnahmenfelder des Bundes im Detail an-
sehen und danach über eigene landesspezifische 
Schwerpunkte und ergänzende Maßnahmen ent-
scheiden.  

Das heißt nicht, dass die Landesregierung bisher 
noch nichts tut. Wir haben der Öffentlichkeit be-
reits vier Bausteine vorgestellt. Unsere Zielhierar-
chie ist: erstens Energieeinsparung, zweitens effi-
zienzsteigernde Nutzung nicht zuletzt durch alter-
native Energiekonzepte und drittens Kraftwerks-
erneuerung. Auf eines dieser Felder zu verzichten 
schadet dem Wirtschaftsstandort Nordrhein-
Westfalen. 

Um die spezifischen Prioritäten für Nordrhein-
Westfalen noch genauer zu formulieren, haben 
wir ein Gutachten an die EFFA GmbH in Berlin in 
Zusammenarbeit mit dem energiewirtschaftlichen 
Institut in Köln vergeben, dessen Ergebnisse wir 
noch in diesem Monat erwarten. Wir werden auf 
dieser Grundlage noch besser abwägen – und 
auch Prioritäten setzen können –, welche Maß-
nahmen für das Wohl des Landes am besten ge-
eignet sind, um Klimaschutz, Versorgungssicher-
heit und wirtschaftliche Entwicklung gleicherma-
ßen zu gewährleisten.  

Herr Priggen, ich gebe Ihnen ausdrücklich recht, 
wenn Sie sagen, wir sollten hier nach der Kabi-
nettsverabschiedung in Meseberg ruhig noch 
einmal darüber reden: Gibt es unterschiedliche 
Vorstellungen darüber, woran es liegt, dass be-
stimmte Dinge nicht vorangetrieben worden sind? 

Aber gerade wenn Sie von der Kraft-Wärme-
Kopplung sprechen, sage ich Ihnen: Wir müssen 
der Realität ins Auge sehen und davon ausgehen, 
dass die Fernwärmeschiene irgendwann nicht 
weiter ausgebaut würde, dafür aber die Gasnetze. 
Das reduziert die Chancen für die Kraft-Wärme-
Kopplung. Aber danach müssen Sie diejenigen 
fragen, die damals den Ausbau der Gasnetze vo-
rangetrieben haben.  

Jetzt bräuchten wir Parallelinvestitionen, was 
ziemlich teuer und damit unwirtschaftlich ist. Wir 
müssen sehr intensiv darüber nachdenken, ob ei-
ne dezentrale Versorgung durch kleinere Anlagen 
an die Stelle der früheren Großnetze treten kann. 
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Letzte Anmerkung. Manche freuen sich darüber, 
dass das KfW-Programm zur Gebäudesanierung – 
zur energetischen Ertüchtigung – angeblich erheb-
lich aufgestockt wird. Das Aufstocken wird nach 
meiner Überzeugung – Herr Römer, das sage ich 
auch an die Adresse der SPD gerichtet -deshalb 
nicht helfen, weil man die Bedingungen massiv 
verschlechtert hat. Lassen Sie sich von der KfW 
oder auch von uns einmal vortragen, wie stark die 
Nachfrage nach diesen Krediten zurückgegangen 
ist.  

Da hilft kein Aufstocken des Volumens. Die Kondi-
tionen müssen wieder so sein, dass es für den 
privaten Häuslebauer interessant ist, sein Gebäu-
de beschleunigt energetisch zu ertüchtigen. Ich 
wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie an geeigneter 
Stelle mit dafür werben würden. – Danke schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Thoben. – Für die SPD-Fraktion hat 
noch einmal Herr Abgeordneter Römer das Wort. 
Bitte.  

Norbert Römer (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Frau Ministerin, ich bin Ihnen 
für Ihren Beitrag ausdrücklich dankbar, weil er – 
das meine ich gar nicht polemisch – eine Unter-
mauerung unserer Position ist, dass wir das The-
ma wegen seiner Wichtigkeit und seiner Komple-
xität in einem Sonderausschuss behandeln soll-
ten, um die Chancen auszuloten. Ich habe gerade 
mit Interesse vernommen, dass Sie sich jetzt als 
Klimaschutzministerin bezeichnen. 

(Ministerin Christa Thoben: Bin ich!) 

Damit verbinde ich auch die Hoffnung, dass end-
lich das vorgenommen wird, was Herr Uhlenberg 
seit vielen Monaten verweigert, was wir immer 
wieder eingefordert haben: Es geht um die Fort-
schreibung des Klimaschutzberichtes dieser Lan-
desregierung. Dort können und müssen die Ziele 
festgelegt werden, um die es geht. Auch nach 
zwei Jahren schwarz-gelber Regierungskoalition 
habe ich bisher den Eindruck, dass Sie in diesem 
Bereich die Schulaufgaben, die Nordrhein-
Westfalen machen muss, überhaupt nicht erfüllt 
haben.  

Ihre Bilanz in diesem Bereich ist wirklich erschre-
ckend. Sie tragen dazu bei, dass wir – das sage 
ich noch einmal ganz deutlich – bundespolitisch 
als Energie- und Klimaschutzland wirklich ins Hin-
tertreffen geraten. Sie haben viele Hinweise auf 
bundespolitische Aktivitäten gegeben. Mir wäre 
wohler, wir kämen endlich dazu, dies auch in 

Nordrhein-Westfalen mit Blick auf Chancen, die 
daraus entstehen, diskutieren zu können. 

Ich weiß ja um die wahren Gründe, warum Sie ei-
nen solchen Sonderausschuss ablehnen, auch 
wenn Frau Fasse in sehr rührender Art und Weise 
das gerade sehr wortreich zu umschreiben ver-
sucht hat: 

Erstens. Es ist in den Debatten immer wieder 
deutlich geworden – Herr Ellerbrock liefert dafür 
die Beispiele –, dass diese Koalition keine ge-
meinsame Position für einen zukunftsweisenden 
Klimaschutz in Nordrhein-Westfalen hat. 

(Beifall von der SPD) 

Sie werden eine solche gemeinsame Position 
auch nicht zusammenbringen. 

Der zweite Grund, weshalb Sie es ablehnen, ei-
nen solchen Sonderausschuss einzurichten, ist 
der, dass Sie verhindern wollen, dass die Men-
schen in Nordrhein-Westfalen dies merken.  

Ich will beide Punkte noch einmal kurz mit Zitaten 
belegen: 

Der Kollege Ellerbrock hat am 6. April gesagt – 
ich zitiere –: 

„Das Klima wandelt sich, ob wir nun etwas da-
gegen tun oder nicht.“ 

Bereits am 16. November letzten Jahres haben 
Sie gesagt: 

„Es gibt kein Grundrecht auf ein konstantes 
Klima.“ 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Ganz schlim-
mer Satz!) 

Die FDP – das darf ich mit Fug und Recht feststel-
len, Herr Ellerbrock – negiert also völlig die Hand-
lungsnotwendigkeiten, die sich durch den Klima-
wandel ergeben. 

Ich zitiere weiter: 

„Wir brauchen kein Klimaschutzkonzept für 
NRW.“ 

Das hat der Kollege Kemper für die CDU am 
25. Januar in der Debatte über Kyrill hier festge-
stellt. 

Am 3. Mai begibt sich der Kollege Weisbrich so-
gar in den Weltraum und erklärt uns: 

„Nun ist es klar, dass es auf dem Mars keine 
Menschen gibt. Denken Sie doch einmal dar-
über nach, wie das Phänomen zustande 
kommt, dass es auf dem Mars schneller warm 
wird als auf der Erde.“ 
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Etwas anders hat sich der Umweltminister einge-
lassen. Er hat hier im Plenum am 16.11.2006 ge-
sagt: 

„Ich räume ein, dass wir mit dem Klimawandel 
große Probleme haben.“ 

Er hat weiter gesagt: 

„Auch der Orkan Kyrill ist eine Folge des Kli-
mawandels.“ 

So zitieren ihn die „Aachener Nachrichten“ vom 
26.01.2007. 

So weit zu diesem Punkt! Die Koalition hat keine 
gemeinsame Position. 

Nun zu Punkt 2: Die Koalition will nicht, dass die 
Menschen in NRW diese Konzeptionslosigkeit 
bemerken. Auch hierzu bemühe ich den Kollegen 
Weisbrich, der uns am 14. Juni erstaunlich offen 
gesagt hat – Zitat –: 

„Was haben wir von einem zusätzlichen Aus-
schuss, wenn zwei oder gar drei Minister darin 
herumrühren? Das gibt doch keine einheitliche 
Perspektive und keine einheitliche Lösung.“ 

So weit der Kollege Weisbrich. – Genau das ist Ihr 
Problem: Sie haben keine einheitliche Perspektive 
und keine einheitliche Lösung, und Sie wollen 
nicht, dass dies im Landtag und in der Öffentlich-
keit bekannt wird. 

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ich will noch einmal herausarbeiten, wa-
rum denn dieser Sonderausschuss gute Möglich-
keiten bietet, alle Chancen und Risiken des Kli-
mawandels für das Energieland Nummer eins an-
gemessen und über die Grenzen der Fachaus-
schüsse hinweg zu beraten. Frau Thoben, wir 
wollen vor allem die Chancen eines wirksamen 
Klimaschutzes nutzen. Die Chancen sind im Übri-
gen groß. Manches haben Sie in Ihrem Beitrag ja 
herausgestellt. Groß sind die Chancen für die 
Menschen, für die Umwelt und für die Wirtschaft. 
Gerade im Industrie- und Energieland Nord-
rhein-Westfalen kann der Klimaschutz dann zum 
Motor des Fortschritts werden, 

(Ministerin Christa Thoben: Das ist er doch 
längst!) 

wenn wir uns klare, ehrgeizige und auch realisti-
sche Ziele setzen. Darum geht es: Minderungszie-
le setzen bei dem Treibhausgasausstoß und Aus-
bauziele beim Einsatz von erneuerbaren Ener-
gien. Solche Ziele bieten die Chance für Innovati-
on, für neue Produktionsprozesse und neue Pro-

dukte. Wir würden Sie herzlich gerne dazu einla-
den, das in dem von uns beantragten Sonderaus-
schuss gemeinsam zu diskutieren, damit wir im 
Landtag, Frau Fasse, als das Hohe Haus, das da-
für Verantwortung hat, unserer Verantwortung 
nachkommen.  

Stimmen Sie unserem Antrag zu. Sie täten vor al-
len Dingen den Menschen in unserem Land einen 
großen Gefallen und würden ihre Interessen gut 
treffen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Römer. – Für die CDU-Fraktion hat jetzt 
der Kollege Weisbrich das Wort. 

Christian Weisbrich (CDU): Herr Präsident! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Herr Römer, Herr 
Stinka, mir ist an und für sich rätselhaft, warum 
wir uns ausgerechnet mit diesem Antrag zum 
x-ten Mal befassen müssen. Da haben die Grü-
nen und die Koalitionsfraktionen schon ganz an-
dere Anträge gestellt. Der Inhalt Ihres Antrags ist 
Schnee von gestern. Konsequenzen für Nord-
rhein-Westfalen aus dem IPCC-Bericht haben wir 
in diesem Haus bereits am 7. Februar diskutiert. 
Am 9. März folgte die Debatte über den Antrag 
der Koalitionsfraktionen „Handlungsoffensive der 
Landesregierung zum Klimaschutz konsequent 
fortsetzen“. Selbst die organisatorischen Aspekte 
sind doch längst geklärt. 

Meine Damen und Herren, was wir hier auf 
Wunsch der SPD veranstalten, ist reine Geschäf-
telhuberei. Um es deutlich zu sagen, liebe Genos-
sen: Sie stehlen dem Parlament Zeit! 

(Beifall von der CDU) 

Ihr Antrag symbolisiert das ganze Elend der Sozi-
aldemokratie in Nordrhein-Westfalen: 

(Lebhafter Widerspruch von Carina Gödecke 
[SPD]) 

Inhaltlich nichts auf der Pfanne, stattdessen Er-
satzhandlungen nach dem Motto: Wenn du nicht 
mehr weiter weißt, dann gründe einen Arbeits-
kreis! – Verantwortungsfreiheit, organisiert an 
runden Tischen, klimapolitisches Gutmenschen-
tum wird es mit uns nicht geben. Das wissen Sie 
spätestens seit der Sitzung des Ältestenrates am 
6. Juni. Bei uns bleiben Aufgaben- und Ergebnis-
verantwortung zusammen. Ich will Ihnen auch be-
gründen, warum. 

Die Erwärmung der Erdatmosphäre ist im We-
sentlichen Folge der energetischen Verwertung 
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fossiler Brennstoffe zur Deckung der Lebensbe-
dürfnisse einer rasch wachsenden Weltbevölke-
rung. Die Deckung dieser Lebensbedürfnisse im 
umfassenden Sinne ist Gegenstand der Wirt-
schaftspolitik. Wirtschaftspolitik muss sich daher 
auf der nationalen, auf der europäischen und auf 
der globalen Ebene als ständige Aufgabe – nicht 
zeitlich befristet – mit den Auswirkungen des Kli-
mawandels befassen. Dies gilt unabhängig davon, 
ob die erwarteten Konsequenzen in der von ver-
schiedenen Institutionen erarbeiteten Exaktheit 
tatsächlich eintreten. 

Im Hinblick auf die Anforderungen aus dem Kli-
maschutzgedanken, aber auch im Hinblick auf die 
Endlichkeit fossiler Energieträger ist die Ressour-
censchonung insgesamt, das heißt die Steigerung 
der Energieeffizienz und die verstärkte Nutzung 
erneuerbarer Energien, zentrale Aufgabe der 
Wirtschaftspolitik. Damit sie in diesem Sinne er-
folgreich sein kann, bedarf es einer Energie- und 
Industriepolitik aus einem Guss. So ist die Politik, 
wie Sie wissen, in diesem Lande organisiert, und 
so bleibt es auch. 

Die Gesamtverantwortung für Energiepolitik und 
Klimaschutz liegt im Wirtschaftsressort, und dem 
Ressortprinzip folgend ist der Wirtschaftsaus-
schuss federführend für die parlamentarische Be-
gleitung des Regierungshandelns. 

Ich habe bisher nicht den Eindruck gewonnen, 
dass der Wirtschaftsausschuss überfordert ist, ich 
habe aber den Eindruck gewonnen, dass 
daneben kein Platz für runde Tische ist. Deshalb 
lehnt die Regierungskoalition diesen Antrag ab. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Weisbrich. – Für die FDP-Fraktion hat 
sich Herr Kollege Ellerbrock zu Wort gemeldet. 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Kollege Römer, 
Sie unternehmen den untauglichen Versuch, Dif-
ferenzen zu sehen und irgendeinen Keil in die 
Fraktionsarbeit zwischen CDU und FDP oder zur 
Landesregierung zu treiben. 

(Zuruf von Norbert Römer [SPD]) 

Auf das Verfahren, zu dem Kollege Weisbrich et-
was gesagt hat, will ich nicht eingehen. 

Sie haben mich völlig zu Recht zitiert: Ein Klima-
wandel findet bei uns täglich statt, und es gibt kein 
Grundrecht auf konstantes Klima. – Das ist unge-
fähr so alt, wie die Welt selbst ist. Dass es einen 
anthropogenen Einfluss gibt, will ich nicht bestrei-
ten und habe ich auch nicht getan, aber in der 

Bewertung über die Größe dieses anthropogenen 
Einflusses unterscheiden wir uns ganz massiv. Ich 
verwahre mich dagegen, mit der Angst der Men-
schen Politik zu machen oder ihnen Handlungs-
möglichkeiten zu suggerieren, die wir gar nicht 
haben. 

(Beifall von der FDP) 

Unstrittig ist – da besteht zwischen diesem Um-
weltminister, dieser Energieministerin, meinen 
Kollegen von der CDU und uns überhaupt kein 
Dissens –, dass wir uns mit den Auswirkungen 
von Klimaänderungen immer beschäftigen müs-
sen und auch in der Vorsorge überlegen müssen, 
welche konzeptionellen Wege wir begehen wol-
len. 

Die Schnittmengen, die wir als FDP und CDU ha-
ben, sind noch lange tragfähig, weit über die 
nächsten beiden Legislaturperioden hinaus. 

(Beifall von der FDP – Zuruf von Svenja 
Schulze [SPD]) 

Wir sind in jedem Falle einig in der Durchführung 
und fordern einen effizienten Mitteleinsatz. Es ist 
natürlich für manche von Ihnen etwas Neues, 
wenn man sagt, wir wollen bei gleichem Geld eine 
möglichst maximale Wirkung haben und wollen 
daraus einen monetären Nutzen ziehen. Wir wol-
len es auch nachweisbar, nachvollziehbar ma-
chen. 

Bei der Kohlepolitik haben Sie bewiesen, dass Sie 
diesen Gedanken überhaupt nicht nachvollziehen. 
Das wollen wir aber machen. Wir sagen in dem 
Zusammenhang Ja zur Wärmedämmung – das ist 
auch eine wichtige Sache – oder zur Energieein-
sparung aus Sicht der Ressourcenschonung. 
Damit ist auch die Option „weniger CO2“ verbun-
den. Wenn wir über Ressourcenschonung reden, 
dann müssen wir uns natürlich auch die Frage 
stellen, wie es mit der Kernkraft aussieht. 

Wir sagen auch Ja zu erneuerbaren Energien, 
aber nicht Ja an jedem Ort zu jedem Preis, son-
dern dort, wo es den Preis wert und wo es sinnvoll 
ist, bei Windkraft Offshore und nicht mitten im 
Land, wo möglichst wenig Wind weht. 

Meine Damen und Herren von den Grünen – ich 
nehme Kollege Priggen ganz bewusst aus; beim 
Kollegen Priggen ist keine Technikfeindlichkeit 
vorhanden wie bei anderen –, wir sagen Ja zur 
Technik. Technik ist nicht das Problem, Technik 
ist die Problemlösung. 

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 
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Wenn ich das alles zusammenzähle, kann ich nur 
sagen: Hier Differenzen zwischen uns zu kon-
struieren, ist ein untauglicher Versuch. Ich stelle 
fest, die Landesregierung arbeitet. Ich stelle fest, 
wir als Fraktion arbeiten nicht nur jeder für sich, 
sondern vor allen Dingen gut zusammen. Uns ei-
nen mit Sicherheit die Begriffe, die ich eben dar-
gestellt habe, vor allem eint uns aber, die Men-
schen nicht in Angst zu versetzen, sondern ihnen 
mit kühlem Kopf sachlich fundierte Lösungen an-
zubieten. Wenn Sie da mitmachen wollen – gerne. 
Bei manchen Ihrer Kollegen habe ich durchaus 
diesen Eindruck, nicht unbedingt bei allen. Dazu 
sind Sie herzlich eingeladen. – Schönen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Ellerbrock. – Als Redner für die Landes-
regierung spricht Minister Uhlenberg. Bitte schön. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Es ist deutlich geworden, insbesondere 
durch die Rede von Frau Thoben, dass die Lan-
desregierung mit einem sehr umfangreichen kla-
ren Konzept zum Thema Klimaveränderung die 
Probleme in Nordrhein-Westfalen aufgreift. 

Herr Kollege Weisbrich, es ist in der Tat eine Ge-
meinschaftsaufgabe. Federführend zuständig ist 
das Wirtschaftsministerium. Aber diese Politik 
wird, was den Klimaschutz angeht, natürlich in 
enger Abstimmung mit dem Umweltministerium in 
Nordrhein-Westfalen formuliert. 

Ich kann nur noch einmal betonen, dass wir, auch 
in den letzten Monaten, als nordrhein-westfä-
lisches Umweltministerium federführend waren, 
was die Politik auf der Bundesebene angeht. Wir 
haben in diesem Raum eine Umweltministerkon-
ferenz mit dem Bundesumweltminister durchge-
führt, bei der wir im Hinblick auf das, was die eu-
ropäischen Staats- und Regierungschefs be-
schlossen haben, Eckpunkte formuliert haben, die 
in den nächsten Tagen im Grunde im gleichen 
Wortlaut bei der Klausurtagung der Großen Koali-
tion in Berlin im Zusammenhang mit Klimaschutz 
umgesetzt werden. Das heißt, die Landesregie-
rung von Nordrhein-Westfalen, natürlich auch in 
Zusammenarbeit mit den anderen Ländern, hat in 
dieser Frage wichtige Marksteine gesetzt. 

Ich glaube, es wäre für das Klima in diesem Hau-
se gut, Herr Abgeordneter Römer, wenn nicht 
immer die gleichen Reden gehalten würden, 

(Zuruf von Norbert Römer [SPD]) 

sondern wenn auch gelesen würde, was die Lan-
desregierung im Bereich Klimaschutz dem Parla-
ment zugeleitet und auf den Weg gebracht hat. Es 
würde sicherlich dem Klimaschutz dienen, wenn 
es hinterher vonseiten der Opposition einmal 
sinnvoll gewürdigt würde, damit es dann auch in 
praktische Politik umgesetzt wird. 

Meine Damen und Herren, Klimaschutz ist not-
wendig, Klimawandel findet in erschreckendem 
Maße statt. Das haben wir gerade in den letzten 
Tagen wieder gemerkt, was das Thema Hoch-
wasser angeht. Ich will auf diese Detailfrage nicht 
mehr eingehen.  

Ich bin nur froh darüber, dass das Wirtschafts- 
und das Umweltministerium die beiden Ausschüs-
se, die in erster Linie mit den Fragen der Klimapo-
litik in Nordrhein-Westfalen beschäftigt sind, mit 
einem umfassenden Konzept beim Thema Klima-
wandel an der Tagesordnung sind und wir das im 
Interesse der 18 Millionen Menschen in Nord-
rhein-Westfalen gemeinsam umsetzen. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. 

Die antragstellende SPD-Fraktion hat direkte Ab-
stimmung über ihren Antrag Drucksache 
14/4252 beantragt. Also lasse ich darüber direkt 
abstimmen. Wer dem Antrag seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer ist dagegen? – Dann sind SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen dafür, die Koalitionsfraktionen 
dagegen. Enthält sich jemand? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist der Antrag mit der Mehrheit der 
Stimmen der Koalitionsfraktionen CDU und FDP 
abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zu:  

6 Ohne Vergangenheit keine Zukunft: Erin-
nerungskultur gestalten – kulturelles Ge-
dächtnis bewahren und beschützen  

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/4869 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende CDU-Fraktion Herrn Prof. Sternberg das 
Wort. Bitte schön. 

Prof. Dr. Thomas Sternberg (CDU): Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Da-
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men und Herren! Wir bringen hier heute einen An-
trag ein, der sich von ganz verschiedenen Seiten 
her mit dem Thema der Historie, der Vergangen-
heit, beschäftigt. Was meint denn eigentlich Erin-
nerungskultur? Wenn wir uns hier normalerweise 
mit der Gestaltung von Zukunft beschäftigen, 
dann bedingt das trotzdem den Blick in die Ver-
gangenheit. Denn wer sich dem Vergangenen 
nicht stellt, kann Zukunft nicht gestalten, meine 
Damen und Herren. Das wissen wir in Deutsch-
land vor allem im Blick auf die Geschichte des 
20. Jahrhunderts. 

Kollektives Gedächtnis stiftet Identität, schärft den 
Blick für größere Zusammenhänge und bietet 
Maßstäbe für Orientierung. Das gilt nicht nur auf 
der nationalen Ebene und auch nicht nur für uns 
hier. Das gilt vor allem auch mit Blick auf Europa; 
denn wenn man Europa eine Seele geben will, 
kann man das nur, wenn man die Vergangenheit 
dieses Kontinents in den Blick nimmt. 

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, Zeugnisse der Ver-
gangenheit sind nicht Schnee von gestern. Sie 
sind das Gedächtnis der Gesellschaft, und inso-
fern müssen die Dinge, die darauf hinweisen und 
überkommen sind, geschützt werden. Wenn rele-
vante historische Materialien und Informationen 
nicht gesammelt und bereitgestellt werden, dann 
wird jede Erinnerungskultur im Kern erstickt. 

In den Archiven und Museumssammlungen unse-
res Landes sind Hunderte von Kilometern Papier-
akten vom Säurefraß bedroht. Vielleicht kennen 
Sie diese auseinanderbröselnden Buchseiten. Be-
troffen sind Akten zu den zentralen Ereignissen 
unserer Geschichte. Das Land Nordrhein-West-
falen hat ein Sonderprogramm zum Substanzer-
halt aufgelegt, zu dem wir die Mittel bereitgestellt 
haben und das seit 2006 mit sehr guter Arbeit ge-
gen den Säurefraß vorgeht.  

Das betrifft aber auch Sammlungen in öffentlichen 
und nichtöffentlichen Museen, in privaten und in 
alternativen Archiven, wie etwa dem afas, dem 
Institut für alternatives Schrifttum, das wir erhalten 
und bei dem wir dafür sorgen werden, dass Do-
kumente ganz unterschiedlicher Art erhalten wer-
den. 

Ministerpräsident Rüttgers hat in seiner Regie-
rungserklärung – ich glaube, zum ersten Mal ü-
berhaupt in einer Regierungserklärung eines Mi-
nisterpräsidenten – das Wort Archiv gebraucht. 
Archive sind normalerweise Tätigkeitsfelder, die 
man so nolens volens machen muss. Wir wissen, 
dass es wichtig ist, die bedrohte Substanz unserer 

Kultur in Theatern, Museen und Archiven zu 
schützen und dafür zu arbeiten. 

Das gilt übrigens nicht nur, wenn ich auf die Ar-
chive blicke, für Materialien, die man so kennt, wie 
Bücher und Papiererzeugnisse. Das gilt vor allem 
auch für moderne Medien, für Filme. Wenn man 
einmal geglaubt hat, dass digitale Medien zu einer 
Verbesserung der Archivsituation führen würden, 
dann sieht man sich heute besonders erschre-
ckend vom Gegenteil überzeugt; denn beim Erhal-
ten und Bewahren von digitalisierten Medien gibt 
es besonders große Probleme. 

Meine Damen und Herren, es ist nicht Aufgabe 
der Politik, Kriterien zu entwickeln, wie ein solches 
Bewahren und Sammeln aussehen soll und was 
aufbewahrt werden soll. Das ist Sache der Fach-
leute, Sache der Wissenschaft. Aber wir müssen 
die Rahmenbedingungen herstellen, damit nach 
wissenschaftlichen Kriterien gesammelt und erhal-
ten werden kann. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Aufgabe der Po-
litik ist es, Erinnerungskultur nicht nur an den 
Sammlungsorten, den Museen und Archiven, zu 
betreiben, sondern heißt vor allen Dingen auch, 
zu aktivieren. Das ist ein bildungspolitisches 
Thema. Diese Bildung ist eine Frage der Muse-
umspädagogik, der Archivpädagogik, der histori-
schen Bildung in der Schule, des Geschichtsun-
terrichtes und der historischen Wissenschaften. 
Wir haben da auf sehr viel Gutes in unserem Land 
zurückzugreifen. Wir haben eine gute Museums-
pädagogik, wir haben eine sehr gute historische 
Wissenschaft in diesem Land, aber sie müssen 
gefördert und von ganz verschiedenen Seiten 
vernetzt werden. Wir werden uns um dieses Poli-
tikfeld besonders kümmern. Ein Kernbereich der 
kulturellen Bildung ist die historische Bildung. 

Es gibt ein Landesprogramm „Archiv und Schule“, 
mit dem Schulen an die Archivarbeit herangeführt 
werden. Auch das unterstützen wir lebhaft. Wir 
sind dabei, hier anzuknüpfen. Wir können anknüp-
fen an ein historisches Bewusstsein, das ja ganz 
lebendig ist. Die Leute wollen Erinnerung; man 
erinnert die privaten Dinge, man erinnert Vereins-
geschichte, man erinnert Verbandsgeschichte. 
Das hat alles durchaus Konjunktur. Aber es wird 
darauf ankommen, das durch eine wirkliche Erin-
nerungsarbeit zu verbreitern und zu vertiefen. 

Meine Damen und Herren, Geschichte wird er-
fahrbar und greifbar, wenn sie sich wirklich an 
Quellen abarbeiten kann. Es ist eben wichtig, 
dass wir es schaffen, durch eine Vernetzung von 
Schule und Einrichtungen dazu zu kommen, dass 
Kinder in diesem Lande in ihrer historischen Bil-
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dung lernen, was die Basis für die Wahrnehmbar-
keit von Vergangenheit ist, also vor allen Dingen 
in Museen und Archiven. 

Die Jugendlichen in diesem Land müssen auch 
etwas über unsere jüngste Geschichte erfahren. 
Es kann nicht angehen, dass junge Menschen die 
Schule beenden, ohne etwas über den Totalita-
rismus der DDR im letzten Jahrhundert erfahren 
zu haben. 

(Beifall bei der CDU und FDP)  

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluss. Nach meiner Einschätzung ist die Quali-
tät des Geschichtsunterrichtes auch an die Be-
wahrung historischer Kulturgüter gebunden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir regen in un-
serem Antrag eine ganze Reihe von Maßnahmen 
an, das historische Erbe in Nordrhein-Westfalen 
zu erhalten, bevor es zu spät wird. Ich freue mich 
auf die Debatten im Kulturausschuss. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Sternberg. – Für die zweite antragstellen-
de Fraktion, die FDP-Fraktion, hat Frau Kollegin 
Freimuth das Wort. 

Angela Freimuth (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Wir wollen langfristig das 
kulturelle Erbe sichern und die Sensibilität für his-
torische Zusammenhänge stärken. Der Minister-
präsident hat gestern in seinem Redebeitrag in 
der Haushaltsdebatte dargelegt, aus welchen 
Gründen es unter anderem so wichtig ist, die 
Sensibilität für historische Sachverhalte und Zu-
sammenhänge zu stärken, auch um Konsequen-
zen aus der Geschichte ziehen zu können. 

Wir haben in der Tat über einzelne Aspekte unse-
res Antrags bereits diskutiert, z. B. im Zusam-
menhang mit dem Antrag der Kollegen der SPD-
Fraktion zur Neuausrichtung kultureller Angebote 
insbesondere für ältere Menschen. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, wir wollen aber ein Gesamt-
konzept vorlegen und wir möchten, dass die Lan-
desregierung uns auch Vorschläge zur Umset-
zung unterbreitet, die die gesamte Breite und die 
unterschiedlichen Lebensbereiche berücksichti-
gen. Ich will hier nur kurz auf einige davon einge-
hen. 

Erstens: die Schulen. Es ist richtig und wichtig, 
dass der Geschichtsunterricht, aber auch andere 
Fächer wie Deutsch und Sozialwissenschaften 

gestärkt werden; denn auch dort wird Historie 
vermittelt. Wir dürfen es nicht dabei belassen, nur 
auf das Unterrichtsfach Geschichte zu zielen. 

Wir wollen – darauf haben wir bereits in anderem 
Kontext hingewiesen – auch außerschulische 
Lernorte wie die Museen für junge Menschen 
nach vorne bringen und ihre Attraktivität für Kinder 
und Jugendliche steigern. 

Mit der finanziellen Stärkung der offenen Ganz-
tagsgrundschule wird es den engagierten Kräften, 
die dort am Nachmittag arbeiten, erleichtert, kultu-
relle Angebote in die Schulen zu holen. Diese Ko-
operation wollen wir noch verstärken. Über einen 
Punkt sind wir uns völlig klar – da sind wir hoffent-
lich mit Ihnen allen einer Meinung –: Es geht nicht 
nur darum, die Kinder, die in ihrem Elternhaus be-
reits an Geschichte und Kultur im engeren Sinne 
herangeführt werden, zu erreichen, sondern wir 
wollen Kultur und Historie für alle Kinder und Ju-
gendlichen öffnen. 

Und da bin ich bereits beim zweiten wichtigen 
Punkt: Es geht uns insbesondere um die jungen 
Menschen, die etwa in problembehafteten Stadt-
vierteln aufwachsen und nicht auf der „Sonnensei-
te“ stehen. Diese jungen Menschen können sich 
oft nicht mit Kultur im engeren Sinne auseinan-
dersetzen, weil für sie und ihre Familien oftmals 
ganz andere Probleme viel dringender sind. Ob-
wohl sie vor ganz anderen Herausforderungen 
stehen und ihre Familien von ganz anderen Prob-
lemen belastet werden, sollen auch diese Kinder 
einen Sinn für Kultur im engeren bis mittleren Sin-
ne, um es einmal so auszudrücken, entwickeln 
können. 

Ich freue mich darüber, dass wir mit dem Sonder-
programm „Jugend und Soziale Brennpunkte“ be-
reits zahlreiche Maßnahmen der Jugendkulturar-
beit fördern können. Es wundert nicht, dass sich 
insbesondere die Landesvereinigung Kulturelle 
Jugendarbeit Nordrhein-Westfalen auf ihrer Web-
site ausgesprochen positiv über dieses Landes-
programm äußert und dass sie mit über 
40 Anträgen die zusätzlichen Mittel zur kulturellen 
Bildung junger Menschen nutzen will. 

Drittens. Die Hochschulen, die grundsätzlich ei-
nen hohen wissenschaftlichen Standard der Ge-
schichtswissenschaften aufweisen, spielen eben-
falls eine wichtige Rolle. Unser Ziel muss es sein, 
diese guten Kompetenzen zu erhalten und weiter-
zuentwickeln. Ich glaube, dass wir den Universitä-
ten durch das Hochschulfreiheitsgesetz hinrei-
chende Anreize zu qualitativen Verbesserungen 
geben. 
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(Karl Schultheis [SPD]: Das glaube ich 
nicht!) 

Solche Aspekte können beim Abschluss zukünfti-
ger Ziel- und Leistungsvereinbarungen auch stär-
ker zum Ausdruck kommen. 

Viertens. Der Bereich der Kirchen: Rückläufige 
Mitgliederzahlen und veränderte finanzielle Mög-
lichkeiten der Kirchen sind nicht alleine Ausdruck 
eines innerkirchlichen Problems. Vielmehr handelt 
es sich um eine gesamtgesellschaftliche Heraus-
forderung. Das hat die alte Landesregierung leider 
nicht ernst genug genommen. Ich erinnere nur an 
die Hilferufe der kirchlichen Träger von Kinderta-
geseinrichtungen, die Schließungen angekündigt 
haben, wenn ihr Eigenanteil nicht reduziert werde. 
Reaktion der damaligen Regierung: Eine Verän-
derung der Eigenbeteiligung wurde abgelehnt. 
Stattdessen wurde an die gesellschaftliche Ver-
antwortung der Kirchen appelliert. 

Meine Damen und Herren, das allein reicht nicht 
aus. Übrigens ist dies nicht der einzige Bereich, in 
dem wir auf die Finanzprobleme der Kirchen rea-
gieren. Das Land hält seine Versprechen – wie-
der. 

Ich komme zum Ende meiner Redezeit: Wir ha-
ben deutlich gemacht, dass wir die Kirchen kon-
struktiv unterstützen und begleiten, wenn es um 
die Nutzungsmöglichkeiten für Gotteshäuser geht, 
die nicht mehr als Gotteshaus gebraucht werden. 
Insgesamt 35 Maßnahmen neuer Nutzungen z. B. 
als Galerie und entsprechende Finanzierungskon-
zepte sind landesseitig gefördert worden. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluss. Mit diesem Antrag bitten wir die Landes-
regierung, dafür Sorge zu tragen, dass auch die in 
den Kirchengebäuden befindlichen Kunst- und 
Kulturgegenstände bewahrt werden. Herr Kollege 
Sternberg hat bereits weitere wichtige Bereiche 
u. a. das Archivwesen genannt. Ich freue mich auf 
die weitere intensive Diskussion im Ausschuss. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Freimuth. – Für die SPD-Fraktion erhält 
jetzt Frau Kollegin Nell-Paul das Wort. Bitte 
schön. 

Claudia Nell-Paul (SPD): Verehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Frei-
muth, gestatten Sie mir bitte eine Vorbemerkung, 
weil Sie gerade die gestrige Rede des Minister-
präsidenten angesprochen haben.  

Es ist dringend erforderlich, dass man mit ihm 
einmal über die Erinnerungskultur und die Kultur 
des Erinnerns sowie über Geschichte und ge-
schichtliche Sachverhalte spricht. Denn das, was 
er hier zur Rolle der SPD in der Weimarer Repu-
blik vorgetragen hat, war Geschichtsklitterung und 
keine Erinnerung. 

(Beifall von der SPD) 

Ich komme nun auf den Antrag „Ohne Vergan-
genheit keine Zukunft: Erinnerungskultur gestalten 
– kulturelles Gedächtnis bewahren und beschüt-
zen“ zu sprechen. Dieser Titel ist sehr sperrig. Ich 
habe darüber nachgedacht, ob ich das nicht 
schon irgendwo einmal gehört habe. Dies ist in 
der Tat so: Es ist der Einladungstext zu einem 
Werkstattgespräch, zu dem die CDU-Landtags-
fraktion nach Münster eingeladen hat. Der An-
tragstext wiederum ist der Einladungstext, der von 
Herrn Kuhmichel unterschrieben wurde. Dies ist 
als solches nicht verwerflich, aber es ist natürlich 
eine Frage, ob wir jetzt CDU-Seminare im Düs-
seldorfer Landtag sozusagen nachholen. Das hal-
te ich für ein Problem. 

Was will man uns mit dem Antrag eigentlich sa-
gen? – Wenn man den Antrag unter historisch-
philosophischen Aspekten betrachtet, dann ist er 
zu banal. Betrachtet man ihn aber als politischen 
Antrag im Sinne von Handlungsanleitung, dann ist 
er zu wenig konkret. Was ist es also? Ist es ein 
Besinnungsaufsatz, eine Standortbeschreibung 
der CDU-Fraktion? Was wollen Sie eigentlich mit 
diesem Antrag?  

Ich kann Ihnen sagen: Die SPD-Landtagsfraktion 
könnte einen eigenen Text beitragen. Wir haben 
nämlich einen wunderbaren Leitantrag auf unse-
rem nächsten Bundesparteitag mit dem Titel: „Kul-
tur ist unsere Zukunft“. In diesem Antrag gibt es 
einen mehrseitigen Abschnitt zum Thema „Erinne-
rungskultur“ sowie zum Thema „Schutz und Erhalt 
kulturellen Erbes“. Ich verzichte darauf, diesen 
Antrag hier einzubringen, denn unser Parteitag ist 
erst im Oktober. Wir wollen das Thema von heute 
Morgen ja nicht wieder aufgreifen, dass wir im 
nordrhein-westfälischen Landtag bereits Anträge 
beschließen, bevor unser Parteitag überhaupt 
stattgefunden hat. Deswegen haben Sie von uns 
keinen Entschließungsantrag vorliegen.  

Nun zu den einigen wenigen konkreten Aspekten, 
die Sie im Antrag ansprechen. Diesbezüglich 
möchte ich die hervorragende Arbeit – hierin sind 
wir uns sicherlich einig – der beiden Landschafts-
verbände in diesem Bereich betonen.  

(Beifall von der SPD) 
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Ich erinnere an die vielen archäologischen, biblio-
thekarischen, archivarischen Arbeiten, die dort ge-
leistet werden, die Magazine, Werkstätten, Res-
taurierungsarbeiten. Das, was die Kommunen in 
den letzten Jahrzehnten auf diesem Felde getan 
haben, ist eine enorme Leistung gewesen, die wir 
nicht schmälern sollten. Sie selbst haben ja im 
Jahr 2005 die Bestandserhaltungsinitiative NRW 
angeregt. In Zusammenarbeit der beiden Land-
schaftsverbände werden historische Dokumente 
entsäuert, wie Sie eben beschrieben haben, und 
damit der Nachwelt erhalten. Es passiert also ei-
niges auf diesem Feld. 

Sie führen in Ihrem Antrag den Wettbewerb „Ar-
chiv und Jugend“ an und loben diesen als ein 
großes Erfolgsmodell. Hier muss ich ein bisschen 
Wasser in den Wein gießen, denn da sind Sie ein 
bisschen vorschnell. Die Bewerbungsfrist für die-
sen Wettbewerb läuft erst Ende dieses Monats 
aus. Man weiß also noch gar nicht, ob dieser 
Wettbewerb überhaupt das erreicht hat, was man 
will. Mein Büro hat einmal bei den Landschafts-
verbänden nachfragen lassen mit dem Ergebnis, 
dass es leider noch nicht einmal ein Dutzend An-
meldungen gibt. Dafür stehen 100.000 € zur Ver-
fügung, und es gibt keine Anmeldungen. Lassen 
Sie uns erst einmal solide das abarbeiten, was im 
Moment schon vorhanden ist. Wir sollten dabei 
helfen, dass das, was bereits vorgedacht und auf 
den Weg gebracht ist, sinnvoll umgesetzt wird. 

Am Schluss Ihres Antrags findet ein Rundgang im 
Bereich der Bildungspolitik statt. Lassen Sie mich 
aufgrund der Kürze der Zeit nur auf das Thema 
Hochschulpolitik eingehen. Wir konnten in den 
letzten Tagen lesen, dass der Bereich der Geis-
teswissenschaften in unserer Republik nicht gera-
de ein Bereich ist, der besonders gefördert wird. 
Im Gegenteil: Was die Professorenstellen in die-
sem Bereich angeht, haben wir Abgänge zu ver-
zeichnen. 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

Darüber hinaus gibt es die Klage der nordrhein-
westfälischen Hochschulen, dass im Bereich der 
Geisteswissenschaften im Moment sehr stark ge-
spart wird. Durch Ihre Hochschulpolitik, sich durch 
Ihr sogenanntes Hochschulfreiheitsgesetz aus der 
Mitgestaltung von Hochschulpolitik zurückzuzie-
hen, haben Sie jegliches Instrument aus den 
Händen gegeben, in Zukunft die Geisteswissen-
schaften auch in der Konkurrenz zu den Natur-
wissenschaften zu stärken.  

Es ist also ein ganz breites Feld, das Sie hier an-
sprechen. Lassen Sie uns im Kulturausschuss 
darüber diskutieren, wie wir mit den Landschafts-

verbänden und den Kommunen gemeinsam diese 
Aufgaben angehen, die angepackt sind, aber die 
natürlich eine endlose und unendliche Aufgabe 
darstellen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Nell-Paul. – Für Bündnis 90/Die Grünen 
hat der Abgeordnete Keymis das Wort.  

Oliver Keymis (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Vielen Dank für den 
Antrag zum Thema „sich erinnern“. Ich weiß übri-
gens gar nicht, ob das noch jemand reflexiv ge-
braucht. Ich habe das so gelernt.  

Also: Erinnern wir uns. Wir haben einen Antrag 
vorliegen, der viele Themen aufreißt. Ich habe 
diesen Antrag mit Interesse gelesen. Manches 
klingt ein wenig parteiprogrammatisch, zum Bei-
spiel der Satz: „In welcher Gesellschaft wollen wir 
leben?“ Diese Frage haben wir in unserem 
Grundsatzprogramm auch beantwortet. In Ihrem 
Antrag ist eine ganze Reihe von solchen Fragen 
gestellt worden.  

„Die Reise, von der wir nicht wissen, wohin sie mit 
uns geht“, „Wie kann die Welt in Zukunft gestaltet 
werden?“, das ist alles sehr pathetisch formuliert 
und macht sich möglicherweise in einer Einladung 
ganz nett – die Kollegin hat darauf hingewiesen –, 
im Antrag klingt das jedoch ein bisschen stark 
hervorgegriffen.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Was würde 
wohl Wolfgang Clement dazu sagen?) 

Aber gut, nehmen wir das einmal als einen Ansatz 
hin, gemeinsam in eine politische Debatte einzu-
treten. Dafür eignet sich natürlich ein solcher the-
matischer und dramatischer Aufriss.  

Sie sprechen von einem kollektiven Gedächtnis, 
das identitätsstiftend ist. Das sehen wir sicherlich 
alle so. Wenn wir uns nicht gemeinsam an das er-
innern, was uns historisch und gesellschaftlich 
geprägt hat, dann sind wir am Ende verloren. Vor 
dem Hintergrund kann man einen solchen Antrag 
sicherlich formulieren. 

Richtig ist, was Frau Kollegin Nell-Paul gesagt 
hat: Der Antrag ist relativ wenig konkret.  

Es sind ein paar Punkte aufgeführt, die im Grund-
satz unstreitig sind. Sie können natürlich – Herr 
Kollege Sternberg, das wissen Sie auch – auf ei-
ne lange Geschichte, eine Tradition der Pflege 
dieser Dinge zurückgreifen. Es hat im Land Nord-
rhein-Westfalen solche Bemühungen immer ge-
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geben. Es sind immer Archive gepflegt worden. 
Es ist immer versucht worden, dieses kollektive 
Gedächtnis für uns alle zu bewahren und zugäng-
lich zu machen. 

Ich schließe mich dem Lob an die Landschafts-
verbände gerne an. Ich glaube, dass beide bei-
spielhaft – gerade auch in den letzten Jahren und 
zuletzt noch – bewiesen haben, dass ihnen die 
Pflege des Kulturgutes in diesem Bereich der Er-
innerungskultur stark am Herzen liegt. Vor diesem 
Hintergrund ist das eine gute und wichtige Zu-
sammenarbeit und ist die Landesinitiative im Prin-
zip auch zu begrüßen! 

Genauso ist – Ihr Antrag flankiert das dann offen-
sichtlich – die bereits vorgestellte Haushaltsent-
scheidung der Landesregierung zu begrüßen, die 
wir in den nächsten Wochen und Monaten ge-
meinsam beraten werden, nämlich in der Titel-
gruppe 65 „Substanzerhaltung von Kulturgütern“. 
Ich begrüße es für meine Fraktion ausdrücklich, 
dass hier ein Mehransatz von 1.025.000 € veran-
schlagt wurde. Es ist richtig, dieses kulturpoliti-
sche Schwerpunktthema, nämlich Substanzerhalt 
von Kulturgütern, zu stärken. Vor diesem Hinter-
grund kommt Ihr Antrag sozusagen ein bisschen 
zu spät, weil es im Haushaltsentwurf schon ver-
anschlagt ist.  

Wir haben eine Reihe von Punkten, die wir in die-
sem Zusammenhang sicherlich auch berücksich-
tigt wissen müssen, z. B. dass wir eine – wie ich 
finde – sehr eindrucksvolle Migrationsgeschichte 
haben. Das gehört ebenfalls zur Erinnerungskul-
tur.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das muss man, glaube ich, in einem solchen An-
trag noch berücksichtigen.  

Ich denke, es gibt einen weiteren wichtigen Pas-
sus, den Sie leider auch im Haushalt bisher nicht 
berücksichtigt haben, nämlich die sogenannte po-
litische Bildung. Herr Kollege Sternberg hat in sei-
ner Rede schon darauf hingewiesen, dass das 
Ganze auch eine politische Bedeutung hat. Sie 
haben davon gesprochen, dass man Europa eine 
Seele geben will. Ich behaupte: Europa hat meh-
rere Seelen, und es geht natürlich darum, sich mit 
all diesen verschiedenen Erscheinungen und See-
len zu befassen.  

Vor diesem Hintergrund will ich darauf abheben, 
dass die politische Bildung aus meiner Sicht eine 
wichtige Rolle spielt. Da muss man leider feststel-
len – auch mit Blick auf den Haushaltsentwurf, der 
gestern eingebracht worden ist –, dass der Ansatz 
für die Förderung von Projekten der Gedenkstät-

tenarbeiten und Aufarbeitung der deutschen Ge-
schichte – gerne auch mit dem Hinweis auf die 
Geschichte der ehemaligen Deutschen Demokra-
tischen Republik – mit 118.200 € leider gleich 
bleibt. Das ist ein Miniansatz dafür, dass wir an 
der Stelle gerade Kinder und Jugendliche stärker 
einbinden wollen. Vor diesem Hintergrund muss 
man Ihre vielen guten Worte noch einmal genau 
prüfen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es geht nämlich darum, diesen Ansatz für die poli-
tische Bildungsarbeit – gerade auch für das Rei-
sen an solche Stätten –, für eine intensive Ausei-
nandersetzung mit der Geschichte vor Ort weiter 
zu ermöglichen. Hier gibt es sicherlich noch eine 
Menge Nachholbedarf. Wir hatten dort in früheren 
Zeiten, selbst als rot-grün sparen musste, einen 
etwas höheren Ansatz im Haushalt, als er derzeit 
zu finden ist. Insofern können wir Sie da also nur 
ermutigen. Den Rest der Debatte führen wir natür-
lich im zuständigen Ausschuss.  

Auch vor dem Hintergrund, dass wir bereits seit 
1998 das sehr schöne und sehr informative Portal 
„Archive in NRW“ im Internet haben – mit all den 
Verlinkungen, die man in Ruhe betrachten kann –, 
bin ich guter Hoffnung, dass auch diese Regie-
rung das sinnvoll Begonnene der alten Regierung 
weiter klug fortsetzen wird – mit und ohne den An-
trag, den Sie heute eingebracht haben. – Danke 
schön.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Keymis. – Für die Landesregierung hat 
Herr Minister Breuer das Wort. Bitte schön.  

Michael Breuer, Minister für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich will vorweg, Frau Nell-Paul, zwei 
Anmerkungen zu Ihrem Beitrag machen: Bei dem 
Thema „Archive und Jugend“ haben Sie nur die 
Zahlen des Landschaftsverbandes Rheinland zi-
tiert. Ich möchte darauf nur aufmerksam machen, 
damit es im Protokoll steht, dass es viele kleine 
Archive gibt, die sich längst zusammenschließen 
und bei denen die Resonanz wesentlich größer 
ist. Sie sollten diese Zahlen also ganz abgewogen 
diskutieren. Ich bin überzeugt, dass dies eine gute 
Geschichte ist und möchte nur, dass im Protokoll 
vermerkt ist, dass es eben nicht nur das Archiv 
beim Landschaftsverband Rheinland gibt.  

Zum Zweiten haben Sie etwas zum Ministerpräsi-
denten gesagt. Wir sind uns, glaube ich, einig, 
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dass Erinnerungen auch schmerzhaft sein kön-
nen.  

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD]) 

Ich habe den Eindruck gehabt, dass die eine oder 
der andere von Ihnen gestern auch diesen 
Schmerz empfunden haben. Das geht übrigens 
nicht nur Ihnen so.  

Bezüglich des Antrags der Koalitionsfraktionen 
möchte ich deutlich machen, dass es ein Pro-
gramm ist. Ich bin den Koalitionsfraktionen sehr 
dankbar, dass sie diese Initiative in den Landtag 
einbringen. Sie deckt das weite Feld der Sub-
stanzerhaltung ab und stellt dar, wie spannend 
und wie lebendig diese Fragen sind, meine Da-
men und Herren.  

An diesem Antrag wird auch deutlich, dass nicht 
irgendwelche Kleinigkeiten oder Gedankenspiele 
behandelt werden, sondern dass wir mit unserer 
Kulturpolitik etwas anderes gestalten wollen. Es 
gilt, im Auge zu behalten, was unsere Gesell-
schaft zusammenhält und den Kitt für unser Zu-
sammenleben darstellt. Deshalb wollen wir den 
Ansatz für den Substanzerhalt im kommenden 
Jahr um rund ein Drittel, um 32 % von 3,2 Millio-
nen € auf gut 4,2 Millionen €. Sie werden das 
dann ja entsprechend diskutieren.  

In der Kürze der Zeit möchte ich noch ein paar 
Sachverhalte hervorheben, um zu demonstrieren, 
dass wir Geschichte aufarbeiten und vor allen 
Dingen auch Kindern und Jugendlichen die Mög-
lichkeit geben wollen, sich mit der Geschichte ih-
rer Region und ihrer Vorfahren auseinanderzuset-
zen. Nicht zuletzt geht es um Identität. Es geht um 
die Identität mit unserem Land, und es geht auch 
um unsere kulturellen, geschichtlichen und histo-
rischen Wurzeln. 

Lassen Sie mich ein paar Beispiele nennen:  

Erstens. Unsere Initiative Substanzerhalt: Sie ist 
ein voller Erfolg. Was in Zusammenarbeit mit den 
beiden Landschaftsverbänden geschieht, ist von 
größter landesgeschichtlicher Bedeutung, meine 
Damen und Herren.  

(Beifall von der CDU) 

Ich bin auch froh, dass alle Fraktionen das beglei-
tet haben.  

Zweitens. In diesen Kontext gehört ein Kooperati-
onsvorhaben, das Ministerpräsident Jürgen Rütt-
gers Anfang Juli in Auschwitz unterzeichnet hat. 
Nordrhein-Westfalen kooperiert mit der dortigen 
Museumsleitung und unterstützt die Konservie-
rung von 39.000 Akten von KZ-Häftlingen, die 

dem grausamen Arzt Mengele damals gnadenlos 
ausgeliefert waren. Diese Dokumente sind oft die 
einzigen Zeugnisse überhaupt dafür, dass diese 
Menschen gelebt haben, und sie sind Zeugnisse 
dafür, was sie Furchtbares erlitten haben.  

Drittens. Ich bin auch sehr dankbar, dass Sie auf 
unsere Planungen für das Programm zur Restau-
rierung von Werken der bildenden Kunst hinwei-
sen. In der Tat muss man sich immer wieder be-
wusst machen, welche Schätze in den Depots un-
serer Museen lagern, und das sollten wir vor allen 
Dingen deutlich machen.  

Viertens. Wir möchten die Jungen für das Alte in-
teressieren. Wir müssen dieses Geschichtsbe-
wusstsein der jungen Menschen stärker entwi-
ckeln. Viele Schülerinnen und Schüler wissen 
schon gar nicht mehr, wie es in der jüngeren Ge-
schichte in Deutschland angefangen hat. Abhilfe 
schaffen kann der Geschichtsunterricht, Abhilfe 
möchten wir aber auch schaffen, indem wir die 
Archive noch stärker für junge Menschen öffnen 
und jugendgerecht machen.  

Meine Damen und Herren, das sind nur einige 
Beispiele. Die Arbeit fängt in manchen Bereichen 
jetzt erst richtig an. Ich freue mich, dass diese Ar-
beit eine breite parlamentarische Unterstützung 
hat. Gespannt darf man auf die vertiefenden Dis-
kussionen im Ausschuss sein. Ich habe – auch 
angesichts aller heutigen Beiträge – die große 
Zuversicht, dass wir in diesen wichtigen Fragen 
von Zusammenhalt, Identität und Geschichtsbe-
wusstsein, die Jungen und die Alten zusammen-
bringen, das Junge und das Alte zusammenbrin-
gen. Ich glaube, dass wir mit Konsens an diesem 
Thema arbeiten sollten. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister Breuer. 

Meine Damen und Herren, der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrages Drucksa-
che 14/4869 an den Kulturausschuss – feder-
führend –, den Ausschuss für Innovation, Wis-
senschaft, Forschung und Technologie, den 
Ausschuss für Generationen, Familie und In-
tegration sowie an den Ausschuss für Schule 
und Weiterbildung. Die abschließende Beratung 
und Abstimmung soll in öffentlicher Sitzung im fe-
derführenden Kulturausschuss erfolgen. Wer da-
für ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Ist 
jemand dagegen? – Enthaltungen? – Das ist vom 
Plenum einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zu: 
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7 Gesetz zur Einführung des Wahlalters 16 
bei Landtagswahlen  

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/4867 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfes erteile ich 
dem Kollegen Kuschke von der SPD-Fraktion das 
Wort. Bitte schön. 

Wolfram Kuschke (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das, was wir wollen, nämlich 
die Änderung von Art. 31 Abs. 2 Satz 1, ist schnell 
dargestellt: Wahlberechtigt ist, wer das 
16. Lebensjahr vollendet hat. 

Wir haben dazu im Hauptausschuss eine Anhö-
rung durchgeführt. Die Anhörung hat keinerlei ver-
fassungsrechtliche oder gesetzestechnische Be-
denken ergeben. Im Gegenteil: Einer der Sach-
verständigen, Prof. Koch, hat in seiner Stellung-
nahme ausgeführt – ich darf mit Genehmigung 
des Präsidenten zitieren –: 

„Für Niedersachsen hat der Niedersächsische 
Staatsgerichtshof die Gleichwertigkeit von Lan-
des- und Kommunalaufgaben ausdrücklich an-
erkannt. Auf dieser Grundlage erscheint als 
zweifelhaft, ob Differenzierungen hinsichtlich 
des Wahlalters für unterschiedliche Wahlen ü-
berhaupt möglich sind. Dies gilt jedenfalls in-
soweit, als die Regelung des Wahlalters in die 
Zuständigkeit desselben Gesetzgebers fällt.“ 

Das wäre bei uns gegeben: mit unserer Zustän-
digkeit für die Festsetzung des Wahlalters bei den 
Kommunalwahlen und bei den Landtagswahlen. 

Meine Damen und Herren, ich denke aber, es 
geht um viel mehr. Ich will das an zwei Beispielen 
verdeutlichen. 

Erstes Beispiel: Am 11. September 2003 bringt 
eine Gruppe von 25 Mitgliedern des Deutschen 
Bundestages von SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen einen Antrag ein. In diesem Antrag wird die 
Bundesregierung aufgefordert, Art. 38 Grundge-
setz zu ändern. Es wird ein Wahlrecht ab der Ge-
burt gefordert. Dieses soll von den gesetzlichen 
Vertretern wahrgenommen werden.  

Ich füge hinzu: Dieser Vorschlag geht mir etwas 
zu weit. Man könnte das jetzt breit diskutieren. Er 
würde auf jeden Fall gegen das Prinzip verstoßen: 
one man/one woman, one vote. 

Aber es gibt einen weiteren bemerkenswerten 
Vorgang, der darauf schließen lässt, dass es sich 

um interessante Personen handelt, die diesen 
Vorschlag gemacht haben. Der findet seinen Nie-
derschlag am 17. März bei der ddp. Ich darf er-
neut – mit Genehmigung des Präsidenten – zitie-
ren: 

„Bei uns in Nordrhein-Westfalen dürfen Jugend-
liche ab 16 Jahren bereits seit 1999 an Kom-
munalwahlen teilnehmen. Aufgrund der guten 
Erfahrungen im größten Bundesland halte ich 
ein Wahlrecht für Jugendliche ab 16 auch auf 
Bundes- und Landesebene für wünschens-
wert.“ 

Jetzt speziell für Herrn Witzel – Herr Kollege, ich 
mache für Sie an dieser Stelle des Zitates weiter –: 
Die Regierung in Düsseldorf habe festgestellt, dass 
„gerade bei Schülern dieser Altersgruppe ein gro-
ßes Interesse an Politik besteht“. 

Das könnte von mir sein, meine Damen und Her-
ren, ist es aber nicht. Es ist von Prof. Pinkwart, 
einem Mitglied der nordrhein-westfälischen Lan-
desregierung, dem stellvertretenden Bundesvor-
sitzenden der FDP, der den Antrag der 25 Bun-
destagsabgeordneten unterstützt hat – Wahlrecht 
ab Geburt – und der sich im März dieses Jahres 
eindeutig in Richtung Herabsenkung des Wahlal-
ters für Jugendliche ab 16 auch auf Bundes- und 
Landesebene geäußert hat. Er tut das nicht – 
kommen Sie mir gleich bloß nicht mit diesem 
Hinweis! – als stellvertretender Bundesvorsitzen-
der der FDP. Denn er sagt – ich wiederhole es, 
weil es so schön ist –: Die Regierung in Düssel-
dorf habe festgestellt, dass „gerade bei Schülern 
dieser Altersgruppe ein großes Interesse an Poli-
tik besteht“. 

Zweites Beispiel: Der Vertreter der Landesschü-
lerschaft Nordrhein-Westfalen hat bei der Anhö-
rung sinngemäß in Richtung der Abgeordneten, 
also in Richtung der Politik, gesagt: Meine Damen 
und Herren, Sie stellen doch so oft Anforderungen 
an uns, was wir als Jugendliche machen sollen. 
Wir sollen politisch sensibel sein, wir sollen uns 
ehrenamtlich bürgerschaftlich engagieren. Wir sol-
len Verantwortung übernehmen. Warum schre-
cken Sie dann an diesem Punkt, bei der Herab-
senkung des Wahlalters, zurück? – Ich denke, 
Herr Wenzel, der damals für die Landesschüler-
vertretung gesprochen hat, hat in diesem Punkt 
eindeutig Recht. 

Die Zahlen – auch das hat die Anhörung ergeben – 
geben uns ja Recht. Das ist auch der Hintergrund, 
auf den sich Prof. Pinkwart bei seiner Aussage be-
zogen hat. Wir haben 2004 bei den Kommunal-
wahlen bei den 16- bis 21-Jährigen eine Wahlbetei-
ligung in der Größenordnung von 46,1 % gehabt. 
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Das könnte nach unser aller Vorstellung auch noch 
höher sein. Aber immerhin: Eine Wahlbeteiligung in 
dieser Höhe wird erst wieder bei der Altersgruppe 
der über 40-Jährigen erreicht. Das heißt, die 16- 
und 17-Jährigen haben ihre Chance bei den Kom-
munalwahlen wahrgenommen. 

Ich will nicht verhehlen, Herr Innenminister, dass 
in der Landtagsanhörung auch darauf verwiesen 
worden ist, dass das möglicherweise ein An-
fangseffekt ist, der sich im Laufe der Zeit ab-
schleift. Aber das ist zunächst einmal Spekulation.  

Ich glaube, dass wir gut beraten wären, alle 
Chancen für eine politische Beteiligung von Ju-
gendlichen zu nutzen. Dazu gehört auch, den 16- 
und 17-Jährigen ein entsprechendes Wahlrecht 
auf der Landesebene zu ermöglichen.  

Ich darf abschließend anfügen: Ich glaube, auch 
vor dem Hintergrund der Auseinandersetzung in 
den letzten Tagen um Wahlrechtsfragen, um die 
Zusammenlegung von Wahlterminen stünde es 
diesem Hohen Hause gut an, sich in der Frage des 
Wahlalters wahrhaftig und glaubwürdig zu verhal-
ten und einen Schritt nach vorne zu gehen. – Herz-
lichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Kuschke. – Für die CDU-Fraktion 
hat das Wort Frau von Boeselager.  

Ilka von Boeselager (CDU): Herr Präsident! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Es ist richtig: In der 
letzten Woche haben wir hier im Hauptausschuss 
des Landtags eine sehr interessante Anhörung 
zum Landeswahlgesetz und zur geplanten Einfüh-
rung des Zweistimmenwahlsystems durchgeführt. 
Die SPD-Fraktion hat nun in diesem Zusammen-
hang einen Gesetzentwurf vorgelegt, der die Ab-
senkung des Wahlalters von 18 auf 16 Jahre bei 
den Landtagswahlen zum Ziel hat. 

Aus Sicht unserer Fraktion möchte ich Ihnen ger-
ne darlegen, warum wir eine Absenkung des 
Wahlalters bei den Landtagswahlen auf 16 Jahre 
momentan nicht wollen. Aus unserer Sicht spre-
chen wichtige Gründe dagegen. 

Ich bin davon überzeugt, dass Sie unsere Auffas-
sung teilen, dass allein durch den Wahlgang, der 
alle fünf Jahre ansteht, weder das Interesse der 
16- bis 18-Jährigen an den politischen Gestal-
tungsstrukturen noch deren demokratisches En-
gagement in herausgehobener Weise gefördert 
wird. Politisches Interesse muss sich entwickeln. 
Es kann nicht einfach verordnet werden, indem 

das Wahlalter auf 16 Jahre abgesenkt wird. Das 
reicht einfach nicht. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang gerne 
daran, dass es die Koalitionsfraktionen von CDU 
und FDP waren, die für Maßnahmen der Politik für 
Kinder und für die Partizipation von Kindern und 
Jugendlichen im Einzelplan 15 erstmals Mittel zur 
Verfügung gestellt haben, also für den Themenbe-
reich politische Bildung. Die gesamte Titelgruppe 
beläuft sich im Haushaltsansatz 2008 immerhin 
auf 476.100 €. Hiermit sollen unter anderem 
kommunalpolitische Akteure über Beteiligungs-
möglichkeiten informieren, Projekte mit Modell-
charakter gefördert und ein Erfahrungsaustausch 
etabliert werden. Auf diese Weise kann ein wirk-
lich nachhaltiger und praxisnaher Beitrag dazu ge-
leistet werden 

(Zuruf von Andrea Asch [GRÜNE]) 

– ja, Frau Kollegin, hören Sie zu –, junge Men-
schen für Politik zu begeistern. 

Durch die Herabsetzung des Wahlalters auf 16 Jah-
re käme es unweigerlich zu einem Wahlrecht im 
Land mit 16 Jahren und einem Wahlrecht im Bund 
mit 18 Jahren. Dann sollten wir doch besser für alle 
Ebenen die gleiche Entscheidung treffen. 

Dann müsste man aber auch dafür sorgen, dass 
die jungen Leute, wenn man ihnen das zutraut, 
nicht nur mit 16 Jahren wählen dürfen, sondern 
dann müsste dieses Alter generell gelten, bei-
spielsweise auch beim Erwerb des Führerscheins 

(Zuruf von Wolfram Kuschke [SPD] – Ralf 
Jäger [SPD]: Übrigens gibt es den Führer-
schein mit 16!) 

oder im Erwachsenenstrafrecht. Dann müsste 
man generell bereit sein, in allen Bereichen eine 
Absenkung auf dieses Alter vorzunehmen. 

(Zurufe von der SPD) 

– Ich weiß, das passt Ihnen nicht. Dennoch müs-
sen Sie sich das jetzt anhören. 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau von Boesela-
ger, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Kuschke? 

Ilka von Boeselager (CDU): Nein, das mache ich 
nicht. Denn ich weiß ja schon, was er fragen 
möchte. – An das Lebensalter von 18 Jahren ist 
auch im Zivilrecht die volle Geschäftsfähigkeit ge-
knüpft. Ich meine, dann müssten wir auch hier 
senken dürfen. Bei der Anhörung habe ich auch 
den Vertreter der Landesschülervertretung da-
nach gefragt, und das wollte er aber interessan-
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terweise auf keinen Fall. Das wollte er auf jeden 
Fall beibehalten. 

Bei der Kommunalwahl nimmt der nordrhein-
westfälische Gesetzgeber die politische Urteilsfä-
higkeit junger Menschen bereits wahr. Sie dürfen 
sich hier mit 16 Jahren einbringen. Hier haben sie 
auch die Möglichkeit, die Politik vor Ort sehr viel 
hautnäher zu erleben und sich sehr viel stärker in 
das kommunale Geschehen einzubringen. Das ist 
ein enormer Lernprozess, der jungen Menschen 
bereits zugänglich ist. Ich finde es auch sehr posi-
tiv, dass man das zulässt. 

Nicht zuletzt erinnere ich gerne an die Stellung-
nahme des Vertreters von „Mehr Demokratie“ bei 
dieser Anhörung. Herr Daniel Schily hat auf die 
Frage, ob das Wahlalter auf 16 Jahre abgesenkt 
werden sollte, gesagt, das sei in den Reihen von 
„Mehr Demokratie“ auch umstritten. Nach seiner 
Auffassung ist dieser Schritt sicher nicht das 
Wichtigste, um Jugendliche für politische Fragen 
zu interessieren oder gar dafür zu begeistern. 

Für kein anderes Landesparlament gilt das Wahl-
alter ab 16 Jahren. Überall haben die jungen 
Menschen erst mit 18 Jahren das Wahlrecht. Wir 
haben in Nordrhein-Westfalen das Kommunal-
wahlrecht mit 16 Jahren eingeführt. Dabei sollten 
wir es auch erst einmal bewenden lassen. 

(Beifall von CDU und FDP)  

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin von Boeselager. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Herr Witzel. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich hoffe, dass sich 
alle Fraktionen in diesem Haus einig sind, dass 
das Wahlrecht so grundlegend und so wichtig ist, 
dass man bei allen Betrachtungen auch möglicher 
Reformen immer bei dem Konsens bleiben sollte, 
dass das Wahlrecht nie unter parteitaktischen 
Gesichtspunkten gesehen werden darf und Ent-
scheidungen nicht durch die Interessen beein-
flusst werden dürfen, die spezielle Parteien bei 
Fragen des Wahlrechts und der demokratischen 
Ordnung verfolgen.  

Deshalb sage ich – das werden Sie nachvollzie-
hen können aufgrund aller demoskopischen Un-
tersuchungen –, ich müsste mich bei der Situati-
on, die wir nach allen Erkenntnissen der Kundigen 
in diesem Bereich seit Jahren haben, als Vertreter 
der FDP nicht fürchten, wenn es einen größeren 
Anteil junger Menschen geben würde, der zur 
Grundgesamtheit der Stimmen bei Wahlen bei-
trägt. Alle wesentlichen Institute sind sich seit Jah-

ren darin einig, dass wir bezogen auf unsere Par-
teiinteressen der FDP im Bereich der unter 35-
Jährigen die höchsten Wähleranteile haben im 
Vergleich mit anderen Altersgruppen und deren 
Zustimmung zu uns. Insofern könnte ich es mir 
einfach machen, sagen, dass uns das nicht ge-
fährdet, sondern der FDP vielleicht sogar noch 
Vorteile bringt, und dann dafür eintreten. Das ma-
che ich aber nicht, denn das wäre aus meiner 
Sicht keine zulässige Betrachtung für die demo-
kratischen Interessen insgesamt. 

Ich finde andere Fragen wichtiger, gerade weil 
das Wahlrecht eine so grundlegende Bedeutung 
hat. Demokratische Partizipation steht so zentral, 
dass man sehr vorsichtig und maßvoll mit diesem 
Gut umgehen muss. Viele andere Länder auf der 
Welt beneiden uns um unsere stabilen demokrati-
schen Verhältnisse. 

Ich glaube, dass Aspekte der Mündigkeit und der 
Urteilsfähigkeit eines Wählers sehr wichtig sind, 
weil eine Wahl immer mit der Option verbunden 
ist, sich vielleicht nicht nur für die Parteien in der 
direkten demokratischen Mitte zu entscheiden. 
Deshalb sind Vergleiche mit Fragen der Ge-
schäftsfähigkeit angebracht, die in Deutschland 
erst mit dem 18. Lebensjahr eintritt. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Witzel, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Kuschke? 

Ralf Witzel (FDP): Von Herrn Kuschke immer 
gerne. 

Wolfram Kuschke (SPD): Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Der Aussage von vorhin stimme ich völlig 
zu, zumal sich das Wahlverhalten innerhalb der 
Alterskohorten auch ändert. Es hat keinen Sinn, 
auf bestimmte Entwicklungen zu setzen. Stimmen 
Sie mir bei der Urteilsfähigkeit zu, dass es sich 
um eine historische Entwicklung mit einer grund-
sätzlichen Tendenz zur Herabsetzung des Wahl-
alters handelt? Das hängt natürlich auch mit Rei-
fungsprozessen, Informationsmöglichkeiten und 
vielem anderen zusammen. 

Stimmen Sie mir auch darin zu, dass man diese 
Urteilsfähigkeit von einer rechtlichen Bindung, die 
im Rahmen der Geschäftsfähigkeit eine Rolle 
spielt, unterscheiden muss? 

Ralf Witzel (FDP): Herr Kuschke, Ihrem Grund-
ansatz kann ich gedanklich sehr gut folgen. Es ist 
ein dynamischer Prozess. Wenn sich gesellschaft-
liche Realitäten verändern, wenn sich das Bil-
dungsverhalten verändert, wenn sich die Lebens-
realität der heutigen Jugend ganz anders darstellt, 
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als das vor einigen Jahrzehnten der Fall war, ist 
es nicht nur das Recht, sondern die Pflicht der Po-
litik, immer wieder erneut zu reflektieren, wie man 
die Altersgrenze richtig ausgestalten sollte, weil 
es um eine sachgerechte Entscheidung geht. 

Das sehe ich aber ausdrücklich auch im Zusam-
menhang mit anderen Fragestellungen. Wenn 
sich Lebensverhältnisse, Bildungsverläufe und 
Entwicklungen der Lebenssituationen von Ju-
gendlichen und Heranwachsenden ändern, ist das 
eine Frage, die man nicht singulär für das Wahl-
recht, sondern durchaus auch in Bezug zu alters-
mäßigen Schwellenwerten sehen sollte, die es 
auch in anderen Rechtsgebieten gibt. Dafür, die 
Werte zu verändern, muss man zukünftig offen 
sein. Aber ich würde nicht isoliert, sondern lieber 
im Gesamtpaket darüber nachdenken, ob man in 
verschiedenen Bereichen jungen Menschen mehr 
zutrauen kann. 

Die Entscheidungen sind, wie Sie ja wissen, Herr 
Kuschke, sehr unterschiedlich ausgefallen. Sie 
haben Recht, dass man das Wahlrecht historisch 
gesehen herabgesetzt hat. Es gibt andere ange-
sehene Demokratien, die höhere Altersgrenzen 
haben. Bei der Kommunalwahl in Nordrhein-
Westfalen haben wir seit dem Jahr 2004 zum ers-
ten Mal ein Wahlalter von 16 Jahren. Das lag frü-
her auch höher. Insofern haben Sie die Entwick-
lung richtig beschrieben. 

Wir haben aber auch gegenläufige Entwicklungen. 
Im Bereich des Genussmittelkonsums ist gerade 
erst von der Großen Koalition im Bund entschie-
den worden, Altersschwellenwerte heraufzuset-
zen, weil man gesagt hat: Wir können Sechzehn-
jährigen nicht die eigene Entscheidung darüber 
zutrauen, bestimmte Alltagsdrogen und Rausch-
mittel – wie auch immer die Drogenbeauftragte 
das bewerten mag – zu konsumieren. – Hier hat 
man den umgekehrten Weg beschritten und Al-
tersgrenzen heraufgesetzt. Ich denke, all diese 
Themen muss man in einem sachgerechten Ge-
samtkontext sehen. 

(Zuruf von der SPD) 

Deshalb werbe ich auch dafür, den Gedanken von 
Frau von Boeselager aufzugreifen, damit wir keine 
unterschiedliche Wertigkeit zwischen den einzel-
nen politischen Ebenen bekommen. Wir haben für 
die Bundestagswahl ein Wahlalter von 18 Jahren. 
Das galt bislang auch für die Landtagswahl, im 
Übrigen auch für die Europawahl. Die Kommu-
nalwahlen haben eine Sonderfunktion, weil sie 
keine Wahlen zu staatlichen Parlamenten sind. 

(Zuruf von der SPD: Das ist konstruiert!) 

Es handelt sich um Entscheidungsgegenstände 
und Sachverhalte, die im unmittelbar örtlichen 
Umfeld andere Lebenswirklichkeiten und Bezüge 
repräsentieren, als das bei übergreifenden Parla-
mentswahlen der Fall ist. 

(Zuruf von der SPD) 

Ich glaube, gerade für uns als Landtagsabgeord-
nete ist eine wichtige Einsicht – ich wäre froh, 
Herr Kuschke, wenn Sie auch für diesen Gedan-
ken offen wären –, dass es nicht unser Anliegen 
sein kann, psychologisch nach außen zu vermit-
teln: Eine Bundestagswahl und eine Europawahl 
sind etwas so Wichtiges, so Hochstehendes, so 
wenig Antastbares, dass es richtig ist, dass das 
Wahlalter hier bei 18 Jahre liegt. 

(Zuruf von der SPD: Das können wir auch 
ändern!) 

Bei der Landespolitik können wir aber ohne Wei-
teres ein Wahlalter von 16 Jahren einführen. – Ich 
glaube, wenn man über diese Frage redet, muss 
man ehrlicherweise auch von unserem originären 
eigenen Interesse und von unserer Selbstachtung 
unserer parlamentarischen Tätigkeit her zu einer 
gemeinsamen Regelung für alle staatlichen Par-
lamentsebenen kommen. Dafür werbe ich. 

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD]) 

Wir alle wünschen uns, dass Jugendliche stärker 
an demokratischen Entscheidungsprozessen parti-
zipieren sollen. Ich hätte mir von Herzen ge-
wünscht, Herr Kuschke, dass die Wahlbeteiligung 
durch die Absenkung des Wahlalters bei der letz-
ten Kommunalwahl 2004 auf 16 Jahre im Vergleich 
zur Kommunalwahl von 1999 gestiegen wäre. Lei-
der geben die Zahlen der repräsentativen Untersu-
chung der Demoskopen das nicht her. Es hätte 
mich außerordentlich gefreut, wenn das als richtig 
neue Chance aufgenommen worden wäre – gera-
de auch in Verbindung mit dem Effekt des Neuen 
zu Beginn. So war es leider nicht. Insofern muss 
man auch das – ohne dass wir es ändern wollen – 
im Nachhinein differenzierter sehen. 

(Zuruf von Ilka von Boeselager [CDU]) 

Wenn ich noch einen letzten Gedanken in die De-
batte einbringen darf: Die Shell-Studien der letz-
ten Jahre haben sich sehr umfangreich mit der O-
rientierung Jugendlicher beschäftigt. Demnach 
sagt immerhin die Hälfte der Jugendlichen, dass 
sie dieses neue Recht für sich – nämlich die Ab-
senkung des Wahlalters – nicht richtig finden wür-
den, weil sie diese Entscheidung selber gerne erst 
zu einem späteren Zeitpunkt treffen würden. 
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Das heißt nicht, dass man nicht denjenigen mehr 
zutrauen darf, die sich dazu in der Lage sehen, 
die Entscheidung zu treffen. Gerade als Liberaler 
will ich nicht, dass der Staat diejenigen restrin-
giert, die sich mehr zutrauen. Ich weise nur darauf 
hin, dass die Themen auch innerhalb der Jugend-
lichen sehr differenziert gesehen werden. Deshalb 
glaube ich, dass es zielführender ist, sich darüber 
Gedanken zu machen, wie man die demokrati-
sche Partizipation Jugendlicher durch die Mög-
lichkeit einer konkreten kommunalen Mitgestal-
tung verbessern kann. Das bringt mehr als die 
doch eher theoretisch und abstrakt geführte Dis-
kussion nach dem Wahlalter, die wir basierend 
auf Ihrem Antrag führen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Witzel. – Für Bündnis 90/Die Grünen er-
hält Frau Kollegin Asch das Wort.  

Andrea Asch (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Es wird Sie nicht über-
raschen, dass wir als Bündnis 90/Die Grünen die-
ses Anliegen, das Sie mit diesem Gesetzentwurf 
formulieren, teilen. Wir haben bereits im Herbst 
2006 einen Antrag mit dem Titel: „Zukunft für die 
Demokratie – Kinder und Jugendliche stärker 
beteiligen“ vorgelegt. Ein Teil dieses Antrags war, 
das Wahlalter auf 16 zu senken. In den Beratun-
gen hierzu in diesem Frühjahr hatte die SPD ihre 
Position noch nicht gefunden. Deswegen freue ich 
mich, und ich bin dankbar, dass Sie nun auch zu 
dem Schluss gekommen sind, dass das sinnvoll 
und gut ist. 

Ich möchte auch noch einmal auf die guten Erfah-
rungen verweisen, die wir bei den Kommunalwah-
len mit der Senkung des Wahlalters gemacht ha-
ben.  

Herr Witzel, Ihrem wortreichen Hinweis war zu 
entnehmen, dass Sie für eine Einheitlichkeit über 
alle parlamentarischen Ebenen hinweg plädieren. 
Daraus ergibt sich logisch, das Wahlalter bei den 
Landtagswahlen und bei den Bundestagswahlen 
analog zu den Kommunalwahlen zu senken. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das wäre die logische Schlussfolgerung, wenn 
Sie eine Konsistenz über die verschiedenen Ebe-
nen hinweg fordern.  

Jugendliche sind heute sehr gut informiert – Herr 
Kuschke hat eben kurz darauf hingewiesen –; das 
erleben wir alle, wenn wir mit Jugendlichen in 
Kontakt sind. Das bin ich in meiner Funktion als 

jugendpolitische Sprecherin und über meine Kin-
der sehr oft. Sie informieren sich vor allen Dingen 
auch übers Internet. Die Grenzen des Internets 
sind nicht Kommunalwahlbezirke, sondern sie in-
formieren sich ebenfalls über landes- und bun-
despolitische Themen, und das ist gut so. 

Gerade aus diesem Grund kann man ihnen nicht 
erklären, warum sie bei den Kommunalwahlen of-
fenbar die Mündigkeit schon haben, ihre Stimme 
abgeben zu dürfen, aber bei den Landtags- und 
Bundestagswahlen nicht.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das können Sie keinem Jugendlichen wirklich 
glaubhaft nahebringen.  

Der Vertreter des Landesschülerrats, Horst Wen-
zel, hat bei der Anhörung in der letzten Woche 
sehr eindrücklich darauf hingewiesen: Jugendli-
che wollen ihre demokratische Verantwortung 
wahrnehmen; sie wollen sich einbringen – vor al-
len Dingen auch vor dem Hintergrund des demo-
grafischen Wandels. Immer mehr älteren Men-
schen stehen immer weniger Jugendliche gegen-
über. Die Jugendlichen wollen ihre Zukunft mit-
gestalten und das nicht nur den älteren Menschen 
überlassen.  

Es ist wichtig, dass sie das tun, weil wir sie als 
Stärkung der Demokratie, als verantwortliche 
mündige demokratische Bürgerinnen und Bürger 
brauchen. Deshalb müssen wir sie möglichst früh 
in diese Rolle hineinbringen und ihnen möglichst 
früh diese Verantwortung zugestehen. 

Eben ist noch einmal gesagt worden – ich glaube, 
Sie waren es, Frau von Boeselager –, es gibt kein 
anderes Land, in dem Jugendlichen dieses Wahl-
recht über die Kommunalwahlen hinaus gewährt 
wird. – Österreich hat das Wahlrecht für die Ju-
gendlichen eingeführt – nicht nur für die Länder-
wahlen, sondern seit der letzten Wahl auch auf 
Bundesebene. Wir haben also ein gutes europäi-
sches Beispiel, dem wir uns anschließen können.  

Die Jugendphase heute beginnt sehr viel früher 
als vor Jahrzehnten. Jugendpsychologen nennen 
das Entwicklungsakzeleration. Die Jugendphase 
beginnt heute bei Mädchen mit elf und bei Jungen 
mit zwölf Jahren. Das bedeutet, Jugendliche sind 
früher reif, bringen sich stärker ein, informieren 
sich besser. Deswegen muss man auf diese Ver-
änderungen reagieren und den Jugendlichen die 
Gestaltungsmöglichkeiten und die Verantwortung 
zugestehen.  

Alles spricht dafür, das, womit wir gute Erfahrun-
gen bei den Kommunalwahlen machen, auch bei 
den Landtagswahlen und dann bei den Bundes-
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tagswahlen – das fällt nicht in unseren Kompe-
tenzbereich – zu ermöglichen. Ich bin froh, dass 
die SPD noch einmal diesen Vorstoß unternom-
men hat. Meine Fraktion ist mit dabei. – Ich danke 
Ihnen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Asch. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Minister Dr. Wolf. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Am 
28. März dieses Jahres haben wir uns schon ein-
mal mit der Herabsetzung des Wahlmindestalters 
bei Landtagswahlen auf 16 Jahre anlässlich eines 
Antrags der Grünen beschäftigt. Damals hat die 
SPD im Gegensatz zu den anderen Parteien die-
se Forderung im Redebeitrag von Frau Kollegin 
Hack nicht einmal erwähnt. Da muss schon die 
Frage erlaubt sein, ob es der SPD mit der Herab-
setzung des Wahlalters wirklich ernst ist. Eine 
Verfassungsänderung kann einem nicht mal so 
eben in den Sinn kommen, sondern muss ein be-
gründetes Anliegen sein. 

Ein substanzielles Anliegen ist sicherlich nicht zu 
erkennen, wenn Ihnen das nach zwei Jahren Op-
position einfällt. Sie hatten vorher 39 Jahre Zeit, 
das in Ihrem Sinne zu regeln, wenn es denn 
schon immer ein Herzensanliegen war. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Kusch-
ke? 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Ich möchte vortra-
gen. – Es ist auch nicht ersichtlich, dass es einem 
dringenden und von einer breiten Mehrheit unter-
stützten Wunsch entspricht, das Wahlalter bei 
Landtagswahlen auf 16 Jahre herabzusetzen. 
Man darf dabei nicht dem Irrtum verfallen, das 
Wahlalter 16 bei Landtagswahlen müsse es schon 
deshalb geben, weil es dieses Wahlalter bei unse-
ren Kommunalwahlen gibt. Ein solcher Automa-
tismus wäre ein Trugschluss.  

Im kommunalen Raum geht es für junge Men-
schen um sachlich und räumlich begrenzte und 
zugleich unmittelbar erfahrbare Entscheidungen. 
Die Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft 
sind eher überschaubar als komplexe Fragen, die 
das Land als Teil des föderativen Bundesstaats 
im Kontext der Europäischen Union zu lösen hat. 
Somit erfordert das Wahlalter bei Landtagswahlen 
im Vergleich zum Wahlalter bei Kommunalwahlen 
eine unterschiedliche Betrachtung. 

Die Gewährung des aktiven Wahlrechts für 16- 
und 17-Jährige bei Kommunalwahlen stellt eine 
besonders begründete Ausnahme von dem der 
Volljährigkeitsgrenze entsprechenden Mindest-
wahlalter von 18 Jahren im Bundeswahlrecht und 
im Landtagswahlrecht aller Länder dar. Selbst im 
Kommunalwahlrecht sehen elf von 16 Ländern 
noch ein Wahlalter von mindestens 18 Jahren vor. 
Die Landesregierung hält es daher für richtig, an 
dem Mindestalter von 18 Jahren für die Ausübung 
des aktiven Wahlrechts bei Landtagswahlen, wie 
es seit 1969 in unserer Verfassung steht, festzu-
halten.  

Das Wahlrecht zum Landtag ist ein sehr hohes 
Gut. Mit ihm wird darüber entschieden, welche 
Vertreterinnen und Vertreter das Volk repräsentie-
ren und über die uns alle bindenden Gesetze ent-
scheiden dürfen. Es geht nicht nur um Dinge von 
Bedeutung nur für die eigene Person wie die Reli-
gionsmündigkeit, die schon ab 14 Jahren besteht.  

Daher erscheint es nur konsequent, das Wahl-
recht bei Landtagswahlen an die volle Geschäfts-
fähigkeit zu knüpfen. Denn mit diesem Wahlrecht 
wird die volle Verantwortung für weitreichende 
Entscheidungen mit Auswirkungen auf die Allge-
meinheit übernommen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Meine Damen und Herren, wir sind am 
Ende der Beratung.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Gesetzentwurfs Drucksache 14/4867 an den 
Hauptausschuss. Wer ist dafür? – Ist jemand 
dagegen? – Enthaltungen? – Dann ist die Über-
weisung vom Plenum einstimmig beschlossen.  

Wir kommen zu: 

8 Fragestunde 

Drucksache 14/4875 

In dieser Drucksache liegen die vier Mündlichen 
Anfragen 128 bis 131 vor.  

Ich rufe die  

Mündliche Anfragen 128 

auf, die der Abgeordnete Remmel, der im Saal ist, 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gestellt 
hat: 

Wurden die PFT-Filter für Millionen Men-
schen zum Versuch abgeschaltet? 
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In der Sitzung des Umweltausschusses am 
15. August 2007 wurde Minister Uhlenberg 
konkret gefragt, wie die deutliche Erhöhung 
der PFT-Werte im Trinkwasser der Ruhr im 
Mai und Juni 2007 auf über 100 ng zustande 
gekommen ist. 

Minister Uhlenberg ließ daraufhin erklären, 
dass der Anstieg nichts mit der Wasseraufbe-
reitung in den Trinkwasserwerken zu tun ha-
be, sondern lediglich auf eine Abflusssteue-
rung aus der Möhnetalsperre zurückzuführen 
sei.  

Im „Westfälischen Anzeiger“ vom 18.08.2007 
wird dagegen berichtet, dass die Wasserwer-
ke Westfalen trotz PFT-Belastung die PFT-
Filterung mit Aktivkohle zeitweise komplett 
abgeschaltet haben.  

Wer hat die Abschaltung der Aktivkohlefilter 
zur PFT-Reduzierung im Trinkwasser von Mil-
lionen Menschen veranlasst? 

Ich bitte Herrn Minister Uhlenberg um Beantwor-
tung. Bitte schön, Herr Minister. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Kolleginnen und Kollegen! Bei den Wasser-
werken Westfalen sind bei mehreren Wasserwer-
ken in der Folge der Belastung des Roh- und 
Trinkwassers mit perfluorierten Tensiden im Mai 
letzten Jahres die bereits vorher installierten Ak-
tivkohlefilteranlagen, die im Bedarfsfall eingesetzt 
werden konnten, zur Reduzierung der PFT-
Belastung kurzfristig in Betrieb genommen wor-
den.  

Hierdurch wurde es möglich, die anfangs relativ 
hohen Rohwasserkonzentrationen im Trinkwasser 
so weit zu senken, dass zu jeder Zeit der von der 
Trinkwasserkommission des Bundesgesundheits-
ministeriums empfohlene lebenslang gesundheit-
lich duldbare Orientierungswert von 0,3 μg pro Liter 
sicher eingehalten werden konnte.  

Von Dezember 2006 bis einschließlich Juli 2007 
haben die Wasserwerke Westfalen gemäß einer 
internen Vorgabe im Unternehmen keine Aktiv-
kohle zudosiert. Dies wird von den Wasserwerken 
Westfalen damit begründet, dass die Rohwasser-
qualität bereits unter dem Wert von 0,3 μg pro Li-
ter lag und dass mit der auf der Oberfläche der 
Sandfilterbecken angesammelten Aktivkohle aus 
der vorlaufenden Zudosierung eine zusätzliche 
Sicherheitsbarriere vorhanden war.  

Ein Anstieg von PFT-Werten im Trinkwasser im 
Mai und Juni 2007, der von Ihnen, Herr Abgeord-
neter Remmel, in der Anfrage dargestellt wird, 
kann demzufolge nicht mit der fehlenden Zudosie-
rung in Zusammenhang gebracht werden, son-
dern ist auf die von mir in der Sitzung des Um-
weltausschusses in der vergangenen Woche dar-
gestellten Ursachen zurückzuführen. Wir haben 
uns intensiv über diesen Punkt ausgetauscht.  

Die Wasserwerke Westfalen haben in Umsetzung 
der Arnsberger Vereinbarung ihre Wasserwerke 
mit Aktivkohledosieranlagen für den Dauerbetrieb 
ausgerüstet, die sie im Juli 2007 in Betrieb setz-
ten. Die Wasserwerke Westfalen haben die Ent-
scheidung über das Einstellen der Aktivkohledo-
sierung in eigener Verantwortung ohne Beteili-
gung der Bezirksregierung oder meines Hauses 
getroffen. Rechtlich waren sie hierzu auch nicht 
verpflichtet. Für das Verhalten der Wasserwerke 
habe ich keinerlei Verständnis.  

(Beifall von der FDP) 

Ein Abschalten der Aktivkohledosieranlagen war 
aus Gründen des vorsorgenden Gesundheits-
schutzes nicht vertretbar. Auch das Verschweigen 
dieses Vorgangs gegenüber meinem Haus und 
gegenüber der Bezirksregierung kann und werde 
ich nicht akzeptieren.  

(Beifall von der CDU) 

Angesichts der politischen Debatte um PFT, eines 
notwendigen gemeinsamen Handelns und der 
notwendigen Information der Öffentlichkeit wäre 
Transparenz hierbei dringend geboten gewesen.  

Das Verhalten der Wasserwerke Westfalen ist vor 
dem Hintergrund der derzeitigen Diskussion um 
PFT und um weitere organische Mikroverunreini-
gungen wie Arzneimittel und Röntenkontrastmittel 
sowie vor dem Hintergrund der Umsetzung der 
Arnsberger Vereinbarung nicht nachvollziehbar. 
Es zeugt auch nicht von Kooperationsbereitschaft 
und Zuverlässigkeit in der Zusammenarbeit.  

Meine Damen und Herren, ich habe in den ver-
gangenen Monaten immer wieder betont, dass es 
mein Ziel ist, über die Einhaltung des gesundheit-
lich duldbaren Orientierungswertes von 0,3 μg pro 
Liter hinauszugehen und im Sinne eines vorsor-
genden Gesundheits- und Verbraucherschutzes 
den Zielwert von 0,1 μg pro Liter zu erreichen.  

Daher habe ich die Bezirksregierung als zuständi-
ge Wasserbehörde unmittelbar angewiesen, die 
Wasserwerke Westfalen aufzufordern, die Zudo-
sierung von Aktivkohle in ihren Wasserwerken 
weiterzuführen, um sicherzustellen, dass der 
Zielwert von 0,1 μg pro Liter Trinkwasser im Sinne 
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eines vorsorgenden Gesundheits- und Verbrau-
cherschutzes erreicht wird.  

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister Uhlenberg. – Ich wollte schon fast sagen, 
weitere Fragen lägen nicht vor, aber das hat sich 
gerade geändert. Frau Beer hat eine Zusatzfrage. 
Bitte schön, Frau Abgeordnete Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Minis-
ter, ich danke für Ihre Antwort. Ich würde uns gern 
Ihren Sprechzettel anlässlich der Unterzeichnung 
der Arnsberger Vereinbarung am 25.08.2006 in 
Erinnerung rufen. Sie haben ausgeführt: 

„Ich bin der festen Überzeugung, dass wir im 
offenen Dialog und mit freiwilligen Vereinba-
rungen für die Menschen in Nordrhein-
Westfalen viel mehr erreichen können als mit 
immer neuen Gesetzen, Verordnungen oder 
Anweisungen.“ 

Stimmen Sie mir zu, dass die Einschätzung, die 
Sie vorgenommen haben, falsch ist? Wie werden 
Sie in Zukunft auf den Vertrauensbruch reagie-
ren? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister 
Uhlenberg. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Frau Abgeordnete, ich habe gerade deutlich ge-
macht, wie ich auf diesen Vertrauensbruch rea-
giert habe. Ich setze weiterhin auf einen offenen 
Dialog. Ich bin der Auffassung, dass die Arnsber-
ger Vereinbarung richtig ist. Aber Sie sehen auch 
bei diesem Vorgang: Wenn sie nicht eingehalten 
wird oder wenn die Informationspolitik vonseiten 
eines Partners aus der Arnsberger Vereinbarung 
nicht so betrieben wird, wie es notwendig und 
verantwortlich ist, reagiere ich als Umweltminister 
umgehend. 

Vizepräsident Edgar Moron: Der zweite Frage-
steller ist der Kollege Remmel von den Grünen. 
Bitte schön.  

Johannes Remmel (GRÜNE): Sehr geehrter Mi-
nister, wann wurden die Bezirksregierung bzw. 
das Ministerium erstmals über diesen Vorgang in-
formiert? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Am Freitag, am letzten Freitag. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank. – 
Nächste Fragestellerin ist Frau Löhrmann von den 
Grünen. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Minister Uh-
lenberg, die gesamte Angelegenheit hat einen re-
lativ langen Vorlauf. Sie hat auch eine heftige 
Auseinandersetzung hervorgerufen, auch persön-
lich zwischen Ihnen und dem Kollegen Remmel. 

Ich bin jetzt nicht die entschuldigungspolitische 
Sprecherin der Grünen, wie das Herr Papke für 
die FDP ist. Aber angesichts dessen, wie Sie ver-
sucht haben, Herrn Remmel der Panikmache zu 
bezichtigen, und angesichts dessen, was Sie heu-
te eingeräumt haben: Halten Sie es nicht für rich-
tig, sich bei Herrn Remmel dafür zu entschuldi-
gen? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Nein, ich sehe überhaupt keine Veranlassung, 
mich bei Herrn Remmel zu entschuldigen. Das 
wissen Sie auch, Frau Abgeordnete Löhrmann.  

Ich bleibe bei meiner Behauptung, dass Herr 
Remmel insbesondere im Zusammenhang mit 
den Vorkommnissen am Möhnesee in unverant-
wortlicher Art und Weise zur Panikmache beige-
tragen hat. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Die zweite Frage 
des Kollegen Remmel. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Ziehen Sie auf-
grund des jetzt bekannt gewordenen Sachverhalts 
auch weitere Konsequenzen, bezogen auf die Zu-
verlässigkeit der Wasserversorger, über die Was-
serwerke Westfalen hinaus? Zweifeln Sie insge-
samt an der Zuverlässigkeit der Wasserversorger 
entlang der Ruhr, jedenfalls an derer, die bislang 
keine feste Aktivkohle installiert haben? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön, Herr 
Minister. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Abgeordneter, wir werden die Arbeitsweise 
der Wasserwerke gerade auch im Zusammen-
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hang mit unserer Arnsberger Vereinbarung ent-
sprechend begleiten und überprüfen. Wir werden 
dort, wo es notwendig ist, auch einfordern, dass 
Aktivkohledosierungen eingeschaltet und betrie-
ben werden. 

Vizepräsident Edgar Moron: Die zweite Frage 
von Frau Beer von den Grünen. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Herr Minister Uhlenberg, 
Ihre Antwort eben hat mich nicht zufriedengestellt. 
Ich darf noch einmal aus einem Ihrer Interviews 
zitieren, in dem Sie sagen: Das heißt, dass mein 
Dialogstil mit den Wasserwerken zum Erfolg führt, 
dass wir mehr erreicht haben. 

Sie haben mit Ihrem Dialogstil Schiffbruch erlitten. 
Wollen Sie immer noch behaupten, dass dies die 
erfolgreiche Art und Weise ist, die Menschen im 
Land vor Gesundheitsschädigungen zu bewah-
ren? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Frau Abgeordnete Beer, ich bin fest davon über-
zeugt, dass dieser Dialogstil erfolgreich ist. Ich 
möchte darauf verweisen, dass es zwischen der 
Vorgängerregierung und der Wasserwirtschaft in 
den vergangenen Jahren keine Gesprächsbasis 
gegeben hat, dass man nicht miteinander gespro-
chen hat. 

Die Arnsberger Vereinbarung, die ich mit der 
Wasserwirtschaft in Nordrhein-Westfalen auf den 
Weg gebracht habe, beinhaltet, dass es jetzt von-
seiten der Wasserwirtschaft in Nordrhein-
Westfalen Investitionen in einer Größenordnung 
von 60 Millionen € gibt, um die Wasserqualität in 
Nordrhein-Westfalen zu verbessern. Das ist der 
eine Teil des Dialogs. Das ist ein gutes Ergebnis 
des Dialogs.  

Auf der anderen Seite mache ich aber auch deut-
lich, dass ich die Politik der Wasserwirtschaft in 
Nordrhein-Westfalen weiterhin kritisch begleiten 
werde. 

Vizepräsident Edgar Moron: Nächste Fragestel-
lerin ist Frau Schulze von der SPD. 

Svenja Schulze (SPD): Herr Minister, können Sie 
uns erläutern, welche Gefahren durch die Ab-
schaltung der Filter für Verbraucherinnen und 
Verbraucher genau entstanden sind? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Frau Abgeordnete, durch das Abschalten der Fil-
ter sind keine Gefahren für die Verbraucherinnen 
und Verbraucher entstanden. Als sie abgeschaltet 
waren, wurde der gesundheitlich lebenslang duld-
bare Orientierungswert von 0,3 Mikrogramm pro 
Liter nie überschritten. Und nur in seltenen Fällen 
wurden 0,1 Mikrogramm pro Liter überschritten, 
was als Zielwert gilt. 

Vizepräsident Edgar Moron: Nächste Frage von 
Herrn Becker von den Grünen. 

Horst Becker (GRÜNE): Nach diesen Ausführun-
gen, Herr Minister, denen ich entnehme, dass Sie 
das Ausschalten der Filter faktisch für unbedenk-
lich halten, möchte ich Sie umgekehrt fragen: Wä-
re denn ein Anstieg durch Einschaltung der PFT-
Filter vermeidbar gewesen? 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Abgeordneter Becker, ich bin davon über-
zeugt, dass, wenn die Aktivkohlefilter die ganze 
Zeit eingeschaltet gewesen wären, auch in dieser 
Zeitspanne, die 0,1 Mikrogramm pro Liter unter-
schritten worden wären. 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Löhrmann von 
den Grünen mit der zweiten Frage. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Ich möchte noch 
einmal auf die Umsetzung der Arnsberger Über-
einkunft kommen und genau wissen, welche kon-
kreten Umsetzungsschritte vonseiten des MUNLV 
bzw. der Bezirksregierung mit den einzelnen 
Wasserwerken vereinbart worden sind. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Frau Abgeordnete Löhrmann, Sie wissen mögli-
cherweise, dass es sich die Landesregierung – 
auch dies im Gegensatz zur Vorgängerregierung – 
nicht vorgenommen hat, den einzelnen Wasser-
werken die Technik vorzuschreiben. 

(Beifall von der FDP) 

Wir haben im Rahmen der Arnsberger Vereinba-
rung mit der Wasserwirtschaft in Nordrhein-
Westfalen die Absprache getroffen, wonach sich 
die Wasserwerke in Nordrhein-Westfalen immer 
auf dem neuesten Stand der Technik befinden. 

Wir haben es im Zusammenhang mit der Trink-
wasserqualität nicht nur mit PFT, sondern hatten 
es in den vergangenen Jahren zunehmend mit 
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anderen Belastungen unseres Trinkwassers zu 
tun, insbesondere mit Arzneimittelrückständen. 
Dazu bedarf es der Einsetzung neuer intensiver 
Technik. Da gibt es verschiedene Möglichkeiten. 
Wir haben keine Technik vorgeschrieben, sondern 
im Rahmen dieser Vereinbarung auf den Weg ge-
bracht, dass jeweils der neueste Stand der Tech-
nik genutzt wird.  

Dies führt jetzt zu den Investitionen in einer Grö-
ßenordnung von 6 Millionen €, von denen ich e-
ben gesprochen habe. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Wir haben weitere vier Fragen. Herr 
Ellerbrock von der FDP, bitte schön. 

Holger Ellerbrock (FDP): Um gegebenenfalls Un-
klarheiten zu begegnen: Herr Minister, habe ich Sie 
eben richtig verstanden, dass Sie bestätigt haben, 
dass trotz Abschalten der Filter der Wert, der le-
benslang akzeptabel ist – 0,3 Mikrogramm –, nicht 
überschritten worden ist und der Zielwert – 0,1 Mik-
rogramm – zumeist unterschritten worden ist? Ha-
be ich Sie da richtig verstanden? 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Abgeordneter, da haben Sie mich richtig ver-
standen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Zweite Frage von 
Herrn Becker von den Grünen. 

Horst Becker (GRÜNE): Herr Minister, ich möch-
te Sie gerne fragen: Auf welchen rechtlichen 
Grundlagen, welchen Gesetzesparagrafen basiert 
der jetzige Erlass? 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
§ 48 Landeswassergesetz. 

Vizepräsident Edgar Moron: Die erste Frage 
von Herrn Ortgies von der CDU. 

Friedhelm Ortgies (CDU): Herr Minister, ich habe 
eine Frage vor dem Hintergrund, dass hier der 
Eindruck erweckt wird, es wäre nur ein nordrhein-
westfälisches Problem. Haben Sie irgendwelche 
Initiativen eingeleitet, die auch die Problematik 
außerhalb Nordrhein-Westfalens aufgreifen, um 
hier zu einer bundeseinheitlichen Lösung zu 
kommen?  

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Herr Abgeordneter Ortgies, die Umweltminister-
konferenz beschäftigt sich mit dem Thema PFT 
jedes Mal auch im Hinblick auf die Bundesebene, 
denn das ist nicht nur ein bundesweiter oder nord-
rhein-westfälischer Vorgang, sondern PFT findet 
sich auch europa- und sogar weltweit in vielen 
Stoffen. Deswegen ist es auch eine umweltpoliti-
sche Aufgabe auf der Bundesebene, mit der Her-
ausforderung PFT klarzukommen. 

Um es deutlich zu sagen: PFT findet sich in allen 
Bundesländern, weil es in einem bestimmten Teil 
der Wirtschaft, vor allem in der Textilindustrie und 
in der Industrie, die mit Fotoarbeiten zu tun hat, 
als Material verwendet wird. Von daher ist PFT 
ein permanent anstehendes Thema, das uns auf 
der Umweltministerkonferenz in bundesweiter 
Hinsicht beschäftigt. 

In Nordrhein-Westfalen ist die Situation insofern 
eine besondere, als der Dünger Terrafarm durch 
die Firma GW Umwelt auf einer 10,3 ha großen 
Fläche bei Brilon-Scharfenberg ausgebracht wor-
den ist, was zu einer besonders hohen Verunrei-
nigung und Belastung der Möhne und der Ruhr 
geführt hat. 

Von daher sind wir in Nordrhein-Westfalen beim 
Thema PFT auch besonders gefordert. Die Lan-
desregierung und die Behörden in Nordrhein-
Westfalen haben deshalb – das wird auch von 
den anderen Bundesländern akzeptiert – bei der 
Bekämpfung von PFT die Vorreiterrolle in 
Deutschland übernommen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Dritte und letzte 
Zusatzfrage des Abgeordneten Remmel. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Minister, nun kann man es begrüßen, dass Sie 
inzwischen zu einer solchen Konsequenz gelangt 
sind. Für die Trinkwasserversorgung und für die 
Menschen ist das sicherlich eine positive Ent-
scheidung. Für Ihre Politik allerdings – erlauben 
Sie mir die Interpretation – ist das eine Bankrott-
erklärung.  

Wir müssen konstatieren, dass Ihnen die Wasser-
versorger, jedenfalls einige, mehr als ein Jahr 
lang auf der Nase herumgetanzt sind. Sie wurden 
weder informiert noch hatten Sie offensichtlich ein 
besonderes Interesse, zu erfahren, was die Was-
serwerke gemacht haben. 

Ich möchte gerne ganz konkret von Ihnen wissen, 
wann, in welchen Gesprächen und mit welchen 
Ergebnissen Sie in diesem einen Jahr zur Umset-
zung der Arnsberger Vereinbarung beigetragen 
haben. 
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Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Abgeordneter Remmel, die in Ihrer Frage 
zum Ausdruck kommende Polemik weise ich na-
türlich zurück. Sie können zwischen Folgendem 
nicht unterscheiden: Auf der einen Seite sagen 
Sie, die Entscheidung, die ich getroffen hätte, sei 
gut für die Menschen in Nordrhein-Westfalen. Auf 
der anderen Seite sagen Sie, sie sei schlecht für 
die Politik. Darin sehe ich in Ihrer Formulierung 
einen großen Gegensatz. 

Es ist für die Menschen in Nordrhein-Westfalen 
gut, dass die Landesregierung und die Bezirksre-
gierung so schnell und so konsequent gehandelt 
haben. Von daher ist es auch für die Politik in 
Nordrhein-Westfalen gut. 

Ich kann nur sagen, dass wir die Arnsberger Ver-
einbarung intensiv vorbereitet haben, dass ich 
mich im Laufe des Jahres immer über den Fort-
gang der Umsetzung der Arnsberger Vereinba-
rung informiert habe und dass ich auch die Was-
serwerke besucht habe.  

Umso enttäuschter bin ich – das möchte ich noch 
einmal in aller Deutlichkeit sagen –, dass die Ak-
tivkohlefilteranlage mehrere Monate lang ausge-
schaltet wurde. 

Vizepräsident Edgar Moron: Zweite und damit 
letzte Zusatzfrage von Herrn Ellerbrock, FDP. 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Minister, PFT ist 
bei uns, wie Sie dargestellt haben, als Problem 
erkannt worden. Dem Problem ist auch andern-
orts nachgegangen worden. Gibt es zwischen den 
einzelnen Bundesländern Kooperationen in den 
Handlungsweisen, und stimmt es, dass die nord-
rhein-westfälischen Handlungsweisen schon von 
anderen Bundesländern übernommen worden 
sind? 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Abgeordneter Ellerbrock, die Landesregie-
rung von Nordrhein-Westfalen ist bei der Bekämp-
fung von PFT federführend, weil in Nordrhein-
Westfalen PFT auf der Fläche bei Brilon-Schar-
fenberg ausgebracht worden ist.  

Deswegen hat Nordrhein-Westfalen die Initiative 
ergriffen – zunächst auf der Agrarministerkonfe-
renz – und dafür gesorgt, dass wir uns mit diesem 
Thema beschäftigt haben. Die Vorschläge zur Be-
kämpfung von PFT auf Bundesebene sind nicht 

nur auf der Agrarministerkonferenz, sondern auch 
auf der Umweltministerkonferenz grundsätzlich 
begrüßt worden. Das hat für die Bioabfallverord-
nung und die Klärschlammverordnung entspre-
chende Konsequenzen, die jetzt von der Bundes-
seite umgesetzt werden. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank. – 
Zweite und damit letzte Zusatzfrage des Abge-
ordneten Ortgies, CDU. 

Friedhelm Ortgies (CDU): Herr Minister, es ist 
klar geworden, dass das Problem mit dem PFT 
nicht nur am Schluss, sondern vor allem auch am 
Anfang einer Produktionskette zu sehen ist. Sie 
haben vorhin dargelegt, dass diese Chemikalie in 
vielen wirtschaftlichen Prozessen verwendet wird.  

Gibt es Initiativen der Landesregierung, die darauf 
abzielen, dass es gar nicht erst zur Einbringung 
von PFT in Gewässer kommt, dass man also 
praktisch schon beim Produktionsprozess ein-
greift? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Abgeordneter Ortgies, seitdem wir das Prob-
lem mit dem PFT haben – wie andere Bundeslän-
der auch –, haben wir in Nordrhein-Westfalen eine 
sehr risiko- und zielorientierte Überprüfung von 
Ackerflächen und Gewässern vorgenommen.  

Aufgrund dieser risikoorientierten Überprüfung 
haben wir festgestellt, dass einige Wasseraufbe-
reitungsanlagen und auch einige Kläranlagen – 
beides – in Nordrhein-Westfalen in einigen Berei-
chen eine höhere PFT-Belastung aufweisen als in 
anderen. Wie von mir eben schon ausgeführt, 
hängt das damit zusammen, dass in Nordrhein-
Westfalen einige Wirtschaftszweige PFT-haltiges 
Material verwenden. In Nordrhein-Westfalen han-
delt es sich zurzeit um 69 Firmen. Das ist die ak-
tuelle Zahl. 

Die Behörden in Nordrhein-Westfalen – die ent-
sprechende Verwaltung – sind jetzt mit jeder Fir-
ma im Gespräch, um ein maßgeschneidertes 
Konzept zu erstellen, damit die PFT-Belastung, 
die durch die Wirtschaft entsteht, gesenkt wird. 

Darüber hinaus habe ich vor einigen Tagen mit 
den von der PFT-Problematik besonders betroffe-
nen Wirtschaftszweigen in Nordrhein-Westfalen 
eine Vereinbarung abgeschlossen: Sie sollen sich 
intensiv und aktiv an einer Umsetzung der PFT-
Reduzierung in den Betrieben beteiligen.  
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Vizepräsident Edgar Moron: Eine weitere Frage 
von Frau Asch, Bündnis 90/Die Grünen. 

Andrea Asch (GRÜNE): Minister Uhlenberg, Sie 
haben eben erläutert, dass der jetzige Erlass auf 
§ 48 Landeswassergesetz beruht. Können Sie 
uns erklären, warum bei der Novellierung des 
LWG gerade dieser Paragraf entkernt wird, wa-
rum also genau diese Grundlage herausgenom-
men wird? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister.  

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Frau Abgeordnete Asch, ich habe im Rahmen der 
Einbringung der Novellierung des Landeswasser-
gesetzes gleich noch die Gelegenheit, deutlich zu 
machen, dass diese Möglichkeit aus dem § 48 
nicht herausgenommen wird. Vielmehr wird die 
Basis, die uns der § 48 bietet, entsprechende 
Schadstoffe im Wasser festzustellen, verbreitert. 

Vizepräsident Edgar Moron: Meine Damen und 
Herren, ich habe keine Zusatzfragen zur Anfrage 
128 mehr. Damit schließe ich die Aussprache zu 
dieser Frage und bedanke mich bei Herrn Minister 
Uhlenberg. 

Ich rufe nun die Mündliche Anfrage 129 des Ab-
geordneten Becker von der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen auf. Der Antragsteller hat um 
schriftliche Beantwortung gebeten (siehe Anla-
ge 2). Deshalb brauchen wir jetzt keine mündliche 
Beantwortung vorzunehmen. 

Ich rufe dann die  

Mündliche Anfrage 130 

der Abgeordneten Beer von der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen auf: 

Ist das, was Ministerin Sommer für schul-
politisch faszinierend hält, am Ende doch 
falsch? 

Am 26.06.2007 zeigt sich Schulministerin 
Barbara Sommer in einem Interview mit der 
„Westfälischen Rundschau“ begeistert von der 
Idee eines bundesweiten Zentralabiturs, die 
bereits in der KMK diskutiert werde. „Die Idee 
ist faszinierend. Ich jedenfalls wäre sehr dafür. 
Denn bundeseinheitliche Prüfungen würden 
im Schulalltag vieles erleichtern. Und außer-
dem ist es sinnvoll, sich dem Wettbewerb im 
und außerhalb des Bundeslandes zu stellen. 
Zur Not bin ich auch bereit, zunächst mit nur 
einigen Ländern einen solchen Plan in die Tat 

umzusetzen. Bereits in den nächsten Tagen 
werde ich darüber mit meinem bayrischen Kol-
legen beraten.“  

Und so schreitet der bayrische Kultusminister 
Schneider denn auch forsch voran. Die „Süd-
deutsche Zeitung“ berichtet in ihrer Ausgabe 
vom 09.08. über den konkreten Vorstoß des 
baden-württembergischen Ministerpräsiden-
ten, zu dem der bayrische Kultusminister se-
kundiert, und zitiert auch noch einmal die 
NRW-Schulministerin.  

Am 10.08.2007 erscheint nun die „WAZ“ mit 
der Schlagzeile: „Sommer gegen bundeswei-
tes Zentralabitur“. Auf dezidierte Nachfrage 
der Presse zu dem Artikel in der „Süddeut-
schen Zeitung“ äußerst sich Barbara Sommer 
eindeutig: Sie hält die Debatte über eine Prü-
fung mit einheitlichen Aufgabenstellungen für 
alle 16 Bundesländer für falsch. 

Wie kommt ein derartiger Sinneswandel bei 
der Schulministerin zustande? 

Ich bitte Frau Ministerin Sommer um Beantwor-
tung. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Frau Beer, ich danke 
Ihnen für Ihre Frage. Natürlich ist der Gedanke 
faszinierend, dass in allen Bundesländern ein ein-
heitliches Zentralabitur geschrieben werden könn-
te. Beim Besuch der Redaktion einer Tageszei-
tung bin ich neulich mit dieser Idee konfrontiert 
worden. In der Tat war meine erste Reaktion sehr 
positiv. 

Eine von mir nach diesem Interview veranlasste 
Prüfung durch das Schulministerium ergab jedoch 
Folgendes: 

Ein bundesweites Zentralabitur ist nicht oder al-
lenfalls nur mit unvertretbaren Nachteilen zu reali-
sieren. Alle Abiturientinnen und Abiturienten 
müssten in diesem Fall an exakt demselben Tag 
dieselbe Prüfungsarbeit in demselben Fach 
schreiben. Das wiederum würde voraussetzen, 
dass die Osterferien in allen Ländern identisch 
terminiert werden. Auch die Sommerferien müss-
ten in allen Ländern in einem engen Zeitfenster 
nahezu gleichzeitig beginnen. Dieser Sachverhalt 
und die damit verbundenen Auswirkungen sind so 
schwerwiegend, dass alleine schon daran der 
Vorschlag eines bundesweiten Zentralabiturs 
scheitern dürfte. 

Es gibt noch andere Gründe: Bundesweit identi-
sche Prüfungsaufgaben würden identische Vor-
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gaben erfordern, zum Beispiel eine bundesweit 
einheitliche Literatur- oder Lektürevorgaben in 
den sprachlichen Fächern. Darüber hinaus wür-
den landesspezifische Gestaltungsmöglichkeiten 
der gymnasialen Oberstufe unvertretbar einge-
schränkt und schulische Profilbildung sowie Ei-
genverantwortung massiv behindert werden.  

Aus all diesen Gründen habe ich die Idee eines 
bundesweit einheitlichen Zentralabiturs verworfen. 
Die Idee ist zwar nicht grundlegend falsch, aber 
nicht machbar.  

Was ist das eigentlich Faszinierende an der ur-
sprünglichen Idee? – Es geht doch darum, in 
Deutschland vergleichbare Standards auf höchs-
tem Niveau zu erreichen. Gemeinsam können wir 
viel erreichen. Anders als bei der Frage des mitt-
leren Abschlusses haben die Länder zur Siche-
rung der Gleichwertigkeit im Abitur eine lange 
Tradition gemeinsam definierter, verbindlicher 
Prüfungsanforderungen für alle Fächer, verbun-
den mit einem wechselseitigen Austausch und ei-
ner wechselseitigen Überprüfung der Ergebnisse. 

Dies weiter auszubauen und auszuloten, inwie-
weit Gemeinsamkeiten weiterentwickelt werden 
können, halte ich nach wie vor für eine gute – 
wenn Sie so wollen – faszinierende Idee. Wir wol-
len gemeinsam Qualität entwickeln und Ver-
gleichbarkeit zwischen den Abiturprüfungen und 
den Abituranforderungen in den Ländern weiter 
verbessern. Gemeinsame Bildungsstandards ha-
ben wir inzwischen für den mittleren Abschluss.  

Auf der Grundlage der bestehenden einheitlichen 
Prüfungsanforderungen sollten die Länder in der 
KMK länderübergreifende Bildungsstandards 
auch für das Abitur erstellen und sich darauf ver-
ständigen. Aus meiner Sicht empfiehlt es sich al-
leine schon aus pragmatischen Gründen, dass 
sich die Länder besonders in den Fächern 
Deutsch, Mathematik und den Fremdsprachen 
zuwenden. Auf dieser Basis halte ich zu gegebe-
ner Zeit eine Ländervereinbarung mit dem Ziel 
gleichwertiger Prüfungsaufgaben für denkbar und 
wünschenswert. Dabei können selbstverständlich 
auch unterschiedliche Wege zur Erfüllung der 
gemeinsam verabredeten Standards führen. 

Wenn all dies zwischen den Ländern konsensfä-
hig ist, könnte mittelfristig ein gemeinsamer Auf-
gabenpool entstehen und systematisch aufgebaut 
werden. Darauf könnten die Länder dann in eige-
ner Entscheidung zugreifen. Das sind in meinen 
Augen ein spannender Ansatz und eine Perspek-
tive, die mich fasziniert. Das entspricht nämlich 
meiner Vorstellung von einem produktiven Föde-
ralismus, der alternative Wege zulässt, für Wett-

bewerb sorgt, der die Qualität steigert und mehr 
Bildungsgerechtigkeit schafft. 

Das führt jedoch nicht zu einem bundesweiten 
Zentralabitur. – Danke schön. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Es gibt den Wunsch nach einer Zu-
satzfrage von Frau Beer von der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen. Bitte schön. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Frau Ministerin, herzlichen 
Dank für die Ausführungen, die klargemacht ha-
ben, warum Sie sich gegen ein Zentralabitur aus-
sprechen. 

Ich möchte Sie trotzdem fragen: Welche anderen 
bildungspolitischen Reformvorschläge, die Sie 
einmal für faszinierend gehalten haben, mussten 
Sie eigentlich im Schulministerium wieder in der 
Schublade verschwinden lassen? 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Ministerin. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Frau Beer, es gehört sich – erst recht 
für eine Frau mit meiner Aufgabe –, dass man 
Transparenz walten lässt. Insofern ist es deutlich, 
wichtig und richtig, dass man Dinge, die bildungs-
politisch relevant sind, zum Beispiel mit den Frak-
tionen abspricht, sich austauscht. Es wäre ein ver-
fehlter Weg, wenn man sagte: Ich habe eine poli-
tische Leitidee, bespreche sie aber mit nieman-
dem. – Insofern kann ich nicht sagen, dass ich 
mich erinnere, dass ich eine Idee verwerfen 
musste. Was hier in Rede steht, ist auch keine 
grundlegende bildungspolitische Idee. Nein, ich 
kann mich nicht erinnern. 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Beer hat eine 
zweite Frage. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Frau Ministerin, es trifft 
aber zu, dass Sie schon einmal Ideen bzw. Hal-
tungen hatten, die Sie zurückziehen mussten, wie 
zum Beispiel Ihre erste kritische Haltung zur Auf-
lösung der Grundschulbezirke? 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Frau Beer, ich möchte, dass Sie Ihre 
Frage konkretisieren. Gerade das wüsste ich 
nämlich nicht. Andere Dinge könnte ich mir vor-
stellen, aber das nicht. 

Wann war meine Haltung so? Können Sie mir das 
belegen? Ich würde Ihnen gerne entgegnen. 
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Vizepräsident Edgar Moron: Das werde ich so 
nicht zulassen, sondern hier werden Fragen ge-
stellt und beantwortet. Aber einen Dialog werden 
wir hier nicht führen. Dann ufert das nämlich aus. 
Das kommt nicht in Frage. 

Es gibt eine weitere Frage von Frau Löhrmann. 
Bitte schön.  

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Aber, verehrte Frau 
Ministerin Sommer, dass Sie die Aussage, mein 
Gesetzgeber ist der Koalitionsvertrag, getroffen 
haben, daran erinnern Sie sich? 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Dafür bin ich ja auch schon gescholten 
worden, und Sie haben mich schon belehrt. Das 
ist auch ganz schön. Ich denke, es gehört in die 
politische Auseinandersetzung, dass man sich 
gegenseitig hilft. Ich bin ganz sicher, Frau Löhr-
mann, dass Sie mir mit dem damaligen Hinweis 
helfen wollten. Ich danke Ihnen sehr dafür. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Dritte und damit 
letzte Frage von Frau Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Darf ich Ihnen, Frau Minis-
terin, mit dem Hinweis helfen, dass Sie damals 
gemeinsam mit Herrn Laschet mit der Aussage 
zitiert worden sind, dass Sie die Auflösung der 
Grundschulbezirke kritisieren? 

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Das war keine 
Frage! – Sigrid Beer [GRÜNE]: Herr Papke, 
Sie müssen sie nicht verstehen!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Meine Damen und 
Herren, Sie können sich beruhigen. Darauf ant-
wortet die Ministerin – oder sie antwortet nicht –, 
aber nicht Herr Papke. 

(Beifall von der SPD) 

Frau Ministerin, Sie haben das Wort. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Auch das wäre ein helfender Hinweis 
gewesen. 

Frau Beer, ich glaube, dass es wichtig ist und ei-
nem Politiker wirklich gut tut, wenn er hinhört. Das 
tun wir auch bei Ihnen immer ganz besonders – 
nicht nur persönlich bei Ihnen, sondern letztlich 
bei Ihren Ideen. Ich glaube, dass man gut daran 
tut, Vorstellungen, die man entwickelt hat, deutlich 
und ordentlich zu besprechen und kritisch zu hin-

terfragen. Ich kann mich aber konkret an diese 
Äußerung wirklich nicht erinnern. 

Vizepräsident Edgar Moron: Meine Damen und 
Herren, weitere Wünsche nach Nachfragen liegen 
mir nicht vor. Damit schließe ich die Aussprache 
zu dieser Anfrage und bedanke mich bei der Mi-
nisterin für die Beantwortung. 

Ich rufe die 

Mündliche Anfrage 131 

der Abgeordneten Frau Löhrmann von der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen auf: 

Wahltermin-Taktik bei Kommunal- und 
Bundestagswahlen – Sollen die Bürgerin-
nen und Bürger innerhalb weniger Wochen 
direkt nach den Sommerferien gleich zwei 
Mal zur Wahlurne gehen?  

Presseberichten zufolge – am heutigen 
20. August 2007 die „WAZ“ auf ihrer Titelseite – 
sollen sich die Generalsekretäre der Koalitions-
parteien von CDU und FDP darauf verständigt 
haben, die Kommunalwahlen in NRW nicht wie 
geplant am selben Tag wie die Bundestagswahl 
(Herbst 2009) stattfinden zu lassen. Als Begrün-
dung wird eine zu starke Mobilisierung von 
SPD-Wählerinnen und Wählern genannt. Die 
„WAZ“ berichtet, dass dies für die Kommunen 
mit Mehrausgaben von rund 42 Millionen € ver-
bunden wäre. 

Die Wählerinnen und Wähler in NRW müssten 
innerhalb weniger Wochen zwischen den 
Sommer- und den Herbstferien 2009 gleich 
zwei Mal zur Wahlurne; die Parteien müssten 
innerhalb weniger Wochen zwei getrennte 
Wahlkämpfe organisieren. 

Warum will die Landesregierung die Kommu-
nalwahlen vor die Bundestagswahl ziehen? 

Ich bitte Herrn Minister Dr. Wolf um Beantwor-
tung. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Nach 
dem Kommunalwahlgesetz wird der Wahltag für 
die allgemeinen Kommunalwahlen vom Innenmi-
nister festgelegt. Eine Frist, innerhalb welcher die 
Festlegung erfolgen müsste, bestimmt das Kom-
munalwahlgesetz nicht. 

Üblicherweise wird der Wahltermin etwa ein Jahr 
vorher festgelegt. Für die Kommunalwahlen am 
26. September 2004 am 9. Juli 2003. Hinsichtlich 
der Kommunalwahlen 2009 käme danach eine 
Festlegung des Wahltages nicht vor Sommer des 
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nächsten Jahres in Betracht. Für das Jahr 2009 
besteht die Besonderheit, dass bei einer vollen 
Wahlperiode des Deutschen Bundestages die 
nächste Bundestagswahl im Herbst 2009 stattfin-
det. 

Im Kontext der Bestimmung des Wahltages der 
Kommunalwahlen wird daher möglicherweise 
auch zu bedenken sein, an welchem Tag die 
Bundestagswahl stattfindet. Das gilt sowohl für 
den Fall einer etwaigen Zusammenlegung beider 
Wahlen als auch für den Fall eines etwa von der 
Bundestagswahl getrennten Wahltermins. Bei ei-
ner Trennung sollte zwischen beiden Wahlen ein 
mehrwöchiger Zeitraum liegen, um insbesondere 
die Organisation der Wahlen zu erleichtern, zum 
Beispiel bezüglich der erneuten Gewinnung von 
Wahlhelfern für die Wahlvorstände. 

Der Wahltermin für die Bundestagswahl wird nach 
dem Bundeswahlgesetz vom Bundespräsidenten 
bestimmt. In der Vergangenheit erfolgte dies im 
Zeitraum von Dezember bis Februar vor dem Da-
tum der Bundestagswahl. 

Vor diesem Hintergrund hat die Landesregierung 
derzeit keine Veranlassung, darüber zu entschei-
den, ob im Jahr 2009 die Kommunalwahlen ge-
trennt von der Bundestagswahl stattfinden sollen. 
Auch eine Absicht der Landesregierung, wie in 
der Mündlichen Anfrage unterstellt, besteht ge-
genwärtig nicht. Die Entscheidung wird vielmehr 
zu gegebener Zeit nach schriftlicher Konsultation 
der im Landtag vertretenen Parteien getroffen 
werden. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Ich habe eine Nachfrage des Herrn 
Abgeordneten Körfges von der SPD. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Herr Minister, wann 
und in welchem Rahmen hat das von der „WAZ“ 
zitierte Gespräch in Ihrem Hause stattgefunden? 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Das Gespräch hat 
im Juni stattgefunden. 

(Zurufe) 

Vizepräsident Edgar Moron: Präzise heißt es: 
Eine Frage, eine Antwort. Die Frage war „wann“. 
Das andere ist eine weitere Frage. Da müssen 
Sie sich noch einmal melden. – Frau Löhrmann 
von den Grünen, bitte schön. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Innenminister, 
in wessen Auftrag haben denn die Generalsekre-
täre von CDU und FDP den Vorschlag zur Ent-
kopplung der Kommunalwahl von der Bundes-
tagswahl erarbeitet? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Das müssen Sie die 
Generalsekretäre fragen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Abgeordneter 
Bovermann von der SPD. 

Prof. Dr. Rainer Bovermann (SPD): Herr Minis-
ter, gibt es einen Vermerk über diesen Termin, 
und wäre es möglich, diesen auch den Fraktionen 
zukommen zu lassen? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Der Vermerk, der 
Gegenstand einer Presseberichterstattung war, ist 
Ihnen über diesen Weg bekannt geworden. 

Vizepräsident Edgar Moron: Die nächste Frage 
hat der Abgeordnete Töns von der SPD. 

Markus Töns (SPD): Herr Minister, trägt der 
Vermerk, der über die Presse bekannt gegeben 
wurde, Ihre Paraphe? 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Dieser Vermerk 
trägt mehrere Paraphen, unter anderem auch 
meine Paraphe. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Nächste Fragestel-
lerin ist Frau Kraft von der SPD. 

Hannelore Kraft (SPD): Herr Minister, wenn Sie 
die Entscheidung über den Wahltermin erst in 
2008 treffen wollen, warum gab es dann im Ju-
ni 2007 ein solches Gespräch? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Zunächst einmal 
habe ich das Gespräch nicht persönlich geführt. 
Aber davon abgesehen, Frau Abgeordnete Kraft: 
Wenn Sie ein Gespräch mit mir oder mit dem 
Staatssekretär führen möchten, können Sie das 
auch jederzeit tun. 

Vizepräsident Edgar Moron: Nächster Frage-
steller ist Herr Börschel von der SPD. 
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Martin Börschel (SPD): Herr Minister, gibt es zu 
den im Gespräch mit Ihrem Staatssekretär aufge-
worfenen Fragen Bewertungen einzelner Mitarbei-
ter Ihres Hauses oder gar eine abgestimmte Mei-
nung des Hauses? 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Ich habe doch sehr 
deutlich gesagt, dass es seitens der Landesregie-
rung zum jetzigen Zeitpunkt noch gar keine Ab-
sicht gibt, eine Festlegung zu treffen. Insofern er-
übrigt sich die Antwort. 

(Sören Link [SPD]: Arrogant!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Abgeordneter 
Link von der SPD. 

Sören Link (SPD): Ich möchte mich auf die Frage 
von Herrn Körfges beziehen. Es gab zwei Teilfra-
gen: einmal, wann das Gespräch stattgefunden 
hat, und dann, in welchem Rahmen. Herr Minister 
hat zwar erklärt, dass es im Juni stattgefunden 
hat, sah sich aber außerstande, den Rahmen zu 
erläutern. Wahrscheinlich hat er es nicht verstan-
den. Deswegen noch mal die Nachfrage: In wel-
chem Rahmen hat das Gespräch stattgefunden, 
wer waren konkret die Teilnehmer?  

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Darf ich in der glei-
chen unverschämten Art antworten, Herr Präsi-
dent?  

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, ja. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Okay. – Herr Link, 
ich bin sehr wohl in der Lage, Ihre Frage zu ver-
stehen. Ich habe sie ja auch vorhin verstanden 
und schon beantwortet. Wenn Sie das exakte Da-
tum wissen möchten, kann ich Ihnen das auch 
noch nennen:  

(Zuruf von der SPD: Das hat er nicht nach-
gefragt!) 

12. Juni. – Und der Rahmen ist ja auch aus der 
Zeitung bekannt geworden: Herr Staatssekretär 
Brendel hat das Gespräch geführt. 

(Sören Link [SPD]: Ganz alleine?) 

– Sie können sich gerne auch noch einmal mel-
den. Natürlich in Begleitung von Kollegen aus 
dem Hause!  

(Zurufe) 

Vizepräsident Edgar Moron: Nun mal Ruhe, 
meine lieben Kollegen. – Nächste Fragestellerin 
ist Frau Beer von den Grünen. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Herr Minister Wolf, ich 
würde gerne wissen, ob Sie die Einschätzung der 
beiden Generalsekretäre teilen und die Befürch-
tung haben, dass durch einen gemeinsamen 
Wahltermin die Mobilisierung bei der SPD höher 
ausfallen würde. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Die Landesregie-
rung hat sich zu diesem Punkt noch keine Mei-
nung gebildet, noch keine Absicht. Ich habe das 
sehr deutlich gesagt. Es ist lediglich eine allge-
meine Information der entsprechenden General-
sekretäre gewesen. Ich habe eben schon gesagt: 
Wenn jemand von den anderen Parteien sich be-
raten lassen möchte, werden wir das jederzeit 
auch tun. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Körfges von 
der SPD hat eine zweite Frage. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Waren Sie im Vorhin-
ein über den Inhalt des Termins informiert? 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Nein. Das ist ein 
Gespräch auf Arbeitsebene, Herr Körfges. Da fin-
den jede Menge Beratungsgespräche in meinem 
Ministerium statt. Ich sage noch einmal: Sie kön-
nen auch jederzeit kommen und werden beraten. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Die Frage ist 
nicht beantwortet!) 

Vizepräsident Edgar Moron: „Nein“ hat der Mi-
nister gesagt, wenn ich es richtig verstanden ha-
be. – Frau Löhrmann, zu Ihrer zweiten Frage. Bit-
te. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): War der Minister-
präsident über die anstehenden Gespräche und 
Ergebnisse informiert? 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Das müssen Sie 
den Herrn Ministerpräsidenten fragen. Das weiß 
ich nicht; das kann ich Ihnen nicht beantworten. 

Vizepräsident Edgar Moron: Nächste Frage von 
Frau Asch von den Grünen. 
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Andrea Asch (GRÜNE): Herr Wolf, können Sie 
heute zusichern, dass den Überlegungen und 
Wünschen der Generalsekretäre nicht gefolgt 
wird? 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Ich sichere über-
haupt nichts zu. Ich habe gesagt: Es gibt keine 
abschließende Erkenntnis und keine abschlie-
ßende Absicht der Landesregierung. 

Vizepräsident Edgar Moron: Nächste Frage von 
Herrn Groschek von der SPD. 

Michael Groschek (SPD): Haben Sie mit den 
Generalsekretären ein weiteres Verfahren verab-
redet? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Ich habe überhaupt 
kein Verfahren verabredet. 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Gödecke von 
der SPD. 

Carina Gödecke (SPD): Herr Minister, gibt es aus 
Ihrer Sicht irgendeinen objektiven oder sogar un-
umstößlichen Grund, der die Zusammenlegung 
der beiden Wahlen Kommunalwahl und Bundes-
tagswahl verhindern würde? 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Ich habe sehr deut-
lich gemacht, dass zum jetzigen Zeitpunkt beide 
Möglichkeiten noch in Rede stehen. Es gibt eine 
Alternative und keine Entscheidung. 

Vizepräsident Edgar Moron: Nächste Frage von 
Herrn Killewald von der SPD. 

Norbert Killewald (SPD): Herr Minister, Sie ha-
ben gerade bezüglich des Verfahrens natürlich 
korrekt geantwortet. Ich will die Frage einmal ein 
wenig anders stellen. Hat Ihr Haus weitere Zusa-
gen oder weitere Verfahrensabsprachen getrof-
fen? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Nein. 

Vizepräsident Edgar Moron: Nächster Frage-
steller ist Herr Link von der SPD mit seiner zwei-
ten Frage. 

Sören Link (SPD): Herr Minister, hat sich das 
Kabinett vor oder nach diesem Termin, insbeson-

dere nach dem Termin, mit den Ergebnissen die-
ses Gesprächs beschäftigt, konkret mit dem Prob-
lem der Verschiebung der Kommunalwahl? 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Es gibt darüber kei-
ne Abstimmung in der Koalition. Es gibt keine Ka-
binettvorlage. Es gibt gar nichts. Von daher ist das 
ein offenes Verfahren. Die Zeiträume habe ich 
schon genannt. Es ist noch lange hin, bis eine 
Festlegung erfolgen muss. 

Vizepräsident Edgar Moron: Nächster Frage-
steller ist mit seiner zweiten Frage Herr Börschel 
von der SPD. 

Martin Börschel (SPD): Herr Minister, in einer 
Ergebnisniederschrift des Vorstandes der CDU-
Fraktion im Rat der Stadt Köln vom 02.12.2006 
wird Ihrem Noch-Kollegen Minister Breuer folgen-
de Äußerung zugeschrieben: 

„Herr Minister Breuer erklärt weiter, dass noch 
nicht entschieden sei, ob die Ratswahl von der 
Oberbürgermeisterwahl abgekoppelt werde, 
und auch der Wahltermin noch nicht feststehe. 
Ungünstig wäre eine Kombination der Kommu-
nalwahl mit der Bundestagswahl, günstig eine 
Kombination der Kommunalwahl mit der Euro-
pawahl.“ 

Meine Frage: Wie bewerten Sie diese Äußerung, 
insbesondere vor dem Hintergrund der eilig nach-
geschobenen Erklärungen der Fraktionsspitzen 
von CDU und FDP, man wolle die Eigenständig-
keit der Kommunalwahl durch Entkoppelung be-
tonen? 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Ja, Sie haben, wie 
einige andere auch schon, die verschiedenen Ü-
berlegungen, die es gibt, in den Raum gestellt. Es 
gibt da verschiedene Auffassungen, und die wer-
den irgendwann gebündelt und zu einer Entschei-
dung geführt.  

(Martin Börschel [SPD]: Wie bewerten Sie 
das denn?) 

– Wir haben zum jetzigen Zeitpunkt keine ab-
schließenden Entscheidungen darüber getroffen, 
wie wir das am Ende machen werden.  

(Martin Börschel [SPD]: Nein, ich meine Sie!) 
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– Der Innenminister legt das nach dem gesetzlich 
geregelten Verfahren zum gegebenen Zeitpunkt 
fest. Aber nicht heute! 

Vizepräsident Edgar Moron: Nächster Frage-
steller ist Herr Remmel. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Herr Minister, 
stimmen Sie mit mir darin überein, dass das In-
nenministerium und wir möglicherweise gemein-
same gleichlautende Erkenntnisse darüber haben, 
dass die Bürgerinnen und Bürger, die Wählerin-
nen und Wähler beispielsweise beim gemeinsa-
men Wahltermin 1994 durchaus sehr differenziert 
gewählt haben? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Die Frage, inwie-
weit in welchem Wahllokal differenziert oder nicht 
differenziert gewählt worden ist, vermag ich nicht 
im Detail zu beantworten.  

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Sie sind doch 
Innenminister und Wahlleiter!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Nächster Frage-
steller Herr Jäger von der SPD. 

Ralf Jäger (SPD): Eine Bemerkung vorab, Herr 
Minister Wolf. Wir haben diesen Vermerk über die 
„WAZ“ nicht zur Kenntnis bekommen. Deshalb 
gehe ich davon aus, dass Sie diesen den Fraktio-
nen zur Kenntnis zuleiten werden. 

Ich habe noch eine Frage zum Inhalt dieses Ver-
merkes: Gehen aus diesem Vermerk Beurteilun-
gen Ihres Hauses hervor, wie Sie zu einer mögli-
chen Entkopplung dieser Wahl stehen? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Also die Frage, ob 
das herauszugeben ist, werde ich prüfen und Ih-
nen dann auch gegebenenfalls Nachricht geben. 

Was die Frage des Inhaltes anbetrifft, ist in dem 
„WAZ“-Artikel darüber berichtet worden. Es geht 
um unterschiedliche Möglichkeiten und Auswir-
kungen. Die Fragen sind jetzt auch schon heute 
mehrfach gestellt worden. Die unterschiedlichen 
Einschätzungen zur Nichtentkoppelung oder Kop-
pelung liegen ja auf dem Tisch.  

Vizepräsident Edgar Moron: Die zweite Nach-
frage von Frau Beer von den Grünen.  

Sigrid Beer (GRÜNE): Herr Minister, diese Frage 
ist ja bereits gestern hier im Raume präsent ge-
wesen. Ich habe aus den Regierungsfraktionen 
immer wieder gehört: Wer will das denn eigent-
lich? 

Deswegen frage ich Sie nun: Können Sie uns hier 
und jetzt zusichern, dass diesen Überlegungen 
der Generalsekretäre nicht gefolgt wird? 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Diese Frage habe 
ich heute bereits mehrfach beantwortet. Zu die-
sem Zeitpunkt gibt es für gar nichts eine Zusiche-
rung, weil jetzt keine Entscheidung ansteht. Die 
Entscheidung wird nach Anhörung der im Landtag 
vertretenen Parteien dann getroffen – ich habe die 
Zeiträume genannt –, wenn auch entsprechende 
Möglichkeiten der Festlegung gegeben sind. 

Mit Blick auf den Wahltermin der Bundestagswahl 
gibt es in diesem Fall noch eine besondere Prob-
lematik, wie ich ausgeführt habe. 

Vizepräsident Edgar Moron: Nächster Frage-
steller ist Herr Töns von der SPD. 

Markus Töns (SPD): Herr Minister, ist es in Ihrem 
Hause üblich, Regierungshandeln von den Wün-
schen aus Gesprächen der Generalsekretäre der 
Parteien der Regierungskoalition abhängig zu 
machen? 

(Zuruf von Lothar Hegemann [CDU]) 

Um deutlich zu fragen: Hat es das in anderen poli-
tischen Feldern in Ihrer Amtszeit auch schon ge-
geben? 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Ich teile bereits Ihre 
Unterstellung nicht. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Ich sagte, dass ich 
bereits seine Unterstellung nicht teile. 

(Zuruf: Das war eine Anmerkung und keine 
Antwort! – Weitere Zurufe von SPD und 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Sie können sich 
darüber aufregen, liebe Kollegen. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Das tun wir auch!) 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Sie bestimmen den 
Inhalt der Fragen. 



Landtag  23.08.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/67 
 

 

 

7679

Vizepräsident Edgar Moron: Wie der Minister 
antwortet – das gilt im Übrigen nicht nur für diesen 
Minister, sondern für alle Minister der Regierung 
und den Regierungschef –, ist aber seine Sache. 

(Zurufe von Ralf Jäger [SPD] und Horst Be-
cker [GRÜNE]) 

Auf eine bestimmte Art der Antwort hat das Par-
lament keinen Anspruch. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Im Gerichts-
saal würden die Leute in Beugehaft genom-
men! – Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir gehen weiter. 
Jetzt hat Herr Sichau eine Frage, und zwar seine 
zweite. 

(Zuruf von der SPD) 

– Nein, seine erste. Es hat sich ja bald das ganze 
Parlament gemeldet. 

(Ralf Jäger [SPD]: Nach diesen Antworten 
kommen auch noch ein paar Fragen!) 

Daher müssen wir schon aufpassen, dass hier 
keiner zu oft zum Zuge kommt. – Herr Sichau, Sie 
haben das Wort. 

Frank Sichau (SPD): Herr Minister, ist es nach 
dem Organisationsplan Ihres Hauses zutreffend, 
dass Herr Staatssekretär Brendel zur Arbeitsebe-
ne gehört? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Ich sehe da keine 
Differenzierung. Herr Staatssekretär Brendel ar-
beitet natürlich mit den Kolleginnen und Kollegen 
der Fachabteilungen. Er führt auch Beratungsge-
spräche. Auch Sie sind herzlich aufgefordert, von 
der Beratung Gebrauch zu machen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Nächste Fragestel-
lerin ist Frau Kraft, SPD, mit ihrer zweiten Frage. 

Hannelore Kraft (SPD): Herr Minister, Sie haben 
vorhin ausgeführt, dass der Vermerk auch Ihre 
Paraphe trägt. Wenn dieser Vermerk den Weg zu 
Ihnen genommen hat, trägt er weitere Paraphen. 
Mich interessiert, ob der Vermerk auch Voten ent-
hält. 

(Minister Dr. Ingo Wolf blättert in seinen Un-
terlagen. – Ralf Jäger [SPD]: Reichen Sie 
das einfach einmal herüber, dann schauen 
wir nach!) 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Klassische Voten 
kann ich dort nicht erkennen. 

(Beifall von der FDP – Lachen von SPD und 
GRÜNEN – Horst Becker [GRÜNE]: Wie se-
hen denn liberale Voten aus?) 

Vizepräsident Edgar Moron: Nächster Frage-
steller ist Herr Becker. Ich glaube, es ist seine 
zweite Frage. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Nein!) 

– Es ist Ihre erste Frage? Sehen Sie; so kompli-
ziert ist es jetzt schon geworden. Bitte schön, Herr 
Becker. 

Horst Becker (GRÜNE): Trotzdem vielen Dank, 
Herr Präsident. Wir sind ja alle bei Ihnen. – Herr 
Wolf, ich habe Ihre bisherigen Ausführungen so 
verstanden, dass Sie eine Abwägung zu leisten 
haben. Einerseits gibt es das Erfordernis der Dif-
ferenzierung. Andererseits besteht möglicherwei-
se auch das Erfordernis, die Wahlbeteiligung nicht 
zu sehr absinken zu lassen. 

Ich würde Ihnen gerne vor dem Hintergrund der 
1994er-Wahl und der damaligen Ergebnisse der 
Kommunal- und Bundestagswahlen – ich nenne 
Ihnen ein Beispiel dazu – die Frage stellen, ob Sie 
nicht den Eindruck haben, dass eine Differenzie-
rung den Bürgerinnen und Bürgern durchaus zu-
zutrauen ist. Das Beispiel stammt aus meiner 
Heimatgemeinde. Dort erhielt unsere Partei am 
gleichen Tag 10,2 % der Zweitstimmen bei der 
Bundestagswahl und 21,3 % der Stimmen bei der 
Kommunalwahl. 

Sehen Sie vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse 
an einem gleichen Wahltag tatsächlich das ernst-
hafte Erfordernis der Differenzierungserleichte-
rung durch eine Trennung der Wahltermine? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Auch durch eine 
noch so oft wiederholte und geschickte Fragege-
stellung werden Sie die Abwägungsentscheidung 
nicht auf den heutigen Tag vorgezogen bekom-
men. Wir werden das Ganze im Lichte der weite-
ren Beratungen und Erkenntnisse dann entschei-
den, wenn es so weit ist. 

Ich habe schon mehrfach gesagt – es ist natürlich 
Ihr gutes Recht, das ständig zu wiederholen; es 
ist aber auch mein Recht, die Antwort zu wieder-
holen –, dass es in der Frage der demokratietheo-
retischen Betrachtung unterschiedliche Auffas-
sungen gibt. Das ist im Leben nun einmal so. 
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Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank. – 
Nächste Fragestellerin ist Frau Asch mit ihrer 
zweiten und letzten Frage. 

Andrea Asch (GRÜNE): Herr Minister Wolf, 
müssten Sie als Kommunal- und Innenminister 
nicht ein großes Interesse an einer hohen Wahl-
beteiligung haben? Und wie lässt sich dieses Inte-
resse mit der Entkoppelung von Wahlterminen 
verbinden, die zu drei unterschiedlichen Wahlter-
minen führt, was erfahrungsgemäß auch eine 
niedrige Wahlbeteiligung bedeutet? 

(Christian Lindner [FDP]: Sie sind doch im-
mer für direkte Demokratie!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Zum Ersten gibt es 
auch nach sehr repräsentativen Untersuchungen 
keine eindeutigen Erklärungen für hohe und ge-
ringe Wahlbeteiligungen. Das ist sehr, sehr unter-
schiedlich. 

Zum Zweiten ist diese Frage hinterher in einer 
Abwägung zu entscheiden. Sie wissen, dass es 
für die Entkoppelung genauso gute Gründe geben 
mag wie für die Koppelung der Wahlen. Beides ist 
denkbar. Beide Varianten werden am Ende, wenn 
alle Parteien auch beraten haben, abgewogen 
werden. Mit Blick auf die Frage des Termins der 
Bundestagswahl wird das aber frühestens Mitte 
nächsten Jahres der Fall sein, möglicherweise 
sogar später. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank. – 
Jetzt kommt die zweite Frage von Herrn Gro-
schek, SPD. Bitte schön. 

Michael Groschek (SPD): Herr Minister, im Zu-
sammenhang mit der denkwürdigen Kommunika-
tion zu diesem Vermerk wurde auch darüber be-
richtet, dass man nach der undichten Stelle fahn-
det. Wie muss man sich eine solche Fahndung in 
letzter Konsequenz vorstellen? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Wir werden das 
prüfen. 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Kameras! Vi-
deoaufzeichnung!) 

– Sie haben aus Ihrer Regierungszeit ja entspre-
chende Erfahrungen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Nächster Fragesteller ist Herr Kuschke 
von der SPD. 

Wolfram Kuschke (SPD): Herr Minister, gut vor-
bereitet haben Sie den Vermerk vor sich liegen. 
Ich würde gerne mit Ihnen auf die Suche nach 
dem nicht klassischen Votum gehen und vielleicht 
sogar doch ein klassisches finden. 

Meine konkrete Frage an Sie lautet: Welchen Be-
arbeitungsvermerk enthält der Vermerk? Welches 
Wiedervorlagedatum enthält der Vermerk? Mögli-
cherweise liegt es ja weit vor dem Entscheidungs-
termin 2008. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Keinen Wiedervor-
lagetermin, nur Kenntnisnahme. 

(Zuruf von der SPD) 

– Ja, keinen Wiedervorlagetermin. Danach hat er 
doch gefragt. 

(Martin Börschel [SPD]: Nur Kenntnisnah-
me?) 

– Keinen Wiedervorlagetermin. 

(Zuruf von Ralf Jäger [SPD]) 

– Sie wollten doch wissen, ob es einen Termin 
gibt, zu dem wieder vorgelegt wird. Da habe ich 
sehr deutlich gesagt: Es gibt keinen Wiedervorla-
getermin, sondern nur eine Kenntnisnahme. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank. – Nun 
stellt Frau Gödecke von der SPD ihre zweite Fra-
ge. 

Carina Gödecke (SPD): Herr Minister, ich habe 
gehört, es befinden sich kein klassisches Votum 
und kein Wiedervorlagetermin auf dem Vermerk. 
Ich frage nun, ob es ein Votum irgendeiner Art auf 
Ihrem Vermerk gibt. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Es gibt lediglich auf 
dem Schreiben einen Vermerk  

(Martin Börschel [SPD]: Einen klassischen 
Vermerk wahrscheinlich!) 

– nein –, der sich ausschließlich auf die Frage der 
Europawahl bezieht. Es ist ja deutlich geworden, 
dass es, wenn die Kommunalwahl mit der Euro-
pawahl zusammenträfe, gewisse Probleme mit 
dem Kommunalwahlgesetz gäbe. Darüber findet 
sich ein Vermerk, aber nicht zu der grundsätzli-
chen Frage der Entkoppelung. 
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Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank. – Es 
gibt immer noch eine Reihe von Fragestellern. 
Hier erscheinen nicht alle auf dem Display, weil 
auf dieses Display nur fünf Namen draufgehen. 
Wenn sich also zehn Fragesteller gemeldet ha-
ben, dann dürfen Sie sich nicht wundern. Ich ken-
ne nur die nächsten fünf.  

Herr Remmel stellt nun seine zweite und damit 
letzte Frage. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Ich hätte gerne 
dem Ministerpräsidenten eine Frage gestellt, aber 
er ist nicht im Raum, weshalb ich den stellvertre-
tenden Ministerpräsidenten fragen muss. Die 
Antwort von Herrn Wolf bezogen auf die Kabi-
nettsbefassung war unklar. Er sprach davon, dass 
es keine Vorlagen gegeben habe. Wie man aber 
weiß, finden im Kabinett ja auch andere Gesprä-
che, zum Beispiel aTO, statt. Ich frage den stell-
vertretenden Ministerpräsidenten: Ist die hier im 
Raum stehende Frage im Kabinett Gegenstand 
von Gesprächen gewesen? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Fragesteller, nein. 

(Zuruf von der SPD: Hoffentlich ist das auch 
wahr!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Sagel, bitte 
schön. 

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Herr Minister, ich 
frage Sie, ob Sie meinen Eindruck teilen, den die 
Öffentlichkeit haben muss, dass, wenn man die 
Bundestagswahl und die Kommunalwahl ausei-
nanderlegt und dadurch vermeiden will, dass es 
zu einer hohen Wahlbeteiligung kommt, die Wahl 
manipuliert werden soll, das heißt, dass es sich 
um eine Wahlmanipulation handelt. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Ich teile weder Ihre 
Prämisse noch Ihre Schlussfolgerung. 

Vizepräsident Edgar Moron: Der nächste Fra-
gesteller ist Herr Hegemann. 

Lothar Hegemann (CDU): Herr Minister, würden 
Sie, ganz egal, wie Ihre Entscheidung ausfällt, 
uns erklären, um wie viel teurer es käme, wenn 

Kommunalwahl und Bundestagswahl an einem 
Tag stattfänden? Es ist zu bedenken, dass bei 
Kommunalwahlen 16-Jährige wählen dürfen, 
weshalb extra Listen gedruckt werden müssen. 
Darüber hinaus dürfen ausländische Mitbürger 
wählen. Ferner müssen Sie den Wahlvorstand 
erweitern. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Was ist das für 
eine Logik? – Weitere Zurufe von der SPD) 

Wenn das alles an einem Tag geschehen soll, 
dann müssen Sie, Herr Minister, die Wahlvorstän-
de verstärken. Ich höre zum Beispiel vom Kolle-
gen Becker, wie teuer das alles sei, wenn diese 
Wahlen auseinandergelegt würden. Deshalb habe 
ich die Bitte, die Zahlen bekanntzugeben, wie 
auch immer Ihre Entscheidung ausfällt. Es sind ja 
von den Wahlberechtigten her zwei unterschiedli-
che Gruppen, die angesprochen werden. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Herr Abgeordneter 
Hegemann, Sie heben sicherlich auf die Diskussi-
on um die Mehrkosten ab, die in dem entspre-
chenden Publikationsorgan mit 42 Millionen € an-
gegeben worden sind. Das Problem bei der 
Kommunalwahl ist, dass, wenn sie isoliert stattfin-
det – das ist ja bisher meist der Fall gewesen –, 
eine Kostenerhebung nicht stattfindet, weil die 
Kommunen selber die Kosten tragen und insofern 
kein Abrechnungsmodus besteht. Man kann als 
Anhaltspunkt für eine Schätzung die Landtags-
wahl 2005 nehmen. Hier gehen wir nach den An-
gaben, die wir bekommen haben, davon aus, 
dass bei den Kommunen etwa 11,4 Millionen € 
und bei der Kostenerstattung für den Bundestag 
etwa 13,7 Millionen € angefallen sind. Das liegt 
also in einer Größenordnung, die von 42 Millio-
nen € entfernt ist.  

Wenn Sie mich fragen, wie es zu den 
42 Millionen € gekommen ist, dann kann ich Ihnen 
sagen, dass ich davon ausgehe, dass jemand an-
gegebene 3 € mit den 14 Millionen Wahlberechtig-
ten multipliziert hat und somit auf die Zahl 
42 Millionen € gekommen ist. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank. – 
Jetzt hat der Kollege Bovermann von der SPD ei-
ne Frage, und zwar seine zweite. 

Prof. Dr. Rainer Bovermann (SPD): Herr Minis-
ter, es ist ja gerade der handschriftliche Vermerk 
erwähnt worden. Können Sie uns den Inhalt die-
ses Vermerks vorlesen und den Zusammenhang 
mit der Europawahl herstellen? 
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Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Ich werde ihn nicht 
vorlesen, weil ich die Prüfungen, inwiefern er wei-
terzugeben ist, noch nicht abgeschlossen habe. 
Es finden sich aber einige Inhalte in der Zeitung, 
die man dementsprechend nachlesen kann. 

Vizepräsident Edgar Moron: Dritte Frage von 
Frau Löhrmann.  

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Wolf hat mich 
eben bei der Frage, ob der Ministerpräsident Be-
scheid wusste, an denselben verwiesen, der nicht 
da ist. Aber der stellvertretende Ministerpräsident 
ist anwesend. Insofern wüsste ich gerne, wann 
Sie, Herr Pinkwart, von dem Vorgang, also Ge-
spräch über Wahltermine der Generalsekretäre, 
erfahren haben. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau 
Löhrmann, wenn ich mich recht erinnere, war das 
an dem Tag, an dem es in der Zeitung stand. 

(Martin Börschel [SPD]: Spricht Herr Lindner 
nicht mit Ihnen?) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister Pinkwart. – Nächster Fragesteller ist Herr 
Leuchtenberg von der SPD.  

Uwe Leuchtenberg (SPD): Herr Minister, würden 
Sie mir die Frage beantworten, welche Empfeh-
lung in dem eben angesprochenen handschriftli-
chen Vermerk gegeben wird? 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister, ist 
die Frage angekommen?  

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Ja, so im Wesentli-
chen. – Der Vermerk enthält letztendlich eine Ge-
sprächswiedergabe, in der es darum geht, dass 
gewisse Vorschläge in Rede stehen und man die-
se abwägen muss. Es gibt keine endgültigen 
Festlegungen.  

(Uwe Leuchtenberg [SPD]: Es gibt keine 
Empfehlungen?) 

– Es ist ein Gesprächsvermerk, in dem das wie-
dergegeben wird, was während des Gesprächs 
diskutiert worden ist – das Pro und Contra.  

Vizepräsident Edgar Moron: Nächster Frage-
steller ist Kollege Killewald von der SPD. 

Norbert Killewald (SPD): Herr Minister, ist von-
seiten von Herrn Wüst und/oder Herrn Lindner der 
Wunsch geäußert worden, eine Kombination zwi-
schen der Europawahl und der Kommunalwahl 
herzustellen?  

(Zurufe: Man hört nichts! Es war zu leise!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Manchmal ist es 
wirklich schwer, das zu verstehen – auch für mich 
hier vorne. Ich bitte den Herrn Kollegen Killewald, 
seine Frage noch einmal zu wiederholen.  

Norbert Killewald (SPD): Ist der Wunsch der 
Kombination von Europawahl und Kommunalwahl 
von den Parteisekretären geäußert worden?  

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Es sind alle denk-
baren Möglichkeiten und natürlich auch die Pros 
und Contras diskutiert worden. 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Steffens von 
den Grünen hat die nächste Frage. Bitte schön.  

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Herr Minister, geht 
es in dem nicht klassischen Votum, das Sie nicht 
vorlesen wollen, um eine Bewertung der Möglich-
keiten der Zusammenlegung von Europa- und 
Kommunalwahlen?  

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Ich hatte bereits 
vorhin dahin gehend geantwortet, dass es dabei 
nicht um die klassische Frage der gesonderten 
Kommunalwahl an einem Extratermin ging, son-
dern dass es sich dabei um die Frage der mögli-
chen Kombination mit der Europawahl handelt; 
auch die ist ja in der Diskussion.  

Vizepräsident Edgar Moron: Die nächste Frage 
kommt von Herrn Jäger von der SPD. 

Ralf Jäger (SPD): Da will ich direkt anschließen. 
Herr Minister Wolf, geht aus diesem Vermerk her-
vor, von wem der Vorschlag stammt, die Kommu-
nalwahl mit der Europawahl zusammenzulegen?  

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Nein, es gab keine 
Vorschläge, sondern eine allgemeine Erörterung 
über die Möglichkeiten der Festlegung von Wahl-
terminen. Sie haben damit doch Erfahrung. Bei 
der Festlegung der Landtagswahlen mussten Sie 
sich doch auch für einen Termin entscheiden. Da 
hat es auch eine längere Diskussion gegeben. 
Das heißt: Es gibt Pros und Contras, und die sind 
diskutiert worden.  
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Vizepräsident Edgar Moron: Der nächste Fra-
gesteller ist Kollege Römer von der SPD-Fraktion. 

Norbert Römer (SPD): Herr Minister, nachdem 
der Vermerk, zu dem Sie schon mehrmals befragt 
worden sind, aus Ihrem Hause bereits an die 
Presse gegeben worden ist, verraten Sie mir doch 
bitte den Grund, warum Sie die Herausgabe die-
ses Vermerks an die Fraktionen jetzt erst noch 
prüfen lassen wollen?  

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Wir haben ihn nicht 
autorisiert an die Presse gegeben. Insofern ist 
das, glaube ich, ein unzulässiger Vergleich.  

Vizepräsident Edgar Moron: Die nächste Frage 
kommt von Herrn Papke von der FDP. 

Dr. Gerhard Papke (FDP): Herr Minister Wolf, da 
so zahlreiche Kolleginnen und Kollegen der SPD, 
unter anderem auch der Kollege Ex-Minister 
Kuschke, so detaillierte Fragen zu diesem ominö-
sen Vermerk stellen: Glauben Sie, dass ad perso-
nam Herr Kollege Kuschke als damaliges Kabi-
nettsmitglied der inzwischen abgewählten Regie-
rung Steinbrück bereit gewesen wäre, auch nur 
einen Teil der von ihm selbst an Sie adressierten 
Fragen zu solch einem internen Vermerk über-
haupt zu beantworten?  

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Herr Abgeordneter 
Papke, wenn ich mich entsinne, wie die Antworten 
der Landesregierung in der früheren Legislaturpe-
riode ausgefallen sind, kann ich nur sagen: Wir 
sind geradezu redselig.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Meine Damen und 
Herren, ich habe jetzt noch fünf Fragen. Letzter 
Fragesteller ist danach Herr Garbrecht. Dann ist 
die Fragestunde zeitlich aber erschöpft, und ich 
würde keine weiteren Fragen mehr zulassen. 

Nächster Fragesteller ist Herr Kuschke. Bitte 
schön.  

Wolfram Kuschke (SPD): Herr Minister, da Sie 
gerade so schön im Redefluss sind, wollen wir 
das auch weiter ausnutzen. Wir haben uns in den 
Fragen und Antworten bisher mit einem Vermerk 
beschäftigt, also einem geschlossenen Vorgang. 
Meine Frage an Sie: Ist Ihnen dieser Vermerk mit 
einem weiteren Blatt Papier formlos, aber mit Vo-
ten gekennzeichnet zugegangen, und haben Sie 
möglicherweise selbst zu diesen Voten Stellung 
genommen?  

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Also: Ich kann auch 
kürzer. Ich habe kein Votum dazu abgegeben.  

(Ralf Jäger [SPD]: Das war nicht die Frage!) 

– Ich habe einen Vermerk bekommen und habe 
den Inhalt ohne Votum abgezeichnet. Das ist die 
Botschaft.  

Vizepräsident Edgar Moron: Nächster Frage-
steller ist Herr Sagel. Sie haben das Wort. – Nein, 
jetzt ist schon wieder Herr Schmeltzer drin.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Wieso „schon 
wieder“?) 

Jetzt ist irgendetwas durcheinander gegangen. 
Ich bitte um Entschuldigung. Ich kann Ihnen das 
Wort nicht geben, da ich Sie nicht in das System 
hineinbekomme.  

Herr Becker ist der nächste Fragesteller. Sie ha-
ben aber schon zwei Fragen gestellt, sodass das 
Ihre dritte Frage ist.  

Horst Becker (GRÜNE): Ich habe erst einmal ge-
fragt. – Herr Innenminister, Sie haben eben aus-
geführt oder auszuführen versucht, dass unklar 
sei, ob durch die Entkoppelung solcher Wahlen 
tatsächlich eine absinkende Wahlbeteiligung zu-
stande käme. Vor diesem Hintergrund frage ich 
Sie: Ist Ihnen als eine von vielen Untersuchungen 
zu diesem Thema die bekannt, die der ehemalige 
Abteilungsleiter Held zum Thema Entkoppelung 
von Kommunalwahlen zu Bürgermeisterwahlen 
gemacht hat, die genau zu dem Ergebnis kommt, 
dass es zu einem Absinken der Wahlbeteiligung 
kommt und in der er auch sehr umfangreiche Dar-
legungen zu dem Thema Bundestagswahlen und 
Kommunalwahlen bis hin zu Nachwahlen von 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern und 
Kommunalwahlen und Bundestagswahlen ge-
macht hat?  

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön, Herr 
Minister.  

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Das Ganze ist ein 
weites Feld. Außer uns wählen im kommunalen 
Bereich zum Beispiel alle Flächenländer entkop-
pelt, und das seit vielen Jahren und Jahrzehnten. 
Man wird dort sicherlich kein Demokratiedefizit 
feststellen können. Das heißt: Es gibt immer un-
terschiedliche Aspekte. Auch die Frage der Her-
auskristallisierung von besonderen Persönlich-
keitswahlen etc. Man kann das also nicht eindi-
mensional betrachten. Deswegen entzieht sich 
das auch einer eindimensionalen Beantwortung.  
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(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 

Vizepräsident Edgar Moron: Nächster Frage-
steller ist jetzt der Kollege Garbrecht. Bitte schön.  

Günter Garbrecht (SPD): Nachdem wir nun er-
fahren haben, dass sich das Kabinett mit diesem 
Vorgang laut Aussage des stellvertretenden Mi-
nisterpräsidenten nicht befasst hat, stelle ich an 
Minister Wolf die Frage: Ist dieser Sachverhalt mit 
anderen Ministerien, insbesondere mit der Staats-
kanzlei, in irgendeiner Art und Weise ausge-
tauscht worden?  

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister.  

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Der Vermerk ist der 
Staatskanzlei von uns aus nicht zugegangen. 

(Lachen von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Meine Damen und 
Herren, zwar hat sich Frau Düker noch zu einer 
Frage gemeldet, aber – ich habe das überprüfen 
lassen – die Fragestunde läuft mittlerweile seit ei-
ner Stunde und zehn Minuten. Sie ist damit been-
det. Ich schließe die Fragestunde. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Frau Düker ist noch 
dran!) 

– Jetzt schreien Sie nicht! An den Entscheidungen 
des Präsidenten wird grundsätzlich keine Kritik 
geübt – auch nicht von Ihnen. 

(Allgemeine Heiterkeit – Beifall von CDU und 
FDP) 

Die Fragestunde hat eine Stunde und zehn Minu-
ten gedauert und ist nun beendet. Sie haben Ge-
legenheit, wenn Sie wollen, das Thema in der 
nächsten Fragestunde fortzusetzen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich rufe 
auf: 

9 Einsetzung eines Untersuchungsausschus-
ses gemäß Artikel 41 der Landesverfassung  

Antrag 
des Abgeordneten 
Rüdiger Sagel (fraktionslos) 
Drucksache 14/4673 

In Verbindung mit: 

Einsetzung eines Untersuchungsausschus-
ses II gemäß Artikel 41 der Landesverfas-
sung  

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/4853 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/4914 

Ich weise darauf hin, dass nach Art. 41 der Lan-
desverfassung der Landtag das Recht und auf 
Antrag von einem Fünftel der Mitglieder – das 
sind 38 Mitglieder – die Pflicht hat, einen Untersu-
chungsausschuss einzusetzen. 

Jetzt erteile ich für die Begründung das Wort dem 
Abgeordneten Sagel. Bitte schön. 

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Mit Datum vom 
18. Juni dieses Jahres habe ich einen Antrag zur 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
gemäß Art. 41 der Landesverfassung gestellt. 
Freundlicherweise hat sich am 14. August die 
Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen meinem An-
trag zur Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses angeschlossen  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Wir haben ei-
nen eigenen Antrag gestellt!) 

und hat einen eigenständigen Antrag gestellt, mit 
dem sie ebenfalls einen solchen Untersuchungs-
ausschuss fordert. Es gibt jetzt auch einen Ent-
schließungsantrag von CDU und FDP, den ich so 
interpretiere, dass es diesen Untersuchungsaus-
schuss nicht geben soll.  

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Aus meiner Sicht ist dieser Untersuchungsaus-
schuss dringend geboten. Der Subventionsskan-
dal in Gelsenkirchen – es geht immerhin um 
30 Millionen € Fördermittel – muss endlich geklärt 
werden.  

Die Landesregierung ist in dieser Angelegenheit 
bisher nicht auskunftsbereit gewesen. Transpa-
renz und Aufklärung sind offensichtlich nicht ihr 
Thema. Man muss unterstellen, dass es hier ei-
nen mangelnden Aufklärungswillen gibt. Ich habe 
nämlich mehrmals verschiedene Ministerien gebe-
ten, Akteneinsicht zu gewähren. Diese Aktenein-
sicht ist verweigert worden.  

Die Landesregierung mauert seit Monaten. Es 
wird verschleiert und taktiert. Es werden Informa-
tionen gegeben, die durch Akten nicht gedeckt 
bzw. in Ministerien unterschiedlich abgestimmt 
sind. Das Finanzministerium gibt andere Stellung-
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nahmen als das Wirtschaftsministerium ab. Von 
Staatssekretär Baganz aus dem Wirtschaftsminis-
terium werden Stellungnahmen abgegeben, die 
nicht gedeckt sind. Das macht sehr deutlich, dass 
hier dringender Aufklärungsbedarf besteht. Die 
Schweigemauer, die wir hier vor uns haben, kann 
nur durch einen Parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss mit Akteneinsicht durchbrochen 
werden.  

Von der Bezirksregierung in Münster über ein kor-
ruptes und kriminelles Kartell in Gelsenkirchen bis 
hin zum Ministerium geht die Spur. Trotz frühzeiti-
ger Hinweise des Landesrechnungshofes wurde 
vonseiten des Ministeriums nicht gehandelt. So-
gar bis Ende Februar dieses Jahres wurde noch 
gesagt, es sei dort alles in Ordnung und man sei 
auf einem guten Weg.  

Ich kann, nachdem Sie Ihren Entschließungsan-
trag eingebracht haben, nur feststellen, dass Sie 
offensichtlich kein Interesse an der Aufklärung 
dieses doch sehr tiefgreifenden Skandals haben. 
Wenn Sie auf den Haushaltskontrollausschuss 
verweisen, dann kann ich Ihnen nur sagen: Die 
Aufklärung im Haushaltskontrollausschuss ist ge-
scheitert. Wir sind dort bezüglich Informationen 
nicht mehr weitergekommen. Wir sind auf eine 
Mauer des Schweigens gestoßen. 

Wenn Sie jetzt auf einen Bericht der Landesregie-
rung verweisen, der irgendwann im Laufe des 
Jahres noch kommen soll, und dann erst ent-
scheiden wollen, wie es weitergehen soll, kann ich 
Ihnen nur sagen: Wir haben mehrere Monate lang 
vonseiten des Ministeriums nur eine Hinhaltetaktik 
erlebt, wir haben unterschiedlichste Stellungnah-
men erhalten, aber nichts Konkretes in der Sache. 

Deswegen kann ich Sie nur erneut dazu auffor-
dern, sich meinem Antrag zur Einsetzung eines 
Parlamentarischen Untersuchungsausschusses 
anzuschließen. Machen Sie den Weg frei für 
Transparenz und Aufklärung! Es ist dringend ge-
boten, dass im Landtag gehandelt wird. Es kann 
nicht sein, dass wir vor einer Schweigemauer ste-
hen und dass kriminelles Handeln auch weiter 
möglich ist.  

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Sagel. – Meine Damen und Herren, nun hat 
Herr Groth von der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen das Wort. 

Ewald Groth (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist schon 
ein ganz besonderes Beispiel politischer Hampe-
lei, was die Regierungsfraktionen im Landtag in 
dieser Frage heute machen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Alle Fraktionen hatten in den bisherigen Debatten 
behauptet, Aufklärung über die offensichtlich 
skandalösen Umstände im Inkubator-Zentrum er-
langen zu wollen. Alle! Der stellvertretende Frakti-
onsvorsitzende – Herr Kuhmichel, verzeihen Sie 
mir, dass Sie noch einmal zitiert werden –, sagte 
gegenüber der „Rheinischen Post“ am 5. und 
20. August – ich zitiere mit Erlaubnis der Präsi-
dentin –: „Es läuft alles auf einen Untersuchungs-
ausschuss hinaus“.  

Mit großem Getöse haben CDU und FDP immer 
wieder die gesamte Förderpolitik mit Schimpf und 
Schande versehen. Das haben Sie in den letzten 
Monaten getan. 

Der stellvertretende Ministerpräsident Prof. Pink-
wart hat am 28. März im Plenum laut Protokoll 
gesagt:  

„Auch diejenigen, die schon länger in der Lan-
despolitik tätig sind, sagen übereinstimmend: 
Seit Jahrzehnten hat es keinen Landesrech-
nungshofbericht mit einer solchen Tragweite 
gegeben, vielleicht sogar noch nie.“  

So Herr Pinkwart. Weiter sagte er:  

„Der Landesrechnungshof setzt sich dezidiert 
mit einem rot-grünen Förderprojekt für das 
Ruhrgebiet auseinander. Er spricht von admi-
nistrativen Fehlern der Ministerien Schartau, 
Behler und Kraft. Ich kann verstehen, dass Sie 
davon ablenken möchten. Aber, meine sehr 
verehrten Damen und Herren von der Oppositi-
on, das werden wir Ihnen nicht durchgehen las-
sen.“ 

So Herr Pinkwart damals. Alles nur Inszenierung 
und 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Klamotte, Kampagne! Sie wollen nicht hinsehen, 
Herr Pinkwart. Sie wollen heute nicht mehr hinse-
hen, und Sie wollen auch nicht, dass sich das 
Parlament unabhängig von der Regierung mit um-
fassenden Informations- und Auskunftsrechten ein 
eigenes Bild von den Vorgängen machen kann.  

Meine Damen und Herren, schon während der 
Beratungen in den verschiedenen Ausschüssen 
und im Plenum entstand immer mehr der Ver-
dacht, dass es nur um eine politische Kampagne 
der jeweiligen Parteien geht. Vor allem die FDP 
wollte Frau Kraft vorführen. Sie wollten Schlamm 
werfen auf Frau Kraft. An echter Aufklärung waren 
Sie auch damals schon nicht interessiert. Genau-
so ging es im Haushaltskontrollausschuss weiter. 
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Schwarz-Gelb interessierte nur die Zeit vor dem 
Jahr 2005. Die SPD interessierte nur die Zeit nach 
dem Jahr 2005.  

Wir Grünen allerdings, meine Damen und Herren – 
das meine ich sehr ehrlich –, wollen hingegen – 
lieber Rüdiger, dafür hättest du nicht austreten 
müssen –  

(Beifall von den GRÜNEN) 

tatsächlich eine umfassende Beleuchtung des 
Sachverhalts unabhängig von politischen und 
durchsichtigen Manövern. Nur dann können die 
Feststellungen des Landesrechnungshofs ange-
messen aufgeklärt werden, und man kann dann 
auch die notwendigen strukturellen Konsequen-
zen ziehen. Die gesamte Förderpolitik kann man 
dann anders machen. Auch nur dann können die 
politischen Vorhalte der beiden Seiten geklärt 
werden.  

Ich sage es Ihnen noch klarer: Meine Damen und 
Herren, die FDP scheut diesen Untersuchungs-
ausschuss, weil sie ernsthaft befürchten muss, 
dass Dinge an den Tag kommen, die das schöne 
Antlitz beschädigen könnten. In Wahrheit, Herr 
Pinkwart, geht Ihnen der hintere Teil des Rückens 
schon auf Grundeis, 

(Beifall von den GRÜNEN) 

und zwar deshalb, weil vielleicht nachgewiesen 
werden könnte, dass Sie diese angeblichen 
Leuchtturmprojekte von Rot-Grün allzu oft für ei-
gene Propaganda verwendet haben. Nichts ande-
res haben Sie getan, als Sie noch im Januar in 
Kenntnis dessen, was der Landesrechnungshof 
über diese Vorgänge herausgefunden hat, eine 
Zielvereinbarung mit der Fachhochschule Gelsen-
kirchen abgeschlossen haben, in der der Weiter-
betrieb des Inkubator-Zentrums ausdrücklich bis 
Ende 2010 vereinbart wurde. Sie haben diese 
Geschichte immer noch propagiert. Jetzt wollen 
Sie nicht, dass das ans Tageslicht kommt.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, nach allem, was wir 
wissen, war die CDU-Fraktion bereit, diesen über-
fälligen Weg der Aufklärung mit uns zu gehen. 
Herr Kuhmichel, Herr Weisbrich und meine Da-
men und Herren von der CDU, es gibt doch auch 
eine Menge aufzuarbeiten und aufzuklären. Ich 
bin sicher, wir könnten gemeinsam viel Licht in 
das Dunkel bringen. Dass Sie heute unserem An-
trag nicht zustimmen können, bestätigt unseren 
Verdacht, dass die FDP ein Veto eingelegt hat. 
Geben Sie es einfach zu! Offensichtlich hat die 
FDP handfeste Gründe, Pinkwarts Verwicklungen 

in diesen Fördermittelskandal nicht von einem Un-
tersuchungsausschuss durchleuchten zu lassen.  

(Beifall von den GRÜNEN – Lachen von 
Dr. Gerhard Papke [FDP]) 

– Herr Stahl, meine Damen und Herren von der 
CDU – Herr Papke, das Lachen wird Ihnen noch 
vergehen –, da wackelt wieder einmal der 
Schwanz mit dem Hund. Wie lange wollen Sie 
sich das von der FDP-Fraktion eigentlich noch 
bieten lassen? Wie lange wollen Sie das mit sich 
machen lassen?  

Kommen Sie mir bloß nicht mit den laufenden 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen, Herr Pink-
wart. Das ist doch schlichtweg Unfug. Sehr wohl 
ist eine parallele Untersuchung möglich und bei 
aktuellen politischen Skandalen, wie dieser einer 
ist, ist es sogar die Regel. Das macht man dann 
einfach. Die Staatsanwaltschaft ermittelt eben nur 
die strafrechtlich relevanten Sachverhalte. Der 
Parlamentarische Untersuchungsausschuss be-
schäftigt sich auch und gerade mit der Aufklärung 
der politischen Verantwortlichkeiten. Das wollen 
Sie hier nicht. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage Ihrer Kollegin 
Steffens? 

Ewald Groth (GRÜNE): Ja. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte, Frau 
Steffens. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Herr Groth, vonsei-
ten der FDP kam gerade Gelächter. Heute kam 
eine Pressemitteilung von Herrn Witzel. Darin äu-
ßert er sich zu den Angriffen von Frau Löhrmann, 
dass Herr Pinkwart in diesen Fördermittelskandal 
verwickelt sein könnte. Herr Witzel sagt dazu, 
dass in dem beantragten Untersuchungsaus-
schuss überhaupt nicht zu diesem Vorfall und zu 
diesen Verwicklungen untersucht werden solle, 
weil sich der Untersuchungsausschuss nur auf die 
Jahre 2000 bis 2004 beziehe. Stimmt das? Oder 
sollen diese Zusammenhänge, die sie gerade in 
Ihrem Redebeitrag erwähnt haben, ebenfalls Be-
standteil des Untersuchungsauftrags sein? 

Ewald Groth (GRÜNE): Mich wundert das nicht, 
dass Herr Witzel den Antrag nicht bis zum Ende 
gelesen hat. Vermutlich schläft er zwischendurch 
immer ein. Wenn er das gefunden hat, was er 
gerne veröffentlichen möchte, Halbwahrheiten 
zum Beispiel, beendet er seine Lektüre. 
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(Lachen von der FDP) 

Ich will Ihre Frage aber beantworten, Frau Stef-
fens. Die Antwort lautet: Lesen Sie im Antrag der 
Landtagsfraktion der Bündnisgrünen einmal nach. 
Das ist auch eine schöne Nachhilfe für Herrn Wit-
zel und Herrn Papke. 

(Lachen von der FDP) 

– Ja, lachen Sie ruhig. Schauen Sie im Antrag 
einfach einmal unter Punkt 10 nach. Da steht: 

„Der Ausschuss soll darüber hinaus umfassend 
prüfen, in welcher Weise die Landesregierung 
auf die Prüfhinweise des Landesrechnungsho-
fes reagiert hat.“ 

Diese Prüfhinweise sind gekommen ab Okto-
ber 2006 bis März 2007. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das soll aufgeklärt werden. Welche Verantwort-
lichkeiten gibt es denn da politisch? – Da gibt es 
Verantwortlichkeiten bei Herrn Pinkwart. Das 
möchten Sie eben nicht aufklären. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Oder, Herr Pinkwart, haben Sie etwa Angst davor, 
die politische Verantwortung zu übernehmen? 
Wollen Sie die Akten erst noch einmal selber ein 
bisschen – wie sagt man? – sichten und uns dann 
am Ende Ihr eigenes Ergebnis mitteilen? Wollen 
Sie erst einmal Ihren eigenen Bericht abwarten, 
um danach zu entscheiden, ob vielleicht doch 
noch ein Untersuchungsausschuss eingerichtet 
werden soll? Das ist eine Vertröstung. Sie versu-
chen, hier zu verschleiern. 

Meine Damen und Herren aller drei Fraktionen, 
wenn Sie aufklären wollten, dann hätten Sie heute 
hier sehr durchsichtige Motive. Wenn Sie das 
nicht wollten, dann müsste Ihnen die Schamesrö-
te ins Gesicht steigen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es war immer das Recht kleiner Fraktionen und 
der Minderheiten, Aufklärung zu fordern, diesen 
Weg gemeinsam zu gehen und genau danach zu 
suchen, wo die politisch Verantwortlichen zu fin-
den sind. Das tun Sie heute vermutlich nicht mit 
uns. Das sollte Sie wirklich rot anlaufen lassen. In 
diesem Sinne sind auch Sie Rote, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Groth. – Für die CDU-Fraktion spricht Herr 
Biesenbach. 

Peter Biesenbach (CDU): Frau Präsidentin! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr Groth, er-
staunlich temperamentvoll! 

(Zuruf von der CDU: Dadurch wurde es nicht 
überzeugender! – Sylvia Löhrmann [GRÜ-
NE]: So ist er, unser Ewald!) 

– Ja, so ist er, unser Ewald, einverstanden. Das 
macht ihn ja auch sympathisch. Das gebe ich zu.  

Allerdings – ich will den Zwischenruf wiederholen –: 
Dadurch wurde es nicht überzeugender.  

Aber, Herr Groth, um es von vorneherein klarzu-
stellen und um jede andere Interpretation auszu-
schließen: Die CDU-Fraktion will eine lückenlose 
Aufklärung der vom Landesrechnungshof ange-
zeigten Missstände bei der Förderung und Finan-
zierung des Inkubator-Zentrums an der FH Gel-
senkirchen.  

Wir wollen eine lückenlose Aufklärung aller Miss-
stände auch aus dem Umfeld des Inkubator-
Zentrums. Daran haben wir nie einen Zweifel ge-
lassen. 

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: Doch!) 

Es ist kein Geheimnis, dass die CDU-Fraktion zu 
diesem Zweck schon länger über einen parlamen-
tarischen Untersuchungsausschuss nachdenkt – 
das sage ich im Präsens. Von daher lag es nahe, 
dass wir uns mit dem Antrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen natürlich intensiv und mit gro-
ßer Offenheit beschäftigt haben. 

Dennoch – das können Sie mir abnehmen – sind 
wir nach reiflicher Überlegung zu dem Schluss 
gekommen, dass wir einem Untersuchungsaus-
schuss zum jetzigen Zeitpunkt – ich unterstreiche: 
zum jetzigen Zeitpunkt – nicht zustimmen. Damit 
wollen wir zum einen dem Profilierungsbemühen 
des Abgeordneten Sagel keinen Vorschub leisten. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Oh!) 

Er spielt für uns keine Rolle. Auf der anderen Sei-
te will ich auch gerne sagen, dass ich es bemer-
kenswert und anerkennenswert finde, dass sich 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen durchgerun-
gen hat, mit ihrem Antrag Missstände aus der Zeit 
aufklären zu wollen, in der sie selbst Regierungs-
verantwortung trug. 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Unter anderem!) 

Ich will an dieser Stelle erneut betonen, dass es 
uns nicht um die Vermeidung eines Untersu-
chungsausschusses geht, dessen Anliegen wir 
unterstützen. Aber wir wollen mehr. Wir wollen 
nicht nur die Missstände bei der Förderpraxis der 
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FH Gelsenkirchen und in deren Umfeld untersucht 
wissen, sondern auch die vielen anderen Fälle 
skandalöser Förderpraxis. Wir wollen die Struktur, 
das System, den roten Filz aus der Zeit unter-
sucht haben, um die es geht. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Den Eindruck ma-
chen Sie aber nicht!) 

Wir wollen die Strukturen aufgeklärt haben, die 
die Missstände beim Inkubator-Zentrum und, wie 
wir vermuten, auch anderswo ermöglicht haben. 

Darum erwarten wir von der Landesregierung bis 
Ende des Jahres einen Bericht darüber, ob und 
inwieweit vergleichbare Missstände auch bei an-
deren Förderprojekten vorliegen. Wenn wir diesen 
Bericht im Licht der dann festgestellten Tatsachen 
haben, werden wir letztlich über einen Untersu-
chungsausschuss entscheiden. Das wird sicher in 
wenigen Monaten sein. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Kollege, 
es gibt noch die Bitte zu einer Zwischenfrage von 
Frau Löhrmann. Möchten Sie die Zwischenfrage 
beantworten? 

Peter Biesenbach (CDU): Bitte sehr. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte, Frau 
Löhrmann. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Biesenbach, 
Sie haben sehr kunstvoll versucht, den Stand-
punkt der CDU-Fraktion zu erklären. Darf ich Sie 
fragen, wie Sie sich erklären, dass das am Sonn-
tag im Bericht der Sendung „Westpol“ nicht so so-
phisticated erschien, sondern dass dort sehr deut-
lich gemacht wurde, die CDU-Fraktion werde un-
serem Antrag zustimmen? 

Peter Biesenbach (CDU): Frau Löhrmann, ich 
habe „Westpol“ am Sonntag nicht gesehen. 

(Lachen von den GRÜNEN) 

Ich war auf der Rückfahrt von Brügge, denn be-
kanntlich war die ganze CDU-Fraktion auf dem 
Rückweg von Brügge. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Sie können das 
nachlesen!) 

– Ich habe es auch nicht nachgelesen. 

Ich sage es noch einmal ganz einfach: Sie wis-
sen, dass wir schon lange über einen Untersu-
chungsausschuss nachdenken. Wir legen ihn 
breiter an. Von daher können Sie sich doch freuen 

mitzumachen. Uns geht es um ein System, das 
wir aufdecken wollen, und nicht nur um einen Fall. 

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: Sie sind das 
System!) 

Darüber werden wir in wenigen Monaten ent-
scheiden. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Biesenbach. – Für die SPD-Fraktion spricht 
nun Herr Kollege Gatter. 

Stephan Gatter (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! An der Eingangsbe-
merkung des Kollegen Groth hat mir nicht so ganz 
gefallen, dass er ein Bild der Haushaltskontroll-
ausschusssitzungen zeichnet, das so nicht 
stimmt.  

Der Haushaltskontrollausschuss hat in dieser 
Frage viermal sehr intensiv und sehr lange getagt. 
Alle Fraktionen haben schriftlich detaillierte Fra-
gen eingereicht. Es sind insgesamt 120 Stück 
gewesen, von denen nicht sehr viele doppelt ge-
stellt waren. Jede Fraktion wollte einen bestimm-
ten Bereich beleuchten. 

Die Landesregierung hat darauf mündlich durch 
die beiden Staatssekretäre geantwortet. Die Be-
wertung der Antworten muss natürlich noch ge-
leistet werden. Es ist also nicht ganz so, wie es 
hier dargestellt worden ist, dass die Beratungen 
im Haushaltskontrollausschuss nicht dazu führen 
würden, die Sachverhalte in irgendeiner Form 
aufzuklären. Es ist eher das Gegenteil der Fall. 
Deswegen ist der Entschließungsantrag der CDU-
Fraktion zumindest in dem Teil, 

(Zuruf von Ewald Groth [GRÜNE]) 

in dem gefordert wird, es sollte erst einmal da wei-
ter gemacht werden, wo es parlamentarisch hin-
gehört, nämlich im Haushaltskontrollausschuss, 
völlig richtig. Wir werden uns auch weiter damit 
beschäftigen.  

Man muss aber fragen, was denn eigentlich alles 
im Haushaltskontrollausschuss beleuchtet worden 
ist. Wir haben uns miteinander mit der Planung 
des Zentrums, dem Bewilligungsverfahren, der 
Überwachung des Projektablaufs, der Arbeit der 
Bezirksregierung Münster als Kontrollbehörde o-
der der Fachhochschule Gelsenkirchen, der Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung der Inkuba-
tor GmbH, der Tätigkeit des Beirats, den Er-
folgsaussichten der Inkubator GmbH, dem finan-
ziellen Schaden und dem Schriftverkehr zwischen 
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dem Landesrechnungshof und den Ministerien 
beschäftigt. Natürlich gibt es unterschiedliche Be-
wertungen der Ergebnisse. Aber es ging erst ein-
mal darum, überhaupt eine Aufklärung zu be-
kommen. 

In der Haushaltskontrollausschusssitzung vom 
15. Mai haben wir alle miteinander vereinbart, 
dass der Ausschuss zu einem späteren Zeitpunkt 
einen Beschlussvorschlag in der Sache erarbeiten 
wird. Das könne aber frühestens dann gesche-
hen, wenn die staatsanwaltschaftlichen Ermittlun-
gen abgeschlossen seien. Am 24. Mai 2007 bean-
tragte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, dass 
sich der Haushaltskontrollausschuss am 12. Juni 
2007 mit der Frage der weiteren Beratung des 
Themas beschäftigen solle. Der Ausschussvorsit-
zende Seel stellte fest, dass der Kollege Sagel 
nicht im Ausschuss anwesend war. Das Aus-
schussprotokoll vermerkt weiter: 

„Sollten sich jedoch neue Gesichtspunkte erge-
ben, werde man selbstverständlich dieses 
Thema wieder auf die Tagesordnung setzen. 
Unabhängig davon werde man nach Abschluss 
der staatsanwaltschaftlichen Untersuchungen 
im September oder Oktober dieses Thema 
wieder beraten, um dann über den Sonderprü-
fungsbericht nach § 99 LHO zu votieren.“ 

(Zuruf von Dr. Stefan Romberg [FDP]) 

Wir haben auf Wunsch des Kollegen Sagel eine 
Tagesordnung aufgestellt, für den es so fürchter-
lich wichtig war, im Haushaltskontrollausschuss 
darüber zu reden, wie es weitergehen solle. Aber 
der Kollege Sagel war nicht da. So viel zum Auf-
klärungswillen, den man daran erkennen kann. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Bisher haben uns noch keine Ermittlungsergeb-
nisse erreicht. Ich wünsche mir, dass diese Ermitt-
lungen recht bald abgeschlossen sind und es zu 
einer Anklage kommt, damit wir diese Ergebnisse 
auch im Ausschuss einbeziehen können. 

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Ich stelle fest, dass es zum Beispiel der Fraktion 
der Grünen bei diesem Thema nicht so wichtig 
gewesen ist, noch irgendwelche Fragen in die 
Ausschusssitzung am 21. August 2007 einzubrin-
gen, denn die Sitzung wurde abgesagt, da keine 
Themen vorlagen.  

Wie sieht die bisherige Bilanz aus? Die „Aachener 
Nachrichten“ titeln im Zusammenhang mit dem 
Subventionsbetrug „Kriminelle Tricks stärker als 
Kontrolle“. In der Tat haben sich hier Kriminelle 
ein Projekt zur persönlichen Beute gemacht.  

Das Projekt ist letztlich daran gescheitert, dass 
sich eine Gruppe zusammengetan hat, um mög-
lichst viele öffentliche Mittel in die eigene Tasche 
umzuleiten. Beratungen haben nur zum Schein 
stattgefunden, Leistungen wurden abgerechnet 
und nicht wirklich erbracht.  

Es gab eklatante Versäumnisse bei der Kontrolle 
der Verwendung der Fördermittel. Deshalb ist es 
wichtig, die Wege des Missbrauchs aufzuzeigen, 
Schlüsse daraus zu ziehen, die Gründe des 
Versagens der Überwachung herauszufinden und 
vorhandene Missstände abzustellen. 

Insofern ist der Entschließungsantrag der Regie-
rungskoalition in den beiden ersten Absätzen 
nach meiner Meinung korrekt. Es muss lückenlos 
aufgeklärt werden, und der Haushaltskontrollaus-
schuss ist das richtige parlamentarische Instru-
mentarium dafür. 

Zum letzten Absatz des Entschließungsantrages 
ist festzustellen – nach dem, was Kollegen Bie-
senbach gerade bemerkt hat, drängt sich der Ver-
dacht auf, dass ich auf dem richtigen Weg bin –, 
der Auftrag an die Landesregierung hat in der 
Zielrichtung einen eigentümlichen Beigeschmack. 
Wenn man schon wieder anfängt, mit Begriffen 
wie „roter Filz“ um sich zu werfen, kommt bei mir 
dieser Beigeschmack zustande. Aber okay, das 
werden wir noch sehen. 

Meine Fraktion wird sich zum Entschließungsan-
trag der Koalition enthalten. Die Anträge zur Ein-
richtung eines Untersuchungsausschusses wer-
den wir beide ablehnen, den von Herrn Sagel und 
den von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. – 
Danke schön. 

(Beifall von SPD und Dr. Stefan Romberg 
[FDP]: ) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Gatter. – Für die FDP-Fraktion spricht Herr 
Witzel. 

Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! CDU und FDP sind 
sich in wichtigen Fragen einig, wie mein Kollege 
Biesenbach Ihnen das dargestellt hat. Wir sind 
uns einig in dem Ziel der absoluten Notwendigkeit 
einer gründlichen und lückenlosen Aufklärung al-
ler Vorgänge um das Inkubator-Zentrum der 
Fachhochschule Gelsenkirchen.  

CDU und FDP sind sich einig, dass es Anhalts-
punkte gibt, denen wir nachgehen müssen, die die 
grundsätzliche Fördersystematik in den früheren 
Jahren der letzten Legislaturperiode betreffen, 
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und dass dies ein Sachverhalt ist, der in der Be-
trachtung von dem individuellen kriminellen Fehl-
verhalten ganz Bestimmter zu differenzieren ist. 

CDU und FDP sind sich einig in der Bewertung, 
dass je nach weiterem Hergang der Ermittlungen 
und der Erkenntnisse auch ein Parlamentarischer 
Untersuchungsausschuss von niemandem grund-
sätzlich abgelehnt wird, dass wir aber die Wahl 
der richtigen Aufklärungsmittel zum richtigen Zeit-
punkt treffen werden – im Lichte der Erkenntnisse. 
Dabei spielen sicherlich auch die staatsanwalt-
schaftlichen Befunde im weiteren strafrechtlichen 
Verfahren eine nicht unmaßgebliche Rolle. 

Warum gerade die Grünen für sich den großen 
Aufklärungswillen reklamieren und das so darstel-
len, als ginge er über den der anderen Fraktionen 
hinaus, ist für mich nicht ganz zu erkennen. Nach 
meinem Kenntnisstand haben sie bei der letzten 
Sitzung des Haushaltskontrollausschusses, bei 
dem diese Fragen mit einem eigenen Tagesord-
nungspunkt ausdrücklich vertiefend besprochen 
werden sollten, durch schlichte Abwesenheit ge-
glänzt. 

(Beifall von der FDP) 

Dass Herr Sagel dargelegt hat, wie er in seinem 
Bemühen, dieses Verfahren in Gang zu setzen, 
mit ihnen gerungen und gekämpft, die grüne Frak-
tion verlassen und den Antrag gestellt hat und sie 
dann Herrn Sagel hinterherhechelnd gesagt ha-
ben: „Das wollen wir uns nicht vorwerfen lassen; 
jetzt schieben wir noch etwas nach“,  

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

gehört, Frau Löhrmann, zur Vollständigkeit des 
Prozesses. 

Deshalb stehe ich ausdrücklich zu dem, was ich 
heute in der Medieninformation der FDP-
Landtagsfraktion gesagt habe: Wir wollen eine 
konsequente, lückenlose Aufklärung. Aber wir 
müssen aufpassen, dass wir sachgerecht vorge-
hen, die richtigen Entscheidungszeitpunkte wäh-
len. Parlamentarische Untersuchungsausschüsse 
müssen mehr sein als politische Kampfinstrumen-
te. Das sehe ich im Interesse des Aufklärungsbe-
dürfnisses, das für die gesamte Bevölkerung be-
steht, ausdrücklich so. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das ist mit Si-
cherheit noch einmal zitierfähig!) 

Deshalb trennen wir scharf zwischen dem persön-
lichen, strafrechtlich relevanten Verhalten Einzel-
ner und dem grundsätzlichen Problem der miss-
brauchsanfälligen Förderpraxis der letzten Legis-
laturperiode, für die die abgewählte rot-grüne 

Landesregierung politisch die Verantwortung 
trägt. 

(Zuruf von der SPD: Alles rein sachlich!) 

Im Haushaltskontrollausschuss ist von Anfang an 
ausführlich seitens der beteiligten Ministerien über 
etliche Einzelheiten informiert worden. Zu den be-
reits früher erhobenen Forderungen der Grünen, 
trotzdem einen Untersuchungsausschuss zur Auf-
klärung der Vorgänge einzurichten, haben wir 
immer – auch bei allen bisherigen Beratungen er-
klärt –: Wir lehnen einen Untersuchungsaus-
schuss nicht grundsätzlich ab. Darüber muss al-
lerdings zum richtigen Zeitpunkt sachgerecht ent-
schieden werden. Eine wichtige Voraussetzung 
für die abschließende Bewertung der richtigen 
Wahl der Aufklärungsinstrumente ist ein weiter 
fortgeschrittenes Erkenntnisstadium der staats-
anwaltschaftlichen Ermittlungen. Das ist unverän-
dert unsere Position. 

Die Aufklärung der persönlichen Verfehlungen 
Einzelner muss nach unserem Verständnis einer 
grundsätzlichen politischen Bewertung des Sach-
verhalts vorangehen. Erst wenn alle strafrechtlich 
relevanten Verhaltensweisen der Beteiligten sau-
ber von den eigentlichen Fördervorgängen ge-
trennt sind, ist es möglich, aus politischer Sicht 
die Verantwortung für den missbrauchsanfälligen 
Förderweg insgesamt festzustellen.  

(Zuruf von den GRÜNEN: Quatsch!) 

Die Bewertung des Verhaltens Einzelner muss 
Aufgabe der Staatsanwaltschaft bleiben. Sie ist 
dafür zuständig und kann das besser als das Par-
lament.  

Deshalb möchte ich diese Ausführungen auch in 
rechtlicher Hinsicht fundieren. Das PUA-Gesetz 
NRW enthält in § 23 eine Regelung, nach der Un-
tersuchungsausschüsse ausgesetzt werden kön-
nen, wenn die Gefahr besteht, dass gerichtliche 
Verfahren oder Ermittlungsverfahren beeinträch-
tigt werden. Zwar gilt diese Regelung expressiv 
verbis nur für bereits bestehende Untersuchungs-
ausschüsse, sie enthält jedoch einen allgemeinen 
Rechtsgedanken, dem unserer Auffassung nach 
gerade im Sachkomplex Inkubator-Zentrum eine 
Bedeutung zukommt.  

Verfolgt das Strafverfahren individual- und gene-
ralpräventive Ziele und stellt sich damit als Sank-
tionsinstrument im Hinblick auf ein persönliches 
Fehlverhalten eines Individuums dar, so verfolgt 
ein PUA lediglich den Zweck, „Sachverhalte, de-
ren Aufklärung im öffentlichen Interesse liegt, zu 
untersuchen und dem Landtag darüber Bericht zu 
erstatten“, so § 1 des PUA-Gesetzes. Insoweit 
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wird schon deutlich, dass eine parlamentarische 
Untersuchung bereits sachlogisch der Feststel-
lung individueller Schuld zeitlich nachgelagert sein 
sollte. 

Politische Verantwortlichkeiten lassen sich erst 
dann im Gesamtzusammenhang sachgerecht er-
mitteln, wenn persönliche Vorwürfe konkretisiert 
und abgearbeitet sind. Deshalb haben die beteilig-
ten Ressorts bislang in den parlamentarischen 
Gremien des Landtags nach all meinen Erkennt-
nissen sehr ausführlich, sehr auskunftsfreudig Mit-
teilung gemacht, über Vorgänge informiert, ohne 
allerdings damit für die von der Staatsanwalt-
schaft geführten Ermittlungen eine Gefährdung 
darzustellen.  

Die Grünen unterstellen trotzdem eine gezielte 
Verkürzung der Informationen und beklagen eine 
Verweigerung des Akteneinsichtsrechts, wobei 
fraglich ist, ob Ihnen als Parlamentariern das bei 
allen Vorgängen, bei denen Sie es einfordern, 
auch rechtlich zusteht. Dabei können Sie davon 
ausgehen, dass die Staatsanwaltschaft jetzt alle 
Akten in ihre Obhut genommen hat.  

(Zuruf von Ewald Groth [GRÜNE]) 

Bevor Sie in diesem Stadium der Untersuchungen 
einen Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss beantragen, sollten Sie die herkömmlichen 
Untersuchungs- und Aufklärungswege ausschöp-
fen.  

Ich darf zusammenfassend noch einmal aus-
drücklich feststellen: Nach allen Wortbeiträgen, 
die ich vernommen haben, insbesondere vom Kol-
legen Biesenbach und vom Kollegen Gatter, kön-
nen Sie fest davon ausgehen, dass auch die Frak-
tionen, die zum heutigen Termin dem Begehren 
der Einrichtung eines Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses nicht folgen, ungeachtet des-
sen ein gesteigertes Interesse an lückenloser und 
vollständiger Aufklärung haben und im weiteren 
Prozess, der uns sicherlich bei diesem Thema 
noch längere Zeit begleiten wird, zu den jeweils 
richtigen und sinnvollen Terminen alle notwendi-
gen Entscheidungen bis zur Wahl der jeweils ge-
eigneten Mitteln nach allen Verhältnismäßigkeits-
grundsätzen prüfen und richtig entscheiden wer-
den. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der FDP – Ewald Groth [GRÜ-
NE]: Das war aber ausführlich!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Witzel. – Meine Damen und Herren, es gibt 
keine weiteren Wortmeldungen. Damit kommen 
wir zum Schluss der Beratung.  

Der antragstellende fraktionslose Abgeordnete 
Sagel und die antragstellende Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen haben direkte Abstimmung be-
antragt.  

Wir kommen deshalb erstens zur Abstimmung 
über den Inhalt des Antrags Drucksa-
che 14/4673 des Abgeordneten Sagel. Wer ihm 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das ist der Abgeordnete Sagel. 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Einstimmig! – 
Allgemeine Heiterkeit) 

Wer ist dagegen? – Alle anderen vier Fraktionen. 
Wer enthält sich? – Niemand. Dann ist der Antrag 
mit großer Mehrheit abgelehnt.  

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über den 
Inhalt des Antrages Drucksache 14/4853 der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer diesem An-
trag zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! – Das sind die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen und Herr Sagel. Wer ist dage-
gen? – Die anderen drei Fraktionen. Wer enthält 
sich? – Niemand. Dann ist der Antrag abgelehnt.  

Dann kommen wir zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag Drucksache 14/4914 der 
Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP. Wer 
diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen 
von CDU und FDP. Wer ist dagegen? – Die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen und Herr Sagel. Wer 
enthält sich? – Die Fraktion der SPD. Damit ist 
dieser Antrag angenommen.  

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt  

10 Gesetz zur Änderung des Landeswasser-
gesetzes, der Landesbauordnung und des 
Landesabfallgesetzes (ArtikelG)  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/4835 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs gebe ich 
Herrn Minister Uhlenberg das Wort. Bitte schön.  

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Nach der Einbringung der Novelle des Land-
schaftsgesetzes und anderer Gesetze leistet die 
Landesregierung mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf einen weiteren Beitrag zur Verbesserung 
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der rechtlichen Rahmenbedingungen für den 
Umweltschutz.  

Als Artikelgesetz enthält der Entwurf Änderungen 
des Landeswassergesetzes, des Landesabfallge-
setzes sowie eine Änderung der Landesbauord-
nung. Obwohl das Landeswassergesetz erst im 
Mai 2005 umfassend geändert wurde, bedarf es 
erneuter Änderungen, die zum Teil auch durch 
einige Überreglementierung der Vorgängerregie-
rung veranlasst sind.  

Auf die wichtigsten Änderungen möchte ich nach-
folgend eingehen. Zunächst zu den Änderungen 
des Landeswassergesetzes: In diesen Tagen 
können wir alle gut nachvollziehen, dass ein wich-
tiger Aspekt der Novelle die Regelungen zur Stär-
kung des vorbeugenden Hochwasserschutzes 
sind. Mit dem Entwurf setzen wir einerseits die 
Regelungsaufträge aus dem Wasserhaushaltsge-
setz um. Hierbei haben wir darauf geachtet, dass 
Überreglementierungen vermieden werden. Die 
Regelungen ergänzen andererseits das fachliche 
Hochwasserschutzkonzept meines Hauses, das 
den Zeitraum bis zum Jahre 2015 erfasst.  

Einige Punkte erscheinen mir besonders erwäh-
nenswert. So werden die Verfahren zur Auswei-
sung von Überschwemmungsgebieten transpa-
renter gestaltet, indem die Öffentlichkeit in den 
Ausweisungsprozess einbezogen wird. Zukünftig 
werden Hochwasserschutzpläne aufgestellt, in 
denen die für den Hochwasserschutz wesentli-
chen Maßnahmen aufgezeigt werden. Die Rege-
lung gibt damit der Landesregierung eine Grund-
lage, Hochwasserrisiken nicht nur von Fall zu Fall, 
sondern konzeptionell zu bewältigen.  

(Beifall von Marie-Luise Fasse [CDU]) 

Schließlich werden im Interesse der Bevölkerung 
und der an Gewässern tätigen Gewerbebetrieben 
die Voraussetzungen für ein fortschrittliches Mel-
de- und Warnsystem geschaffen. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, Sie werden 
sich daran erinnern, dass im Rahmen der letzten 
Novelle des Landeswassergesetzes gerade die 
Neuregelungen zur öffentlichen Wasserversor-
gung sehr kontrovers diskutiert worden sind, und 
zwar auch zwischen den damaligen Koalitions-
fraktionen. Im Interesse einer fortschrittlichen und 
sicheren Wasserversorgung halten wir einige Än-
derungen für notwendig.  

Das bestehende Regelungskonzept ist darauf 
ausgerichtet, eine Hierarchie der Rohwässer auf-
zustellen und in diesem Rahmen der Gewinnung 
aus dem Grundwasser eine Priorität einzuräumen. 

Sachliche Gründe für eine derartige Rangfolge 
sind nicht ersichtlich.  

Die verschiedenen Formen der Trinkwasserge-
winnung sollten auch zukünftig gleichberechtigt 
nebeneinander stehen. Es kann nicht Aufgabe 
des Gesetzgebers sein, ein bestimmtes Wasser-
gewinnungsverfahren – hier: die Grundwasseran-
reicherung – per se in Frage zu stellen. Wir halten 
es für richtig, dass die Wasserversorger unab-
hängig vom betriebenen Aufbereitungsverfahren 
nachweisen müssen, dass das Rohwasser keine 
Stoffe enthält, die eine ordnungsgemäße Wasser-
versorgung auf Dauer infrage stellen könnten. 
Technische Gleichwertigkeitsnachweise helfen an 
dieser Stelle nicht weiter.  

Wie die aktuelle Diskussion zum Thema PFT 
deutlich macht, kommt es bei den Schadstoffbe-
funden entscheidend auf eine ganzheitliche Be-
trachtung der wasserwirtschaftlichen Situation an. 
Moderner Gewässerschutz ist darauf ausgelegt, 
grundsätzlich an der Quelle anzusetzen und nicht 
die Trinkwasseraufbereitung als Reparaturbetrieb 
für verfehlten Gewässerschutz in Anspruch zu 
nehmen. Für die Wasserversorger ist damit aller-
dings kein Freibrief verbunden. 

Sie müssen sich der Verantwortung bewusst sein, 
dass trotz aller Bemühungen zur Reduzierung von 
Einträgen von Stoffen einem vorsorgenden und 
dauerhaften Gesundheitsschutz nur mit fortschritt-
lichen Aufbereitungsverfahren Rechnung getra-
gen werden kann. Wir halten es nicht für sinnvoll, 
dass mein Haus durch Rechtsverordnung lan-
desweit einen abstrakten Stand der Technik fest-
legen soll. 

Zunächst bestehen schon Zweifel, ob ein einzel-
nes Bundesland überhaupt die Kompetenz zur 
verbindlichen Festlegung des Standes der Tech-
nik hat. Wir sind vielmehr der Auffassung, dass 
die Frage, welche Aufbereitungsverfahren erfor-
derlich ist, jeweils im Einzelfall unter Berücksichti-
gung der wasserwirtschaftlichen Gegebenheiten 
zu entscheiden ist. Die Verordnungsermächtigung 
ist daher zu streichen. 

Unter dem Stichwort Entbürokratisierung und im 
Sinne einer 1:1-Umsetzung von europäischem 
Recht sind im Übrigen verschiedene Darlegungs- 
und Darstellungspflichten zurückgenommen wor-
den. Hier möchte ich folgende anführen: 

Erstens. Erfreulicherweise werden immer mehr 
Erdwärmepumpen als Form der regenerativen 
Energieerzeugung auch in kleineren Wohneinhei-
ten gesetzt. Das herkömmliche Wasserrechtsver-
fahren ist hierfür zu aufwendig. Mit der Neurege-
lung in § 44 wird das Erlaubnisverfahren für ther-



Landtag  23.08.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/67 
 

 

 

7693

mische Nutzungen bis zu einer Wärmeflussrate 
von 50 Kilowatt so weit wie möglich vereinfacht. 
Dies betrifft Anlagen für ca. sechs bis sieben 
Wohneinheiten. 

Zweitens. Verfahrensvereinfachungen soll es fer-
ner für bestimmte Anlagen in und an Gewässern 
geben. Welche Anlagen zukünftig genehmigungs-
frei sein sollen oder zukünftig nur noch anzuzei-
gen sind, wird in einer Verordnung festgelegt. Die 
Ermächtigung ist im Entwurf enthalten. 

Drittens. Nach Auffassung der Landesregierung 
sollte schließlich die Verpflichtung zur Aufstellung 
eines Wasserversorgungskonzeptes entfallen. 
Stattdessen soll nur einmal in einer Legislaturpe-
riode ein Wasserversorgungsbericht dem Parla-
ment vorgelegt werden. Der Bericht soll den 
Stand der Versorgung darstellen. 

Viertens. EU-rechtlich ist geboten, für Hochwas-
serschutzpläne und die Maßnahmen-Programme 
eine strategische Umweltprüfung durchzuführen. 
Die hierfür erforderlichen Verfahrensschritte wer-
den 1:1 umgesetzt. Bei den Maßnahmen-Pro-
grammen haben wir die Verfahrensschritte mit 
den Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie ver-
knüpft. 

Ein weiteres wichtiges Thema ist die Dichtheits-
prüfung von privaten Abwasserleitungen. Es ist 
davon auszugehen, dass ca. 50 % bis 70 % der 
privaten Abwasserleitungen Schäden aufweisen. 
Je nach Schädigung der Anlage können Undich-
tigkeiten die Grundwasserqualität oder im Falle 
der Infiltration zur Beeinträchtigung der Reini-
gungsleistung von Kläranlagen führen. 

Die Pflicht der Dichtheitsprüfung ist derzeit in der 
Landesbauordnung geregelt, damit mit einer sol-
chen Prüfung vorrangig Gewässerschutzziele ver-
folgt werden und die Regelung in das Regime des 
Wasserrechts überführt wird. Die Regelung in § 
45 Landesbauordnung kann vollständig entfallen.  

Im Hinblick auf die technischen Zusammenhänge 
mit den öffentlichen Abwasseranlagen haben wir 
das Regelungskonzept weiterentwickelt, um bei 
den Kanalprüfungen und auch den Sanierungen 
Synergieeffekte zu erreichen. 

Aus diesem Grunde, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, werden die Gemeinden in stärkerem 
Maße ermächtigt, die Endfrist – das ist der 
31.12.2015 – zu verkürzen oder zu verlängern. 
Die bereits abgelaufene Frist vom 31.12.2005 für 
bestimmte Leitungen in Wasserschutzgebieten 
wird nicht ins Gesetz übernommen. Für diese Lei-
tungen müssen die Gemeinden allerdings kürzere 
Fristen bis zum Jahre 2015 festlegen. 

Bei der Verkürzung der Frist sind die Schutzziele 
der Wasserschutzgebietsverordnung zu beachten. 
Mit den Möglichkeiten zur zeitlichen Entzerrung 
soll auch dazu beitragen werden, dass die erfor-
derlichen Dienstleistungen kontinuierlicher am 
Markt erbracht werden können. Neu ist es ferner 
die Verpflichtung der Gemeinden, die Grund-
stückseigentümer über die Durchführung der 
Dichtheitsprüfung zu unterrichten und zu beraten. 
Die Kosten hierfür sind umlegbar. Die Gemeinden 
können die Kosten für ihre Beratungspflichten ü-
ber die Abwassergebühren umlegen. Auch das ist 
neu. Schließlich ist das Regelungskonzept eng 
mit dem Investitionsprogramm Abwasser meines 
Hauses verzahnt. 

Nun zu den Änderungen des Landesabfallgeset-
zes: 

Abfallwirtschaftspläne für Siedlungsabfälle werden 
in Nordrhein-Westfalen zurzeit noch getrennt für 
jeden Regierungsbezirk aufgestellt. Das läuft den 
Bestrebungen der Landesregierung, die Verwal-
tung des Landes zu verschlanken und Kompetenz 
zu entflechten, zuwider. Das Landesabfallgesetz 
soll daher dahin geändert werden, dass künftig 
nur noch ein landesweiter Abfallwirtschaftsplan 
vom Umweltministerium als oberste Abfallwirt-
schaftsbehörde aufgestellt wird. 

Um Änderungen des Bundesrechts Rechnung zu 
tragen, soll außerdem die Ermächtigungsgrundla-
ge zum Erlass der Deponieselbstüberwachungs-
verordnung selbst angepasst werden. Abschlie-
ßend gestatten Sie mir eine Anmerkung zu dem 
Thema Privatisierung der gemeindlichen Abwas-
serbeseitigung: Sie werden festgestellt haben, 
dass die Landesregierung von der bundesrechtli-
chen Privatisierungsoption, jedenfalls zum jetzi-
gen Zeitpunkt keinen Gebrauch gemacht hat. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, dies hat seine 
Gründe. Die Landesregierung hat sich im Vorfeld 
dieser Novelle sehr eingehend mit dieser Thema-
tik befasst. Im Rahmen einer Anhörung sind die 
traditionell unterschiedlichen Standpunkte zwi-
schen den kommunalen Spitzenverbänden, den 
sondergesetzlichen Wasserverbänden und der 
privaten Entsorgungswirtschaft ausgetauscht 
worden. Bei dieser Gelegenheit sind auch Exper-
ten des Steuer- und Vergaberechts befragt wor-
den.  

Wir haben feststellen müssen, dass es noch zahl-
reiche offene Fragen gibt. Hierzu gehört insbe-
sondere die Frage, wie sich eine Privatisierung 
der Abwasserbeseitigung umsatzsteuerrechtlich 
auswirkt und welche Konsequenzen dies für die 
Abwassergebühren hat.  
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Die Landesregierung hat sich daher dafür ent-
schieden, zunächst eine differenzierte Gesetzes-
folgenabschätzung in Auftrag zu geben, die vor 
allem die ökonomischen, ökologischen und sozia-
len Auswirkungen einer umsatzsteuerrechtlichen 
Gleichstellung der hoheitlichen Tätigkeit mit der 
Tätigkeit von privaten Unternehmen untersuchen 
soll.  

Erst wenn diese Randbedingungen feststehen, 
kann auch darüber befunden werden, wie mit dem 
Thema „Übertragung von gemeindlichen Kanali-
sationsnetzen auf sondergesetzliche Verbände“ 
umgegangen wird. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister. – Für die SPD hat nun Frau Schul-
ze das Wort. 

Svenja Schulze (SPD): Meine Damen und Her-
ren! Sehr geehrter Herr Minister Uhlenberg! Mich 
verwundert es ein bisschen, wie wenige Leute aus 
Ihrer Fraktion hier noch zugegen sind. Der Herr 
Ministerpräsident hat gestern angekündigt, dass 
die Änderung des Landeswassergesetzes eines 
der großen Projekte von CDU und FDP in der 
zweiten Hälfte der Legislaturperiode ist, und jetzt 
sitzen Sie hier nur mit ein paar Ihrer Abgeordne-
ten. Eine ganz große Geschichte kann das dann 
doch nicht sein. 

(Beifall von der SPD) 

Wenn man hineinguckt, stellt man fest, dass sich 
der Gesetzentwurf in der Tradition der anderen 
Gesetze befindet, die Sie bisher gemacht haben: 
Sie bauen Standards ab. Das ist das, was Sie uns 
hier im Wesentlichen vorlegen. Sie bauen Stan-
dards in einem ganz sensiblen Bereich ab.  

Das ist auch ein wesentlicher Grund dafür, warum 
wir jetzt schon sagen können, dass wir diesen 
Gesetzentwurf ablehnen. Wir hatten zwar nur we-
nige Tage Zeit; montags hat uns dieses Detail-
werk erreicht. Aber wir können nach der ersten 
Lektüre sagen, dass wir diesen Abbau von Stan-
dards nicht mitmachen können. 

(Beifall von der SPD) 

Herr Minister, Sie haben es eben angesprochen: 
Sie streichen in dem Gesetzentwurf § 48 Abs. 2. 
Nun muss man sich einmal ansehen, was dieser 
Absatz regelt. Dort heißt es nämlich, dass man, 
wenn man Trinkwasser aufbereiten möchte, nach 
dem Landeswassergesetz den Stand der Technik 

einhalten muss. Dieser Stand der Technik wird 
von der obersten Wasserbehörde geregelt. 

Dazu sagen Sie jetzt: Das schaffen wir ab, das 
brauchen wir nicht. – Ich habe bisher gar keine 
Kritik an dieser Formulierung gehört. 

Erstens. Warum soll sie also geändert werden? 
Zweitens. Wie wollen Sie, wenn Sie diese Rege-
lung abschaffen, überhaupt noch regulieren? Wie 
wollen Sie dann das machen, was Sie uns heute 
in der Fragestunde erzählt haben? Wie wollen Sie 
nämlich, wenn es aufgrund der PFT-Belastung 
dazu kommt, dass Wasserkraftwerke nicht richtig 
arbeiten, diese anweisen, das zu tun? Auf welcher 
rechtlichen Basis wollen Sie das noch machen? 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Nach § 48!) 

Herr Uhlenberg, Sie sagen, die Rahmensetzung 
der EU genüge. Ich bitte Sie – das werden wir 
auch in den Anhörungen machen –, das noch 
einmal ganz genau zu prüfen. 

Wir haben doch aus dem PFT-Skandal eine gan-
ze Menge gelernt. Sie haben uns immer wieder 
gesagt, die Verbraucherinnen und Verbraucher 
müssten sich keine Sorgen machen, Sie hätten 
alles im Griff.  

Jetzt bauen Sie ausgerechnet in diesem Gesetz-
entwurf wieder Standards ab. Wie wollen Sie ü-
berhaupt noch handeln, wenn Sie dort herange-
hen? Ich habe den Eindruck, Sie haben aus der 
PFT-Diskussion wirklich noch nichts gelernt. Im 
Interesse der Verbraucherinnen und Verbraucher 
in Nordrhein-Westfalen kann das jedenfalls nicht 
sein. 

(Beifall von der SPD) 

Ich will Ihnen aber noch einen zweiten Grund 
nennen, warum wir diesen Gesetzentwurf nach 
der ersten Lektüre ablehnen. Sie haben das eben 
angesprochen. Sie haben sich immer noch nicht 
von dem Gedanken der Privatisierung in der Ab-
wasserentsorgung verabschiedet. Sie schreiben 
in dem Gesetzentwurf wortwörtlich, dass Sie 
„noch“ davon absehen, dort etwas zu regeln. 

Sie haben Anhörungen zu diesem Thema veran-
staltet. Eine Vielzahl von Experten hat Ihnen ein-
deutig dargelegt, was passieren würde. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Was im Gesetz 
drinsteht!) 

Das war eine ganz eindeutige Darlegung. Obwohl 
sehr viele Experten gesagt hat, was passiert, sa-
gen Sie „noch“ und wollen es weiter prüfen. Wenn 
man sich das ansieht, stellt man fest, dass Sie 
sich wirklich noch zu Tode prüfen. Sie wissen, 
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was passiert, wenn Sie die Abwasserbeseitigung 
für eine Privatisierung öffnen. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Das machen 
wir doch gar nicht!) 

– Herr Minister, ganz ruhig. Wir haben noch meh-
rere Lesungen. Sie können noch mehrfach darauf 
reagieren. – Sie wissen es. Deswegen will ich es 
hier noch einmal sagen und Ihnen in Erinnerung 
rufen: Sie wissen, dass, wenn Sie privatisieren, 
die Kosten für die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher um rund 20 % steigen werden. Es kommen 
die Mehrwertsteuer, die Umsatzsteuer und wo-
möglich noch der Gewinn von privaten Unterneh-
men hinzu. Sie wissen also, dass es um mindes-
tens 20 % teurer wird. 

Erklären Sie uns einmal, warum Sie immer noch 
davon ausgehen, dass man privatisieren können 
sollte und warum Sie zum Beispiel einer vierköpfi-
gen Familie – also den Verbrauchern – Zusatz-
kosten von 125 € zumuten wollen. Verabschieden 
Sie sich endlich davon und nehmen Sie die but-
terweiche „noch“-Formulierung aus dem Gesetz-
entwurf! 

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren von der CDU, zusam-
menfassend lässt sich ganz eindeutig sagen: In 
diesem Gesetzentwurf werden Standards abge-
baut. § 48 ist eine Geschichte, bei der es darum 
geht, Standards abzubauen. Wenn man den Ge-
setzentwurf durchgeht, findet man viele weitere 
Stellen, über die wir im weiteren Prozess mitein-
ander diskutieren können. 

Der Gesetzentwurf zeigt, wer bei diesen Fragen 
das Sagen hat. Die FDP führt die CDU hier wieder 
am Nasenring durch die Manege. Denken Sie 
doch endlich an die Bürgerinnen und Bürger in 
Nordrhein-Westfalen. Verabschieden Sie sich 
endlich von solchen Privatisierungsgeschichten, 
und nehmen Sie sich der wirklichen Herausforde-
rungen an! 

Herr Uhlenberg, wir haben heute Morgen noch 
einmal darüber diskutiert: Der Klimawandel stellt 
uns alle vor ganz neue Herausforderungen. Sie 
sind hier derjenige, der gestalten muss. Dieser 
Entwurf des Landeswassergesetzes gibt keine 
einzige Antwort auf die Herausforderungen durch 
den Klimawandel. Sie sagen nicht, wie Sie auf 
das zunehmende Auftreten von Starkregen rea-
gieren wollen. Sie sagen nicht, wie Sie mit verän-
derten Temperaturen umgehen wollen. 

All diesen Anforderungen stellt sich der Gesetz-
entwurf nicht. Das wäre etwas, worüber wir disku-
tieren könnten. Das machen Sie aber nicht. Sie 

bauen Standards ab. Sie lassen die Tür für eine 
Privatisierung offen. Das kann man nur ablehnen. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Schulze. – Für die CDU spricht nun Herr Kol-
lege Pick.  

Clemens Pick (CDU): Frau Präsidentin! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Wir kommen zur No-
vellierung des Landeswassergesetzes, einem Re-
paraturgesetz, das notwendig ist. Wir haben 
schon in der letzten Legislaturperiode, als das 
Landeswassergesetz geändert wurde, erklärt, 
dass wir dieses Gesetz reparieren würden. Das 
geschieht nun.  

Frau Schulze, Sie haben drei Punkte zu kritisie-
ren. 

(Svenja Schulze [SPD]: In der ersten Run-
de!) 

– In der ersten Runde! Die fällt recht gering aus 
und ist auch leicht widerlegbar. 

(Zuruf Frank Sichau [SPD]) 

– Dazu komme ich noch, Herr Sichau. 

Warum wird verändert? – Sie haben eben drei 
Punkte genannt, warum Sie ablehnen werden. Wir 
verändern das Gesetz, weil es im alten Gesetz 57 
Punkte gibt, die veränderungsbedürftig sind, weil 
Ihre Fraktion als Antragstellerin in der letzten 
Wahlperiode ein Landeswassergesetz mit heißer 
Nadel gestrickt und durchgepeitscht hat, das dem 
in keinster Weise gerecht wurde, was notwendig 
wäre, um eine vernünftige Wasserwirtschaft zu 
betreiben. Eigentlich haben Sie hier eine Bank-
rotterklärung zu dem abgegeben, was Sie in der 
Vergangenheit gemacht haben.  

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, um was geht es? – Es 
geht darum, das zu realisieren, was im Koalitions-
vertrag steht. Dort geht es um eine 1:1-Um-
setzung von Bundes- und EU-Recht. Wir wollen 
die Wettbewerbsfähigkeit der nordrhein-west-
fälischen und anderer Wirtschaften. Wir wollen die 
Bürgerinnen und Bürger, die Verbraucherinnen 
und Verbraucher nicht mit Überregulierungen be-
lasten, was nach dem alten Landeswassergesetz 
der Fall war. 

Sie wollen Verbraucherschutz machen. Das alte 
Landeswassergesetz war gegen den Verbraucher 
gerichtet, weil es die Bürgerinnen und Bürger so-
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wie die Wirtschaft durch Überbürokratisierung und 
viele zusätzliche Aufgaben belastet hat. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das haben wir in der Vergangenheit immer wieder 
unterstrichen. Das müssen Sie sich vorhalten las-
sen. Uns kommt es darauf an, ein Gesetz anzu-
passen. Das muss mit Augenmaß geschehen. 

Im Gesetz sind – wie es der Minister schon aus-
geführt hat – eine ganze Menge Deregulierungs-
vorschläge gemacht worden. Auf viele Formulie-
rungen wird verzichtet. Vereinfachungen werden 
eingeführt. Statt über theoretische Versuche wie 
in der Vergangenheit erfolgen Regelungen jetzt 
über die Praxis. Damit sparen wir natürlich nicht 
unerhebliche Kosten. 

Uns geht es darum, zu Regelungen zu kommen, 
die sich letzten Endes insgesamt positiv für die 
Wirtschaft, die Verbraucherinnen und Verbraucher 
auswirken, die aber auch dazu führen, dass wir 
eine bessere Qualität und höhere Transparenz in 
der Wasserwirtschaft erzielen. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Kollege, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage von Frau Schul-
ze? 

Clemens Pick (CDU): Ja, gerne. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte schön, 
Frau Schulze. 

Svenja Schulze (SPD): Das ist ja nett. – Herr 
Pick, Sie haben eben gesagt, es habe im Gesetz 
Überregulierungen für Verbraucherinnen und 
Verbraucher gegeben. Können Sie einen Punkt 
nennen, an dem dieses Gesetz zu viel für den 
Verbraucherschutz getan hat? 

Clemens Pick (CDU): Sie haben eben zum Bei-
spiel im Zusammenhang mit der Wasserwirtschaft 
und dem Trinkwasser gesagt, die Verpflichtung 
der Aufstellung der Pläne werde durch die Anzei-
gepflicht ersetzt, die demnächst im Gesetz steht. 
Darauf werde ich gleich eingehen. Das sind Über-
regulierungen. Sie sagen, wir wollten zum Beispiel 
den Stand der Technik im Gesetz festhalten. 

„Stand der Technik“ sagt überhaupt nichts aus, 
sondern es kommt darauf an, dass man der 
Technik alle Möglichkeiten für eine gute Qualität 
lässt. Ausschlaggebend ist, dass der Gesetzgeber 
sicherstellt, dass die Werte und Grenzwerte nach 
der Trinkwasserordnung eingehalten werden. Wie 
das geschieht ist Sache der Wirtschaft, Wissen-
schaft und Fachleute, die die entsprechenden 

Techniken entwickeln, die zu Wettbewerb und 
letztendlich zu Verbesserungen bei den Konditio-
nen und Preisen führen. 

(Svenja Schulze [SPD]: Deshalb machen Sie 
jetzt einen Erlass, weil das alles überflüssig 
ist?) 

– Das habe ich gesagt. Sie kapieren es aber 
nicht. Man merkt es. 

(Gisela Walsken [SPD]: Erklären Sie das 
doch einmal!) 

Um was geht es noch? – Strategische Hochwas-
serschutzpläne und die Übernahme in die Maß-
nahmenprogramme im Maßstab 1:1 sollen entwi-
ckelt werden. In einigen Fällen haben wir schon 
Erfahrungen gesammelt. Hätte die alte Landesre-
gierung das schon in der Vergangenheit darge-
stellt, hätten wir bis heute einige Katastrophen im 
Hochwasserschutz nicht durchmachen müssen, 
weil die Hochwasserschutzpläne die unterschied-
lichen Zuständigkeiten abgeklärt hätten, Risiken 
hätten abgeschätzt und in diesem Zusammen-
hang alle Möglichkeiten genutzt werden können, 
wie in einem Krisenfall reagiert werden kann. Da-
bei geht es darum, vorbeugend und nicht im 
Nachhinein zu wirken und nicht – wenn es einmal 
etwas stark geregnet hat – zu sagen, das liege 
am Klimaschutz. 

Es geht um ganz andere Dinge, die die Men-
schen, die Verbraucherinnen und Verbraucher, 
vor Schaden abhalten können, wenn langfristige 
Schutzpläne aufgestellt werden und damit die 
Menschen und Wirtschaft geschützt werden. Das 
geschieht mit diesem Gesetz. 

Nehmen wir die Änderungen in der Landesbau-
ordnung. In der Vergangenheit hatten Sie vorge-
sehen, dass die Dichtheitsprüfung privater Ab-
wasserleitungen ins Gesetz aufgenommen wird. 
Wir haben Flexibilität vorgesehen. Der Minister 
sagte es schon: Mit dem „Investitionsprogramm 
Abwasser“ der Landesregierung ist eine Abstim-
mung vorgenommen worden, die dahin geht, dass 
man unter gesamtwirtschaftlicher, ökologischer 
und ökonomischer Betrachtung zu Regelungen 
kommt, die nicht nur Teile bei einer Sanierung 
und Prüfung berücksichtigen, sondern die das 
ganzheitlich betrachten. 

Meine Damen und Herren, kein Mensch draußen 
sieht doch ein, dass die private Hausleitung ge-
prüft und mit Aufwand saniert wird, während die 
öffentliche Leitung daneben nicht saniert wird und 
weiter verrottet, weil die Investitionspläne unter 
Umständen etwas anderes vorsehen. Hier wird in 
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Gänze vorgegangen. Das wird mit dem Gesetz 
vorgesehen. 

Änderungen in den Abfallwirtschaftsplänen sind 
vorgesehen. Das ist eine klare Vereinfachung, die 
sich letzten Endes auch darin auswirkt, dass es 
zum einen einen Bürokratieabbau gibt und wir 
zum anderen ganz klar sehen: Wenn wir einen 
Abfallwirtschaftsplan für das Land Nordrhein-
Westfalen haben, müssen wir nicht noch fünf Plä-
ne für jeden einzelnen Regierungsbezirk vorhal-
ten. Damit wird das Ziel auf eine ganz andere, 
wesentlich einfachere und unkomplizierte Art und 
Weise erreicht. 

Auf die Änderungen bezüglich des Wasserversor-
gungsberichtes bin ich eben in Kürze eingegan-
gen. Wir werden ausreichend Zeit haben, darüber 
noch in den Ausschüssen zu diskutieren. 

Zur Privatisierung! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, auch von der SPD und den Grünen! In der 
letzten Wahlperiode und in der Wahlperiode davor 
haben wir uns sehr intensiv über dieses Thema 
unterhalten.  

Wenn eine Fraktion, auch die Ihre, dazu eine Lö-
sung gehabt hätte, dann hätte man auch in ver-
gangener Zeit schon eine Lösung gefunden. Das 
Thema, mit dem wir uns hier beschäftigen, ist 
sehr kompliziert. Und weil es so kompliziert ist, 
sind wir froh, dass die Landesregierung in eine 
Gesetzesfolgenabschätzung geht, um abzuwä-
gen, welche Entscheidungen nachher richtig sind.  

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Von einem können Sie ausgehen: Leitend ist, 
dass es für den Verbraucher, für die Wirtschaft, 
für den Gebührenzahler günstiger oder zumindest 
nicht teurer wird. 

Sie können sich vielleicht nicht vorstellen, dass 
wir so etwas wollen, weil das Ihre Vorstellungs-
kraft übersteigt. 

(Svenja Schulze [SPD]: Die Erfahrung!) 

Aber wir haben in vielen Bereichen schon Verän-
derungen herbeigeführt. Das ist das Wichtige. 
Das haben Sie in den früheren Wahlperioden 
nicht geschafft. 

Sie sagen, wir hatten zahlreiche Anhörungen. – 
Es hat hierzu eine Anhörung gegeben – das war 
aber eine Anhörung der Landesregierung, nicht 
eine Anhörung des Parlamentes, 

(Svenja Schulze [SPD]: Aber die Fakten 
bleiben!) 

zu der man die Ausschusssprecher mit eingela-
den hat –, um in einem frühen Stadium in Erfah-
rung zu bringen, wie die Unterschiede, die Ab-
hängigkeiten, die kausalen Zusammenhänge bei 
einer Privatisierung sind. Da hat es unterschiedli-
che Auffassungen gegeben, und es sind viele 
Fragen offen geblieben, die noch zu klären sind. 

Wenn man in dieser Sache klar ist, dann werden 
wir uns über eine weitere Novellierung auch des 
Landeswassergesetzes zu unterhalten haben. 

(Beifall von der CDU – Svenja Schulze 
[SPD]: Also doch!) 

Sie sehen also: Das, was hier geschieht, ge-
schieht mit Augenmaß. Das, was hier geschieht, 
ist vor allen Dingen eine Reparatur – allein im 
Landeswassergesetz an 58 Punkten. Das zeigt, 
dass wir alles wieder in Ordnung bringen, was Sie 
am 3. Mai 2005 mit heißer Nadel gestrickt haben. 
Wir haben gesagt: Wir ändern es. Wir tun es jetzt. 
Sie haben voreilig Nein gesagt, Frau Schulze. 
Überlegen Sie sich das gut, denn Sie würden bei 
einer Zustimmung den Bürgerinnen und Bürgern 
des Landes viel Gutes tun. – Danke für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der CDU -Svenja Schulze [SPD]: 
Ne, ne!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Pick. – Als nächster Redner hat Herr 
Kollege Ellerbrock für die Fraktion der FDP das 
Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Holger Ellerbrock (FDP): Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Zu dem jetzt vorgeleg-
ten Gesetzentwurf kann man nur sagen: Ange-
kündigt, vorgelegt! Denn das, was der Minister-
präsident in der Regierungserklärung verkündet 
und wir im Koalitionsvertrag vereinbart haben, ar-
beiten wir Schritt für Schritt ab. 

Viele Ihrer Abgeordneten – darauf ist mein Kolle-
ge Clemens Pick eben dankenswerterweise ein-
gegangen – werden sich noch an das Jahr 2005 
erinnern, als wir hier die letzte Änderung des Lan-
deswassergesetzes beschlossen haben, der 
selbst die SPD-Minister nur mit Schwierigkeiten 
zustimmen konnten, 

(Zuruf von Clemens Pick [CDU]) 

– eben –, aber in der Endphase der Koalition die-
ses doch noch durchgewunken haben. Die Argu-
mentation lautete damals weiterhin, die Europäi-
sche Wasserrahmenrichtlinie würde es erzwingen, 
letztendlich am Parlament vorbei mit 27 Verord-
nungsermächtigungen zu arbeiten.  
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Im Koalitionsvertrag steht: EU-Wasserrahmen-
richtlinie wird als europäische Vorgabe 1:1 umge-
setzt. Deswegen werden wir jetzt diese Vereinfa-
chungen durchführen. 

Sicherlich ist es sinnvoll, auch hinsichtlich des 
Hochwasserschutzes die bundesrechtlichen Vor-
gaben umzusetzen. Ich möchte drei Sachverhalte 
anführen: zum einen die Überleitung Dichtheits-
prüfung, weil das eine ganz wichtige Sache ist, 
die fast jeden Bürger angeht, zum Zweiten Priva-
tisierung, was eben schon wieder angeklungen 
ist, und der dritte Problemkreis sind Abfallwirt-
schaftspläne. 

Ich begrüße, dass das Umweltministerium im Vor-
feld eine Expertenanhörung zum Landeswasser-
gesetz durchgeführt hat, woran wir auch Gele-
genheit hatten teilzunehmen. Das fand ich ausge-
sprochen in Ordnung. 

Wie von den Experten seit Jahren gefordert, wer-
den die Regelungen zur Dichtheitsprüfung von 
privaten Schmutzwasserkanälen mit dieser Novel-
lierung nun endlich dorthin, wo sie hingehören, 
nämlich ins Landeswassergesetz, übergeführt. 
Das ist oft gefordert worden, und das erfüllen wir 
jetzt. 

Das ist, glaube ich, ein wichtiger Fortschritt für 
den Gewässerschutz, weil dadurch wesentlich 
bessere Sanktionsmöglichkeiten, und zwar durch 
die Untere Wasserbehörde, vorhanden sind. Denn 
die Baubehörden haben – das muss man 
zugeben – in der letzten Zeit hinsichtlich der 
Dichtheitsprüfung zumindest saumselig gehan-
delt. Das wird jetzt allerdings geändert. 

Unsinn ist es auch, in das Gesetz die abgelaufene 
Frist 2005 hineinzunehmen. Ich begrüße es aus-
drücklich, Herr Minister, dass Sie dem Votum von 
Experten gefolgt sind und 2015 als spätesten 
Termin aufgeführt haben sowie die Gemeinden 
verpflichten, bei Wasserschutzgebieten den Ter-
min vorzuverlagern, und in dem Zusammenhang, 
wenn der öffentliche Kanal saniert wird, zu kon-
zeptionellen Änderungen zu kommen. 

Vor einem müssen wir unsere Bürger jedoch war-
nen: davor, dass diejenigen, die Prüfungen und 
eventuell notwendige Sanierungen durchführen, 
Wildwestmethoden einführen. Die Betriebe, die 
diese Prüfung und die Sanierung durchführen, 
müssen zertifizierte qualifizierte Betriebe sein. 
Das können wir nicht von heute auf morgen auf-
bauen. Deswegen ist es richtig, mit Augenmaß 
den Zeitraum 2015 zu wählen und bei konzeptio-
nell anderen Möglichkeiten – Kanalsanierung im 
öffentlichen Raum und in Wasserschutzzonen – 
kurzfristigere Ziele durchzusetzen. 

(Beifall von der FDP) 

Zweites möchte ich kurz darauf eingehen, dass 
die Verschwörungstheoretiker der Opposition im-
mer noch danach suchen, dass wir „Privat vor 
Staat“ und die Privatisierung einleiten würden. 
Clemens Pick hat es deutlich gesagt. Wir kennen 
seine Meinung, dass er Fragezeichen bei der Pri-
vatisierung macht. Aber auch er verweigert sich 
selbstverständlich keiner Gesetzesfolgenabschät-
zung. Das ist ja eine vernünftige Sache.  

Ich will überhaupt keinen Hehl daraus machen, 
dass wir als FDP nach meinen ordnungsrechtli-
chen Vorstellungen die Aufgabe haben, für glei-
che Markteintrittsbedingungen einzustehen. Das 
heißt, die Kommune muss es sich überlegen. 
Wenn sie das will, erledigt sie die Aufgabe selbst 
oder – man höre: nach Ausschreibung – überträgt 
die Aufgabe an die Verbände oder – man höre: 
nach Ausschreibung – an Private. 

Das, was jetzt in anderen Städten des Ruhrge-
biets angedacht wurde und auch in anderen Be-
reichen schon erfolgt ist, dass man freihändig die 
Kanalnetze überträgt, kann nicht richtig sein.  

Unsere Zielrichtung habe ich Ihnen geschildert. 
Ich bin sicher, wir werden innerhalb der Koaliti-
onsfraktionen darüber reden und nach einer ver-
nünftigen Diskussion zu einem Ergebnis kommen. 
Wir als FDP stehen dafür ein, gleiche Marktein-
trittsbedingungen für Verbände, für Private und 
gegebenenfalls für die Kommunen selbst herzu-
stellen. Das ist eine vernünftige Sache.  

Wir haben auch deutlich gesagt, wann entschie-
den wird. Clemens Pick hat darauf hingewiesen, 
dass wir darauf achten müssen, dass es für den 
Bürger nicht teurer wird. Aber selbstverständlich! 
Deswegen hat diese Landesregierung deutlich 
gemacht: Ja, wir werden entscheiden, wenn zum 
Beispiel die steuerlichen Rahmenbedingungen auf 
EU-Ebene geklärt sind. 

Der dritte Punkt, auf den kurz eingehen möchte, 
sind die Abfallwirtschaftspläne. Sie hatten ja auch 
einmal ihre Bedeutung. Zu der Zeit, als kosten-
trächtige Entsorgungsanlagen, Müllverbren-
nungsanlagen, Sortieranlagen, Recyclingzentren 
usw. aufgebaut werden mussten, war es zwin-
gend notwendig, den Investoren – das ist auch die 
öffentliche Hand gewesen – eine Kalkulationssi-
cherheit zu geben. Deswegen war es auch durch-
aus sinnvoll, in den Abfallwirtschaftsplänen die 
Möglichkeit aufzuzeigen, die Relation zwischen 
Einzugsgebiet und Anlagen verbindlich festzu-
schreiben. Das war ganz vernünftig.  
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Nur haben wir zwischenzeitlich auch in diesem 
Bereich der Daseinsvorsorge einen hohen Anteil 
leistungsfähiger privater Unternehmen, und wir 
haben da einen Markt. Zu welchen Problemen es 
führen kann, wenn vor Ort oder regional tätige, in 
der öffentlichen Hand befindliche Entsorgungsun-
ternehmen global spielen wollen und in Süd-
deutschland oder im Ausland Entsorgungsprob-
leme lösen wollen, das zeigt die derzeitige Dis-
kussion um das Versenken von 200 Millionen € 
bei der AGR. Das muss man deutlich sehen. 

(Beifall von der FDP) 

Deswegen finde ich es insgesamt richtig, zu sa-
gen: Jawohl, wir wollen hier einen Markt haben. 
Wir wollen die Abfallwirtschaftspläne als sinnvolle 
Bestandsdarstellung verstehen, als Darstellung, 
welche Anlagen man nutzen kann, über welche 
Technik sie verfügen usw. Deshalb ist das alles in 
Ordnung. 

Jetzt möchte ich mir noch eine Minute Redezeit 
freilassen, damit ich vielleicht noch auf Äußerun-
gen meines Kollegen Remmel gleich eingehen 
kann. – Schönen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Ellerbrock. Bitte die Zeit stoppen! – 
Es ist in der Tat noch eine Minute, die für den Kol-
legen übrig geblieben ist. 

Nun erteile ich für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen dem Kollegen Remmel das Wort. Bitte 
schön. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir be-
raten heute eine sehr dicke Vorlage. Dabei ist es 
aber, glaube ich, wichtig, in der ersten Lesung zu 
versuchen, einen großen Bogen zu spannen und 
nicht auf die einzelnen Paragrafen im Detail ein-
zugehen. Das werden wir sicherlich in der Anhö-
rung und auch in den weiteren Ausschussbera-
tungen noch tun. 

Was ist eigentlich der Kern dieser Novelle? – Ich 
glaube, man muss mit Fug und Recht feststellen: 
In allen Bereichen, in die diese Novelle eingreift, 
kommt es zu Verschlechterungen für die Umwelt, 
zu Verschlechterungen für den Verbraucher-
schutz, für den Gewässerschutz, für den Hoch-
wasserschutz und auch für die umweltorientierte 
Abfallwirtschaft. 

(Holger Ellerbrock [FDP]: Haben Sie eine 
andere Vorlage bekommen?) 

Dabei ist es nicht so interessant, was die einzel-
nen Paragrafen aussagen. Interessanter sind die 
Geschichten, die hinter den Paragrafen und Ver-
änderungen stehen. Ich will Ihnen vier Geschich-
ten erzählen: die Geschichte von Rechtsverbie-
gung und Rechtsbeugung, die Geschichte von 
Unterlassungen, die Geschichte von ideologi-
schen Verblendungen und die Geschichte von 
Trojanischen Pferden. 

Rechtsverbiegung und Rechtsbeugung: Das Inte-
ressante ist ja nicht der Gesetzentwurf als sol-
ches, sondern das, was in den zwei Jahren trotz 
bestehenden Rechtes an Recht nicht angewandt 
worden ist. Wir hatten ein Landeswassergesetz. 
Wir haben ein gültiges Landeswassergesetz. Die-
se Regierung wendet das Recht, was das Lan-
deswassergesetz vorschreibt, nicht an, sondern 
sie wartet und begründet das damit: Wir novellie-
ren ja das Landeswassergesetz, und deshalb 
brauchen wir das Recht auch gar nicht anzuwen-
den. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Quatsch!) 

– Sicher! Sie hätten schon lange die vielfältigsten 
Möglichkeiten im Zusammenhang mit dem Trink-
wasser aus der Ruhr gehabt. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Haben wir 
doch gemacht!) 

Die entsprechenden Verordnungen lassen sich 
aus dem Gesetz ableiten. Sie haben Ihre Mög-
lichkeiten nicht genutzt, Sie haben Ihre Aufgabe 
nicht erfüllt! Und deshalb biegen Sie sich das 
Recht jetzt mit der neuen Novelle, so wie Sie es 
gebrauchen können. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie haben unterlassen. Selbstverständlich hätten 
Sie schon lange – wir haben im Ausschuss mehr-
fach durch Kleine Anfragen und die Anforderung 
von Berichten darauf hingewiesen – Über-
schwemmungsgebiete in den Regionalplänen 
ausweisen können. Die Rechtsgrundlagen dafür 
liegen vor. Sie haben das unterlassen!  

(Minister Eckhard Uhlenberg: Sie haben 
nichts gemacht, Sie haben es unterlassen!) 

Und sich dann hier hinzustellen und zu sagen, 
jetzt erst wird es möglich, Überschwemmungsge-
biete auszuweisen – das ist schlicht eine politi-
sche Frechheit. 

(Beifall von der SPD – Minister Eckhard Uh-
lenberg: Das ist das Gegenteil von Wahr-
heit!) 



Landtag  23.08.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/67 
 

 

 

7700

Ideologische Verblendung: Gesetze, meine Da-
men und Herren, Herr Minister, sollten sich an 
den Realitäten, an den politischen Erfordernissen, 
an den Erfordernissen aus der Sache heraus ori-
entieren. Sie sollten sich nicht an Koalitionsver-
trägen, an 1:1-Verabredungen, die offensichtlich 
hier zum Vaterunser der Koalition der Erleuchtung 
gehören, sondern sie sollten sich an den tatsäch-
lichen Problemen orientieren.  

Das tatsächliche Problem in Nordrhein-Westfalen 
ist, Herr Minister – und da gibt es nun einmal Un-
terschiede zu anderen Bundesländern –, dass wir 
unser Trinkwasser zu 60 % aus Oberflächenwas-
ser gewinnen. Das ist nun einmal mehr gefährdet 
als das Grundwasser. Und deshalb muss es an 
dieser Stelle andere gesetzliche Regelungen ge-
ben als 1:1, nämlich auf diese Sondersituation 
angepasste Regelungen. Gerade an dieser Stelle 
weichen Sie das Gesetz auf und werden der be-
sonderen Anforderung in Nordrhein-Westfalen 
überhaupt nicht gerecht. 

Trojanische Pferde: Herr Ellerbrock hatte eben mit 
der Großzügigkeit dessen, der sich durchgesetzt 
hat, die Rede gehalten. Die FDP hat sich durch-
gesetzt. Dass sie möglicherweise einen Paragra-
fen zur Umsetzung – § 18 Wasserhaushaltsge-
setz – hätten hineinschreiben können, das hätte ja 
in der Sache nichts bewirkt. Alle Befragungen be-
sagen das. Die haben wir ja nicht zum ersten Mal 
gemacht, sondern es sind ja dritte und vierte Be-
fragungsrunden, und Ihre Regierung ist ja zu kei-
nem anderen Ergebnis gekommen als die Vor-
gänger-Befragungen auch.  

Sie haben aber einen qualitativ neuen Schritt ge-
tan. Sie wollen eine Gesetzesfolgenabschätzung 
zu einem Sachverhalt, den es eigentlich über-
haupt nicht gibt, nämlich zur Umsatzsteuerbefrei-
ung für die Privaten. 

Wir fangen doch auch nicht auf dem Stand an, auf 
dem wir vor 20 Jahren waren. Wir haben Erfah-
rungen. Aus anderen Ländern wissen wir, wozu 
es führt, wenn man die Wasserversorgung und 
die Abwasserentsorgung privatisiert: Die Rosinen 
werden herausgepickt, und um den übrig bleiben-
den Schmodder kann sich die Allgemeinheit 
kümmern. 

(Beifall von GRÜNEN und Frank Sichau 
[SPD]) 

In England haben die privaten Wasserversorger 
die Wasserversorgung sogar an den Staat zu-
rückgegeben, weil sie offensichtlich nicht gewinn-
trächtig ist. 

Und wir wollen eine aufwendige Gesetzesfolgen-
abschätzung durchführen! Damit hat die FDP das 
Trojanische Pferd der Privatisierung in das Geset-
zesvorhaben hineingeschoben. 

(Svenja Schulze [SPD]: Ganz genau!) 

Ich verstehe nicht, dass die CDU und insbesonde-
re der Minister, der noch vor Kurzem vollmundig 
erklärt hat, Privatisierung komme mit ihm nicht in 
die Tüte, einem solchen Trojanischen Pferd zu-
stimmen. 

Lassen Sie mich noch ein paar Worte zu den Ab-
fallwirtschaftsplänen sagen. Auch dort orientieren 
Sie sich nicht an den wirklichen Problemen, son-
dern sehen einen unverbindlichen Abfallwirt-
schaftsplan für das ganze Land vor. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Er soll nur ein Bericht sein, wie Herr Ellerbrock er-
klärt, und keinerlei Verbindlichkeit herstellen. Das 
müssten Sie anders formulieren. Ich bin ja gar 
nicht gegen einen solchen landesweiten Plan. Wir 
als Opposition haben schon angekündigt, dass wir 
durchaus damit leben könnten. Es muss aber die 
Möglichkeit bestehen, diesen Plan für verbindlich 
zu erklären. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Remmel.  

Johannes Remmel (GRÜNE): Ich sage Ihnen 
auch, warum das notwendig ist. Zurzeit findet in 
vielen Kommunen eine Debatte über die Auswei-
tung von Müllverbrennungskapazitäten statt. An 
dieser Stelle konkurrieren die Kommunen und die 
unterschiedlichen Anlagen gegeneinander. Ich 
prophezeie, dass wir in die Situation kommen 
werden, in der in Anlagen investiert worden ist 
und nicht ausreichend Müll zur Verfügung steht, 
um diese Anlagen zu versorgen. Dazu muss es 
eine Regulierung geben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es gibt private Investitionsvorhaben. Diese Vor-
haben müssen an einer Stelle in einer Planung 
zusammengeführt werden, die auch eine gewisse 
Verbindlichkeit besitzt. Sie aber wollen Deregulie-
rung statt Planung und das alles dem Markt über-
lassen. Dies führt letztendlich zu einem größeren 
Zugriff der Privaten auf das Abwasser und die Ab-
fallentsorgung. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Remmel, entschuldigen Sie, dass ich Sie unter-
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breche. Ich versuche das schon einige Zeit. Ich 
möchte Sie fragen, ob Sie eine Zwischenfrage 
des Kollegen Pick zulassen. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Aber immer. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Dann haben 
Sie das Wort, Herr Kollege Pick. 

Clemens Pick (CDU): Herr Kollege Remmel, ich 
muss leider auf Ihre Äußerungen von eben zur 
Gesetzesfolgenabschätzung zurückkommen. Sie 
sagten, Sie seien in der letzten Wahlperiode ge-
nauso weit gewesen wie die Koalitionsfraktionen 
heute. 

Daher frage ich Sie erstens: Hat es zur Zeit einer 
rot-grünen Regierung jemals eine Anhörung zu 
diesem Thema gegeben – und wenn ja, wann? 

Die zweite Frage in diesem Zusammenhang lau-
tet: Warum haben die Koalitionsfraktionen bei der 
Beschlussfassung zum Landeswassergesetz 
denn noch einen Entschließungsantrag einge-
bracht, in dem gefordert worden ist, die Auswir-
kungen der Privatisierung zu prüfen und das Er-
gebnis zur gegebenen Zeit wieder in die parla-
mentarische Diskussion einzubringen? 

Johannes Remmel (GRÜNE): Herr Pick, Sie 
kennen diese Diskussionen doch. Sie haben in 
der Vergangenheit an verschiedenen Stellen 
stattgefunden. Die Landesregierung hatte bei den 
Vorüberlegungen zur Novellierung des Landes-
wassergesetzes solche Gedanken. Wir hatten im 
Parlament bei der Novellierung 2005 eine um-
fangreiche Anhörung zu diesem Thema. Es gab 
immer Entwicklungen und Fragestellungen in bei-
de Richtungen. 

Die öffentlich-rechtlichen Wasserverbände wollten 
ein Privileg. Das ist die eine Richtung. Wenn man 
diesen Weg beschreitet, läuft man Gefahr, euro-
parechtlich in ziemlich schwieriges Fahrwasser zu 
geraten. 

Die andere Seite, die Privatwirtschaft, wollte die 
Umsetzung von § 18 Wasserhaushaltsgesetz. 
Diese Umsetzung hat es in einigen anderen Bun-
desländern gegeben. Das Ganze ist aber nicht in 
die Praxis umgesetzt worden; denn man ist an der 
Umsatzsteuer gescheitert. 

Man dreht sich also immer im Kreis; es sei denn – 
da hat Herr Ellerbrock recht –, dass auf europäi-
scher Ebene eine andere Entscheidung fällt. Herr 
Ellerbrock und seine Freundinnen und Freunde 
tun ja alles, um eine solche europäische Interven-
tion zu erreichen. Deshalb ist es schädlich, dass 

Sie von der CDU, die Sie das eigentlich nicht wol-
len, Herrn Ellerbrock die Tür so weit aufmachen. 
Das ist die große Gefahr, die mit diesem Gesetz 
und mit Ihrem Vorhaben der Gesetzesfolgenab-
schätzung verbunden ist. 

Ich fasse zusammen: Sie kreisen immer wieder 
um den gleichen Punkt. Sie haben an dieser Stel-
le aber die Tür geöffnet. 

(Clemens Pick [CDU]: Welche Tür haben Sie 
denn mit dem Entschließungsantrag geöff-
net?) 

– Entschließungsanträge legt man zu gegebener 
Zeit aus politischen Notwendigkeiten vor. Gültig 
sind aber die Gesetze – und das Gesetz ist an 
dieser Stelle eindeutig. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Gestatten Sie mir zum Abschluss noch eine Be-
merkung zu den Bestimmungen zur Dichtigkeits-
prüfung für Abwasserleitungen, die jetzt in das 
Landeswassergesetz aufgenommen werden sol-
len. Eigentlich spricht ja nichts dagegen. Herr El-
lerbrock hat aber verräterischerweise darauf hin-
gewiesen, 

(Holger Ellerbrock [FDP]: Verräterisch?) 

wie das zukünftig gehandhabt werden soll. Sie 
wollen eben keine schnelle Umsetzung, mit denen 
wir zu umfassenden Dichtheitsprüfungen und zu 
entsprechenden Nachbesserungen und Renovie-
rungen kämen; denn die Unteren Wasserbehör-
den können so etwas faktisch gar nicht leisten. 
Die Baubehörden waren schon überfordert. Wenn 
man sich einmal genau anschaut, wie viele Kolle-
ginnen und Kollegen in der Bauüberwachung tätig 
sind und wie viele Kolleginnen und Kollegen bei 
den Unteren Wasserbehörden, gewinnt man eine 
Ahnung davon, wie die Überwachungspraxis zu-
künftig laufen wird. 

Das führt zu dem Ergebnis, dass es in diesem im 
Zusammenhang mit der Frage von Fremdwasser-
einträgen in Kanalisationen und Kläranlagen emi-
nent wichtigen Bereich nicht zu den für sauberes 
Wasser und für die Umwelt notwendigen Ergeb-
nissen kommen wird. 

Deshalb ist dieser Weg aus unserer Sicht der fal-
sche. Wir sind sehr skeptisch und glauben nicht, 
dass dieser Gesetzentwurf ein guter Gesetzent-
wurf ist. Im Gegenteil: Wir können schon heute 
sagen, dass es sich dabei um einen schlechten 
Gesetzentwurf handelt. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 
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Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Remmel. – Als Nächstes liegt mir die 
Wortmeldung von Herrn Minister Uhlenberg für 
die Landesregierung vor. Bitte schön. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir können diese Debatte nicht mit diesem 
Zerrbild beenden, das über den Gesetzentwurf 
der Landesregierung gezeichnet worden ist. 
Durch die Reden der Abgeordneten Svenja 
Schulze und Johannes Remmel ist genau das 
Gegenteil dessen dargestellt worden, was in die-
sem Gesetzentwurf steht. 

(Frank Sichau [SPD]: Das glauben Sie!) 

– Genau das Gegenteil!  

Erstens: Hochwasserschutz. Verehrte Kolleginnen 
und Kollegen, welche Landesregierung ist es 
denn gewesen, die den Hochwasserschutz in den 
Mittelpunkt der Landespolitik gestellt hat? 

(Beifall von CDU und FDP) 

Welche Landesregierung ist es denn gewesen, 
die ein ehrgeiziges Hochwasserschutzkonzept 
verabschiedet hat und bis zum Jahre 2015 
1,2 Milliarden € zur Verfügung stellt? 

(Svenja Schulze [SPD]: Gucken Sie sich an, 
was wir vorher da reingetan haben!) 

Wir werden dieses System auch gerade vor dem 
Hintergrund der Erfahrungen der letzten Tage in 
der Region verfeinern.  

Welche Landesregierung ist es denn gewesen, 
die in der letzten Zeit 4.000 ha zusätzliche Reten-
tionsflächen in Nordrhein-Westfalen zur Verfü-
gung stellt? – Es ist diese Landesregierung gewe-
sen, während bei der Vorgängerregierung in die-
sem Zusammenhang nichts gelaufen ist. 

(Beifall von CDU und FDP) 

So steht es ja auch in dem Gesetzentwurf, und so 
habe ich es bei der Begründung des Gesetzent-
wurfes eingebracht:  

„So werden die Verfahren zur Ausweisung von 
Überschwemmungsgebieten transparenter ges-
taltet, indem die Öffentlichkeit in den Auswei-
sungsprozess mit einbezogen wird. Zukünftig 
werden Hochwasserschutzpläne aufgestellt, in 
denen die für den Hochwasserschutz wesentli-
chen Maßnahmen aufgezeigt werden. Die Re-
gelung gibt damit der Landesregierung eine 
Grundlage, Hochwasserrisiken nicht nur von 
Fall zu Fall, sondern konzeptionell zu bewälti-

gen. Schließlich werden wir die Bevölkerung an 
diesem Prozess teilhaben lassen.“ 

Meine Damen und Herren, hier wird im Bereich 
des Hochwasserschutzes in Nordrhein-Westfalen 
ein Aufschlag gemacht, den es in der Geschichte 
dieses Landes noch nicht gegeben hat. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Nein, ich möchte im Zusammenhang vortragen, 
weil ich mehrere Punkte habe. 

Zweitens: Dichtigkeitsprüfung. Meine Damen und 
Herren, weshalb haben wir denn beim Thema 
Dichtigkeitsprüfung in den vergangenen Jahren in 
Nordrhein-Westfalen nicht mehr Fortschritte ge-
macht? Wieso ist heute festzustellen, dass 50 bis 
70 % der Leitungen schadhaft sind? – Weil Sie in 
der Vergangenheit nicht gehandelt haben. Wir bil-
den jetzt mit diesem Landeswassergesetz die 
Grundlage dafür, weil wir genau wissen, dass die 
Dichtigkeitsprüfung dazu beiträgt, festzustellen, 
dass in vielen Bereichen das Wasser nicht in 
Ordnung ist, weil das Schmutzwasser die Queran-
lagen erst gar nicht erreicht. Wir haben also einen 
dringenden Handlungsbedarf. Dieses Missstan-
des der vergangenen Jahre nimmt sich dieses 
Landeswassergesetz an. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Drittens: Privatisierung. Ich habe den Eindruck, 
dass Sie enttäuscht sind, weil Sie Ihre Privatisie-
rungspropaganda insofern nicht weiter fortsetzen 
können, als wir durch diesen Gesetzentwurf die 
Privatisierung eben nicht aufgreifen, sondern sa-
gen: Wir wollen eine Gesetzesfolgenabschätzung,  

(Svenja Schulze [SPD]: Das öffnet doch Tür 
und Tor!) 

um über die unterschiedlichen Systeme zu disku-
tieren. Ich halte das für sinnvoll, weil wir die unter-
schiedlichen Gesetzesvorgaben miteinander ver-
gleichen und darüber beraten wollen, wenn auf 
europäischer Ebene die Voraussetzungen dafür 
geschaffen sind. Wann sie geschaffen werden, 
das wissen wir nicht. Sie sind also offenbar sehr 
enttäuscht, dass wir in der Frage der Privatisie-
rung nicht weiterkommen, weil Sie dann keine 
Möglichkeit haben, im Rahmen Ihrer Propaganda 
weiter falsche Meldungen zu fabrizieren. 
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Zu einem weiteren Punkt. Wenn man sich schon 
darüber aufregt, dass es in Zukunft einen Abfall-
wirtschaftsplan statt fünf oder sechs Abfallwirt-
schaftspläne in Nordrhein-Westfalen gibt, dann 
hat man überhaupt keine Argumente gegen die-
sen Gesetzentwurf der Landesregierung.  

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Es geht um 
die Verbindlichkeit!) 

Meine Damen und Herren, dieser Gesetzentwurf 
der Landesregierung, unterstützt von den Koaliti-
onsfraktionen, räumt mit Missständen im Bereich 
der Umwelt, der Gewässer und der Hochwasser-
schutzpolitik der vergangenen Jahre auf. Wir ha-
ben einen erfolgreichen Weg beschritten und 
werden ihn weiter beschreiten. Ich möchte mich 
bei den Koalitionsfraktionen für den guten Weg 
ausdrücklich bedanken, den wir zusammen ge-
gangen sind. Das ist ein weiterer wichtiger Mei-
lenstein auf dem Gebiet des Umweltschutzes und 
des Gewässerschutzes in Nordrhein-Westfalen.  

Frau Abgeordnete Schulze, weil Sie § 48 ange-
sprochen habe, möchte ich genau zitieren, was in 
dem Gesetzentwurf steht. Sie haben nämlich ge-
nau das Gegenteil erzählt, weil Sie ihn offenbar 
nicht gelesen haben. In § 48 Abs. 2 des neuen 
Gesetzentwurfs steht: 

„Anlagen zur Aufbereitung von Wasser für die 
öffentliche Trinkwasserversorgung sind nach 
dem Stand der Technik zu errichten und zu 
betreiben, wenn die Beschaffenheit des zur 
Trinkwasserversorgung gewonnenen Wassers 
(Rohwasser) dies im Einzelfall und bezogen auf 
bestimmte Inhaltsstoffe und Eigenarten nach 
§ 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 1 der Trinkwasserver-
ordnung erforderlich ist.“ 

Das ist der entscheidende Punkt. Wir halten es 
nicht für sinnvoll – deswegen schlagen wir bei 
dem wichtigen § 48 eine Änderung vor –, dass ein 
Ministerium, in diesem Fall mein Ministerium, 
durch eine Rechtsverordnung landesweit einen 
abstrakten Stand der Technik festlegen soll. Wir 
haben Zweifel, ob ein einzelnes Bundesland ü-
berhaupt die Kompetenz zur verbindlichen Festle-
gung des Stands der Technik hat. Vielmehr sind 
wir der Auffassung, dass die Frage, welches Auf-
bereitungsverfahren erforderlich ist, jeweils im 
Einzelfall unter Berücksichtigung der wasserwirt-
schaftlichen Gegebenheiten zu entscheiden ist. 
Hier gibt es also keine politischen Vorgaben im 
Sinne eines Umweltministeriums, sondern meiner 
Meinung nach müssen wir den Stand der Technik 
umfassender und wissenschaftlicher begründen. 
Deshalb wird er dann anders festgelegt als durch 
das bisherige Landeswassergesetz. Das bringt 

uns bei der Wasserqualität in Nordrhein-
Westfalen weiter. Von daher ist dieser Ansatz 
richtig. – Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Bevor ich dem Kollegen Schulte 
für die Fraktion der CDU das Wort erteile, erlaube 
ich mir einen Hinweis. Die Landesregierung hat 
ihre Redezeit um 6 Minuten 46 Sekunden überzo-
gen, sodass allen Fraktionen die Möglichkeit ein-
geräumt wird, ihre Redezeit entsprechend zu ver-
längern. Das gilt insbesondere für den Kollegen 
Remmel, der seine Redezeit zwar für seine Frak-
tion verbraucht hat, aber dem das Stellen einer 
Zwischenfrage nicht zugelassen wurde.  

Jetzt hat zunächst der Kollege Schulte für die 
Fraktion der CDU das Wort. 

Hubert Schulte (CDU): Frau Präsidentin, ich ver-
zichte im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit auf 
meine Rede und gehe mit gutem Beispiel voran. 

(Allgemeiner Beifall) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Es gibt eine 
weitere Wortmeldung des Kollegen Ellerbrock. – 
Bitte schön, Herr Kollege Ellerbrock. 

(Svenja Schulze [SPD]: Er hat eine so schö-
ne Vorlage gegeben!)  

Holger Ellerbrock (FDP): Auch wenn das an-
scheinend kein gutes Vorbild ist, muss ich noch 
fünf Punkte anführen: 

Erstens. Wir haben Geschichten vom Kollegen 
Remmel gehört. Das verwundert nicht. Kollege 
Remmel hat als Beruf Publizist angegeben, und er 
hat seiner beruflichen Neigung hier Folge geleis-
tet.  

Zweitens. Herr Kollege Remmel, Überschwem-
mungsgebiete hätten Sie in den Regionalplänen 
als Bereiche zum Schutz der Gewässer schon 
immer planerisch darstellen können.  

Drittens. Landesweiter Abfallwirtschaftsplan – ja. 
Wir sagen: Der landesweite Plan soll einen Über-
blick geben. Es ist sinnvoll, einen solchen lan-
desweiten Plan zu haben. Wir möchten aber nicht, 
dass hier verbindliche Festlegungen getroffen 
werden.  

Sie haben Recht: Wir wollen mehr Markt statt 
ordnungsrechtliche Zuweisungen. Welche Mög-
lichkeiten diese Zuweisungen und diese öffentli-
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che Tätigkeit in einem ansonsten an marktwirt-
schaftlich gegebenen Umständen zu messenden 
Raum haben, habe ich eben dargestellt.  

200 Millionen € Verlust der AGR, weil sich die 
AGR als regionales Unternehmen auf dem welt-
weiten Markt und in Süddeutschland platzieren 
wollte und infolgedessen wir in Nordrhein-
Westfalen Strukturhilfemaßnahmen im Nürnber-
ger Raum mit unseren Beiträgen bezahlen müs-
sen. Es sind die Bürger des Ruhrgebiets, die die-
se 200 Millionen € aufbringen müssen. Das hat 
doch Folgen. Hier kann man nur sagen: Wenn ein 
Markt geherrscht hätte, wären solche „Blüten“ da 
nicht möglich gewesen.  

Viertens. Dichtheitsprüfung – jawohl. Sie haben 
hier über zehn Jahre nichts getan. Die Frist 2005 
ist vergangen. Jetzt wird mit Augenmaß gehan-
delt, weil wir diese Altlast von Ihnen übernommen 
haben. Das ist richtig.  

Fünftens. Sie können es sich vielleicht nicht vor-
stellen, Herr Kollege, weil Sie eventuell eine ande-
re Umgangsform in Ihrer Koalition hatten. Sie ha-
ben mir gesagt, ich hätte mich hier eben durchge-
setzt. Ich möchte Ihnen gerne einen Einblick ge-
ben, wie wir in einem Arbeitskreis und in den 
Fraktionen vertrauensvoll zusammenarbeiten. 

Wir haben Grundsatzpositionen, die tauschen wir 
aus. Dann wägen wir die Argumente gegeneinan-
der ab. Das kann länger dauern. Wir haben auch 
durchaus unterschiedliche Vorstellungen, aber wir 
kommen zu einem sinnvollen und uns selbst – 
zumindest in den Fraktionen – überzeugenden 
Kompromiss. Den tragen wir dann gemeinsam 
hier vor und machen das Gesetz und werden es 
dann so umsetzen. Das geschieht erstaunlicher-
weise  

(Zuruf: Fantasie!) 

– Fantasie ist etwas, was sich manche nicht vor-
stellen können; aber ich möchte Ihre Fantasie ei-
gentlich reizen – sogar relativ einvernehmlich. 
Das haben wir zweieinhalb Jahre geschafft. Ich 
bin guten Mutes, dass wir das in die nächste Le-
gislaturperiode hinein auf vertrauensvoller Basis 
weitertragen können. Das sind unsere Umgangs-
formen. Wie Ihre Umgangsformen waren, kann 
ich nicht beurteilen. Aber so machen wir das. Es 
ist nichts Negatives, wenn man einem sachlich 
überzeugenden Argument folgt. – Schönen Dank.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Ellerbrock. – Gibt es weitere Wort-
meldungen? – Das ist erkennbar nicht der Fall. 

Dann, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr 
verehrte Damen und Herren, sind wir am Schluss 
der Beratung zu diesem Tagesordnungspunkt.  

Wir kommen zur Abstimmung über die Überwei-
sungsempfehlung des Ältestenrates, den Gesetz-
entwurf Drucksache 14/4835 an den Aus-
schuss für Umwelt und Naturschutz, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz – federfüh-
rend – sowie an den Ausschuss für Bauen und 
Verkehr und an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Mittelstand und Energie zu überweisen. Sind 
Sie mit dieser Überweisungsempfehlung einver-
standen? – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 
Damit ist die Überweisungsempfehlung mit Zu-
stimmung aller Fraktionen so beschlossen.  

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 

11 Individuelle Förderung darf nicht nur ein 
Schlagwort sein 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/2581 – Neudruck 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses  
für Schule und Weiterbildung 
Drucksache 14/4491 

Entschließungsantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/4898 

Der Antrag wurde gemäß § 79 Abs. 2 Ziffer b der 
Geschäftsordnung vom Plenum an den Aus-
schuss für Schule und Weiterbildung überwiesen 
mit der Bestimmung, dass eine Beratung und Ab-
stimmung erst nach Vorlage einer Beschlussemp-
fehlung hier im Plenum erfolgt.  

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der Kollegin Stotz das Wort. 
Bitte schön, Frau Kollegin.  

Marlies Stotz (SPD): Frau Präsidentin! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen!  

„Individuelle Förderung entscheidet darüber, ob 
Menschen sich nach ihren Fähigkeiten und In-
teressen entwickeln können. Individuelle Förde-
rung ist gleichermaßen Voraussetzung für das 
Vermeiden und den rechtzeitigen Abbau von 
Benachteiligungen wie das Finden und Fördern 
von Begabungen.“  

Diese Feststellung, die das Forum Bildung Anfang 
2000 traf, ist hier im Hause sicherlich unstrittig. 
Unstrittig ist auch für meine Fraktion die Zielset-
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zung der individuellen Förderung im schwarz-
gelben Schulgesetz. Allerdings – darauf möchte 
ich ausdrücklich hinweisen – ist dies kein wirklich 
neuer Ansatz von Schwarz-Gelb.  

Bereits im rot-grünen Schulgesetz war in § 2 die 
Notwendigkeit der individuellen Förderung als we-
sentliches Instrument für einen erfolgreichen Bil-
dungsverlauf eines jeden Schülers ausdrücklich 
berücksichtigt worden. Dennoch wiederholt die 
Landesregierung gebetsmühlenartig, dass die in-
dividuelle Förderung als Leitgedanke erstmals im 
neuen Schulgesetz von Schwarz-Gelb formuliert 
wurde. Dass dem nicht so ist, belegt zum Beispiel 
das Landeskompetenzzentrum für individuelle 
Förderung in Münster, das ein Kind der rot-grünen 
Landesregierung ist.  

Auch die von Ministerin Sommer im Ausschuss in 
der letzten Woche aufgezählten Lehrerstellen für 
die individuelle Förderung sind beileibe nicht alle 
von Schwarz-Gelb neu eingerichtet worden. Nein, 
ein nicht unerheblicher Teil der Lehrerstellen für 
besondere Förderbedarfe existierte bereits unter 
Rot-Grün. Darauf möchte ich noch einmal aus-
drücklich hinweisen.  

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, meine Frakti-
on und viele andere Experten und Institutionen im 
Land haben in den Anhörungen über das umstrit-
tene Schulgesetz im vergangenen Jahr reichlich 
Kritik an einer ganzen Reihe von inhaltlichen 
Punkten geübt.  

Zu erinnern ist beispielsweise an die Abschaffung 
der Schulbezirksgrenzen, an die Einführung der 
Kopfnoten oder an die Verschärfung beim Über-
gang von der Grundschule in die weiterführenden 
Schulen. Wir sehen uns heute, gut ein Jahr nach 
Inkrafttreten des Schulgesetzes, in unserer Kritik 
leider bestätigt.  

Ich will in diesem Zusammenhang auch an die An-
hörung zur Verordnung über den Bildungsgang in 
den Grundschulen im letzten Jahr erinnern. Dort 
wurde unter anderem von Prof. Jürgens von der 
Universität Bielefeld kritisiert – ich darf zitieren –: 

„Die Lehrerinnen und Lehrer an den Grund-
schulen brauchen zusätzliche Kompetenzen 
und Qualifikationen, um die individuelle Förde-
rung überhaupt durchführen zu können.“  

Ich glaube, dass das nicht nur auf die Grundschu-
len, sondern auch auf unsere weiterführenden 
Schulen im Land zutrifft.  

Unmittelbar nach der Beschlussfassung über das 
neue Schulgesetz, nämlich am selben Tag, haben 
die Regierungsfraktionen dann einen Antrag vor-
gelegt – wen wundert es? –, der sich im Wesentli-

chen mit der Hochbegabtenförderung auseinan-
dersetzte. Hier wurde – ich denke, insbesondere 
von der FDP – richtig Tempo gemacht, um bloß 
keine Zeit zu verlieren, die vermeintlich wesent-
lichsten Aufgaben aus dem schwarz-gelben 
Schulgesetz auf den Weg zu bringen. Ich habe 
schon damals im Plenum darauf hingewiesen – 
das möchte ich noch einmal betonen –: Uns geht 
es nicht alleine um die individuelle Förderung von 
Hochbegabten. Uns geht es weiterhin um die indi-
viduelle Förderung aller Kinder. 

Kolleginnen und Kollegen, auch ein Jahr nach In-
krafttreten des umstrittenen Schulgesetzes muss 
festgehalten werden: Die neue Landesregierung 
betreibt gerade im Schulbereich in hohem Maße 
Ankündigungspolitik. Bis heute lässt die Landes-
regierung Schulen und Lehrer mit der Verantwor-
tung für die individuelle Förderung weitgehend al-
lein. Lediglich ein Gütesiegel hat sie geschaffen. 
Das passt ins Bild. Das ist einmal mehr typisch: 
mehr Wettbewerb um jeden Preis. Das ist die 
Handschrift dieser Landesregierung.  

Völlig unzureichend sind bis heute die Ressour-
cen für diesen Bereich. Das wird aus den Schulen 
immer wieder beklagt. Die Ministerin hingegen 
propagiert zum diesjährigen Schuljahresbeginn, 
dass die Schulen die Zahl der Sitzenbleiber inner-
halb von fünf Jahren um 50 % reduzieren sollen. 
Richtig gutes Ziel! Aber kein Wort war von Ihnen 
zu hören, mit welcher Unterstützung die Schulen 
vonseiten des Landes rechnen können, um dieses 
ehrgeizige Ziel auch zu erreichen. 

(Beifall von der SPD) 

Auch wenn unser Antrag bereits aus dem Oktober 
des vergangenen Jahres datiert, hat er aus unse-
rer Sicht nichts an Aktualität verloren. Das, was 
die Regierung bislang auf den Weg gebracht hat, 
führt die Schulen in dieser Frage nicht wirklich 
weiter. Das, was die Landesregierung in der letz-
ten Woche im Schulausschuss – das macht sie 
sicher auch gleich hier im Plenum – sozusagen 
als Tätigkeitsbericht in Sachen „individuelle För-
derung“ dargestellt hat, überzeugt uns nicht. So 
führte die Ministerin in der letzten Woche im Aus-
schuss unter anderem auch das Symposium „In-
dividuelle Förderung“ an. Ich habe einen Brief ei-
nes Teilnehmers, der kritisiert – ich darf das zitie-
ren –: 

„Warum hat man nicht spätestens nach der Mit-
tagspause den vielen anwesenden Pädagogen 
die Möglichkeit gegeben, mit schul- und stufen-
bezogenen Hinweisen und Fragen zu klären, 
wie die Rahmenbedingungen für individuelle 
Förderung herbeigeführt werden können? 
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Stattdessen wurde das fachkundige Publikum 
dazu genötigt, einen vielstündigen Frontalunter-
richt mit geringem Informationsgehalt über sich 
ergehen zu lassen.“ 

Dieses Beispiel macht einmal mehr deutlich, dass 
es außer Schlagworten bislang wenig gegeben 
hat, was den Schulen tatsächlich hilft. Deshalb 
halten wir an unserem Antrag fest. Wir sehen ihn 
nach wie vor nicht erfüllt und fordern weiterhin, ein 
umfassendes Konzept zur individuellen Förderung 
vorzulegen, ausreichende Ressourcen im Haus-
halt eindeutig nachvollziehbar zur Verfügung zu 
stellen und vor allem die Lehreraus- und -
fortbildung auf den Schwerpunkt der individuellen 
Förderung auszurichten. Erst dann werden Sie 
Ihren eigenen Ansprüchen gerecht. 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

– Ich merke, ich habe die Redezeit überschritten. 

Zum Schluss: Wir werden der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses natürlich nicht folgen, hal-
ten an unseren Forderungen fest und freuen uns, 
dass die Grünen unserer Initiative mit einem Ent-
schließungsantrag sozusagen beigetreten sind. 
Dem werden wir folgen. – Vielen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Stotz. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der CDU der Kollege Kaiser das 
Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Klaus Kaiser (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Frau Stotz, es 
fällt schwer, sich mit diesem Antrag ausführlich 
und ernsthaft auseinanderzusetzen, weil einfach 
vieles aneinandergereiht ist und man so recht kein 
Konzept erkennen kann. Das haben wir heute 
Morgen schon nicht getan, als wir uns mit Ihrem 
Landesparteitag näher befasst haben. Wir haben 
nur festgestellt: Es geht darum, bestimmte Schul-
formen zu diffamieren und auszugrenzen oder 
abzuschaffen. 

Es geht aber eigentlich darum – das steht im neu-
en Schulgesetz, das ist unser Ansinnen –, dass 
wir eine neue Schulkultur brauchen und eben kei-
ne neue Schulstruktur. Das ist das Wesentliche, 
was im neuen Schulgesetz steht. Und das ist das 
Wesentliche, was Frau Sommer als Ministerin 
konsequent umsetzt.  

Mit Verlaub, Frau Stotz: Wenn ein Gesetz erst ein 
Jahr in Kraft ist, dann muss es auch – das sollten 
Sie zugeben – zunächst einmal Wirkung entfalten 

können. Sie hatten das schöne Beispiel mit den 
Kopfnoten gebracht, die in den Schulen  

(Marlies Stotz [SPD]: Geliebt werden!) 

sehr gerne aufgenommen werden, die insbeson-
dere von Lehrerinnen und Lehrern als sehr hilf-
reich aufgefasst werden. Diese Kopfnoten sind 
aber noch gar nicht zu vergeben. Wenn Sie die 
also als Beispiel nehmen und sagen, es gebe nur 
Ankündigungen, ohne dass Sie abwarten, welche 
Wirkungen das Gesetz entfaltet, dann sind Sie 
schulpolitisch alles andere als gut aufgestellt.  

(Beifall von Bernhard Recker [CDU]) 

Betrachtet man den Antrag trotzdem, stellt man 
fest, dass Sie eines richtig machen, nämlich die 
Regierung loben mit dem Satz: „dass hierdurch 
die individuelle Förderung zur zentralen Leitidee 
ihrer Schulpolitik wird“. Aber das Wichtige dabei 
ist, dass die individuelle Förderung eben mehr ist 
als Fortbildung, dass sie mehr ist als – wie Sie in 
Ihrem Antrag schreiben – die umfassende Bil-
dungsdokumentation beim Übergang vom Kinder-
garten in die Grundschule. Sie sind da im Büro-
kratischen, beschreiben irgendwelche Details.  

Der Ansatz, der mit dem neuen Schulgesetz ver-
folgt wird, ist aber weitergehend, ist ein größerer 
Sprung. Es ist ein vollkommen neuer Ansatz, zu 
sagen: Individuelle Förderung muss Einzug halten 
in die Praxis, in den Alltag einer jeden Schule.  

Wir wissen alle, dass wir auf dem Weg sind, dass 
wir aber noch eine gute Strecke vor uns haben. 
Die Ministerin hat das im Ausschuss deutlich ge-
macht, als sie einmal darauf hingewiesen hat: Al-
lein das, was von der neuen Koalition an Res-
sourcen zusätzlich zur individuellen Förderung 
eingebracht worden ist, ist beispielgebend. 

Sie haben eben als zweites Beispiel die Hochbe-
gabtenförderung angesprochen. Wenn es unter 
Rot-Grün eine Worthülse gab, dann doch die, 
dass Sie gesagt haben: Wir sind für Hochbegab-
tenförderung. – Dann aber haben Sie das Buch 
zugeklappt, weil Sie null Ressourcen, null Infor-
mation, null Unterstützung geliefert haben.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie haben die Hochbegabten in unserem Land 
alleine gelassen. 

Sie wissen aber auch, dass die CDU dafür steht: 
Individuelle Förderung heißt Förderung der 
Schwächeren, Förderung der Starken und auch 
Förderung eines jeden Schülers, einer jeden 
Schülerin. Deshalb gehen wir neue Wege zum 
Beispiel in der Fortbildung. Es reicht aber nicht 
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aus, dass bestimmte Fortbildungsmaßnahmen 
angeboten werden, sondern es ist entscheidend, 
dass sich die Kultur insgesamt ändert. Das be-
rücksichtigen Sie in Ihrem Antrag überhaupt nicht. 
Deswegen greift er schlichtweg zu kurz. Deshalb 
ist er in manchen Dingen total kleinschrittig und 
bürokratisch.  

Das, was an Ressourcen zusätzlich durch diese 
Koalition eingebracht worden ist, ist vorbildlich. 
Von daher bin ich sehr, sehr sicher, dass wir auch 
ohne diesen Antrag sehr viel weiter kommen. 
Denn das, was Sie hier fordern, bleibt weit hinter 
dem zurück, was diese Koalition umsetzt. Deshalb 
ist der Antrag überflüssig und muss abgelehnt 
werden – leider auch der Entschließungsantrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Kaiser. – Als nächste Rednerin hat 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die Kolle-
gin Beer das Wort. Bitte schön, Frau Kollegin. 

(Zurufe von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP] 
und Ralf Witzel [FDP]) 

– Entschuldigung, Frau Kollegin Beer. Ich habe 
auf der mir vorliegenden Rednerliste noch die 
Reihenfolge Wort und Widerwort stehen.  

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Das geht den ganzen 
Tag schon so, Frau Pieper-von Heiden! Sie 
haben es nur noch nicht gemerkt! Was ma-
chen wir jetzt?)  

Nach der Reihenfolge der Fraktionen hätte die 
FDP jetzt das Wort. Ich war noch an der Regelung 
Wort und Widerwort orientiert. Ich bitte Sie, das zu 
entschuldigen. Wie wollen die Damen es jetzt 
handhaben? 

(Ingrid Pieper-von Heiden [FDP] signalisiert 
ihre Zustimmung, Sigrid Beer [GRÜNE] zu-
nächst das Wort zu erteilen.) 

– Vielen Dank, Frau Kollegin Pieper-von Heiden. – 
Frau Beer, Sie haben das Wort. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Herr Witzel ist weniger 
charmant als Frau Pieper-von Heiden. Das ken-
nen wir von ihm. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lernen 
im Gleichschritt geht nicht. Jedes Kind ist anders, 
lernt anders und bringt eine andere Lernaus-
gangslage in den Unterricht ein. Deshalb darf es 
im Unterricht kein Lernen im Einheitstakt geben. 
Dauernder Frontalunterricht und der berühmte 
fragend entwickelnde Unterricht sind pädagogisch 

out, stressen und frustrieren Lehrkräfte gleicher-
maßen wie Schülerinnen und Schüler. 

Ich bin froh, dass es unter den Fraktionen einen 
Konsens gibt, dass wir in unseren Schulen die In-
dividualisierung des Lernens brauchen. Völlig ver-
fehlt ist es dann aber, die individuelle Förderung 
zusätzlich als Angebot der Schule für bestimmte 
Gruppen von Schülerinnen und Schülern in hierfür 
gesonderten Förderkursen zu definieren, die von 
Lehrkräften geleitet werden, die wiederum auf im 
Haushalt besonders ausgewiesenen Lehrerstellen 
arbeiten. Gerade die Diskussion im Schulaus-
schuss hat uns dazu bewogen, hierzu ergänzend 
noch einen Entschließungsantrag vorzulegen. 

Wir brauchen die individuelle Förderung nicht nur 
für bestimmte Gruppen von Kindern, für Kinder 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf, für Kin-
der mit Migrationshintergrund oder für Kinder mit 
besonderen Begabungen. Wir brauchen die Indi-
vidualisierung des Lernens für alle Kinder, damit 
alle Kinder ihre Potenziale optimal ausschöpfen 
können. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das Problem ist leider, dass Schwarz-Gelb die in-
dividuelle Förderung zu einem reinen Schlagwort 
gemacht hat. Darin gebe ich der Kollegin Stotz 
völlig recht. Die Schulen sollen individuell fördern. 
Die Eltern fordern das auch ein. Die Schüler/innen 
fragen sich maximal individuell, ob sich jetzt ei-
gentlich schon einmal irgendetwas im Unterricht 
geändert hat. 

Kurz: Sie lassen die Schulen im Regen stehen. 
Zur Not wird wieder einmal ein Ranking angekün-
digt wie in der Frage der Sitzenbleiberquoten. Der 
Wettbewerb soll es dann schon richten. 

(Zuruf von Minister Dr. Helmut Linssen) 

– Herr Linssen, die Barmherzigkeit sollten Sie Ih-
rer Kollegin angedeihen lassen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie sollten sie einmal unterstützen, damit wirklich 
etwas daraus wird.  

(Minister Dr. Helmut Linssen: 200 Millionen € 
mehr!) 

– Dann hat sie nicht ordentlich genug gearbeitet. 
Noch ein bisschen mehr zwiebeln! Denn das, was 
hier drin ist, reicht nicht. Das ist an vielen Stellen 
Augenwischerei. Denn Sie betreiben das ja so 
weit, dass der Begriff der individuellen Förderung 
wirklich zu einer Nebelkerze verkommt. 
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Ich sage Ihnen auch, warum das so ist. Individuel-
le Förderung in der Umsetzung durch die 
schwarz-gelbe Landesregierung bedeutet Güte-
siegelzeremonien. Das bedeutet irgendwelche 
ominösen Lernstudios, die ebenso sang- und 
klanglos wieder in der Versenkung verschwinden, 
wie sie die Schulministerin mit viel Brimborium 
aus der Taufe gehoben hat. 

(Zuruf von Minister Dr. Helmut Linssen) 

– Ja, aber das bringt nichts. Geldverschwendung, 
Herr Linssen, ist das, weil es nichts bringt. Das 
war einfach nur eine Nebelkerze. Ich habe doch 
immer gesagt, das Gard-Haarstudio hat mehr 
Substanz als das Lernstudio der Ministerin. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Individuelle Förderung à la Schwarz-Gelb – da 
fällt mir auch der Supervorschlag von Frau Som-
mer ein, Kinder, die weniger Förderung brauchen, 
doch einfach einmal früher nach Hause zu schi-
cken. Das ist Innovation à la Schwarz-Gelb. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie haben nicht verstanden, dass es Gelingens-
bedingungen für individuelle Förderung gibt, Ge-
lingensbedingungen, die eine Landesregierung 
dann auch realisieren muss. Dabei war es so ein-
fach. Sie haben Topexperten eingeladen, auch 
nach Essen. Wir haben sie gemeinsam angehört. 
Dann hören Sie doch einmal auf Herrn Schleicher! 
Hören Sie doch einmal auf Herrn Domisch! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Hören Sie vor allen Dingen auch auf die Praktike-
rinnen in ihren Schulen. Sie zeichnen dann die 
Schulen mit Gütesiegeln aus. Und was passiert? – 
Die sagen Ihnen: Kopfnoten sind keine individuel-
len Fördermittel. Verschont uns mit diesem Unfug! 
Und was machen Sie? – Sie weisen sie an, das zu 
tun. So viel zum Thema Eigenständigkeit von 
Schule! So viel zum Thema Anerkennung der Qua-
lität Ihrer Gütesiegelschulen! Das ist alles Brimbo-
rium. Das sind Potemkin’sche Dörfer, die Sie hier 
tagtäglich veranstalten. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Wir haben in unserem Antrag ganz genau Gelin-
gensbedingungen benannt. Dazu gehören die 
Förderung der Fähigkeit und der Motivation jedes 
einzelnen Schülers und jeder einzelnen Schülerin 
durch Lehr- und Lernformen, die nicht defizitär o-
rientiert sind, die individuelle Gestaltung von 
Lehrplänen in einer Weise, die jede Schülerin und 
jeden Schüler einbezieht, vor allen Dingen ihre 
Verschiedenheit wertschätzt und sie nicht in ver-

schiedene Schulformschubladen einsortiert, und 
vor allen Dingen das radikale Umdenken von Or-
ganisation von Schule in einer Art und Weise, die 
auch den individuellen Lernfortschritt wirklich in 
den Mittelpunkt stellt und bei der Schulen Verant-
wortung übernehmen für jeden einzelnen Schüler 
und jede einzelne Schülerin. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich spreche bewusst von individualisiertem Ler-
nen, denn es muss sich in jeder Unterrichtsstunde 
etwas ändern. Da hilft es auch nicht, eine neue 
wunderbar aufgemachte Amtsblattausgabe mit 
inszenierten Jubelartikeln vor Augen zu haben, 
wenn sich in den Schulen in der Realität nichts 
ändert. 

So lange Sie an den Begabungstheorien und an 
diesem kontraproduktiven Schulsystem, das jegli-
cher individuellen Förderung entgegensteht, fest-
halten, kommen Sie nicht wirklich weiter. Sie kulti-
vieren das Schubladendenken. Ich kann es ein-
fach sagen: Sie können es einfach nicht.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Beer. – Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
als nächste Rednerin hat für die Fraktion der FDP 
Frau Kollegin Pieper-von Heiden das Wort. Bitte 
schön, Frau Kollegin. 

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Frau Präsiden-
tin! Meine Kolleginnen und Kollegen! Mein Manu-
skript lege ich besser erst einmal beiseite. Frau 
Beer, wir werfen keine Nebelkerzen, sondern wir 
erhellen das bildungspolitische Dunkel, das Sie 
uns hinterlassen haben. 

(Beifall von der FDP) 

Frau Stotz, Sie haben hier noch einmal ganz per-
sönlich gesagt, was Sie auch schon in Ihrem An-
trag nicht verstanden haben, der an einer Stelle 
ein bisschen mager ausgefallen ist und an einer 
anderen Stelle eher polemisch.  

Wir haben das Schulgesetz auf den Weg gebracht 
und in Kraft gesetzt, dessen Kernpunkt tatsächlich 
die individuelle Förderung ist, die wir sehr ernst 
meinen. Sie wissen genau, dass wir vieles auf 
den Weg gebracht haben, 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Viel Falsches!) 

zum Beispiel viele Einstellungen von Lehrern spe-
ziell zu diesem Zweck. Sie wagen es tatsächlich, 
an dieser Stelle zu kritisieren, dass wir einen An-
trag vorgelegt haben, der im Kontext individueller 
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Förderung die Hochbegabten- und Begabtenför-
derung herausstreicht, um dieses Anliegen noch 
einmal zu präzisieren. Sie haben an dieser Stelle 
nicht kritisiert, dass wir kurze Zeit danach einen 
eigenen Antrag präsentiert haben, um die sonder-
pädagogische Förderung zu stärken. Da frage ich 
mich: Haben Sie es nicht verstanden, oder wollen 
Sie es nicht verstehen? Ich kann nur mit dem 
Kopf schütteln. 

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Wir wollten an der Stelle deutlich machen, dass 
uns die individuelle Förderung eine Herzensange-
legenheit ist. Für uns ist es dabei selbstverständ-
lich, sowohl die besonders Begabten und die 
Hochbegabten als auch die besonders Benachtei-
ligten mitzunehmen. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Begabtenförde-
rung für die Besserverdienenden! – Sigrid 
Beer [GRÜNE]: Jedes Kind, und nicht hier 
und dort!) 

Das wollten wir damit noch einmal explizit beto-
nen, Frau Beer. Wenn Sie sagen, dass dieses 
System nicht geeignet sei, individuell zu fördern, 
ist das entlarvend: Ein System fördert nicht. 

(Beifall von der FDP) 

Die Menschen, die in ihm arbeiten, die Lehrer, die 
sich bemühen und die engagiert sind, fördern un-
sere Kinder individuell und kümmern sich um sie. 
Damit sie das können und entlastet sind, haben 
wir diese zusätzlichen Einstellungen vorgenom-
men. Deshalb haben wir das zu unserem zentra-
len Thema gemacht. Denn wir wissen: Nur dort, 
wo wir Kinder genau da mitnehmen, wo sie ste-
hen, 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: In der Schubla-
de!) 

wo sie ihre besonderen Begabungen und Ausprä-
gungen haben, aber vielleicht auch ihre Defizite 
und wo man andere Stärken betonen muss, müs-
sen wir ansetzen, und das tun wir. 

Das haben Sie nicht getan. In all den Jahren, in 
denen Sie Verantwortung getragen haben, haben 
Sie alles versucht, Schule auf ein Mittelmaß zu 
bringen. Das war Ihre Schulpolitik, die letztlich da-
für gesorgt hat, dass wir in den PISA-Tests so 
weit abgefallen sind. Das waren doch nicht wir. 
Wir tragen seit 2005 die Verantwortung. PISA hat 
2003 stattgefunden, Frau Beer. Das ist das Er-
gebnis Ihrer desaströsen Bildungspolitik. Sie ha-
ben gesagt: Ach, wir machen alles. Wir fördern 
individuell. Bei uns im Land ist alles in Ordnung. 

(Lachen von Sigrid Beer [GRÜNE] und Syl-
via Löhrmann [GRÜNE]) 

Frau Schäfer als ehemalige Schulministerin hat x-
mal hier an dieser Stelle gestanden und behaup-
tet, es sei alles in Ordnung. Nichts wurde ge-
macht. Die Lehrer waren alleingelassen. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Wir sorgen dafür, dass es Konzepte zur Fortbil-
dung der Lehrerinnen und Lehrer gibt, die aktuell 
in der Mache bzw. zum Teil fertig sind. Wir sorgen 
dafür, dass sie bald in die Fläche gebracht wer-
den. 

(Ewald Groth [GRÜNE] rudert mit den Ar-
men. – Lachen von den GRÜNEN) 

Wir werden dafür sorgen, dass unsere Lehrerin-
nen und Lehrer weitergebildet werden, um dieser 
Aufgabe noch besser nachkommen zu können als 
bisher. 

Frau Stotz, wenn Sie in Ihrem Antrag fordern, wir 
mögen doch ein Konzept zur individuellen Förde-
rung vorlegen, muss ich Ihnen sagen: Sie haben 
es wirklich nicht verstanden. Es gibt kein Konzept, 
es gibt unzählige Konzepte. Wenn man individuell 
fördern will, muss man individuell beim Kind an-
setzen. Das sieht überall – in jeder Schule und bei 
jedem Kind – anders aus. Als Lehrer muss man 
sehen, dass man das zusammenfügt. Man muss 
die Lehrer dazu befähigen. Das ist unser Anlie-
gen. Dafür haben wir Maßnahmen und Fortbil-
dungen auf den Weg gebracht.  

Wenn Sie darum trauern, dass es Soest nicht 
mehr gibt, muss ich Sie fragen: Haben die denn 
überirdische Fortbildungen angeboten?  

(Ralf Witzel [FDP]: Unterirdische!) 

Ich kann mich wirklich nicht daran erinnern, dass 
das jemals der Fall gewesen sein soll. Es ist gut, 
dass es das nicht mehr gibt. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Es ist gut, dass wir endlich andere Träger von 
Know-how beauftragt haben, 

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Fortbildungen zu entwickeln, die wirklich zu-
kunftsgerichtet sind 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Es ist doch gar kei-
ner mehr im Plenarsaal!) 

und die dafür sorgen werden, dass wir diese indi-
viduelle Förderung weiter fortsetzen und umset-
zen können. Wir haben sogleich damit begonnen, 
als wir die Verantwortung für dieses Land über-
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nommen haben. Wir werden es besser machen, 
als Sie es sich je erträumen konnten. – Danke 
schön. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Pieper-von Heiden. – Nun hat für 
die Landesregierung Frau Ministerin Sommer das 
Wort. Bitte schön, Frau Ministerin. 

(Carina Gödecke [SPD]: Das ist der Unter-
schied zwischen engagiert und furchtbar!) 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Frau Präsidentin! Guten Abend, meine 
Damen und Herren! Die individuelle Förderung 
steht erstmals in einem Schulgesetz. Ich bin der 
Auffassung, dass die individuelle Förderung auch 
in den Schulen angekommen ist. 

(Beifall von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, in-
dem Sie hier von einem Schlagwort sprechen, 
werten Sie meines Erachtens die sehr erfolgrei-
che Arbeit in den Schulen ab. Sie fordern Stellen 
ein. Natürlich sind Stellen wichtig, und wir haben 
diese Stellen auch geschaffen; wir haben aber 
noch mehr getan: Wir haben die Schulen auf viel-
fältige Weise unterstützt und wollen diese Unter-
stützung weiter ausbauen. Wir haben gehandelt. 
Sie fordern Dinge, die zwischenzeitlich längst Re-
alität geworden sind. 

Wir sind bereits viel weiter, als Sie in Ihrem Antrag 
fordern. Ein Rahmenkonzept zur individuellen 
Förderung liegt längst vor. Wir haben individuelle 
Förderung zu einem Schwerpunkt der Lehrerfort-
bildung gemacht. Frau Beer, an diese Stelle kann 
ich es Ihnen nicht ersparen, dass wir 
30 Gütesiegelschulen haben; darüber hinaus gibt 
es noch 60 weitere Bewerbungen. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Dann hören Sie auf 
Ihre Gütesiegelschulen! Die sagen auch, 
dass wir keine Kopfnoten brauchen!) 

Unter diesen Gütesiegelschulen, liebe Kollegin 
Beer, sind auch Gesamtschulen, die sehr betrof-
fen darüber wären, wenn sie wüssten, dass sie 
„Brimbamborium-Schulen“ genannt werden. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Brimbamborium-Mi-
nisterin!) 

Ich bin gespannt, was sie dazu sagen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Frau Beer, lesen Sie sich einmal den Bewer-
bungsbogen durch. Er gibt den Schulen vielfältige 

Hinweise zur konkreten Umsetzung individueller 
Förderung. 

(Beifall von der FDP) 

Es gibt in diesen Schulen ein Bewusstsein dafür, 
dass jeder Schüler und jede Schülerin mitge-
nommen werden muss. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Aber die nehmen Sie 
doch gar nicht ernst!) 

Diese Schulen haben sich in drei Bereichen deut-
lich verändert: 

Erstens. Sie haben ihre Schulkultur verändert. 
Das bezieht sich auch auf die Zusammenarbeit im 
Kollegium, mit den Schülerinnen und Schülern 
und mit den Eltern.  

Zweitens. Sie haben Ihre Unterrichtsorganisation 
verändert, indem sie beispielsweise vorhandene 
Förderstunden flexibel einsetzen.  

Drittens. Sie haben den Unterricht selbst verän-
dert – das ist der wichtigste Punkt –; denn nur, 
wenn der Schüler und die Schülerin mit ihren je-
weiligen Bedürfnissen im Mittelpunkt des Unter-
richts stehen, kann Unterricht effizient sein.  

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, ist 
es nicht zu kurz gedacht, wenn Sie Stellen fordern 
und auf vorgegebene Konzepte hoffen? Wir ge-
ben diese Stellen, aber wir setzen auch deutlich 
auf Eigenverantwortung. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Leider ist heute Abend meine ehemalige Kollegin, 
Frau Schäfer, nicht mehr unter uns. Aber ich den-
ke, es wird Möglichkeiten geben, ihr meine Ant-
wort zu übermitteln. Vergangene Woche hat mich 
Frau Schäfer im Schulausschuss sinngemäß ge-
fragt, was ich denn zu meiner Zeit als Schulrätin 
während ihrer Zeit als Schulministerin getan habe, 
um die individuelle Förderung voranzutreiben. Die 
Antwort gebe ich vor diesem Hohen Haus:  

Zu der Zeit von Frau Schäfer war individuelle För-
derung ein reines Lippenbekenntnis. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Denn wie hätte man sie umsetzen können, wo 
doch die Schulen permanent zu wenig Stellen hat-
ten. Auch Konzepte für die Umsetzung wurden 
nicht konkretisiert. Diese Voraussetzungen haben 
wir endlich erfüllt. 

Liebe Frau Stotz, wahrscheinlich hatten Sie ge-
dacht, dass ich jetzt die Auflistung unserer Wohl-
taten noch einmal hervorziehe. Ich tue das nicht. 
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Es reicht eigentlich eine Zahl. Es stehen insge-
samt mehr als 18.000 Stunden für individuelle 
Förderung zur Verfügung. Das spricht für sich. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das, meine Damen und Herren, ist die Unterstüt-
zung, die wir den Schulen geben, damit die Schu-
len vor Ort jede Schülerin, jeden Schüler best-
möglich individuell fördern. – Vielen Dank und gu-
ten Abend. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Sommer. – Wir sind am Ende der De-
batte.  

Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse erstens 
über die Beschlussempfehlung des Ausschuss 
für Schule und Weiterbildung Drucksa-
che 14/4491, den Antrag Drucksache 14/2581 – 
Neudruck – abzulehnen, abstimmen. Wer ist für 
diese Ablehnung? – Wer ist dagegen? – Damit ist 
die Beschlussempfehlung angenommen und der 
Antrag mit den Stimmen von CDU und FDP ge-
gen die Stimmen von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen abgelehnt. Der Fraktionslose Sagel ist 
nicht anwesend. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich lasse zweitens über den Entschließungsan-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Druck-
sache 14/4898 abstimmen. Wer ist für den Ent-
schließungsantrag? – Wer ist dagegen? – Damit 
ist der Entschließungsantrag mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt.  

Wir kommen zu: 

12 Gesetz zur Änderung des Hochschulgeset-
zes NRW und anderer hochschulrechtli-
cher Vorschriften (Hochschulratskorrek-
turgesetz – HRKG) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/4804 

erste Lesung 

Zur Einbringung erteile ich für die antragstellende 
Fraktion Frau Kollegin Dr. Seidl das Wort. Bitte 
schön, Frau Dr. Seidl. 

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Minister Pinkwart, 
auch wenn es schon Abend ist, wir starten diesen 

zweiten Versuch, das sogenannte Hochschulfrei-
heitsgesetz in wichtigen Punkten zu korrigieren. 
Sie erinnern sich vielleicht daran, dass wir ent-
sprechende Änderungsanträge bereits bei der 
Einbringung des Gesetzentwurfes gestellt haben 
und schon damals haben wir Sie – Sie erinnern 
sich an die Debatte –  

(Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart nickt.) 

vor den fatalen Folgen Ihres marktideologischen 
Freiheitsbegriffs gewarnt. Denn dieses Gesetz, 
das den Namen Hochschulfreiheitsgesetz trägt, 
hat so wenig mit Freiheit zu tun, wie Atomkraft mit 
Sicherheit oder Steinkohle mit Zukunft. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das Gegenteil ist der Fall, das geltende Gesetz 
schränkt die Freiheit unserer Hochschulen massiv 
ein.  

(Christian Lindner [FDP]: Was?) 

Die Verlagerung von Kompetenzen von den de-
mokratisch gewählten Gremien und Organen der 
Hochschule auf den externen Hochschulrat be-
deutet nicht nur einen Verlust an Mitbestimmungs-
rechten für Professorinnen, Studierende sowie 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, sondern nach 
Ansicht zahlreicher Verfassungsrechtler auch ei-
nen unzulässigen Eingriff in die von der Verfas-
sung garantierte Freiheit von Forschung und Leh-
re. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich will das belegen. So sagte vor kurzem der 
Präsident des Niedersächsischen Staatsgerichts-
hofes, Jörn Ipsen, in Köln, als echtes Organ der 
Universität sei der Rat ungeeignet. 

Er weiß, wovon er spricht; denn er hat bereits 
konkrete Erfahrungen mit den Hochschulräten aus 
Niedersachsen gemacht. Kein Wunder also, dass 
wir nun, sechs Monate nach der Einführung des 
Hochschulfreiheitsgesetzes, bereits den ersten 
handfesten Skandal haben. Der Fall Höhler in Pa-
derborn hat gezeigt, die Konstruktion Hochschul-
rat ist untauglich, 

(Beifall von den GRÜNEN) 

mehr noch, sie hat zu erheblichen Unruhen in der 
Hochschullandschaft geführt.  

Sie müssen gestehen, dass die Geschichte mit 
Frau Höhler eine peinliche Panne war, Herr Minis-
ter Pinkwart. Schon bei der ersten Bewährungs-
probe sind die Konstruktionsfehler der neuen Lei-
tungsstrukturen offen zutage getreten. Warum 
bleiben Sie so lange untätig, und was gedenken 
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Sie zu tun, um zumindest die Handlungsfähigkeit 
unserer Hochschulen wiederherzustellen?  

Das fragt sich auch der Paderborner Hochschul-
rat, der die Landesregierung schon Anfang Juli 
dringend aufgefordert hat, das Hochschulfrei-
heitsgesetz nachzubessern. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Da von Ihnen nichts kommt, wollen wir Ihnen heu-
te einen Vorschlag machen, und ich hoffe, dass 
wir zusammen mit den Koalitionsfraktionen hierzu 
in eine konstruktive Debatte einsteigen werden. 
Die Irritationen im Rahmen der Konstituierung des 
Hochschulrats an der Universität Paderborn ha-
ben gezeigt, dass das Verfahren zur Einsetzung 
der Hochschulräte nicht genügend transparent ge-
regelt war. Vor diesem Hintergrund ist es sinnvoll, 
eine Regelung zum Widerruf der Ernennung eines 
Hochschulratsmitglieds einzuführen.  

Am Beispiel Paderborn zeigt sich aber auch, wie 
gefährlich die im Gesetz verankerte starke Ab-
hängigkeit der Hochschule von ihren Hochschul-
räten im Zweifelsfall sein kann.  

Ich möchte es noch einmal sehr deutlich sagen: 
Der Fall Höhler hat nicht nur dem guten Ruf der 
Universität Paderborn geschadet, sondern er hat 
auch die Arbeitsfähigkeit der Hochschule lahmge-
legt.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich finde, das können wir uns künftig nicht mehr 
erlauben, liebe Kolleginnen und Kollegen. Des-
halb schlagen wir vor, die im Gesetz verankerten 
Kompetenzen der Hochschulräte deutlich einzu-
schränken, indem wir die Aufgaben und Befugnis-
se zwischen Hochschulrat, Hochschulleitung und 
Senat neu justieren. Wir wollen sicherstellen, dass 
die Hochschulen ihre Aufgaben in Lehre und For-
schung künftig erfüllen können.  

Der vorliegende Gesetzentwurf zu einem Hoch-
schulratskorrekturgesetz sieht deshalb vor, den 
Hochschulrat zu einem beratenden Gremium zu 
machen. Die hochschulrelevanten Entscheidun-
gen treffen der Senat bzw. die Hochschulleitung. 
Um den Mitgliedern der Hochschulleitung einen 
größtmöglichen Rückhalt in der Hochschule zu 
geben, schlagen wir vor, dass sie zukünftig wieder 
vom Senat gewählt werden.  

Darüber hinaus soll nicht mehr der Hochschulrat, 
sondern vielmehr wieder das Ministerium Dienst-
vorgesetzter der hauptamtlichen Mitglieder der 
Hochschulleitung sein. Die Mitglieder des Hoch-
schulrates wiederum sollen nach unserer Vorstel-
lung demokratisch legitimiert sein. Sie werden 

deshalb auf Vorschlag der Hochschule vom Land-
tag bestellt.  

Um zu verhindern, dass die Aufgabenerfüllung 
und der Ruf der Hochschule durch die Tätigkeit 
einzelner Mitglieder des Hochschulrates belastet 
oder gefährdet wird, erhält das Gesetz eine Wi-
derrufklausel. Die hierfür vorgesehenen hohen 
Hürden – Antrag der Hochschule auf Beschluss 
des Senates und Dreiviertelmehrheit im zuständi-
gen Landtagsausschuss – stellen sicher, dass 
dieses Mittel nur in besonders schwerwiegenden 
Fällen zur Anwendung kommt.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit unserem Ge-
setzentwurf haben wir versucht, die Befugnisse 
des Hochschulrates auf ein vernünftiges Maß 
herunterzuschrauben.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Er soll weitgehend beratend tätig werden, wobei 
seine Kompetenzen jedoch deutlich über die 
Kompetenzen des bisherigen Kuratoriums hi-
nausgehen. Der Hochschulrat ist damit zukünftig 
bei allen grundsätzlichen strategischen Entschei-
dungen der Hochschule einzubeziehen, ohne 
dass seine Mitglieder mit einer Regelungsverant-
wortung belastet werden, die den angemessenen 
Umfang einer ehrenamtlichen Tätigkeit übersteigt.  

Worum geht es uns bei der Korrektur des Hoch-
schulrates, liebe Kolleginnen und Kollegen? – Es 
geht uns um eine vernünftige Balance zwischen 
staatlicher Verantwortung und gesellschaftlicher 
Öffnung. Es geht uns vor allen Dingen aber auch 
um eine Hochschulfreiheit, die ihren Namen wirk-
lich verdient. Deshalb bitte ich Sie, unserem Ge-
setzentwurf zuzustimmen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Dr. Seidl. – Für die CDU-Fraktion hat 
jetzt Herr Kollege Dr. Brinkmeier das Wort. 

Dr. Michael Brinkmeier (CDU): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Angesichts der 
sehr fortgeschrittenen Zeit und der durchaus ver-
lockenden Aussichten hinter der Saaltür verzichte 
ich darauf, mein Redemanuskript vorzulesen. Es 
steht auch im Internet. Ich möchte nur kurz an 
dieser Stelle zur Kenntnis geben, dass wir es für 
sehr verfrüht halten, jetzt schon über solche 
Strukturen nachzudenken, die erst vor kurzem 
verabschiedet worden sind. Fraglich ist, ob man 
daraus schon gleich einen Gesetzentwurf ableiten 
sollte. 
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Gleichwohl haben wir sehr große Lust, über die-
sen Antrag inhaltlich zu diskutieren. Es ist sicher-
lich lohnenswert, auch jetzt schon zu diskutieren,  

(Demonstrativer Beifall von den GRÜNEN) 

auch wenn man erst kürzlich mit der Umstellung 
auf die Hochschulräte begonnen hat. Aber schau-
en wir, was am Ende dabei herauskommt.  

Daher freuen wir uns auf die Diskussion im Aus-
schuss. Wir werden darüber in aller Ausführlich-
keit durchaus kontrovers diskutieren. Das trägt 
immer zur Erhellung der Sachlage bei. Das tut 
unserem Land gut. Deswegen machen wir alle 
gemeinsam eine gute Arbeit. – Vielen Dank. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Dr. Brinkmeier. – Für die SPD-Fraktion 
hat sich Frau Kollegin Boos zu Wort gemeldet. 

Dr. Anna Boos (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen geht nicht weit genug. Die negativen Folgen 
des Hochschulfreiheitsgesetzes für die Hochschu-
len in Nordrhein-Westfalen sind wesentlich weit-
reichender, als mit diesem Gesetzentwurf unter-
stellt wird. Ich gehe davon aus, Frau Dr. Seidl, 
dass Sie das auch so sehen. 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Das kann man er-
gänzen!) 

Richtig ist, dass es einer Neuordnung der Kompe-
tenzen zwischen Hochschulleitung, Hochschul-
mitgliedern und Hochschulräten bedarf. An dieser 
Stelle möchte ich betonen, dass wir keine Hoch-
schulräte mit Exekutivfunktion wollen, sondern 
solche, die beratend zur Seite stehen.  

(Christian Lindner [FDP]: Kuratorium!) 

Dazu muss aber das Hochschulgesetz insgesamt 
grundlegend geändert werden.  

Die SPD-Landtagsfraktion hatte bereits eigene 
Vorschläge entwickelt, im Jahr 2006 beschlossen 
und in den Landtag eingebracht. Ziel dieser Vor-
schläge ist eine Hochschullandschaft mit einer 
durchdachten, sozial gerechten Hochschul- und 
Studienfinanzierung, eine Hochschullandschaft, 
die Studien- und Hochschulreformbestrebungen 
ernst nimmt und schließlich eine Hochschulland-
schaft, in der eine verantwortungsvolle Regierung 
die Voraussetzung für eine sinnvolle Autonomie 
der Hochschulen schafft.  

Denn NRW braucht handlungsfähige Hochschu-
len, die im Einklang mit ihren staatlichen Aufga-
ben hervorragende Forschung und Lehre erbrin-

gen können. NRW braucht Hochschulen, deren 
Mitglieder sich verantwortungsvoll in die Gestal-
tung ihrer Forschungs- und Arbeitsstätten einbrin-
gen können – auch um sich mit ihrer Entwicklung 
identifizieren zu können. Um dies wieder zu errei-
chen, brauchen wir ein Hochschulgesetz, das die-
sen Anforderungen gerecht wird. Eine punktuelle 
Überarbeitung des Hochschulfreiheitsgesetzes 
allein kann diesen Zustand nicht wieder herbeifüh-
ren.  

Die Besetzung der Hochschulräte birgt für die 
Hochschulen tatsächlich das Konfliktpotenzial, 
das wir im Vorfeld des Gesetzes gesehen haben. 
Dies ist aber bei Weitem nicht die größte und ein-
zige Sorge. Die Hochschulen in NRW sehen sich 
mit vielfältigen Problemen konfrontiert, die durch 
einen solchen Umgang mit dem Hochschulfrei-
heitsgesetz nicht behoben werden können.  

Ich möchte einige wenige von vielen Beispielen 
anführen: Die Umsetzung des Bologna-Prozesses 
verläuft schleppend, eintönig und vielerorts nicht 
zufriedenstellend. Der Hochschulzugang wird trotz 
des offenkundigen Akademikermangels auch auf-
grund des Hochschulfreiheitsgesetzes zuneh-
mend restriktiver gestaltet. Die Auswirkungen sind 
jüngst erneut in der Presse thematisiert worden.  

Zunehmend wird deutlicher, dass Studiengebüh-
ren nicht das Allheilmittel sind, als das sie verkauft 
worden sind. Stattdessen werden immer neue 
Probleme ihrer Verwendung offenkundig. Es wird 
immer offensichtlicher, wie stark die Unsicherheit 
bei potenziellen Studierenden aus finanzschwa-
chen Familien wächst. Das Darlehensmodell der 
NRW.BANK wird nicht ausreichend angenommen.  

Weil uns der Antrag zu kurz greift, werden wir uns 
in der Abstimmung enthalten. Auf weitere Diskus-
sionen freuen wir uns. – Ich danke Ihnen für die 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Boos. – Für die FDP-Fraktion hat jetzt 
der Kollege Lindner das Wort. 

Christian Lindner (FDP): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Das Hochschulfrei-
heitsgesetz ist erst wenige Monate in Kraft. Es 
werden vor Ort erst Erfahrungen mit den Hoch-
schulräten gesammelt. Nach meiner Kenntnis sind 
das ganz überwiegend positive Erfahrungen. Und 
Sie nutzen nun einen einzigen Sachverhalt, 

(Zuruf von Dr. Ruth Seidl [GRÜNE]) 
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einen absoluten Einzelfall in der nordrhein-
westfälischen Hochschullandschaft, um insgesamt 
wieder eine Diskussion über die Leitungsstruktu-
ren der Hochschulen zu führen. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Der war aber entlar-
vend!) 

Um es klar zu sagen: Der Fall Höhler ist bedauer-
lich und unangenehm, aber 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Aber wir lassen 
es mal laufen!) 

die betreffende Hochschule selbst hat es in der 
Hand gehabt, ihren Hochschulrat zu benennen. 
Mich zumindest wundert es, dass diese Hoch-
schule Frau Höhler nach all dem, was an dieser 
Hochschule an gemeinsamer Geschichte mit ihr 
bestanden hat, benannt hat. Aber das ist eine 
Entscheidung einer autonomen Hochschule. 

Wir stehen nach wie vor und ausdrücklich zum 
Hochschulrat, wie er im Hochschulfreiheitsgesetz 
konstruiert worden ist. Wir wollen Leitungsstruktu-
ren haben, die Handlungsfähigkeit in den Hoch-
schulen auch gewährleisten. Das ist das, was die 
Mitglieder der Delegation des Wissenschaftsaus-
schusses in den USA erlebt haben: 

(Zurufe von den Grünen) 

Hochschulen die handlungsfähig sind. Ich erinne-
re mich an unseren Besuch an der New York Uni-
versity. Wir haben dort Handlungsfähigkeit gese-
hen, weil die Hochschule nicht nach innen ver-
säult war, 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

weil nicht Einzelinteressen einzelner Fachberei-
che oder Lehrstühle das große Ganze haben be-
einträchtigen können. Deshalb ist der Hochschul-
rat in seiner jetzigen Konstruktion richtig. Zumin-
dest werden wir noch etwas Zeit brauchen, um zu 
prüfen, ob es in Einzelfällen bei einzelnen Be-
stimmungen möglicherweise Korrekturbedarf gibt. 
Ich jedenfalls kann das zum jetzigen Zeitpunkt 
eher nicht erkennen. Jedenfalls kann der einzelne 
Sachverhalt, den Sie zum Thema gemacht haben, 
gewiss nicht Anlass sein, über Leitungsstrukturen 
in den Hochschulen nachzudenken. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege 
Lindner, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Christian Lindner (FDP): Nein, ich glaube, wir 
möchten alle raus. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Gut, Sie gestatten 
keine Zwischenfrage. Danke schön. 

Christian Lindner (FDP): Wir haben im Aus-
schuss noch Gelegenheit, über Ihren Antrag zu 
debattieren. Ich glaube aber nicht, dass das ein 
so toller Antrag ist, dass wir wirklich Spaß mit die-
sem Antrag haben, wie uns Kollege Brinkmeier 
versprochen hat. Gleichwohl ist es Ihr gutes 
Recht, dass wir darüber im Einzelnen beraten. Ich 
ahne, dass wir dafür keine Mehrheit werden orga-
nisieren können. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Lindner. – Für die Landesregierung hat 
jetzt Minister Dr. Pinkwart das Wort. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich habe großes Verständnis, dass das 
Hohe Haus auch anderen Verpflichtungen nach-
gehen will. 

(Widerspruch von der SPD) 

Ich möchte aber für die Landesregierung meine 
Redezeit dafür in Anspruch nehmen, um das, was 
heute wieder angeklungen ist, was aber auch in 
den letzten Wochen insbesondere durch die grü-
ne Fraktion mit Blick auf die Hochschulen in Nord-
rhein-Westfalen an Öffentlichkeitsarbeit geleistet 
worden ist, so einzuordnen, dass unsere Hoch-
schulen jedenfalls durch diese Debatte keinen 
Schaden nehmen. Deswegen möchte ich die Zeit 
ausschöpfen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, mit dem Hoch-
schulfreiheitsgesetz haben wir die Voraussetzung 
dafür geschaffen, dass Nordrhein-Westfalens 
Hochschulen besser, schneller und beweglicher 
agieren können, damit wir nicht nur die dichteste, 
sondern in Zukunft auch die beste Hochschul-
landschaft in Deutschland bekommen. Dazu ge-
hört auch eine neue innere Ordnung der Kompe-
tenzen und Entscheidungsstrukturen in den 
Hochschulen. 

Diese neue Ordnung soll dafür sorgen, dass die 
akademische, strategische und operative Verant-
wortung sauberer getrennt und damit bewusst neu 
wahrgenommen werden kann. Im Ergebnis stärkt 
die neue innere Ordnung die Präsidenten oder 
Rektoren – und dies zu Recht. Denn wir erwarten 
von den Hochschulleitungen tatkräftiges und weit-
sichtiges Wissenschaftsmanagement. Um dieser 
Aufgabe gerecht zu werden, brauchen sie klar de-
finierte und starke Entscheidungskompetenzen, 
aber auch Unterstützung und Aufsicht. Genau 
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diese Rolle übernimmt das neue Organ Hoch-
schulrat. 

Der Hochschulrat ist eine der wichtigsten Neue-
rungen im nordrhein-westfälischen Hochschul-
recht. Er übernimmt drei wichtige Funktionen: 
Einmal besitzt er eine unmittelbare strategische 
Funktion für die künftige Entwicklung der Hoch-
schule; zum Zweiten übernimmt er die Aufsicht 
über das operative Geschäft, das die Hochschul-
leitung erledigt. Schließlich nimmt der Rat Impulse 
aus Wirtschaft und Gesellschaft, aus internationa-
ler Wissenschaft auf, übermittelt auf diese Weise 
wichtiges Beratungswissen für die Entscheidun-
gen der Hochschulleitung. 

Dem neuen gesetzlichen Rahmen für die Hoch-
schule liegt eine sehr einfache Überzeugung 
zugrunde, nämlich dass die Menschen vor Ort ihr 
ureigenes Umfeld am besten selbst gestalten 
können. Gerade für die Hochschulen gilt dies. Die 
Freiheit des Denkens muss in der Freiheit des 
Handelns eine logische Fortsetzung finden. Wenn 
nicht hier, wo dann? 

Mit dem Hochschulfreiheitsgesetz hat der Staat 
Macht abgegeben, weil er den Menschen in der 
Hochschule vertraut. Dieses Vertrauen ist ein 
Grundvertrauen und nicht abhängig von Einzelfäl-
len oder von der Tagesform. Dass sich auch die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dieser Grund-
überzeugung nicht mehr grundsätzlich ver-
schließt, sehen wir an diesem Gesetzentwurf. 
Wesentliche Eckpunkte des neuen Hochschul-
rechts in Nordrhein-Westfalen, wie die Verselbst-
ständigung der Hochschulen und der Übergang 
des Personals auf die Hochschulen, werden von 
Ihnen offenbar mittlerweile mitgetragen, nachdem 
Sie das bei der Beratung des Gesetzentwurfes 
und bei der Schlussabstimmung noch abgelehnt 
haben. Insofern ist das schon ein gewisser Er-
kenntnisfortschritt, über den wir uns freuen und zu 
dem ich Ihnen gratulieren möchte. Meine Freude 
darüber ist allerdings nicht ganz ungetrübt. Denn 
richtig über Ihren Schatten können Sie dann doch 
nicht springen. So ganz werden Sie die alten Mus-
ter offensichtlich nicht los. Ein bisschen wollen Sie 
immer noch zurück in alt vertraute organisierte 
Unverantwortlichkeit.  

Deshalb soll der Hochschulrat in seinen Kompe-
tenzen beschnitten werden. Die Rechtsstellung 
seiner Mitglieder soll geschwächt werden. Die 
Entscheidungs- und Aufsichtsbefugnisse des Ra-
tes sollen entweder hochschulintern vom Senat 
oder vom Ministerium als übergeordneter Behörde 
übernommen werden. So soll etwa das Präsidium 
als Leitungsorgan der Hochschule statt vom 

Hochschulrat wieder vom Senat gewählt und ge-
gebenenfalls auch abgewählt werden. 

(Zuruf von der SPD: Eben, demokratisch le-
gitimiert!) 

Das Ministerium soll wieder für die Ernennung des 
Präsidenten oder der Präsidentin zuständig und 
auch wieder dessen beziehungsweise deren 
Dienstvorgesetzter sein. 

Was den Hochschulrat selbst betrifft, soll der Se-
nat die Kompetenz erhalten, die Bestellung ein-
zelner Mitglieder zu widerrufen – interessanter-
weise in Ihrer Version jetzt auf Antrag des Land-
tags. 

Für all dies ist Ihnen ein Einzelfall, den Sie etwas 
umständlich – ich zitiere – „die an der Universität 
Paderborn aufgetretenen Schwierigkeiten“ nen-
nen, Anlass genug. Die Absicht dabei ist offen-
sichtlich, den Einzelfall zu instrumentalisieren und 
auf diese Weise eine Grundsatzdebatte künstlich 
am Leben zu erhalten, die durch diesen Landtag 
längst im Sinne von Freiheit und Verantwortung 
entschieden worden ist. 

(Zuruf von der SPD: Unfreiheit! 

Ich erinnere Sie daran: Dieser Landtag hat aus 
dem Geist des Vertrauens mit dem neuen Hoch-
schulrecht eine neue Balance im Verhältnis zwi-
schen Staat und Hochschulen etabliert. Die Hoch-
schulen unterliegen nur noch der Rechtsaufsicht 
des Staates. Eine Detailsteuerung und eine plane-
rische Einzelentscheidung des Landtags gibt es 
nicht mehr.  

Seiner Gesamtverantwortung für das Hochschul-
system kommt das Land durch die Vorgabe stra-
tegischer Ziele nach. Die Steuerung erfolgt er-
gebnisorientiert über Ziel- und Leistungsvereinba-
rungen und über Methoden des Leistungscontrol-
lings und der Qualitätssicherung. 

Zu dieser neuen Balance gehört es, dass das Ge-
setz bewusst keine Möglichkeit vorsieht, einzelne 
Mitglieder des Hochschulrates abzuberufen.  

Ihr Gesetzentwurf hingegen ist von Misstrauen 
dominiert. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Gegen Sie ist 
es auch angebracht!) 

Deshalb nehmen Sie billigend in Kauf, dass die 
Mitglieder bei jeder unliebsamen Entscheidung, 
die Sie treffen, mit ihrer Abberufung rechnen 
müssen. 

Organisierte man, Ihrem Vorschlag folgend, in-
nerhalb der Hochschule gegenseitige Sanktions-
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möglichkeiten, wäre man schnell wieder bei einem 
Zustand, den der Konstanzer Philosoph und Wis-
senschaftstheoretiker Jürgen Mittelstraß mit fol-
genden Worten umschrieb – mit Genehmigung 
des Präsidenten darf ich zitieren –: 

„Die überkommenen Organisationsstrukturen 
der deutschen Universität sind so ausgelegt, 
dass sie Verantwortlichkeiten zerlegen, und 
zwar derart, dass Verantwortung im strengen 
Sinne schließlich nirgendwo mehr wirklich iden-
tifizierbar ist.“ 

Diese Strukturen haben wir in Nordrhein-
Westfalen mit dem Hochschulfreiheitsgesetz end-
lich überwunden. 

(Beifall von der CDU) 

Das ist übrigens auch in Paderborn der Fall, wo 
sich der Hochschulrat als Ganzer seiner großen 
Verantwortung durchaus gewachsen zeigt. Er hat 
seine Handlungsfähigkeit in eigener Sache un-
missverständlich klargemacht, indem er ein Mit-
glied des Hochschulrates an eben diese Verant-
wortung erinnerte und ihm nahelegte, das Amt zur 
Verfügung zu stellen. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Klasse! Mir kommen 
die Tränen! Das ist rührend!) 

– Frau Beer, dass Ihnen das wehtut, kann ich ver-
stehen. Ich komme noch auf Sie zu sprechen. – 
Er hat, unbeeindruckt von der öffentlichen Diskus-
sion über diesen Fall, unaufgeregt und souverän 
mit der Arbeit für die Hochschule begonnen. 

Hören Sie also bitte auf, dieser Hochschule zu un-
terstellen, sie sei gelähmt. Im Gegenteil, Pader-
born ist eine der Hochschulen in Nordrhein-
Westfalen, die bei der Umsetzung des Hochschul-
freiheitsgesetzes am weitesten fortgeschritten 
sind. 

Sie, Frau Beer, diskreditieren hingegen in der Öf-
fentlichkeit fortlaufend die Universität Paderborn. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Nein!) 

Das ist Populismus auf dem Rücken der Universi-
tät Ihres Wahlkreises, nichts anderes. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sehr verehrte Frau Seidl, Ihre einleitenden Be-
merkungen, in denen Sie auch noch den Hinweis 
„vom Hochschulrat zur Atompolitik“ gegeben ha-
ben, zeigen, wie sehr von Ideologie geleitet Ihre 
Debattenbeiträge leider immer wieder ausfallen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wie rechtfertigen Sie das eigentlich gegenüber all 
denjenigen, die sich für das Wohl dieser Hoch-
schule engagiert einsetzen? Wie erklären Sie das 
dem Hochschulrat in Paderborn, einem Rat, der 
sich als Ganzer durchaus der Situation und sei-
nen Aufgaben voll gewachsen erweist? 

(Zuruf von der SPD: Durchaus!) 

Wir jedenfalls wollen einen Hochschulrat, der ge-
nau so verantwortungsvoll agiert, einen Rat, der 
souverän und nur dem Wohl der Hochschule ver-
pflichtet handelt. Nur für einen solchen Rat wer-
den die Hochschulen die verantwortungsbewuss-
ten Persönlichkeiten von Gewicht gewinnen, die 
sie brauchen. Deshalb haben wir ihn bewusst un-
abhängig von wechselnden Partikularinteressen 
etabliert. 

Wir haben damit im Übrigen kein Novum geschaf-
fen. Dies zeigt ein Vergleich mit dem Senat oder 
dem Fachbereichsrat. Auch deren Mitglieder 
konnten und können nicht abberufen werden – 
und dies, obwohl der Senat bis zum Jahr 2000 die 
entscheidenden Fäden in der Hochschule in der 
Hand hielt. 

Oder denken Sie an den Wissenschaftsrat. Auch 
hier ist eine Abberufung der Mitglieder in der Kon-
struktion nicht vorgesehen. 

Wenn Sie Ihre Argumentation auf dieses über 
Jahrzehnte hinweg bewährte Eliteberatungsgre-
mium der deutschen Wissenschaftslandschaft, 
dem wir unter anderem die Anerkennung der pri-
vaten Hochschulen in diesem Land überantwortet 
haben, übertragen würden, müssten Sie jetzt 
auch fordern, dass wir dessen Mitglieder an die 
politische Leine nehmen, so, wie Sie das jetzt für 
die Hochschulräte in Nordrhein-Westfalen vorse-
hen. Ich meine, das ist eine absurde und aberwit-
zige Vorstellung. Sie würden keinen einzigen 
Wissenschaftler von Format mehr für ein solches 
Gremium gewinnen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Zurück zum Hochschulrat: Auch ein starkes Or-
gan braucht Grenzen für seine Befugnisse. Aber 
die gibt es schon. Das Hochschulrecht stellt diese 
Leitplanken bereits ganz klar auf. Dass sie nicht 
überschritten werden, stellt das Ministerium in 
seiner Funktion als Rechtsaufsicht sicher. Ein 
Hochschulrat, der sein Vertrauen verspielt, wird 
nicht damit rechnen können, wiedergewählt zu 
werden.  

Unabhängig davon unterliegen die Hochschul-
ratsmitglieder nach § 21 Abs. 5 Hochschulgesetz 
bei vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflicht-
verletzungen der persönlichen Haftung.  
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Was die Hochschulen jetzt brauchen, sind Ver-
lässlichkeit, Vertrauen, und Zeit, die neue Kultur 
der Verantwortung zu etablieren, auch in ihren 
Hochschulräten. 

In mehreren Hochschulen ist die Bestellung der 
Hochschulräte gerade erst erfolgt, in den meisten 
ist sie noch nicht einmal abgeschlossen. Meine 
Damen und Herren, jedes System muss lernfähig 
bleiben. Das stimmt. Aber ebenso ist richtig: Sys-
teme erweisen ihre Qualität im Gebrauch, im 
Gebrauch durch diejenigen, die sie mit Leben er-
füllen. Geben wir den Hochschulen in Nord-
rhein-Westfalen dazu die Zeit. 

Ich meine, sie haben das Vertrauen dafür ver-
dient. – Herzlichen Dank für Ihre freundliche Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Dr. Pinkwart. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen hat sich Frau Beer zu Wort gemel-
det. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Papke! 
Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Papke hat 
mich auf dem Weg hierhin schon inspiriert. Der 
einzige, der hier gebasht werden muss, ist in der 
Tat die FDP für diese Gesetzesvorlage, für das so 
genannte Hochschulfreiheitsgesetz. Herr Pink-
wart, das, was Sie hier abgeliefert haben, war der 
Versuch, die Problemlage auszusitzen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Gehen Sie doch einmal nach Paderborn. Dort 
sind die Kolleginnen und Kollegen, die Hoch-
schulangehörigen, die Dozenten, die Studieren-
den stinksauer. Stellen Sie sich einmal dieser 
Diskussion dort. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich will Ihnen sehr genau sagen, dass der Einzel-
fall Höhler eine Bestätigung ist für den Konstrukti-
onsfehler insgesamt, den wir schon bei der Ein-
bringung genauso vorgetragen und moniert ha-
ben. Was wir jetzt mit unserem Gesetzentwurf 
einbringen, ist genau das, was wir seinerzeit 
schon in allen Gremien thematisiert haben. Wir 
werden das hier erneut auf die Agenda setzen, 
damit Sie sich dazu verhalten müssen. Es reicht 
nicht aus, dass Sie sich mit einem schwachen 
Appell an Frau Höhler zwischendurch melden und 
„Bitte, bitte zurücktreten!“ sagen. 

Frau Höhler kann jederzeit in die Arbeit des 
Hochschulrates hineingrätschen. Es gibt keine 

Möglichkeit, sie aus diesem Hochschulrat heraus-
zuholen. Das haben Sie zu verantworten und 
müssen deshalb nicht mit Ihrem Geschwafel – et-
was anderes ist das nicht gewesen – versuchen, 
diese Problemlage zuzudecken. Sie haben keinen 
Beitrag zur Lösung der Situation an der Universi-
tät Paderborn geleistet. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dass Sie demokratische Grundkonstruktionen als 
Ballast empfinden, kann auch nur ein so genann-
ter liberaler Hochschulminister hier von sich ge-
ben. Das finde ich schon ungeheuerlich. Denn in 
dieser Konstruktion des Hochschulrates ist enthal-
ten, dass bei der Entscheidungsfindung überhaupt 
keine Transparenz gegeben ist: Welche Personen 
kommen auf die Liste? Wie wird gewählt? – Dass 
sich die Paderbornerinnen entschieden haben, 
zum Beispiel Herrn Töpfer bei der Wahl nicht zu 
beschädigen, war eine weise Entscheidung. Sie 
kamen aber leider bei der Auseinandersetzung 
mit der Liste um Frau Höhler damals schon nicht 
drum herum. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das haben Sie zu verantworten. Sie sprechen da-
von, dass mit Mitgliedern des Hochschulrates 
x-beliebig umgegangen werden kann. Wenn Sie 
eine Dreiviertelmehrheit nicht für eine qualifizierte 
Mehrheit halten, weiß ich auch nicht, woran Sie 
das festmachen. Sie sollten vielleicht auch einmal 
in die Unterlagen hineinschauen und sich vertieft 
mit ihnen auseinandersetzen. 

Ich finde es enttäuschend, wie Sie sich hier und 
heute geäußert und keine Sensibilität für die Prob-
lemlagen der Hochschulen gezeigt haben, und 
zwar nicht nur in Paderborn, sondern aller Prob-
lemlagen, die Sie mit dem so genannten Hoch-
schulfreiheitsgesetz verursachen. Sie werden 
noch weitere Probleme auf den Tisch des Hauses 
bekommen. Wir lassen es Ihnen nicht durchge-
hen, wenn Sie meinen, Sie könnten das Problem 
aussitzen. Wir werden Sie immer wieder stellen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Beer. Ich sehe keine weiteren Wortmel-
dungen. Damit sind wir am Ende der Beratung.  

Ich komme zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 14/4804 an den Ausschuss für Inno-
vation, Wissenschaft, Forschung und Technolo-
gie. Wer stimmt dem zu? – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich? – Damit ist die Überweisungsempfeh-
lung einstimmig angenommen. 
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Wir kommen zu: 

13 Gesetz zur Verbesserung des Nichtrau-
cherschutzes in Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 14/4834 

erste Lesung  

Zur Einbringung erteile ich das Wort für die Lan-
desregierung Herrn Minister Laumann. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Der 
Schutz von Nichtrauchern hat uns hier im Landtag 
in den letzten Monaten schon mehrfach beschäf-
tigt. Zu Recht! Nichtraucherinnen und Nichtrau-
cher, vor allem auch Ungeborene, Kinder und Ju-
gendliche, müssen besser vor den Gefahren des 
Passivrauchens geschützt werden. 

Auf der Konferenz der Gesundheitsminister der 
Länder am 23. Februar 2007 gab es einen ein-
stimmigen Beschluss: Ein umfassender Nichtrau-
cherschutz, insbesondere in Kindertagesstätten 
und im Schulbereich, aber auch in Einrichtungen 
des Gesundheitswesens sowie zum Beispiel in 
Diskotheken ist unbedingt notwendig. – Die Minis-
terpräsidenten der Länder haben einen Monat 
später diese Linie bekräftigt. 

Auf der Grundlage dieser Festlegungen haben wir 
uns dann in der Regierungskoalition auf Eckpunk-
te für ein Nichtraucherschutzgesetz NRW ver-
ständigt. Der Gesetzentwurf der Landesregierung 
setzt diese Eckpunkte konsequent um. Ein we-
sentliches Anliegen ist es dabei, dem besonderen 
Schutzbedürfnis von Kindern und Jugendlichen 
Rechnung zu tragen. So soll es ein generelles 
Rauchverbot auf dem gesamten Gelände von Bil-
dungs- und Erziehungseinrichtungen geben. Aus-
nahmen sind auch im Rahmen von Schulveran-
staltungen nicht möglich. Ebenso sind Raucher-
ecken auf Schulhöfen tabu. 

Grundsätzlich wird in allen öffentlichen Einrich-
tungen ein generelles Rauchverbot gelten. Ge-
raucht werden darf nur noch in abgetrennten 
Raucherräumen. In den Gesundheitseinrichtun-
gen wie Krankenhäusern darf künftig nur noch im 
Freien geraucht werden. Hier werden keine Rau-
cherräume mehr zugelassen. Es können aber aus 
palliativ-medizinischen, therapeutischen und psy-
chiatrischen Gründen in den Gesundheits- und 

Sozialeinrichtungen im Lande Ausnahmen zuge-
lassen werden. 

Besonders intensiv wurde in der Öffentlichkeit der 
Nichtraucherschutz in Gaststätten diskutiert. Klar 
ist: Die Mehrheit der Deutschen will Rauchverbote 
auch in Gaststätten. In nordrhein-westfälischen 
Gaststätten – egal ob Schankwirtschaft oder Re-
staurants – soll künftig ein generelles Rauchver-
bot gelten. Geraucht werden darf lediglich noch in 
einem abgetrennten Nebenraum in einer Gaststät-
te. Ich sehe durchaus, dass es gerade kleineren 
Betrieben nicht immer möglich sein wird, solche 
Nebenräume einzurichten. Der Gesundheits-
schutz der Nichtraucher muss aber Vorrang vor 
dem Recht des Rauchers, Tabak zu konsumieren, 
haben. 

Immer wieder wird gesagt, Gaststätten würden 
Gäste verlieren, wenn Raucherverbote eingeführt 
werden. Erfahrungen aus anderen Ländern bestä-
tigen das nicht. Häufig ist sogar ein erfreulicher 
Zustrom neuer Kunden zu verzeichnen. 

Überall, wo Rauchverbote bestehen – dies gilt na-
türlich und gerade auch für Gaststätten – ist dar-
auf mit einer deutlichen Beschilderung hinzuwei-
sen. Sie kennen alle das Symbol der durchgestri-
chenen Zigarette im roten Kreis.  

Gelegentlich begegnet mir die Befürchtung, es 
gäbe im Zusammenhang mit diesem Gesetz gro-
ße Konflikte in der Bevölkerung. Das sehe ich 
nicht so. Die Einführung der Regelungen wird auf 
einen breiten Konsens bei den Menschen stoßen. 
Auch aus anderen europäischen Staaten und den 
USA wird von einer hohen Akzeptanz der dortigen 
Gesetze zum Schutz der Nichtraucher berichtet. 

Dennoch bedarf es auch ordnungsrechtlicher In-
strumente. Für die Durchsetzung der Rauchverbo-
te sind die Inhaber des sogenannten Hausrechtes 
zuständig. Ordnungswidrigkeiten sollen in den ört-
lichen Ordnungsbehörden geahndet werden und 
können mit Geldstrafen belegt werden. 

Die mit diesem Gesetz für die Kommunen entste-
henden Aufgaben der Kontrolle und der Ahndung 
von Verstößen werden für sie voraussichtlich kei-
ne wesentlichen Kosten nach sich ziehen. Dar-
über bin ich mir mit den kommunalen Spitzenver-
bänden einig. 

Wir betreten mit diesem Gesetz Neuland. Die 
Auswirkungen dieses Gesetzes werden deshalb 
nach einem Erfahrungszeitraum von drei Jahren 
überprüft. Sollte es sich als notwendig erweisen, 
kann dann nachgebessert werden. 

Meine Damen und Herren, ein konsequenter 
Nichtraucherschutz ist schon seit vielen Jahren 
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überfällig. Mit den vorgesehenen Regelungen des 
Gesetzentwurfes wird dieser ausgewogen ge-
währleistet. Durch die Vorschriften soll nicht dem 
erwachsenen Raucher die Zigarette verboten 
werden. Zentrales Ziel ist der Schutz der Nicht-
raucher, vor allen Dingen der Schutz der Gesund-
heit von Kindern und Jugendlichen. Ich bin sicher, 
dass wir uns hierüber einig sind. – Schönen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Laumann. – Für die SPD-Fraktion hat das 
Wort jetzt Frau Meurer. Bitte.  

Ursula Meurer (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Seit mehr als einem Jahr de-
battieren wir hier im Landtag immer wieder zum 
Nichtraucherschutz. Eigentlich könnte man glau-
ben, die Argumente seien ausgetauscht. 

Wir, die SPD-Fraktion, haben noch im Februar 
des Jahres einen Gesetzentwurf „Passivraucher-
schutzgesetz NRW“ in den Landtag eingebracht. 
Bei der Einbringung haben wir Ihnen, Herr Lau-
mann, die Hand gereicht, Ihnen gesagt: Sie kön-
nen stolz auf die Opposition sein, dass sie Ihnen 
die Arbeit abnimmt und einen Gesetzentwurf – 
den besten zum Nichtraucherschutz bundesweit – 
vorlegt. Und was machen Sie? Sie setzen sich hin 
und schreiben selber einen – einen, der weit hin-
ter den bereits vorliegenden Gesetzentwurf zu-
rückfällt.  

Lassen Sie mich drei Kritikpunkte besonders her-
ausstellen: erstens Arbeitnehmer- und Arbeitneh-
merinnenschutz, zweitens Jugendschutz, drittens 
Raucherräume. 

Sie schaffen mit Ihrem Verbesserungsgesetz eine 
Verwässerung. Sie zementieren Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer erster und zweiter Klasse. 
Durch das Rauchen in Raucherräumen in öffentli-
chen Gebäuden, in Nebenräumen in Gaststätten 
ist die schwangere Kellnerin, der Köbes dem Pas-
sivrauch schutzlos ausgeliefert. Die Reinigungs-
kraft wird auch in den Kneipen, wo nicht geraucht 
werden darf, durch die Sonderregelung für ge-
schlossene Gesellschaften den schädlichen Fol-
gen des Passivrauchens ausgesetzt. 

Zum Hohn des Ganzen schreiben Sie selbst in Ih-
ren Entwurf – ich zitiere –: 

„Auch in Räumen, in denen aktuell nicht ge-
raucht wird, werden kontinuierlich Schadstoffe 
an die Menschen in der Umgebung abgegeben, 
die sich während des Rauchens an Wänden, 

Tapeten, Gardinen und Möbeln abgesetzt ha-
ben.“ 

Recht haben Sie! 

Der EU-Kommissar Kyprianou hat Ihnen bereits 
angekündigt: Wenn der Schutz der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer nicht gewährleistet ist, 
wird er einschreiten. § 5 Abs. 2 Arbeitsstättenver-
ordnung und die darin begründete Ausnahmere-
gelung für das Gastgewerbe wird und muss fallen. 
Warum sind Sie hier so hartleibig? 

(Zuruf von Dr. Stefan Romberg [FDP]) 

Loben möchte ich Sie, Herr Minister, ausdrücklich 
für die Ausdehnung des Nichtraucherschutzes im 
§ 3 auf das gesamte Grundstück der Erziehungs- 
und Bildungseinrichtungen. Beeindruckend auch 
der Passus – ich zitiere –: 

„Für Schulen im Sinne von § 2 Nr. 3 Buchsta-
be a gilt das Rauchverbot überdies für schuli-
sche Veranstaltungen außerhalb des Schul-
grundstücks.“ 

Das finde ich klasse. 

Und dann Sie, Herr Laumann, und der Herr Minis-
terpräsident, die Retter des freien Wettbewerbs 
der Kräfte: Getreu dem Motto „Von Bayern ab-
schreiben heißt siegen lernen“ – Ihr ganzer Ent-
wurf ist zumindest stark beeinflusst von Ihren Kol-
legen der CSU – übernehmen Sie beinahe wört-
lich den Passus – ich zitiere aus Ihrem Entwurf –: 

„Die Einrichtung abgeschlossener Räume, in 
denen das Rauchen gestattet ist, ist unter den 
Voraussetzungen nach § 3 Abs. 2 Satz 2 mög-
lich. Dabei dürfen die als Raucherraum genutz-
ten Flächen nur einen untergeordneten Teil der 
Betriebsfläche in Anspruch nehmen.“ 

Sie waren doch aufgestanden, um die Eckkneipen 
zu retten. Und jetzt? Was ist mit gleichen Bedin-
gungen für die Gaststätten? Wie ernst nehmen 
Sie von der CDU – und da ganz besonders Ihr 
Fraktionsvorsitzender, Herr Stahl – den Einwand 
von Bernd Wölbing aus Mechernich, der in 
„Westpol“ am 5. August gefordert hat, dass eine 
Gleichheit vor allen Dingen ist. Hat einer zwei 
Räume, hat er einen Vorteil. Ihr Gesetz führt zu 
Wettbewerbsverzerrungen. 

Und die Krönung Ihres Gesetzes zum Schluss! 
Nach monatelangem Gezerre um den Schutz vor 
Passivrauch, nachdem die freiwillige Selbstver-
pflichtung der DEHOGA, Restaurants und Gast-
stätten rauchfrei werden zu lassen, nicht den ge-
wünschten Erfolg gebracht hat, geben Sie noch 
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einmal einen Aufschub bis zum 1. Juli 2008. Hal-
ten Sie das für richtig? 

(Minister Karl-Josef Laumann: Ja!) 

Ihr Gesetz ist halbherzig und dient nicht der Ver-
besserung des Schutzes vor den Gefahren des 
Passivrauchens. Ziehen Sie es zurück und unter-
stützen Sie das Passivraucherschutzgesetz NRW 
der SPD-Fraktion! 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Meurer. – Für die CDU-Fraktion hat das 
Wort Herr Henke. Bitte. 

(Günter Garbrecht [SPD]: Herr Henke, behal-
ten Sie Ihre Rede vom letzten Mal in Erinne-
rung!) 

Rudolf Henke (CDU): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Her-
ren! Nach weltweiter Erkenntnis ist Tabakrauch 
auf unserem Globus die Krankheits- und Todes-
ursache Nummer eins. Durch nichts auf der Welt 
kann man einfach und billig so viele Menschen 
vor einem frühen Tod bewahren und mehr Krank-
heiten verhindern, als durch die deutliche Sen-
kung des Zigarettenkonsums. 

Das Rauchen ist im Blick auf die Gesamtbevölke-
rung das Krankheitsrisiko Nummer eins in 
Deutschland und in Nordrhein-Westfalen. Tabak-
rauch besteht aus 4.800 Schadstoffen, darunter 
70 krebserzeugenden Stoffen. Es gibt für sie kei-
nen Grenzwert, unterhalb dessen kein Risiko be-
stünde. Tabakrauch ist das gefährlichste Luft-
schadstoffgemisch in Innenräumen. Es ist bedrü-
ckend, wie viele Menschen sich diesem Gemisch 
aus eigener Entscheidung aussetzen.  

Dass dies so ist, liegt am Nikotin. Das Nikotin ist 
eine der stärksten Drogen. Das Nikotin macht die 
Leute erst süchtig, und die vielen Giftstoffe im Ta-
bakrauch bringen dann die Leute in Raten um.  

Wer selbst raucht, hat für gewöhnlich ein höheres 
Risiko als derjenige, der den fremden Qualm inha-
liert. Deshalb hat man früher gedacht, dass die 
Belastung mit fremdem Qualm zwar lästig und 
störend sei, aber nicht gefährlich sei. Der Tabak-
industrie und ihrer Armada von bewussten und 
unbewussten Helfern ist es hervorragend gelun-
gen, die Verhältnisse zu vernebeln.  

Heute hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, wie 
erheblich die gesundheitlichen Gefahren – auch 
des Passivrauchens – für Erwachsene und insbe-
sondere für Kinder tatsächlich sind. Die Landes-

regierung nennt in ihrem Gesetzentwurf eine Zahl 
von 3.300 tabakrauchassoziierten Todesfällen in 
Deutschland pro Jahr bei Nichtraucherinnen und 
Nichtrauchern durch Passivrauchen. Das heißt, in 
Nordrhein-Westfalen sterben daran 750 bis 850 
Menschen im Jahr. Die Landesregierung sieht das 
Risiko für Kinder, an Infektionen der unteren A-
temwege, an Asthma, an Bronchitis oder Lungen-
entzündung zu erkranken, durch Passivrauchen 
um 50 bis 100 % gesteigert. Auch in Räumen, in 
denen aktuell nicht geraucht wird, werden – davon 
ist ja gerade schon die Rede gewesen – kontinu-
ierlich Schadstoffe an die Menschen in der Um-
gebung abgegeben. Es ist klar, dass auch Ge-
tränke und Speisen, die mit den Schadstoffen des 
Tabakqualms in Kontakt kommen, belastet wer-
den.  

Vor diesem Hintergrund ist das Gesetz zur Ver-
besserung des Nichtraucherschutzes in Nord-
rhein-Westfalen für die CDU-Landtagsfraktion ein 
Meilenstein ihrer gesundheitspolitischen Anstren-
gungen. Einen besseren Nichtraucherschutz als 
mit diesem Gesetz hat es in Nordrhein-Westfalen 
noch nicht gegeben. 

(Zuruf von der SPD: Es könnte einen besse-
ren geben!) 

Durch konsequente gesetzliche Rauchverbote in 
öffentlichen Gebäude und in den Bereichen der 
Betreuung und Erziehung von Kindern und Ju-
gendlichen, im Gesundheits-, Freizeit- und Kultur-
einrichtungen, im Bildungsbereich sowie in Gast-
stätten oder Diskotheken wollen wir Nichtrauche-
rinnen und Nichtraucher vor den Gesundheitsge-
fahren und Beeinträchtigungen durch Passivrauch 
so wirksam schützen wie nur möglich.  

Ich freue mich, dass auch der Arbeitsschutz im 
Gaststättenbereich ein gehöriges Stück voran-
kommt. Mit dem Gesetzentwurf, verehrte Kollegin 
Meurer, leistet Nordrhein-Westfalen auf jeden Fall 
mehr für den Arbeitsschutz in der Gastronomie als 
der Bundesarbeitsminister mit der in seiner Zu-
ständigkeit liegenden Arbeitsstättenverordnung. 
Das wollen wir ja einmal festhalten! 

(Beifall von der FDP) 

Der Bundesarbeitsminister ist für die Arbeitsstät-
tenverordnung zuständig. Wir handeln hier in dem 
Bereich in der Weise, wie wir es vorgelegt haben. 
Im Übrigen teile ich die Einschätzung: Jemand, 
der jetzt glaubt, es lohne sich, in die Möglichkeit 
des Rauchens in Gaststätten zu investieren, muss 
wissen, dass die Europäische Union selbstver-
ständlich schon aus völkerrechtlichen Gründen 
gezwungen sein wird, weil man sich darauf im in-
ternationalen Rahmen verständigt hat, auch den 
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Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
in der Gastronomie, wenn Müntefering es nicht 
tut, dann eben über das Europäische Recht si-
cherzustellen. Das ist eine Frage der Zeit. Jeden-
falls übertrifft Nordrhein-Westfalen das an An-
strengungen, was der Bundesarbeitsminister leis-
tet, bei weitem. 

Den Wünschen eines Teils der Gastronomie 
kommt der Gesetzentwurf mit einem Inkrafttreten 
des Nichtraucherschutzes in Gaststätten erst zum 
1. Juli 2008 entgegen. Nicht nur ich selbst, son-
dern auch viele Kolleginnen und Kollegen, könn-
ten diesem Entwurf auch ohne diese Übergangs-
frist zustimmen. Aber es wird dafür keine Mehrheit 
geben. Wir werden den Gesetzentwurf mit dieser 
Übergangsfrist verabschieden. Im Juli fällt es den 
Wirten leichter, ihre Gäste erstmals zum Rauchen 
vor die Tür zu bitten, als in der Silvesternacht. 
Hoffen wir nur, dass es in der Nacht zu 1. Juli 
nicht schüttet. 

Zusammengefasst: Dieses Gesetz ist ein Meilen-
stein des Nichtraucherschutzes in Nordrhein-
Westfalen. Die CDU-Fraktion trägt den Entwurf 
mit. Der Überweisung des Gesetzentwurfs an die 
vom Ältestenrat vorgeschlagenen Ausschüsse 
stimmen wir zu. – Vielen Dank, dass Sie mir zu-
gehört haben. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Henke. – Für die FDP-Fraktion hat Herr Kollege 
Dr. Romberg das Wort. 

Dr. Stefan Romberg (FDP): Es ist ja schön, dass 
zur späten Stunde die Kollegen noch interessiert 
sind an dem, was Freie Demokraten hier spre-
chen. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

– Sogar Herrn Groth bekomme ich noch zum La-
chen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Präsident! 
Herr Henke hat gesagt, die Koalition, das 
schwarz-gelbe Bündnis, hat einen Meilenstein des 
Nichtraucherschutzes mit diesem Gesetzentwurf 
geschafft – das, was Rot-Grün schon vor Jahren 
hätte machen können. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Immer wieder 
dieselbe Schallplatte!) 

– Ja, die Sozialdemokraten hatten ziemlich lange 
Regierungsverantwortung und haben es nicht 
hinbekommen. Sie haben ja noch nicht einmal 
hinbekommen, Raucherecken aus den Schulen 

und die Glimmstängel aus den Kindergärten zu 
verbannen. 

(Zuruf von Rainer Schmeltzer [SPD]) 

Auch damals war es schon gesellschaftlicher 
Konsens, dass das in solchen Bildungseinrichtun-
gen und im Kindergarten Mist ist. Selbst das ha-
ben Sie nicht hinbekommen. Jetzt hier scheinhei-
lig mit einem Gesetzentwurf zu kommen … 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Es gibt keinen 
Scheinheiligeren als Sie hier am Redner-
pult!) 

– Immer wieder die netten Worte vom Kollegen 
Schmeltzer!  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Reden Sie doch 
einmal zur Sache!) 

Dieser Gesetzentwurf ist deshalb ausgeglichen, 
weil er die Leute im Land mitnimmt. Die wollen 
keine radikale Lösung zum Beispiel in den Gast-
stätten. Die wollen eben die Möglichkeit, dort in 
Raucherräumen zu rauchen, wenn sie abends un-
terwegs sind. 

Wettbewerbsverzerrungen hätten wir auch, wenn 
wir einen radikalen Nichtraucherschutz in der 
Gastronomie einführen würden. Wir sind ja kein 
Einzel-Bundesland, sondern rundherum sind 
Bundesländer mit Möglichkeiten von Raucher-
räumen. Auch das sollte man schon im Kopf be-
halten. 

Es ist ein guter Gesetzentwurf. Die ganz große 
Masse der Bevölkerung steht hinter diesem Kon-
sens, und das ist wichtig, statt dass man etwas 
aufoktroyiert, wohinter die Bevölkerung eben nicht 
steht. Mit diesem Meilenstein wird sich der Nicht-
raucherschutz durchsetzen. Rauchen wird immer 
weniger in, und das ist gut so. Aber Raucher wer-
den mit diesem Gesetz auch nicht diskriminiert; 
das wäre auch schlecht. 

In diesem Sinne danke ich fürs Zuhören. 

(Beifall von FDP und Rudolf Henke [CDU]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Romberg. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat Frau Kollegin Steffens das 
Wort. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Also, Herr Romberg, 
das war gerade mal wieder so eine aufmunternde 
Redeeinlage von Ihnen, alleine der Punkt mit 
Wettbewerbsverzerrung am Ende. Wir bekommen 
doch alle die Zuschriften von den kleinen Knei-
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pen, die sagen: Wir haben das Problem, dass wir 
kein zweites Zimmer haben. Und die anderen 
Kneipen dürfen in ihrem zweiten Zimmer Rau-
cherräume machen, während wir es nicht können. 
Unsere Existenz ist gefährdet! – Und da wollen 
sie im Ernst erzählen, dass es für Leute, die in 
Düsseldorf eine Kneipe haben, ein Problem sei, 
dass Leute nach Hessen zum Rauchen und zum 
Biertrinken fahren würden. Das ist doch nicht Ihr 
Ernst! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Mit gesundem Menschenverstand weiß man: Die 
Leute, die hier in Düsseldorf wohnen, gehen auch 
hier abends in die Kneipe.  

Für die Inhaber einer Kneipe findet die Wettbe-
werbsverzerrung hier statt. Tun Sie doch nicht so, 
als ob Sie die Zuschriften nicht bekommen! Tun 
Sie doch nicht so, als ob sich die Wirte nicht an 
Sie wenden und sagen: Was die FDP hier auf den 
Tisch legt und fordert, ist Wettbewerbsverzerrung. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Laumann, auf der anderen Seite bin ich 
schon froh, dass wir es mit der Diskussion, die wir 
hier angestoßen haben, erreicht haben, dass Sie 
von der Eckkneipenlösung, die zwischendurch 
mal im Diskurs war, weg sind und dass wir hier 
überhaupt einen Ansatz bekommen haben; denn 
zumindest ein Koalitionspartner dieser Regierung 
hat am Anfang erklärt, wir bräuchten überhaupt 
kein Gesetz. 

(Rudolf Henke [CDU]: Nie hat jemand ge-
sagt, dass wir kein Gesetz bräuchten!) 

– Herr Romberg hat am Anfang schon gesagt, 
dass wir keine Lösung bräuchten – vielleicht mit 
Ausnahme von Schulen und Krankenhäusern. 
Das hat Herr Romberg immer erklärt. 

Über die Aussage, Rot-Grün hätte ja schon immer 
ein solches Gesetz einführen können, haben wir 
schon mehrfach geredet. Sie wissen selber, wie 
Ihre Fraktionen damals auf den Nichtraucher-
schutz in Schulen reagiert haben. Auf alle Regle-
mentierungen haben Sie nach dem Motto reagiert: 
Wir wollen keine Einschränkungen; wir wollen 
Freiheit für alle. – Sie selbst waren diejenigen, die 
hier immer Nein gesagt haben. Deswegen ist das, 
was Sie jetzt auftragen, wirklich dicker Tobak. 

(Beifall von den GRÜNEN – Rudolf Henke 
[CDU]: Das ist Geschichtsfälschung!) 

Herr Henke, lesen Sie noch einmal Ihre Ausfüh-
rungen über die Schädlichkeit des Rauchens 
nach. Vor diesem Hintergrund verstehe ich über-

haupt nicht, dass Sie am Ende sagen, für die An-
gestellte im Hinterzimmer der Kneipe sei das voll-
kommen unwichtig; ob sie mit den Belastungen 
konfrontiert werde oder nicht, sei nicht unser 
Problem. 

Ich verstehe auch nicht, wie Sie Formulierungen 
wie „Sporteinrichtungen: dauerhaft geschlossene 
Räume“ in den Gesetzentwurf aufnehmen kön-
nen. In Stadien oder Schwimmbädern, deren 
Wände geöffnet werden können, darf nach Ihren 
Plänen auch dann geraucht werden, wenn sie ge-
schlossen sind, weil sie ja nicht dauerhaft ge-
schlossen sind. 

Ich kann nicht verstehen, wie Sie als Arzt, der ei-
ne so klare Position vertritt, solche faulen Kom-
promisse mittragen und akzeptieren können, unter 
denen Menschen in diesem Land leiden werden. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Rudolf 
Henke [CDU]: Sie sind verantwortlich dafür, 
dass es kein Gesetz gab!) 

– Wir hätten doch schon längst eines haben kön-
nen. Regen Sie sich doch nicht so künstlich auf, 
Herr Henke. Der Gesetzentwurf der SPD ist doch 
schon längst durch die Anhörung durch. 

Ziehen Sie Ihren Antrag zurück. Erklären Sie heu-
te, dass Sie dem Antrag der SPD zustimmen. 
Dann haben wir in Nordrhein-Westfalen den bes-
ten Nichtraucherschutz, den es gibt. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Schwätzen Sie aber nicht herum und sagen, wir 
hätten nichts getan. Der Gesetzentwurf liegt auf 
dem Tisch. Er lag schon auf dem Tisch, bevor der 
Gesetzentwurf der Landesregierung gekommen 
ist – und er geht weiter. An dieser Stelle also bitte: 
Vorsicht an der Bahnsteigkante! 

Herr Henke, Sie sind Arzt. Als Mediziner haben 
Sie in allen Redebeiträgen deutlich die Gefähr-
lichkeit begründet. Hier haben Sie die entspre-
chende Möglichkeit. Ich hoffe, dass Sie in der 
Ausschussanhörung, die wir auch zu diesem Ge-
setzentwurf durchführen werden, vielleicht doch 
noch erkennen werden, dass Ihre inhaltliche Posi-
tion und dieser Gesetzentwurf konträr zueinander 
stehen, dass Sie sich damit in der Koalition viel-
leicht doch noch durchsetzen können und dass 
Vernunft über Koalitionspartner siegt. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Steffens. – Ich sehe keine weiteren 
Wortmeldungen. Damit sind wir am Ende der heu-
tigen Beratung zur ersten Lesung. 
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(Johannes Remmel [GRÜNE]: Lasst uns di-
rekt abstimmen!) 

Hier liegt folgender Abstimmungsvorschlag vor, 
Herr Kollege Remmel: Der Ältestenrat empfiehlt 
die Überweisung des Gesetzentwurfes Druck-
sache 14/4834 an den Ausschuss für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales – federführend –, den 
Ausschuss für Bauen und Verkehr, den Aus-
schuss für Frauenpolitik, den Ausschuss für 
Generationen, Familie und Integration, den 
Hauptausschuss, den Haushalts- und Finanz-
ausschuss, den Innenausschuss, den Aus-
schuss für Innovation, Wissenschaft, For-
schung und Technologie, den Ausschuss für 
Kommunalpolitik und Verwaltungsstrukturre-
form, den Rechtsausschuss, den Ausschuss 
für Schule und Weiterbildung, den Sportaus-
schuss, den Ausschuss für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
sowie an den Ausschuss für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie. 

Ich erlaube mir jetzt nicht die Frage, welchen 
Ausschuss wir möglicherweise nicht erwähnt ha-
ben. 

(Günter Garbrecht [SPD]: Den Unteraus-
schuss Grubensicherheit!) 

– Danke schön. Das war ein guter Hinweis. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

– Es gibt noch weitere Vorschläge. Sie werden 
gerne entgegengenommen. 

Jetzt schreiten wir aber zur Abstimmung. Welche 
Fraktion möchte diese Überweisungsempfehlung 
annehmen? – Wer ist dagegen? 

(Günter Garbrecht [SPD]: Weil ich es 
Quatsch finde, an wie viele Ausschüsse die-
ser Gesetzentwurf überwiesen wird!) 

Wer enthält sich? – Bei einer Gegenstimme des 
Kollegen Garbrecht ist die Überweisungsempfeh-
lung angenommen. 

Wir sind am Ende dieses Tagesordnungspunktes 
und kommen zu Tagesordnungspunkt 

14 Schwerpunkt-Staatsanwaltschaften erhö-
hen die Effizienz der Ermittlungen im Be-
reich der Dopingbekämpfung  

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/4862 

Die Fraktionen haben sich, wie manche hier im 
Raum schon ahnen, entgegen dem Ausdruck in 
der Tagesordnung inzwischen darauf verständigt, 
die Debatte nach Vorlage der Beschlussempfeh-
lung des federführenden Ausschusses durchzu-
führen. 

Damit kommen wir unmittelbar zur Abstimmung. 
Wer der noch Anwesenden ist dafür, der Empfeh-
lung des Ältestenrats zu folgen, den Antrag 
Drucksache 14/4862 an den Sportausschuss – 
federführend – sowie an den Rechtsausschuss 
zu überweisen? – Wer ist dagegen? – Wer ent-
hält sich? – Damit ist diese Überweisungsempfeh-
lung einstimmig angenommen. 

Nun sind wir am Ende der heutigen Beratungen.  

Für die Beratungen bis 20:58 Uhr bedanke ich 
mich, meine lieben Kolleginnen und Kollegen. 

Ich rufe das Plenum wieder zusammen für mor-
gen, Freitag, 24. August, 10 Uhr, und wünsche 
Ihnen einen angenehmen Abend. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 20:59 Uhr 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
 überprüft (§ 96 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarproto-
koll so gekennzeichneten Rednerinnen und Red-
ner. 
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Anlage 1 zu Punkt 4 der Tagesordnung – „Anpassung der Regelsätze jetzt!“  

Niederschrift 

über die namentliche Abstimmung zu Antrag Drucksache 14/4856 

 

Abstimmung  
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 

nein 
Stimm- 
ent- 
haltung 

1 Frau Altenkamp SPD  x  

2 Frau Apel-Haefs SPD  x  

3 Frau Asch Grüne x   

4 Herr Aßbrock CDU entschuldigt 

5 Herr Becker, Andreas SPD  x  

6 Herr Becker, Horst Grüne x   

7 Frau Beer Grüne x   

8 Herr Dr. Behrens SPD  x  

9 Herr Dr. Berger CDU  x  

10 Herr Biesenbach CDU  x  

11 Herr Billmann CDU  x  

12 Herr Bischoff SPD entschuldigt 

13 Herr Börschel SPD  x  

14 Frau Freifrau von Boeselager CDU  x  

15 Herr Bollenbach CDU  x  

16 Herr Prof. Dr. Bollermann SPD  x  

17 Frau Dr. Boos SPD  x  

18 Herr Prof. Dr. Bovermann SPD  x  

19 Herr Brakelmann CDU  x  

20 Herr Breuer CDU  x  

21 Herr Dr. Brinkmeier CDU  x  

22 Herr Brockes FDP  x  

23 Frau Brüning CDU  x  
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Abstimmung  
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 

nein 
Stimm- 
ent- 
haltung 

24 Frau Brunert-Jetter CDU  x  

25 Frau Brunn SPD  x  

26 Herr Burkert CDU  x  

27 Herr Clauser CDU  x  

28 Herr Deppe CDU  x  

29 Frau van Dinther CDU  x  

30 Frau Doppmeier CDU  x  

31 Herr Dr. Droste CDU  x  

32 Frau Düker Grüne x   

33 Herr Einmahl CDU  x  

34 Herr Eiskirch SPD  x  

35 Herr Ellerbrock FDP  x  

36 Herr Ellinghaus CDU  x  

37 Herr Engel FDP  x  

38 Herr Eumann SPD  x  

39 Frau Fasse CDU  x  

40 Herr Fehring CDU  x  

41 Frau Freimuth FDP  x  

42 Herr Garbrecht SPD  x  

43 Herr Gatter SPD  x  

44 Frau Gebhard SPD  x  

45 Herr Giebels CDU  x  

46 Frau Gießelmann SPD  x  

47 Frau Gödecke SPD  x  

48 Frau Gottschlich SPD  x  

49 Herr Groschek SPD  x  

50 Herr Große Brömer SPD  x  

51 Herr Groth Grüne x   

52 Herr Grunendahl CDU  x  

53 Herr Dr. Hachen CDU  x  

54 Frau Hack SPD  x  

55 Frau Hammelrath SPD  x  
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Abstimmung  
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 

nein 
Stimm- 
ent- 
haltung 

56 Herr Haseloh SPD  x  

57 Herr Hegemann CDU  x  

58 Frau Hendricks SPD entschuldigt 

59 Herr Henke CDU  x  

60 Herr Hilser SPD  x  

61 Herr Hollstein CDU  x  

62 Herr Hovenjürgen CDU  x  

63 Frau Howe SPD abwesend 

64 Herr Hüsken CDU entschuldigt  

65 Herr Jäger SPD  x  

66 Herr Jarzombek CDU  x  

67 Herr Jörg SPD  x  

68 Herr Jostmeier CDU  x  

69 Herr Jung SPD  x  

70 Herr Kaiser, Klaus CDU  x  

71 Herr Kaiser, Peter CDU  x  

72 Herr Dr. Karthaus SPD entschuldigt 

73 Frau Kastner CDU  x  

74 Herr Kemper CDU  x  

75 Herr Kern CDU  x  

76 Herr Keymis Grüne x   

77 Frau Kieninger SPD  x  

78 Herr Killewald SPD  x  

79 Herr Kleff CDU  x  

80 Herr Klein CDU  x  

81 Frau Klöpper CDU  x  

82 Herr Knieps CDU  x  

83 Herr Körfges SPD  x  

84 Frau Koschorreck SPD  x  

85 Frau Kraft SPD  x  

86 Herr Kramer SPD abwesend 

87 Frau Krauskopf SPD  x  



Landtag  23.08.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/67 
 

 

 

7728

 

Abstimmung  
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 

nein 
Stimm- 
ent- 
haltung 

88 Herr Kress CDU  x  

89 Herr Krückel CDU  x  

90 Herr Kruse CDU abwesend 

91 Herr Kuhmichel CDU  x  

92 Herr Kuschke SPD  x  

93 Herr Kutschaty SPD  x  

94 Herr Laumann CDU  x  

95 Herr Lehne CDU  x  

96 Herr Leuchtenberg SPD  x  

97 Herr Lienenkämper CDU  x  

98 Herr Lindner FDP  x  

99 Herr Link SPD  x  

100 Herr Dr. Linssen CDU  x  

101 Frau Löhrmann Grüne x   

102 Herr Löttgen CDU  x  

103 Herr Lohn CDU abwesend 

104 Herr Lorth CDU  x  

105 Herr Luckey CDU  x  

106 Herr Lux CDU  x  

107 Frau Meurer SPD  x  

108 Frau Milz CDU  x  

109 Herr Möbius CDU  x  

110 Frau Monheim CDU  x  

111 Herr Moron SPD  x  

112 Herr Müller CDU  x  

113 Frau Nell-Paul SPD  x  

114 Herr Ortgies CDU  x  

115 Herr Dr. Orth FDP  x  

116 Herr Palmen CDU  x  

117 Herr Dr. Papke FDP  x  

118 Herr Peschkes SPD  x  

119 Herr Dr. Petersen CDU  x  
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Abstimmung  
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 

nein 
Stimm- 
ent- 
haltung 

120 Herr Pick CDU  x  

121 Frau Pieper-von Heiden FDP  x  

122 Herr Post CDU  x  

123 Herr Preuß CDU  x  

124 Herr Priggen Grüne x   

125 Herr Rasche FDP  x  

126 Herr Ratajczak CDU  x  

127 Herr Recker CDU  x  

128 Herr Remmel Grüne x   

129 Herr Röken SPD  x  

130 Herr Römer SPD  x  

131 Herr Dr. Romberg FDP  x  

132 Herr Dr. Rudolph SPD  x  

133 Frau Rühl CDU  x  

134 Herr Dr. Rüttgers CDU  x  

135 Frau Ruff-Händelkes SPD  x  

136 Frau Ruhkemper SPD  x  

137 Herr Sagel - fraktionslos -   x 

138 Herr Sahnen CDU  x  

139 Frau Schäfer SPD  x  

140 Herr Schartau SPD  x  

141 Herr Schemmer CDU  x  

142 Herr Schick CDU  x  

143 Herr Schittges CDU  x  

144 Herr Schmeltzer SPD  x  

145 Herr Schmitz CDU  x  

146 Frau Schneppe SPD  x  

147 Herr Schroeren CDU  x  

148 Herr Schulte, Bernd CDU  x  

149 Herr Schulte, Hubert CDU  x  

150 Herr Schultheis SPD  x  

151 Frau Schulze SPD  x  
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Abstimmung  
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 

nein 
Stimm- 
ent- 
haltung 

152 Frau Schwarz-Schumann SPD  x  

153 Herr Seel CDU  x  

154 Frau Dr. Seidl Grüne x   

155 Herr Sendker CDU  x  

156 Herr Sichau SPD abwesend 

157 Frau Sikora SPD  x  

158 Herr Solf CDU  x  

159 Herr Stahl CDU  x  

160 Frau Steffens Grüne x   

161 Herr Prof. Dr.Dr. Sternberg CDU  x  

162 Herr Stinka SPD  x  

163 Herr Stotko SPD  x  

164 Frau Stotz SPD  x  

165 Herr Stüttgen SPD  x  

166 Frau Talhorst SPD  x  

167 Herr Tenhumberg CDU  x  

168 Frau Tillmann SPD  x  

169 Herr Töns SPD  x  

170 Herr Trampe-Brinkmann SPD  x  

171 Herr Tüttenberg SPD  x  

172 Herr Uhlenberg CDU  x  

173 Herr Unruhe SPD  x  

174 Frau Veldhues SPD  x  

175 Frau Walsken SPD  x  

176 Frau Watermann-Krass SPD  x  

177 Herr Weisbrich CDU  x  

178 Frau Westerhorstmann CDU  x  

179 Herr Westkämper CDU  x  

180 Frau Wiegand SPD  x  

181 Herr Wilp CDU  x  

182 Herr Wirtz, Axel CDU  x  

183 Herr Wirtz, Josef CDU  x  
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Abstimmung  
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 

nein 
Stimm- 
ent- 
haltung 

184 Herr Wißen SPD  x  

185 Herr Witzel FDP  x  

186 Herr Dr. Wolf FDP  x  

187 Herr Wüst CDU  x  
 ERGEBNIS  11 165 1 
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Anlage 2 zu Punkt 8 der Tagesordnung – Fra-
gestunde 

Schriftliche Beantwortung der Mündlichen An-
frage 129 

Die Mündliche Anfrage 129 des Abgeordneten 
Horst Becker (GRÜNE) lautet: 

Geplante Unterbrechung der gewidmeten 
Bahnstrecke Osberghausen-Waldbröl durch 
den Bau einer Kreisverkehrsanlage 

Der Landesbetrieb Straßenbau NRW, Regio-
nalniederlassung Rhein-Berg in Gummersbach, 
hat mit Bekanntmachung vom 03.08.2007 das 
Planfeststellungsverfahren nach dem Bundes-
fernstraßengesetz für den Umbau des Kreu-
zungsbereiches der Bundesstraße 256 mit den 
Landesstraßen 38 und 339 in Waldbröl-
Boxberg eingeleitet. In den vorliegenden Pla-
nungsunterlagen wird nicht berücksichtigt, dass 
sich im Bereich der geplanten Kreisverkehrsan-
lage eine planfreie Kreuzung mit der gewidme-
ten und in Betrieb befindlichen Bahnstrecke 
Osberghausen-Waldbröl befindet. Die Eisen-
bahnstrecke soll nach den Plänen des Landes-
betriebes an dieser Stelle zugeschüttet und 
damit unterbrochen werden. 

Warum wird das Planfeststellungsverfahren für 
die Kreisverkehrsanlage in Waldbröl-Boxberg 
ohne Berücksichtigung der gewidmeten Bahn-
strecke durchgeführt, obwohl eine Entwidmung 
dieser Strecke in absehbarer Zeit nicht möglich 
ist und das Verwaltungsgericht Köln in einem 
Urteil im Februar diesen Jahres dem Land 
NRW auferlegt hat, Betriebsgenehmigungen für 
eine Bahnstrecke von 30 bis 50 Jahren zu ertei-
len, statt Genehmigungen auf jeweils einen 
Monat zu befristen? 

Die schriftliche Antwort des Ministers für Bauen 
und Verkehr lautet:  

1.  Der unmittelbar an der stillgelegten Bahn-
strecke Osberghausen-Waldbröl gelegene 
Knoten Boxberg B 256/L 339/L 38 ist drin-
gend ausbaubedürftig. 

  Nach intensiver Planung und Vergleich von 
Varianten stellt sich als wirtschaftlichste Lö-
sung eine Neuverknüpfung ohne Erneue-
rung der Brücke über die obengenannte 
stillgelegte Bahnstrecke heraus. Ein zusätz-
licher Brückenbau für die nicht mehr im 
ÖPNV-Bedarfsplan enthaltene Linie hätte 
die Kosten fast verdoppelt. Da ein verkehr-
liches Bedürfnis für die Bahnlinie weder von 
der DB AG noch von den betroffenen Ge-
meinden gesehen wird, soll auf ein erneu-
tes Kreuzungsbauwerk mit der ehemaligen 
DB-Strecke verzichtet und die im Einschnitt 
liegende Trasse im Kreuzungsbereich ver-
füllt werden.  

2.  Nach Aufstellung der Planungsentwürfe 
wurde das Planfeststellungsverfahren am 
03.08.2007 eingeleitet. 

  Im Rahmen dieses Verfahrens werden alle 
entscheidungsrelevanten Belange, zu de-
nen auch die verkehrlichen Bedürfnisse ge-
hören, ermittelt. Die Träger öffentlicher Be-
lange werden angehört und haben Gele-
genheit, Bedenken und Anregungen einzu-
bringen. Erst nach sorgfältiger Abwägung 
im Verfahren wird abschließend durch Plan-
feststellungsbeschluss entschieden. Der 
vorliegende Fall unterscheidet sich im Ver-
fahren damit nicht von anderen Straßen-
bauprojekten.  
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